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Veber das Berhältniß des ruſſiſchen Criminalpro- 
ceſſes zum provinziellen Liv⸗ Eft- und Curlands. 


Der gegenwärtig in Liv-, Eft- und Curland geltende Cri- 
minalproeeß bat fi in allen wejentlihen Beziehungen bereitd 
in der Zeit vor der Unterwerfung dieſer Provinzen unter die 
ruſſiſche Herrfchaft entwidelt und zwar bildete der jogenannte 
gemeine deutjche Sriminalproceß die Grundlage defjelben, nach— 
dem dad altdeutfche Verfahren ſchon in der Ordensperiode außer 
Gebrauch gefommen war. 


Der gemeine Proceß wurde jedoch im Laufe der Zeit durch 
Geſetze und Verordnungen der damald in den Dftfeeprovinzen 
beitehenden gejegebenden Gewalten in mehrfacher Beziehung 
modificitt. Dabin gehören insbeſondere für Liv» und Ejtland 
die ſehr zahlreichen Gefeße und Verordnungen der ſchwediſchen 
Regierung und für Curland die fog. commifforialifchen Decifionen. 


Nachdem fich in diefer Weife ein befonderer, vom gemeinen 
Proceſſe abweichender provinzialrechtlicher Rechtsſtoff ausgebildet 
hatte, fand eine Verbindung der befonderen provinzialrechtlichen 
Normen mit den gemeinredhtlihen naturgemäß in der Prarid in 
der Weiſe ftatt, daß die erjteren als hauptrechtliche Normen in 
erfter Linie und erft, jo weit diefe nicht ausreichten, die gemein- 
rechtlichen, als Hilförechtliche Normen zur Anwendung gebracht 
wurden, jo daß der provinzielle Criminalproceß fortan aud die 
fen beiden Theilen beftand. 

Zur. Zeitſchr. VI. Sg. H- 1. —1 
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Dei der Unterwerfung der Oftfeeprovinzen unter die rufft- 
ſche Herrjchaft wurde ihnen der Fortbeſtand des biöherigen Rechts⸗ 
zuftandes zugefichert. In der Gapitulation der Tivländifchen 
Ritterſchaft insbeſondere heißt e8 in Beziehung auf den Proceß: 
„in allen Gerichten wird nad) Livländifchen Privilegien, wohl 
eingeführten alten Gewohnheiten, auch nach) dem befannten 
alten livländiſchen Ritterrechte umd, wo dieſe deficiren möchten, 
nach gemeinen Deutfchen Rechten der landesüblihen Pro- 
ceßform gemäß fo lange decidiret und gefprochen, bis unter 
Geniefung weiterer Huld und Gnade ein vollftändiges jus 
provinciale in Livland colligiret und ediret werden können.“ 
Der den Oftfeeprovinzen bei ihrer Bereinigung mit Rußland 
zugejicherte Fortbeitand ihres Provincialrechts fchloß jedoch nicht 
aus, dag das ruffifche Recht nunmehr einen gemifjen Einfluß 
auf dad Provinzialrecht gewann. Derſelbe läßt ſich in Beziehung 
auf den provinziellen Sriminalproceß nad) folgenden Geſichts— 
punkten feitftellen : 

1. Reichsgeſetze, welche durdy die Geſetzgebung ausdrüd- 
lich auf die Provinzen ausgedehnt oder ſich auf Inftitute und 
Einrichtungen beziehen, die in den Provinzen ausdrüdlich ein- 
geführt find, haben die Bedeutung hauptrechtlicher Normen und 
geben allen anderen Gejeten vor. | 

2. Reichsgeſetze, welche nicht austrüdlich auf die Provin= 
zen ausgedehnt worden, Tünnen die Provinzialgefehe nicht ab- 
ändern. Diefer im Swod ber Reichsgeſetze (Reichsgrundgeſetze 
Art, 79) ausdrücklich anerkannte Grundſatz verhindert jedoch 
nicht, Daß dort, wo es fich nicht um Abänderung, jondern nur 
um nähere $ejtftellung bereit8 im Provinzialrecht geltender 
Rechtsſätze handelt, dad Reichsrecht jubfidiär in Anwendung 
gebracht werben kann. Da num der provinztelle Griminalproceß, 
abgejehen von dem in demjelben ausgebildeten Anklageverfahren, 
ebenjo wie der ältere, im Swod der Reichsgeſetze enthaltene 
Griminalproceb auf den Regeln des Inquifitionsproceſſes beruht, 
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jo konnte ed nicht fehlen, daß ſich in dem Criminalproceß des 
Reiches vielfach Nechtöfäge finden, .die mit denen des provin- 
zielen Griminalprocefjed übereinftimmen, oder dieſe ergänzen 
oder aber controverje Sätze ded gemeinen Proceſſes in beitim m⸗ 
ter Weiſe entjcheiden. In allen folchen Fällen hat die Praris 
in Livland, die ſich jedoch in dieſer Beziehung nicht unwejent- 
lich von der Praris in Ejt- und Curland unterfcheidet, Fein 
Bedenken getragen auf Beitimmungen des Reichsrechtes, aud) 
wenn fie nicht ausdrüdlich auf die Dftfeeprovinzen ausgedehnt 
worden, Bezug zu nehmen. In Solge deifen hat der im Swod 
der Reichsgeſetze enthaltene ältere Criminalproceß in den ange- 
gebenen Beziehungen durch den Gerichtögebraudy in Livland die 
Bedeutung eined von der livländiichen Proceßtheorie jogenann- 
ten jecundären Hilfsrechts erhalten (vgl. A. von Rich: 
ter, der livländiſche Strafproceh, Riga 1845 8 16) dad nad 
ben in den Provinzen geltenden Rechtsnormen zur Anwendung 
kommt. 

Der Einfluß, den der Criminalproceß des Reiches auf den 
provinziellen Criminalproceß durch die Praxis erlangt hat, war 
ſomit weit davon entfernt den letzteren zu beſeitigen, vielmehr 
folgt aus der Anwendung des ruſſiſchen Crim inalproceſſes als 
Hilfsrecht unzweifelhaft der Fortbeſtand des provinziellen Cri⸗ 
minalproceſſes. Jeder in dieſer Beziehung noch mögliche Zwei⸗ 
fel wird aber durch ven Allerhöchſten Befehl vom 1. Juli 1845 
bei Promulgation der beiden erjten Bände ded Provinzialrechted 
vollftändig bejeitigt. Dafelbit heißt es nämlich unter Bezug- 
nahme darauf, daß die befonderen Rechtsbeſtimmungen der Gou= 
vernements Liv-, Eſt- und Eurland zu zahlreich jeien, um fie 
in das allgemeine Reichögejeßbuch einzufchalten, — daß nad) 
dem Allerhöchft beftätigten Plane für die Codification des Pro⸗ 
vinzialrecht8 der fünfte Haupttheil die Regeln des Criminalpro⸗ 
ceſſes enthalten jolle. Zugleich wird Hinfichtlich der noch nicht 
eodificirten Theile des Provinzialrechtes, zu denen nach dem 

1* 
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Allerhöchſt beftätigten Plane auch der provinzielle Criminalpro- 
ceB gehört, ausdrüdlich beftimmt, daß „bis zur Veröffentlichung 
der folgenden Theile dieſes Provinzialrechtes die DBerwaltungs- 
und Gerichtöbehörden, ſowie Privatperfonen — fortfahrend ſich 
nad) den geltenden Nechtöbeftimmungen zu richten — in der Ger 
Ichäftöverhandlung wie biäher auf die einzelnen Verord— 
nungen, Befehleund anderen Rechtsbeſtimmun— 
gen ſich zu berufen haben." Nach dem ftrieten Wotlaute diejes 
Allerhöchſten Befehles find fomit nicht bloß die der Zeit vor der Un- 
terwerfung der Provinzen unter die ruffifche Herrfchaft angehörigen 
Befehle und Verordnungen, fondern auch die während ber ruſſiſchen 
Herrichaft erlaffenen Befehle, Verordnungen und andere Rechtöbe- 
ſtimmungen unmittelbar zu allegiren. Sn Webereinftimmung bier- 
mit hat dann auch der dirigirende Senat in dem Ukas vom 21. No⸗ 
vember 1846 Nr. 498, publicirt durch das Patent der livländifchen 
Gouvernement3-Regierung vom 10. December 1846 Nr. fp. 92, 
den Gerichtöbehörden der Dftjeeprovinzen vorgejchrieben : „daß fie 
bis zur Veröffentlichung der folgenden Theile des Swod der 


Provinzialgejebe fih nad) den geltenden Rechtsbeſtimmungen 


zu richten, bei der Verhandlung von Griminalfachen wie 
bisher fi) auf die einzelnen Berordnungen, Befehle und 
anderen Rechtsbeſtimmungen zu berufen und, wo ſolches 
erforderlich iſt, die Artikel ded 2. Buches des Swod 
der Criminalgeſetze Bd. XV in derjenigen Geftalt, wie die 
felben in der VI. Fortfeßung dieſes Bandes aufgenommen find, 
anzuziehen haben.“ | 

* Der dirigirende Senat hat fomit die directe Allegation der 
Artikel des älteren Criminalproceſſes des Reichs auf die Fälle 
beſchränkt, wo ſolches erforderlid tft, d. b. aljo auf 
diejenigen Fälle, für welche in den provinziellen Duellen „ein- 
zelne Befehle, Verordnungen und andere Nechtöbeftimmun- 
gen“ nicht vorhanden find und das ruffiiche Recht ald Hilfe- 
recht ergänzend eintritt. Als folche Fälle werden in dem Senatd- 
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ukaſe angeführt: dad Appelationdverfahren, dad Berfahren bei 
Sröffnung der Entjcheidungen der Gerichtähehörden ıc. 

Der in Rede ftehende Senatsukas ift übrigens noch info= 
fern beſonders hervorzuheben, ald er die Annahme widerlegt, 
daß der provinzielle Criminalproceß in Folge der Promulgation 
des Strafgeſetzbuches in den Ditjeeprovinzen durch den älteren 
Criminalproceß des Reiches befeitigt worden fei. Denn der Se- 
natsukas conftatirt den Yortbeftand des provinziellen Criminal» 
procefjed, deffen Codification er in Ausficht ftellt, obgleich das 
am 15. Auguſt 1845 Allerhöchft beftätigte Geſetzbuch der Gri- 
minal- und Gorrectionäftrafen bereit im Sahre 1845 in Liv- 
land promulgirt war (Vgl. Patent der livl. Gouv. Reg. vom 
26. October 1845 Nr. ſp. 78). Es haben daher alle Autoritäten, 
denen dad Recht der Einfichtnahme in die Proceßacten zuſteht, 
wie die Procureure und Fidcale, jowie diejenigen, denen im ge: 
wiſſen Fällen die Beitätigung von Criminalurtheilen obliegt, 
wie die Gouverneure und der dirigirende Senat, niemald die 
Sriftenzberechtigung des provinziellen Griminalprocefjed ange: 
zweifelt. Diejelbe wird audy von der neueften Gejebgebung für 
dad Reich anerkannt, denn in der Ausgabe ded Swod ber 
Reichsgeſetze vom Jahre 1876 Bd. XV Abth. II, in welche der 
ältere ruffiiche Criminalproceß neben dem reformirten Aufnahme. 
gefunden hat, heißt e8 in der Anmerkung zum Art. 1, daß der 
ältere Eriminalproceß ded Neiched nur in den in den Artikeln 
1191, 1218 und 1755 der allgemeinen Gouvernementöverord- 
nung bezeichneten Dertlichkeiten Anwendung findet. Unter den 
bafelbft erwähnten Dertlichleiten find aber bie Oſtſeegouverne⸗ 
ments nicht genannt. 

Zum Scluffe möge noch der Beitrebungen wegen Re⸗ 
form des provinziellen Criminalprocefje Erwähnung gefcheben. 

Seitdem für dad Neid) eine Reform ded Procefjes nach 
den Grundjäten der Deffentlichfeit und Mündlichkeit, ſowie des 
Anklageverfahrens in Ausficht genommen war, verſchloß man 
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fih in den Oſtſeeprovinzen nicht der Einficht, daß ed fi für 
diefelben nunmehr nicht blo8 um eine Codification des geltenden 


Rechtes, jondern zugleih um eine Reform deſſelben handeln- 


müfle. Die zu diefem Behufe in Dorpat und jpäter in Riga 
niedergejeßte Gentral-Iuftiz.Commijfion arbeitete die Entwürfe 
für einen vierten und fünften Theil des Provinzialrechts aus. 
Die Commiffion wurde jedoch gegen Ende des Sahres 1866 
vertagt und die Arbeiten haben zu feinem Ziele geführt. Der 
Grund diefed Mißerfolges lag vorzugsweije darin, daß ſeitdem 
die Frage wegen unveränderter Einführung des reformirten ruffi- 
ſchen Proceſſes in den Oſtſeegouvernemens auf die Tagesord⸗ 
nung geſtellt iſt und nur noch einzelne Abweichungen zu Guns 
jten der lebteren zugelaffen werden follten. Die Frage wegen 
der Reform ift bis heute nicht zum Abjchluffe gelangt, jeden 
falls aber bat fie mit dem status quo nichts zu fchaffen. Der» 
felbe hat durch die für die Zukunft geplante Reform feine Aen⸗ 
derung erlitten. 


.®. Schmidt. 


J. 


Ueber den Einfluß der teſtamentariſchen, ſowie 
der vertragdmäßigen Berufung der beerbten 
Mittwe zur Erbfolge in den Nadlak ihres 
Mannes auf die Rüdforderung ihrer Illaten reſp. 
auf das dotalitium und auf das Wittwenjahr, 


nach Turländiihem Nechte 


von 


Oberhofgerichtsndvofat Ferdinand Seraphim in Mitau. 


Unter den kurländiſchen Juriſten wird in neuerer Zeit 
nicht jelten die Anjchauung vertreten, die Beitimmungen des 
kurl. Rechts über die Snteftaterhfolge'der beerbten Wittwe brachten 
ed mit fih, daß die im Teſtament ihre Ehegatten oder durch 
Erbvertrag mit demjelben zur Erbin eingefebte beerbte Wittwe, 
in Grmangelung diedbezüglicher Beitimmungen im Xejtamente 
ober Erbvertrage,. durch Antretung der ihr jolchergeftalt deferirten 
Erbſchaft: 

1) den Anſpruch auf Rückforderung ihrer Illaten, bezie- 

hungsweiſe auf das ihr beftellte dotalitium verliere, 

2) die Bortheile des Wittwenjahred einbüße. 

Bei der unverfennbaren practiſchen Tragweite diefer Auf- 
faſſung, weldhe m. E. in unferem Rechte nicht begründet iſt und 
bezüglich deren es mir nicht gelungen ift, Präjudikate zu ermit- 


u 
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teln, dürfte e8 geboten fein, biefelbe in Nachftehendem auf ihre 
Berechtigung zu beprüfen. | 

Im Folgenden wird, der Bereinfachung wegen, nur von 
der teſtamentariſchen Crbedeinfegung der beerbten Wittwe die 
Rede fein. Was von ber teftamentarifchen Erbeseinſetzung gejagt 
werden wird, gilt auch gleichmäßig von der vertraggmäßigen. 


8. l. 

Bezüglih der Suteftaterbfolge der mit Kindern 
hinterbleibenden Wittwe unterjcheidet das furl. Recht, ob die 
Wittwe Vermögen in die Ehe gebracht hat oder nicht. 

Hat die Wittwe Vermögen in die Ehe gebracht, jo hat 
fie, wenn e8 fi) um den Nachlaß eined Indigenatdadeligen han⸗ 
delt, nach Vorausnahme ihres Sonderguted, die Wahl, ob fie 
thr Eingebrachtes zurüdverlangen oder die doppelten Zinjen ded- 
jelben als Leibgeding (dotalitium) beziehen oder einen Tochter⸗ 
theil nehmen will. ') 

Hat die Wittwe Fein Vermögen in die Ehe gebradjt, fo 
erhält fie einen Zochtertheil des ehemännlichen Nadhlaffes. 2) 

Die Wittwe eined nicht zum Indigenatsadel gehörigen 
Erblafferd genießt in diefer Beziehung diefelben Rechte, wie die 
Wittwe eines Indigenatsadligen, nur daß fie auf ein Leibgeding 
feinen Anſpruch hat und daß ihr bei der Theilung mit den Kin- 
dern, — Söhnen und Töchtern, — ein Kopftheil gebührt. °) 

Aus diefem Wahlrechte der ab intestato mit Kindern 
ihres Mannes concurrirenden Wittwe, die Vermögen in die 
Che gebradht, und aus der ferneren Bewandniß, daß die ber 
MWittme, — wie überhaupt dem überlebenden Ehegatten, — bei - 
der Snteftaterbfolge in den Nachlaß des verftorbenen Chegatten 


1) Theil IIL des Prov.⸗Rechts Art. 1777. Das dotelitium iſt übri- 
gend in Kurland gänzlich außer Gebrauch gelommen. 

2) Art. 1778 1. e. 

3) Urt. 1782 1 e 
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gebührenden Vortheile, die ſ. g. portio statutaria, auch durch 
negotia mortis causa des anderen Ehegatten nicht wiber ihren 
Willen gejchmälert werden dürfen, glaubt man nun folgern zu 
müfjen, daß die mit Sindern bed verftorbenen Manned binter- 
bleibende Wittwe, wenn fie von demfelben teftamentarifch zur 
Erbin eingefeht worden, das Teftament aber hinſichtlich der Illa⸗ 
fen und des Wittwenfahres Feine Beftimmungen enthält, durch 
Antretung der ihr ex testamento deferirten Erbſchaft lediglich 
aufdenihrteftamentarifh zugewiejenen Erb» 
theil beſchränkt ſei, von ihrem Rechte, ihre Illaten zu⸗ 
rückzuverlangen oder das dotalitium zu beanſpruchen und das 
nach Art. 1770 1. o. ihr zuftändige Wittwen jahr zu genießen 
aber nicht weiter die Rede ſein könne, weil eben im Teſtamente 
hierüber nichts enthalten ſei und die Wittwe ja von ihrem, auch 
durch Verfügungen des Ehemannes auf den Todesfall ihr nicht 
zu verkümmernden Wahlrechte keinen Gebrauch gemacht habe. 

Die Wittwe müſſe daher, wenn fie den teſtam entariſch ihr 
zugewieſenen Erbtheil annehme, ihre Illaten ganz ebenſo con⸗ 
feriren, wie bei der Snteftaterbfolge, wenn fie ſich bei dieſer 
leßteren für einen Zochtertheil refp. Kopftbeil der Erbichaft. 
entſcheide. 

Dieſe Schlußfolgerung dürfte aber durchaus nicht gerecht⸗ 
fertigt erjcheinen. 


82. 


Was zunächft die Illaten anlangt, fo wird man die nur 
zu Irrungen führende Auffafjung fallen lafjen müſſen, als 
habe bei der Snteftaterbfolge die ihre Inteftaterbportion wählende: 
Wittwe, wie ed häufig ausgedrüdt wird, ihr Eingebracdhtes zum 
Nachlaſſe des Ehemannes zu conferiren. 

Bon einer Collation im wahren und technifchen Sinne 
des Wortes kann hier überall nicht die Rede fein. 
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Gegenftand der Gollation kann nadı dem geltenden Rechte 
nur Dasjenige fein, was der Erbe von dem Erblaffer 
bei defjen Lebzeiten ald Zuwendung erhalten, alſo das 
ſ. g Boraudempfangene, und diefe Collationäverpflich- 
tung it fowohl binfichtlich des Gegenftandes, wie hinfichtlich der 
Subjecte beſchränkt; fie bezieht fich nur auf die von dem Erb- 
laſſer jeiner Defcendentin gegebene oder aber verfprochene Mit- 
gabe und Audfteuer, ferner auf dad vom Erblaſſer einem feiner 
Deſcendenten gegebene ſ. g. subsidium paternum, unter ge> 
willen Vorausſetzungen auch auf Schenfungen ded afcendenti- 
chen Erblaſſers an feinen Defcendenten und endlich auf gewifle 
andere Zuwendungen, die die Dejcendenten von ihrem Crb- 
laffer erhalten haben, falld der Erblafjer die Collation dieſer 
legteren Zuwendungen ausdrücklich angeordnet hat*) und fie 
liegt demnach nur den einen gemeinjchaftlichen Afcendenten be 
erbenden Dejcendenten deijelben einander gegenüber ob. °) 

Die Wittme, welche ihrem Manne Vermögen eingebracht, 
hat aber begreiflich dadurch von ihrem Chemanne nichts im 
Boraud empfangen, jte bat vielmehr dem 
Manne ein Vermögen zugebracht, deilen Verwaltung 
und Nutznießung nur durante matrimonio dem Manne zufteht. 
Die Frau kann diefe, zu ihrem Vermögen gehörenden 
Illaten nicht nur im Falle des Todes ihres Chemannes, fondern 
auch bei Auflöfung der Ehe durch richterliches Urtheil, ſowie im 
Sale eined Concurſes ded Chemannd und jchlechter Verwaltung 
des Frauenguted durch ihn, zurüdverlangen, ©) wobei der Che- 
mann für alen durch feine Schuld ermachfenen Schaden 
verantwortlich ift. °*) 


4) Art. 27532758. 1. e. 
5) Art. 2745. 1. e. 

6) Art. 59. 1. c. 

6a) Art. 59 und 60 1. e. 
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Sie ift aljo viedbezüglich gegenüber dem Manne reſp. 
deſſen Erben forderungsberedhtigt, ') nicht collas 
tiondverpflichtet. Daher ſprechen denn auch unfere Gejeße 
weder bei der Lehre von der Collation, noch auch fonft irgend 
wo, von einer Collationspflicht der ihren Ehegatten in 
Soncurrenz mit Kindern deffelben beerbenden Wittwe. 

Die Beitimmung bed Art. 1777 1. 0, welche allerdings 
bei der Inteftaterbfolge in den Nachlaß des Ehemannes 
der beerbten Wittwe nur die Wahl zwiſchen der Rüdforderung 
ihres Eingebrachten refp. dem dotalitium einerjeitd und ihrer 
SInteftaterbportion andererfeitö gewährt, läßt fich aber, falld die 
Wittwe ihre Intejtaterbportion wählt, auch abgefeben von dem 
bereitö früher Bemerkten, jhon um deßwillen nicht unter den 
Begriff der Collation bringen, weil die conferenda immer 
in natura oder ihrem Werthe nach bei der Erbtheilung in Be- 
trat fommen, während die Illaten der Frau, in jo weit 
fie niht mehr im Nachlaſſe des Ehemannes vor 
banden find, jelbft im Falle gröbfter Verſchul— 
dung des Ehegatten, bei der Berechnung des Werthbetra> 
ge8 der Inteftaterbportion der Witwe nicht mit in 
Berechnung gezogen werden, weil mit der Wahl der Inteitats 
erbportion der Anſpruch auf Nüderflattung der Illaten auch 
gegen die Erben des Mannes megfällt. 

Sollte aber eine Sinwerfung der Sllaten, alio 
indem Sinne, gemeint fein, daß die Wittwe in ihrer Erb- 
portion zugleich den dieſer entjprechenden Wertbbetrag 
ihrer gefammten Illatenforderung erhält, jo müßte Died aus⸗ 
drüdlich gejagt fein. °) 

Diefer Auffafjung würde indeffen der $ 106 der furl. 
BB. wiberfprechen, der offenbar nichtd vom Landrechte Ab- 


7) v. Bunge’3 Kurl. Privatrecht $ 270 ©. 542. Anmerl. d. 
8) Befeler Syſtem des Deutihen Privatrechts 3. Aufll. $ 135 ©. 568. 
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weichendes beftimmen will, und der Witwe in Concurrenz mit 
Kindern des verftorbenen Ehegatten doch auch nur die Wahl 
zwifchen ihren Slaten und einem Kindestheile aus dem 
Nachlaſſe des Mannes gewährt. Zu diefem Nacdlajfe 
gehören aber die nicht mehr vorhandenen Fllatengegen- 
fände der Ehefrau, auf deren Rüdforderung diefe behufs 
Erlangung des Kindestheiles verzichtet hat, doch unmöglich.) 


Durch eine ſolche Einrechnung des Werthed der Sllaten- 
forderung auch bezüglih der nicht mehr vorhandenen 
Sllatengegenftände würde die Härtetder Beftimmung des $ 193 
1. c. allerdings gemildert, aber der Anſpruch der Wittwe auf 
einen alſo berechneten Kopf refp. Tochtertheil würde fich dann 
zu einem Forderungsrechte gegen die Erben ded Mannes 
geitalten, nicht mehr ald ein Inteftaterbrecht der Chegat- 
tin qualificiren laſſen. 


83. 


Die Wittwe, indem fie ab intestato ihre Erb- 
portion wählt, verliert alfo einfach dad Rüdforde- 
rungsrecht bezüglich ihrer Illaten reſp. den Anſpruch auf 
da8 dotalitium auch gegenüber den anderen Erben 
ihres Chemannes ; nur dad von dieſen Sllaten in der Erbmaſſe 
noh Vorhandene kann ihr dann bei der Erbtheilung, als 
zur Erbmaſſe gehörig, zu Gute fommen, 9») 


9) A. M. fcheinen Neumann Kurl. Erbrecht S. 64 und v. Bunge 
1. c. $ 250 Note zu fein und eine wirkliche Einwerfung der Illaten, aljo 
mit voller Werthanrechnung berfelben, anzunehmen. Su auch C. Erdmann 
in feinem Güterrechte der Ehegatten nad) tem Prov.-Rechte Liv-, Ehft- und 
Rurlande, $ 14. S. 213, der jedoch ebendaſelbſt S. 226 Note 346 von 
einem Berlufte der Sllaten fpridt. 


9a) Wenn die Wittwe bezüglich der Ilaten das Rückforderungsrecht 
verliert, fält aud der bezüglihe Schavenerfag- Anfpruch jelbfiverftänd- 
lid weg. 
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Diefer Berluft des Rechts, ihre Illaten von den 
Miterben im Naclafje des Mannes verhältnigmäßig zurüdzus 
verlangen, rejp. die Entrichtung des dotalitii zu beanjpruchen, 
wenn fie ihre Inteftaterbportion wählt, ift alſo eine ganz auf: 
fallende Rehtsjingularität der Inteftaterbfolge 
und involvirt zugleich eine ebenfjo auffallende Härte. 


Nach allgemeinen Rechtsgrundſaͤtzen könnte der Verluſt bes 
Anſpruchs der miterbenden Ehegattin auf Rückerſtattung ihrer 
Illaten reſp. auf Entrichtung des dotalitii doch nur nach 
Verhältniß ihres Erbt heils eintreten und dies auch 
nurdann, wenn fie bie Erbſchaft ihres Mannes nicht sub 
beneficio- inventarii angetreten hat. 


Daß aber die Chegattin, weldje dem Manne Bermögen 
inferirt hat, defjen durante matrimonio ihm zufommender Nieß- 
braudy ihm vermögensrechtliche Bortheile gewährt, 
ihr Rückforderungsrecht bezüglich ihrer SNaten rejp. den Anſpruch 
auf das ihre conftituirte dotalitium vollftändig verlieren 
fol, wenn fie ab intestato mit Kindern concurrirend ihren 
Ghemann beerbt, ift in der That eine, durch Feine innern Gründe 
gerechtfertigte 1%) Härte des Gefebes, welche dem gemeinen Rechte 
ebenfo fremd ift, wie dem Livländifchen und CEhftländifchen 
Rechte und auffallend gegen die Begünftigung der beerbten 
Wittwe contraftirt, die ihr Vermögen als Sondergut zu 
eigner Verwaltung und eigenen NRevenüengenuß behalten, 
nicht ald Illaten dem Ehemann zu Verwaltung und Revenüens 
genuß überlafjen hat. 


10) Eine folde innere Rechtfertigung Liefert auch nicht die Kon 
®. Erdmann 1. c. aus der Hoentificrung son Miigabe und Einge- 
brachtem in Kurland verſuchte Erflärung diefer ganz auffallenden Härte 
des kurl. Privatrechts. cf: &. Erbmann 1. c. $ 14 ©, 230 und ebendaſelbſt 
83. ©. 62 und $ 4 S. 73 fig. 
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84. 


Allerdingd darf der Ehemann aud durch Verfügungen auf 
ben Todesfall der Ehegattin widerihren Willen diejeni- 
gen Rechte nicht ſchmälern oder entziehen, welche ihr im %alle 
ber Inteftaterbfolge in feinen Nachlaß als portio statu- 
taria gejeßlich zugefichert find, denn nach der Auffaſſung des 
deutfchen Nechtd gilt die portio statutaria ald durch die Ehe 
verdient.) 

Dadurch eben unterjcheidet fich der Anſpruch des üherle- 
benden Ehegatten auf die portio statutaria von dem gemein- 
rechtlichen Rechte ded Notherben, fo wie des Pflichttheilsberech⸗ 
tigten im eigentlichen Sinne. 

Der MUeberlebende hat vermöge des Rechts auf die porlio 
statutaria im Falle der Beeinträdhtigung berjelben auch 
durch negotia mortis causa des anderen Ehegatten, ebenjo wie 
nah Römiſchem Rechte die dürftige Wittwe, eben nur einen 
durh perſönliche Klage gegen die teftamentarifchen Exben, 
salvo testamento, geltend zu machenden Anſpruch auf unge: 
jchmälerte Hinterlafjung ded ihm ab intestato Gebührenden. 12) 

Wenn aber der Ehemann feine mit Kindern concurrirende 
Ehefrau im Teftamente zur&rbin inftituirt, ohne 
bezüglich ihrer Sllaten oder des ihr conftituirs» 
ten dotalitii irgend etwas zu beftimmen, und 
die Ehefrau ſolche, ex testamento ihre deferirte, 
Erbſchaft antritt, jo fcheint ed mir völlig unzuläffig, 
bei foldher teftamentarifhen Erbfolge auf die Be 
flimmungen ter Snteftaterbfolge zurüdgugreifen. 

Indem der Ehemann feine Ehefrau, weldhe Vermögen in 
die Ehe gebracht hat, zu feiner teftamentarijhen Erbin 


11) v. Gerber Deutſches Brivatreht 12. Aufl. $ 256 ©. 703, 
12) v. Gerber 1. ec. Note 9; Befeler Syſtem $ 135. ©. 569; v. 
Bangerow 7. Aufl. $ 485 in fine. 
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ernennt, ohne ihre Erbeseinſetzung an die Bedingung zu knüpfen, 
daß fie das Hüdforderungdrecht bezüglich ihrer Illaten refp. den 
Anſpruch auf das dotalitium verlieren folle, hat er fie eben 
einfah unter die regelmäßigen Normen und 
Sonditionen deß teftamentarifhen Erbrechts, 
nihtaber unter die bloß für die Inteftaterb»> 
folge geltenden beſonderen Rechtsbeſtimmun— 
gen geftellt. 

Er hat von diefen Normen der teftamentarifchen Erbfolge 
eben nichts Abweichende verordnet und es ift daher. 
Thon nach allgemeinen Interpretationdregeln au nit ans 
zunehmen, daß er von ihnen habe abweiden 
wollen. 

Am Allerwenigften aber ift anzunehmen, daß er eine, bei 
der Inteftaterbfolge von feinem Villen unab- 
hängige, Beitimmung da habe zur Geltung bringen wollen, 
wo feine Chegattin eben nicht ab intestato , aljo nicht nad) 
unmittelbar gejeglicher Beitimmung, ohne fein Zuthun 
und ohne feinen Villen, Jondern gerade umge» 
Tehrt durch feinen, des Erblaſſers, in erfter 
Linie maßgebenden, Willen, zur Erbin berufen wird 
und diefe, folder Berufung gemäß, die Erbſchaft 
antritt, denn in testamentis plenius voluntates testan- 
tium interpretantur. '°) 


8 5. 


Eine gegentheilige Annahme würde alfo nidyt nur hiege- 
gen, jondern überdied gegen den Grundſatz verjtoßen, daß fin - 
gulaire Rechtsbeſtimmungen ſtets ftricte audzulegen und 
niht analog zu ertendiren find, und zwar um jo 
mehr verftoßen, ald Fein Geſetz, Teine Rechtsnorm es dem Che- 


13) 1. 12 RB. de R. J. (L, 17). 
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mann verbietet, der Chegattin mehr zu hinterlafien, als 
ihr ab intestato eigentlich zufäme, joweit er nur nicht die 
Rechte feiner Notherben und Pflichttheiläberechtigten verleßt. 
Vielmehr fprechen es die Furl. Statuten in den 88 192 und 193 
deutlich genug aus, daß der Ehemann feiner Ehegattin im Teſta⸗ 
mente — jo wie mittelft Erbvertragd — aud mehr hin- 
terlajfen könne, als ihr ab intestato gebührt. '%) 


Durch die Erbedeinfegung der Frau im Teftamente des 
Mannes, der ihr dabei nicht ſpeciell das Recht, ihre Illa⸗ 
ten zurüderftattet zu verlangen refp. das dotalitium zu bean» 
Ipruchen, entzieht, erhält die Frau aber regelmäßig mehr, als 
ihr ab intestato gebührt, da fie, wenn fie eben nicht 
ab intestato fuccedirt, aud den, nur für dieſen 
Tall gefelich verordneten, Verluſt ded Rechts auf Nücderftat: 
tung ihrer gefammten Illaten reſp. auf Entrichtung des dotalitii 
nicht erleidet. — Sie fommt daher garnicht in die Lage, 
von dem ihr bloß bei der ab intestato deferirten Erbfolge in 
den Nachlaß ihres Chemannes zuftehenden Wahlrechte Ge— 
braudy zu maden. 


Wenn aljo die mit Kindern concurrirende Wittwe, welche 
im Teftamente ihre Ehegatten von diefem zur Erbin ernannt 
worden, die ihr aljo, ex testamento mariti, deferirte 
Erbſchaft defjelben antritt, fei ed au, daß der ihr teſta— 
mentarifch zugewiefene Erbtheil geringer ift, als ihre Inte: 
ftaterbportion, jo bat fie damit erklärt, daß fie eben als tejta- 
mentarifhe Erbin, ex testamento, juccediren, nicht 
eine, durch Zuweifung einer Meinen Erbportion etwa jtatt- 
findende, Beeinträchtigung ihrer portio statutaria geltend machen, 
fondern fi) auf den Boden derteftamentarifden 
Erbfolge ftellen wolle. 


14) dv. Bunge's Kurl. Privatreht $ 250. S. 502, Anm. 99. 
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Demgemäß wird fie auch in gleicher Weife, wie jeder | 
andere teftamentarifche Erbe, ihre Forderungen und Anfprüche, 
die fie gegen die. Erblafjer hat, geltend machen Tönnen. 


Es werden daher, wenn fie die Erbſchaft ihres Mannes 
angetreten hat, ohne von dem beneficio inventarii Gebrauch zu 
maden, die Wirkungen der confusio nur pro parte eintre- 
ten und da8 wird denn aud, felbftverftändlich Hinfichtlih ihrer 
Forderung auf NRüderftattung ihrer Illaten refp. auf das dota- 
litium Anwendung finden müffen; während, wenn fie nur sub 
beneficio inventarii die Erbſchaft ihred Mannes angetreten bat, 
ihr das Recht nicht abzufprechen fein wird, ihren Illatenanſpruch 
refp. den Anfpruch auf das dotalitium unverktürzt, alſo ab- 
gejehen von den rechtlichen Folgen der durch die Grbantretung 
bewirkten confusio, zurüdzuverlangen. 


Zu gleihem Rejultate aber müßte man um fo mehr dann 
gelangen, wenn man bei der Inteftaterbfolge in ben 
Nachlaß des Ehemannes, der ihre Illaten zur Berehnung 
des Werthbetrages ihred Kopf: reſp. Tochtertheild ein- 
werfenden, beerbten Wittwe lediglih ein Forderungs— 
reht auf den alſo berechneten Kopf- reſp. Toch— 
tertheil gegen die Erben des Mannes zuerkennt. Denn 
dieſes Forderungsrecht märe eben durch die, bei ber 
teftamentarifhen Grbedeinfegung der Wittwe 
wegfallende SInteftaterbfolge und dad bei dieſer 
ftattfindende Wahlrecht bedingt. 


Nur aljo in dem Falle, wenn die beerbte Wittwe 
von ihrem verftorbenen Ehegatten unter der Bedingung 
terftamentarifch zur Erbin eingefegt worden, daß fie (auch gegen 
ihre Miterben) auf die Nüderftattung ihrer Illaten verzichte 
und fie, um den ihr teftamentarifch zugewiejenen Erbtheil zu 
erwerben, auf dieſe Bedingung eingeht, ceffirt ihr, in 
Dbigen näher präcifirter Anfpruch auf Rüderftattung der Illaten. 

Sur. Zeitſchr. VIII. Sg. H. 4. 
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86. 

Gegen dad in Obigem gewonnene Reſultat hat man in 
praxi den Cinwand erhoben, daß dafjelbe im Widerfpruch ftehe 
zu dem Art. 2750 Thl. III. des Prov.-Rechts, zwiichen welchem 
und dem Art. 1780 1. c. eine Wechfelbeziehung jtattfinde und 
Daß, weil der Pflichttheil der mit der beerbten Wittwe 
coneurrirenden Kinder des verjtorbenen Ehemanns nach der 
Inteſtaterbportion diefer leteren zu beredynen, die In— 
teftaterbportion aber ihrer Größe nad) dadurch bedingt fei, ob 
bei der Sinteftaterbfolge die concurrirende Wittwe defuncti ihren 
Snteftaterbtheil im Nachlaffe ihres verftorbenen Ehemanns, unter 
Berzichtleiftung auf die Nüdforderung ihrer Illaten, oder aber 
die Rüdforderung ihrer Illaten, unter Berzichtleiftung auf ihre 
Snteftaterbportion, gewählt habe, auch nothwendig die Verpflich- 
tung der in Goneurrenz mit Kindern ihres verftorbenen Che- 
gatten diefem letztern ex testamento juccedirenden Ehe: 
gatten folge, ihre Illaten, ganz ebenjo, wie bei der Snteftaterb- 
folge, in den Nachlaß defjelben einzumwerfen. 

Indeſſen erjcheinen beide diefe Einwürfe bei näherer Be- 
trachtung durchaus unbegründet. 

Was zunächft den Art. 2750 1. c. anbelangt, jo handelt 
derfelbe lediglihh von der Verpflichtung der Deſcen— 
dbenten zur Gollation des VBoraudempfangenen, 
alfo desjenigen, wad Deicendenten von dem erblajferi- 
Ihen Aſcendenten bei dejjen Lebzeiten aus 
Dejjen Bermögen als Zuwendung erhalten ha= - 
ben, und diefe Berpflihtung der Defcendenten 
zur Collation ded VBoraudempfangenen wird in 
dem bejagten Artikel ganz allgemein zu Gunften bes 
mit den Defcendenten concurrirenden überlebenden Pa— 
rens, weldem ab intestato ein Kindeötheil — joll wohl 
heißen eine Inteftaterbportion, die nach unferem Provinztalrechte 
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ein Kopftheil oder ein Zochtertheil fein kann — gebührt, alſo 
nicht bloß zu Gunften der mit den Defcendenten concur- 
rirenden Wittwe ded Erblaſſers, welche Vermögen in die 
Ehe gebracht hat, und die niht einmalnothbwendig 
Parend der mit ihr concurrirenden Kin— 
deribreßverftorbenenChegatten zu fein 
braudt, anerkannt, fondern ebenjo auch zu Gunften ded 
überlebenden Vaters, der ald joldher, nie etwas zu conferi- 
ren verpflichtet ift, ald auch zu Gunften der überlebenden Mut— 
ter, welde gar fein Bermögen in die Ehe gebradt, 
alfo ebenfalls niemals etwas zu conferiren hat. 


Der Art. 1780 1. e. handelt aber überall garnicht von 
der Berpflihtung zur Bollation des Voraus— 
empfangenen, fondern verordnet nur, daß die mit Kindern 
ihres verjtorbenen Ehemanns ab intestato concurrirende Wittwe, 
welche Vermögen in die Ehe gebracht, falls fie anftatt der Rück⸗ 
forderung ihrer Illaten eine Inteltaterbportion wählt, den An: 
ſpruch auf Forderung ihrer Illaten verliere, in diejem 
Sinne aljo ihre Illaten in die Erbmaſſe des Mannes einzu- 
werfen babe. Diefer Berluft des NRüdforderungd- 
rechts bezüglich der Sllaten bei der Inteftaterb- 
folge hat aber begreiflih niht8 gemein mit der Colla— 
tion ded Boraudempfangenen, zu weldhem die der 
Frau gehörigen Illaten, welde dieſe nicht füglich als 
Dejcendentin von ihrem Ehegatten bei defjen Lebzeiten 
aus dem Vermögen defjelben erhalten konnte, unmöglid 
gehören Tonnen. | 


Es findet hienach auch nicht die geringfte Wed- 
felbeziehung zwilthen ben Beitimmungen des Art. 2750 
einerjeitd und des Art. 1780 andererfeits ftatt, welche beide von 
ganz verfdhiedenen Dingen handeln, ganz abgejehen 
davon, daß das bei der Inteftaterbfolg.e in den Nach— 


2% 
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laß des Ehemanns plaßgreifende Wahlrecht der mit Kin- 
dern des verjtorbenen Mannes concurrirenden Wittwe, die Ver⸗ 
mögen in die Che gebracht hat, zwijchen einer Snteftaterbpor- 
tion im Nachlafje des verftorbenen Mannes, unter DVerluft ded 
Rückforderungsrechts ihrer Illaten, und der Nüdforderung ihrer 
Illaten eine ganz offenbare singularitas juris tft, die eine ana» 
loge Anwendung ſchon nad) allgemeinen Interpretationsregeln 
nicht geftatten würde. 


Nicht minder muß ed als völlig verfehlt erfcheinen, eine 
Berpflichtung der ex testamento mariti fuccediren- 
den Chegattin, ihre Illaten in den Nachlaß des Chemannes 
einzumerfen, au der Pflihtthbeiläberehtigung 
der mit der Wittwe concurrirenden Kinder des verftorbenen 
Manned abzuleiten. 


Es liegt bei diefem Argumente gegen die hier vertretene 
Anſchauung offenbar ein Fehlſchluß vor. Einmal nämlich ift 
dabei außer Acht gelafien, daß die ex testamento mariti zur 
Erbſchaft deffelben berufene Ehegattin, wenn fie diejelbe antritt, 
garnihtin die Lage kommen fann, von dem, nur bei 
der Inteftaterbfolge in den Nachlaß des Ehegatten ftattfindenden, 
fingulairen Wahlrechte zwifchen einer Snteftaterb: 
portion im Nachlaſſe des Mannes und der Rüdforderung ihrer 
Illaten Gebrauch zu machen, weil fie eben nicht ab intestato, 
iondern ex testamento mariti zur Grbichaft des Mannes beru⸗ 
fen wird. Sodann aber wird bei dieſem Argumente audy über- 
ſehen, daß rechtöbefanntlich der Pflichttheil, welcher allerdings 
nur eine portio portionis ab intestato debitae tft, feinem DBer- 
mögendbetrage nach lediglih mit Rückſicht auf den 
Stand des VBermögend zur Todedzeit des Erb- 
Iajjers, nad Abzug der Schulden und Leichenkoften, zu 
berechnen ift, fo daß alfo [pätere Bermehrungen 
oder Bermindberungen des Rachlafvermögend Dabei 
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nicht in Betracht kommen !), während fich der Pflicht- 
theilöberechtigte dad von ihm zu conferivende Voraudempfangene 
auf feinen Pflichttheil anrechnen zu laffen bat, fo daß das 
Boraudempfangene bei der Berechnung des Pflicht- 
theild mit in Anfchlag zu bringen ift, ald ob es fich zur Zeit 
des Todes des Erblafjerd noch in der Erbſchaft befände. !*) 
Mit diefen verftändigen gemeinrechtlichen Grundſätzen ſtimmen 
‚denn auch die Art. 2010 und 2011 Thl. III. des Prov.⸗Rechts 
vollkommen überein. 

Darnach find aljo die Illaten der Ehefrau bei der Berech⸗ 
nung des Pflichttheils nicht in Anjchlag zu bringen, da fie zur 
Todedzeit des Erblaſſers nicht zu feinem Ber: 
mögen gehören und wenn jpäter bei der Snteftat- 
erbfolge die Ehefrau des Erblafjerd auf die Rüdforderung 
ihrer Illaten verzichtet, es fich dabei eben um eine jpätere 
Bermehrung des Nachlaſſes handelt, welde auf 
die Berehnung des Pflihttheild nad der In» 
teftaterbportion mit Rückſicht auf den Stand 
des Bermögend zur Todedzeit des Erblafjers 
nihtden mindeften Einflugüben fannund darf. 


87. 

Berhält ed ſich jo mit dem Illatenanſpruche und dem 
dotalitium der mit Kinderu eoncurrirenden, tejtamentarifch zur 
Erbin ihre8 Ehegatten eingefegten und ſolche ihr teſtamentariſch 
deferirte Erbſchaft auch antretenden Wittwe, fo fragt e3 ſich nur 
noch, welchen Einfluß die Nihterwähnung des Witt 
wenjahred der teftamentarisch von ihrem Manne zur Erbin in- 
ftituirten Ehegattin auf ihr Rcht, das Wittwen- oder 


J4a) Arndts PBandelten $ 593 6. Aufl, Windſcheid Pandelten 6. 
Aufl. Band III, $ 581, Note 11. 
14b) Arndts 1. c. $ 594; Windſcheid 1. c. $ 531. 
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Trauerjahr in Anfprud zu nehmen, ausübt, eine Frage 
die freilich in gleiher Weife für die beerbte Wittwe, 
wie für die unbeerbte Wittwe, und für erftere fowohl, wenn fie 
Vermögen in die Che gebracht, al3’auch für den Fall, wo die- 
ſes nicht gefchehen, deögleichen für den unbeerbten Wittwer, 
welcher feiner. Chegattin ex testamento fuccedirt, aufzumwerfen 
wäre, ba bei der Inteftaterbfolge die fimmt- 
lichen gedachten Perjonen einen Anfprud auf ben 
Genuß des Trauerjahres haben. !°) 

Die Beantwortung diefer Frage dürfte m. E. weniger 
Schwierigkeiten machen, ald die früher erörterte über den An- 
jprud der im Teſtamente de8 Mannes zur Erbin inftituirten. 
beerbten Wittwe auf Nüderftattung ihrer Illaten und rejp. auf 
Entrichtung des dotalitii. 

Der Anſpruch der beerhten Wittwe auf den Genuß bed: 
Trauerjahrs ift nach unferen Quellen ein beneficium, ein 
befondered3emolumentum mortis causa, welches 
einerfeitd der mit Kindern ihres verftorbenen Manned concurri» 
enden Ehefrau auch dann, als ein praecipuum, 
zufommt, wenn fie ihre Slaten oder dad dotalitium wählt, 
alfo die ihr ab intestato deferirte Erbſchaft des Mannes 
ausſchlägt, andererfeitö aber auch die ganze Nachlaß- 
mafje des verftorbenen Ehemanns belaftet; der beerbten Wittwe 
gebührt eben der Genuß der ſämmtlichen Ginfünfte 
von dem ganzen Vermögen ded verftorbenen Mannes 
vm Laufe eined Jahres, und zwar außer und neben den 
übrigen ihr geſetzlich zuftefenden Vortheilen. '%) 

Sit aber diejed, die Erbfhaft zu Laften der 
Erben bejchwerende, emolumentum mortis causa demnady ganz 


15) Art. 1720, 1783, 1789 1. c. 


16) Stat. Curl. in verbis: „Praeterea ejus anni x; Art. 
17701. ce. 
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unabhängig davon, ob die beerbte Wittwe Erbin ihres 
verftorbenen Manned geworden tft oder nicht, fo verjteht es ſich 
von ſelbſt, dad fie nicht nur ſelbſt dann, wenn fie Erbin 
ihres Mannes geworden iſt, diejed beneficium ausſchlagen 
fann,!”) fondern, daß fie auch umgekehrt dieſes benefi- 
cum in Anſpruch nehmen fann, wenn fienidt, 
oder nicht ab intestato, Erbin ihres verftorbenen 
Mannes geworden ift.'') 

Und diejes, zur portio statutaria der 
beerbten Wittwe gehörige, ihr nit bloß wahlmeife 
zuftebende, emolumentum mortis causa kaun der Wittwe 
auch durch Dispofitionen auf den Todedfall vom Ehemanne um 
jo weniger entzogen oder gejchmälert werden. 

Dat alfo der Ehemann in feinem Zeftamente die beerbte 
Wittwe zur Erbin eingefeßt und hinfichtlich des Wittwenjahres 
nichts beitimmt, jo Tann fie den Anſpruch auf die Revenüen 
bed Wittwenjahres um jo mehr geltend machen, als aus dem 
bloßen Schweigen ded Mannes noch nicht einmal gefolgert wer: 
den Tann, er habe ihr diefen, von der Erbenqualität ganz unab- 
hängigen, auf den Todesfall nicht zu jchmälernden Anſpruch 
entziehen wollen. 

Sollte aber der Ehemann in feinem Xejtamente der von 
ihm zur Erbin inftituirten beerbten Wittme den Genuß ded 
Zrauerjahred entzogen oder gefchmälert haben, jo braucht fie ſich 
dies Obigem nad) nicht gefallen zu lafjen, e3 fei denn, dag im 
Zeftamente ded Ehemannes der Verzicht auf das Wittmen- 
jahr zur Bedingung der Erbeseinſetzung der beerbten Wittwe 
gemacht worden und dieje, um ben ihr teftamentarifch zugemie- 
jenen Erbtheil zu erhalten, auf diefe Bedingung eingeht. 

Aus denfelben Gründen aber muß durchweg daſſelbe auch 
von dem Anſpruche der beerbten Mittwe, die Fein Vermögen in 


17) Neumann 1. e. ©. 66 fig. und v. Bunge J. c. ©. 504. Anm. V. 
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die Che gebracht, jo wie von dem Anfpruche der unbeerbten 
Wittwe und des unbeerbien Wittwers auf das Trauerjahr gelten, 
wofür auch fchon die ganz allgemeine Vorjchrift des $ 197 Stat. 
Curl. ſpricht, mit welcher unfer Prov.-NRecht Thl. IIL über: 
einftimmt. 18) 


18) 4. M. Neumann ]. c. ©. 67; jedoch aus dem doch wohl nidt 
überzeugenden Grunde, daß pas Wittwenjahr ein Erbſchaftstheil fei 
Es handelt fi hier um einen, auf befonderem beneficio beruhenden, ven 
ganzen Naqhlaß, alſo aud die Erbtheile anderer Erben ergrei- 
fenden Anſpruch auf die fämmtlihen Nachlaßrevenuen währenn eined 
Jahres, vom Todestage des Erblafferd ab gerechnet. 

Im gleicher Weife, wie jeder Erbe, aud wenn er die Erbſchaft au 8⸗ 
ihlägt, dennod ein ihm hinterlaffenes Legat in Unfprud nehmen 
fann, wenngleih der ihm legirte Gegenſtand zur Erbmaffe gehört und 
einen Beftandtheil derfelben bildet, ganz ebenjo kann ter überle- 
bende Ehegatte, au wenn er die Erbſchaft des verftorbenen Ehegatten 
ausfhlägt, das ihm geſetzlich zuftehende beneficium des Trauerjahres 
in Anfpruh nehmen; worüber ja aud fein Zweifel walten könnte 
wenn dem liberlebennen Ehegatten von dem verflorhenen ber Genuß des 
Trauerjahres fpectell legirt wäre, 


1, 


Begriff und Weſen ded „Stammguts“ im 
curländiſchen Landrecht 


von cand. juris Mar von der Brinden. 


Ginleitung. 





Ald die Deutfchen in der zweiten Hälfte des zwölften 
Jahrhunderts ſich zunächſt an der Düna niederlaffend, dann ihre 
Macht und Eultur immer weiter verbreitend, einen neuen Staat in 
Altlivland gründeten, verpflanzten fie auf dieſen neuen Boden 
ihre heimathlichen Sitten, Gewohnheiten und Rechtsanſchauungen, 
inden fie Dadurch zu vielen, noch jebt bei und in den Oſtſee⸗ 
provinzen geltenden NRechtönormen den Grund legten. 

Wenn wir nun finden, daß dieſe Rechtsinſtitute im All⸗ 
gemeinen einen ziemlich gleichen oder mindeftend ähnlichen Ent- 
widelungdgang, wie in Deutichland fo bei ung, genommen haben, 
fo hat diejes in der lange fortdauernden politifchen Verbindung 
Altlivlands mit feinem Stammlande, und dem jelbft nach der 
Trennung defjelben nach wie vor ununterbrohenen Einfluffe der 
gemeinrechtlichen Doctrin auf unfere Prarid feine natürliche Bafis. 

Es fallt die „Auffegelung” und Golonijation des alten 
Livlands in eine Zeit, da in Deutſchland das Lehnöwefen in 
feiner Blüthe ftand, — was war natürlicher, als daß dafjelbe 
auch in Livland, wo die bedingenden Momente dazu keineswegs 
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mangelten, die Grundlage des neugegründeten Staatd- und 
Rechtözuftandes wurde ? 

Nur in der erjten Zeit hatten der Orden und die geift- 
lichen Landeöherren den Eingeborenen den Grund und Boden, 
auf dem fie jaßen, ald Eigenthum gelafjen, wofür fie, wie aus 
den verjchiedenen Unterwerfungdverträgen zu erjehen (3. B. Un- 
terwerfungdvertrag mit, den Curen anno 1236), Grundfteuern 
zahlen und gewifje Srohnen leiten mußten.) Sehr bald wurde 
ed anderd: es mußte den Lumdeöherren in Anbetracht der gen» 
graphiſchen und politifchen Lage ihrer Länder daran liegen, 
möglichſt viel zuverläflige Leute aus der Heimath heranzuziehn, 
und indem fie diefe and Land feflelten, die eigenen Streitkräfte 
zu vermehren. In immer weiterem Maaßſtabe wurden daher 
größere Grunditüde ſammt den darauf wohnenden Tandedeinge- 
borenen an aus Deutjchland herangezogene Strieger, meift dem 
Ritterftande angehörend, gegen zu leiltende Kriegädienfte oder 
ale Lohn für ausgejtandene Mühen und Gefahren verliehen, 
während die betreffenden Gingeborenen nun direct an dieje ihre 
Leiftungen zu machen verpflichtet wurden. 

Freilich gab es außer diefen Lehngütern und den unmittel- 
bar von den Landesherren und ihren Gebietigern verwalteten 
Ländereien, die wir Domainen nennen könnten, bier und da 
Alodiakgäter: 2) diefe waren für befondere Berdienfte an Pri- 
vate verliehn worden, oder ed waren Tandftreden, die nur noch 
ein Meiner Theil der ingeborenen als freies Eigenthum ſich 
zu erhalten gewußt, oder die von einzelnen Glüädßrittern auf 
eigene Fauſt erfämpft und urbar gemacht worden waret, und 
von denen ed im Privilegium Sigismandi Augusti heißt: 
„quae vero ex vastis nemoribus multo longoque sudore ac- 
quisita primi occupantis juxta juris communis ordinationem 





1) Sergl. Mittel. kivl. Ritter N. Cap. 89. 
2) Helmerfen: Geſch. d. livl. Adels Rs. g5 4. 16. 28. GL. 127. 
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manebunt.® 3) Aber auch die Zahl diefer war fo verjchwindend 
gering, daß Herzog Gotthard Kettler in feinem Privilegium 
anno 1570 ganz mit Necht jagen konnte, daß ed in feinen 
Herzogthümern „bejage der Lehnrechte mit den Landgütern ges 
halten worden”, *) zumal noch die meiften Allodialgüter des da- 
durch entitehenden Schußverbandes willen, wie ſolches auch in 
Deutſchland zum Deftern vorkam, dem Landeöherren zu Lehn 
angetragen wurden, und wir in unjern Rechtsquellen jelbit Be⸗ 
lehnungen mit vom Vaſallen gekauften Gütern finden, worin 
Neumann blos die Betätigung einer Lehnsübertragung ſehen 
will. 5) | 

Ein Beifptel bietet und der Lehnbrief des Herrmeifterd 
Brüggeney (aus Wenden, Dienftag nach Kreugerhöhung 1542), 
eriheilt dem: Ordensrathe Philipp Brüggeneh. 

Aus dem oben Gefagten erklärt ed fi, daß in den älte- 
ften einheimijchen Rechtöquellen, wie in den Aufzeichnungen des 
Waldemar⸗Erich'ſchen Lehnrecht und des älteften Yivländifchen 
Ritterrechts, des allodialen Grundbefited gar nicht erwähnt wird, 
und dad jelbft dad mittlere Ritterrecht nur wenig landrechtliche 
Normen enthält, obgleich bei defien Aufzeichnung das fächfiiche 
Landrecht entjchieden nicht ohne Einfluß geweſen ift. 

Da, wie gefagt, im alten Livland die nöthigen Bedingun- 
gen für eine günftige Geftaltung des Va’allenverhältniffes zwei: 
fellos vorhanden waren, jo mußte, nachdem im Deutfchen Reiche 
ſchon ungefähr feit dem Jahre 1000 das Lehnsverhältniß fich 
allgemein als ein erbliches feftgeftelft hatte, 6) Gleiches auch in 


3) Priv. Sig. Aug. Art. XIII. (Ziegendorn : Staatsrecht, Bei- 
lage 58). 

4) Priv. Gotthardi: Bunet VI. (Ziegenhern: SIR., Beil. 76). 

5) Neumann: Eurl. Erbrecht. ©. 98. 

6) Eihhorn: Deutſch. Staatds u. Nehtsgeih. Bnd. 2. 88 259. 
345. 365. — MWaib: Berfafl. gefh. Il. &. 226. 429. 616. III. ©. 451. 
v1 6. 151. — Schulte: Deutſch. Reiche u. Rechtsgeſch. SH 43. 50 ff. 
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Livland eintreten, und zwar halten die Einwohner, zum größten 
Theil dem ſächſiſchen Stamme angehörend, auch die Grundjäße 
des norddeutſchen Lehnrechtd mit fich gebracht. ) | 

Es war aber das alte deutjche und livländiſche Lehn ein 
ftrenged Mannlehn, N und beichräntte fich die Erblichkeit deſſel⸗ 
ben blos auf den Mannöftamm in gerader abfteigender Linie 
io daß, falls der letzte Befiger Teinen directen lehnsfähigen 
Defcendenten hatte, der Lehnsherr das Gut jure caduci einzog 9); 
und nur ausnahmsweiſe ſprechen die livländiſchen Ritterrechte, 
blos für den Fall, daß der Vater fein Lehngut dem Eohne ab⸗ 
getreten hatte, und diefer noch bei Lebzeiten des Vaters verftarb, 
auch Erfterem, dem Afcendenten, ein Erbrecht oder eigentlich 
Heimfalldredht zu, !9) 

Dabei ftand dem Lehndmanne, freilich nur, wenn er „mit 
rechter Schuld belaftet” war, das Recht zu, felbft ohne Conſens 
des Lehnsherrn fein Gut zu verkaufen, weldye Befugniß jedoch 
dadurch beichränft war, daß jener unter Umftänden, je nad) Art 
der Veräußerung und Dualität des Objectd, ein Näherrecht hatte, 
deſſen Spuren übrigens jeit 1500 verjchwinden. !1) 

Eine Ausnahme von obiger Regel trat ein, wenn ein Va⸗ 
jall jein Gut mehreren Söhnen hinterließ, und diefe im gemein 
Ichaftlichen Beſitze defjelben blieben. Sie erlangten in joldyem 
Sale, wenn auch nur Einer von ihnen um Erneuerung der In⸗ 
veötitur beim Lehnöheren nachgeſucht, die gejegliche „gefammte 
Hand“ am Lehngute, '?) und ein gegenfeitiged Erbrecht, dem zu 
Solge, falls einer ohne lehnsfähige Deöcendenten zu hinterlafjen 
verftarb, der ideelle Antheil defjelben an die überlebenden Brü- 


7) Biegenhorn StR. 5 7.9. 312. 313. — Neumann ER. ©. 35. 
8) Aelt. livl. Ritter R. Art. 3. 28. 

9) Aelt. Nitter R. Art. 11. 38. 

10) Wald.-Erih. Lehn R. Art. 20. — Xelt. Ritter R. Art. 28. 
11) Wald.⸗Erich. LR. Art. 23. Aelt. Ritter R. Urt. 34. 

12) Vetus auct. de benef. 1. $ 33 (Corp. jur. fead. v. Senfenberg). 
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der rejp. deren Nachkommen fiel. So ift alſo des jus conjunc- 
tae manus ber älteften Zeit nur dad auf dem thatſächlich vor⸗ 
handenen gemeinjchaftlichen und ungetheilten Befit des Lehnguts 
durch die agnatifchen Dedcendenten des erften Erwerbers beru⸗ 
hende gegenfeitige Erbrecht derfelben. 

Wurde aber im Lehngute eine Theilung vorgenommen, fo 
ging das auf der Gemeinjchaft beruhende Succejfionsrecht zu 
Gunſten des Landeöherrn verloren. 

Um nun die nadhtheiligen Folgen der aufgehobenen Ge⸗ 
meinjchaft zu bejeitigen, und die Vererbung weiter auf jämmt- 
liche männliche Nachlommen des erften Erwerber auszudehnen 
und für fie zu fichern, wurde zunächft vom Lehnäheren eine 
Gejamtbelehnung, simultanea investitura, dahin erbeten, daß 
berjelbe auch den ſich theilenden Brüdern die Zuficherung gab, 
die „Jammende Hand“ troß der Theilung ald nicht aufgehoben 
und die Gemeinjchaft als fortbeftehend anjehn zu wollen. — 
Es konnte dies Recht nicht blo8 Brüdern, fondern auch entfern- 
teren Verwandten oder gar fremden Perfonen der Art verliehn 
werden, daß ber Eine mit feiner Dedcendenz den Befitz und die 
Andern nur die Anwartfchaft für den Fall erhielten, daß jene 
ausſtarb oder des Lehns verluftig ginge. '°) 

Aber man ging noch weiter: außer den genannten Fällen 
der „gejammten Hand” ftoßen wir feit dem Anfange des 10. 


Jahrhunderts auf eine neue Art derfelben: es findet die simul- 


tanea investitura nicht blos an einzelne beftimmte Perfonen ftatt, 
fondern ſchon an einen ganzen Stamm, an ein ganzes Geflecht, 
fo daß in Ermangelung männlicher Dedcendenten des legten Be- 
fiterd das Lehen, Stammlehen genannt, jo lange nody ein männ- 
licher Nachkomme des erften Erwerberd am Leben, immer an den 
nächften Agnaten bis zum gänglichen Erlöſchen der Sippe fallt. 


13) Wald.-Erih LA. Urt. 2. Aelt. Ritter R. Art, 6. 7. Mittl. R. 
Gay. 5. 8. 
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Zuerft war e8 die Familie Tiefenhaufen, deren ſämmtliche 
Güter vom Erzbiſchof Walleneod 1417 für Stammlehen erflärt 
wurden ; jpäter jpricht dad Privilegium Brüggeney's (anno 1546) 
davon, indem ed zugleich die Beftimmung trifft, dag falls der- 
artige Zehn als erledigt an den Lehnsherrn zurückfielen, fie von 
ihm weiter vergeben werden müßten. ) Während dieſe „ſam⸗ 
mende Handesgerechtigkeit“, die wir hauptſächlich im Erzſtift 
und Bisthum Pilten vorfinden, anfangs der Art verliehn wurde, 
daß diejelbe auch auf die jpätern Güter, die das betreffende Ge⸗ 
chlecht erwerben würde, ipso jure übertragen werden follte, 5) 
wird in der Zolge beftimmt, daß dieje befondere Succejfiondart 
nur in Betreff der ausdrücklich mit diefem Rechte verlichenen 
Güter Geltung habe. 16) 

In der Regel waren diefe Stammlehen nicht unveräußerlich, 
und fand dem nächſten Agnaten für den Fall eines. Verkaufe 
rejp. einer Pfandjagung, wie Brüggeney beftimmte, ein Näher- 
recht zu. 17) 

Diefem Geſammthandrechte trat, ald im Erzftift vier Fa— 
milien kraft defjelben jammtlichen Grundbefiß in ihre Hände zu 
bringen drohten, ber ganze übrige Adel auf dem Manntage zu 
Lemjal 1523 gegenüber, und beſchloß feines feiner Güter an ein 
Glied jener Familien zu veräußern oder ald Heirathgut an jene 
gelangen zu laſſen, — und das Stammlehen, das fich eine Zeit 
lang großer Verbreitung erfreut, tritt im Erzſtift in Folge deffen 
in den Hintergrund. 

Eine andere, noch bebeutendere Veränderung wurde durch 
die Privilegien der verfchiebenen Landesherren in der Erbfolge 
durch Ertheilung der libertas gratiae, ded jogenannten Gnaden⸗ 
rechts, hervorgerufen. Es find dies die allmälig fich, erweitern» 


— — 


14) Privil. Brüggen. a. 1546: 58. 

15) Vgl. weiter unten S 4. 

16) Syivefter Gnade (1457) Art 11. Vrivil. Brüggen. (1546) 8 6. 
17) Privil. Zrügg. $ 6. 
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den Gnadenbriefe ded Biſchofs Nicolaus (aus der erften Hälfte 
des 13 saec.) für die rigafchen Stiftsvaſallen, des Königs 
Chriftoph II. (1329) und des Hochmeifter Jungingen (1397), 
ertheilt der Harrifch-Wierifchen Ritterfchaft, endlich des Erzbi- 
ſchofs Sylveſter (1457), ertbeilt dem Adel des Erzſtifts. Die- 
ielben Rechte wurden durch den Ordensmeiſter Brüggeney (1546) 
den Drdendlanden, durch die Bilchöfe, Kiewel dem Stift Wiel- 
Defel, Gellinghauien dem Stift Dorpat gewährt. '°) 

Der Inhalt der Gnadenrechte ift folgender: in Ermange- 
lung männlicdjer Erben follen von nun an auch die Töchter mit 
ihrer jämmtlichen Defcendenz, jet ed Schwert: fer ed Spillfeite, 
fuecediren, jedoch hiebei in ver nieberfteigenden Linie bad Re- 
praefentationdrecht gelten, jo daß felbfi die weibliche Dedcen- 
denz der Söhne die Töchter und deren Nachkommenſchaft aus» 
ſchließt. In den Seitenlinien regelt ſich dabei die Lehnsfolge 
nad dem fächftfchen Parenteljuften, der fogenannten Linealgrabu- 
alordnung: die nähere Linie oder Parentel hat vor ber ent- 
ferntern, und in der Linie der dem gemeinfchaftlichen Stamm- 
vater Nähere vor dem Weiteren den Vorzug. 19) 


Diefe Gnadenbriefe enthalten noch eine Beichränfung der 
Vererbung bis in’d 5. Glied der Seitenverwandtichaft. 7) Wie 
zwiſchen halber und voller Geburt nach wie vor fein Unterjchied 
gemacht wurde, fo drang auch das Nepräfentationsrecht in den 
Seitenlinien erft mit dem römifchen Rechte ein. 21) 


Nur in Folgendem wid) die Gnadenerbfelge vom ſächſi⸗ 
ſchen Landrecht ab: Das Erbgut (jedes auf dem Wege der In: 


18) Gelliinghaui. Gnadenrecht (1540) $ 6. Vergl. Mitt. Ritter R. 
Gap. 11. — Bunge: liv.-eftl. Privat R $ 363. 

19) Sylveſt. Onaden R. 88 3. 4. — Eichhorn: Deutſch. Privat R. 
88 331. 356. | 

20) Junging. Gnaden R. (1897) 88 3. 4. Syiveft. Onade. $ 8. 

21) Eichhorn: Staatd- und Recht' geſch. $ 567. — Bunge: Cinlei- 
tung ıc. 8 73. 
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testaterbfolge ererbte Landgut) geht zunächſt an die Linie, (vä⸗ 
terliche oder mütterliche Seite) von ber es ſtammt; 22) ferner 
haben männliche Verwandte, wenn fie mit gleich nahen weibli- 
hen concuriren, allein ein Erbrecht, diefe nur Anſpruch auf 
Leibzucht reſp. Ausfteuer, 2°) während ſich died Vorrecht des 
männlichen Geſchlechts im Sachſenſpiegel nur bis auf den erften 
Grad der erften Parentel in der Seitenlinie erftredtt. **) Dieje 
Gnadenerbfolge wurde nun mit Ausnahme der „zur gefammten 
Hand” verliehenen Güter die Negel für die Succeffion in den 
Nachlaß eines Vafallen, und die Erbfolgeordnung, wie fie ſich 
mit der Zeit in den verfchiedenen Lehngütern geftaltet Hatte, 
war demnach folgende: In einzelnen Territorien Altlivland's, wo 
fich noch hier und da Mannlehen fanden, galt das alte ftrenge 
Mannlehnrecht ; in den Gnadenlehn, die bei Weiten die andern 
an Zahl übertrafen, Tonnten ſowohl das männliche wie weibliche 
Geſchlecht fuccediren, in den Seitenlinien jchloffen die nähern 
Cognaten die meitern Agnaten aus. In der „Jammenden Hand“ 
endlich fiel das Lehn in Ermangelung männlicher Nachkommen 
des jeweiligen Befiterd an die Gefammthandgenoffen, deren Be⸗ 
griff beim Stammlehen mit den Agnaten zufammenfällt. 

Wir kommen zur polnifchen Zeit, nad) Aufhebung des Or⸗ 
densſtaats und Zerfall Altlivlands. Von nun an fol ſich unfere 
Aufmerkſamkeit blo8 auf Kurland-Pilten bejchränten. 

Nachdem fich das Recht am Grundbeſitz, wie oben gezeigt, 
entwidelt hatte, wurde bei der Unterwerfung an Polen jene 
privilegirte Lehnöfolge nicht nur ihrem ganzen Umfange nad, 
beftätigt, fondern erfreute fi) auch in der Provisio ducalis und 
dem Privilegium Sigismundi Augufti einer bedeutenden Er 
weiterung. 


22) Bunge: lin.-eftl. Privat R. $ 363. 
23) Eichhorn: Staatt- und Rechtsgeſch. $ 373. 
24) Sadjenfpiegel: Bud I. 14. $ 1. (Meiste). 
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Mußte e8 doch audy im Intereſſe des Adeld liegen, jebt, 
wo man ruhigeren Zeiten entgegen zn gehn hoffte, und die Idee 
des Schubverbandes daher in den Hintergrund trat, die Lehen 
entweder ganz in Allodien zu verwandeln, oder wenigftend durch 
Eingehung von Gefammtbandverbindungen und durch Succeffions- 
berechtigung auch der Spilljeite daß jus caduci möglichft zu be- 
ſchraͤnken, und aus Lehndträgern freie Grundbefitzer zu werben. 

Als daher der Adel am 12. September 1561 Gotthard 
Kettler die Inſtructionen für die Subjectionsverhandlungen er» 
theilte, 23) jchärfte er ihm ausdrüdlich ein, den König von Polen 
zu bitten, „daß wir, unfere Weiber und Kinder, beide, männ⸗ 
„lichen und weiblichen Gefchlechtd, der Spill- als Schwertfeite, 
„mit unfern inhabenden Landen und Lehngütern von Shrer Ma- 
„iertät verfehn und begnadigt werden, und jedem Gejchlecht frei 
„ſein möge mit anderen Geſchlechtern in die ſammende Handes- 
„gerechtigkeit fich zu vereinigen, ſolches möge zu ewigen Zeiten 
„eonfirmirt werden.” ” 

Diejed wurde gewährt und von Polen in den Subjectiond: 
pacten am 18. November 1561 garantirt:26) „„omnia etiam 
„eorum jura, beneficia, privilegia saecularia et ecclesiastica, 
„praesertim nobilium tam simultaneae investiturae jus quam 
„et libertatem gratiae in successione haereditaria ad utrum- 
„que sexum etc." (Wie unklar der Begriff simultanea inves- 
titura in der Folge lange Zeit gewejen fein muß, jehen wir aud 
einer und vorliegenden Ueberſetzung der pacta subjectionis von 
dem Oberfecretaiven des curländifchen Oberhofgerichtd Birkel, 27) 
der feiner Zeit ein anerfannter Surift und Quellenüberſetzer jenes 


25) Vollmacht des Adels „zum Unterwerfungshandel”’, Riga, 12. Sep. 
tember 1561. (Biegenhorn: Staatöredt. Beil. 49.) 

26) Pacta subjectionis inter regem Sigis. Aug. et magistrum 
Gotth. Kettler. inita Vilnae 28. Nov. 1561. (Ziegenhorn: StR. Zeil. 50.) 

27) Birkel: Negierungsformel, Unterwerfungs-Berträge, Privil. Sig- 
(Mitau 1807) ©. 76. 77. 


Sur. Zeitichr. VIII. Sg. 91 3 
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an oben citirter Stelle mit „Jämmtliche Belehnung derer von 
Adel” wiedergiebt.) 

Dafjelbe jagt auch dad Privilegium Sigismundi: 2°) „„ve- 
„rum cum plures sint in Livonia, qui cum consanguineis suis 
„atque aliis familiis jus simultanear sive conjunctae manus 
„contrahendi facultatem olim nacti sunt, ut hoc ipsum privi- 
„legium a Vestra Sacra Majestate ceaeteris quoque omnibus — 
„nostris que personis — concedatur in omnibus bonis feudalibus, 
„quae modo obtinent, quae in futurum quovis modo, sive 
„speciali gratia sive contractu licito, obtinere poterunt, non 
„modo cum consanguineis, affınibus, sed aliis quoque exteris 
„familiis atque sociis tale jus simultaneae sive conjunctae ma- 
„nus coire atque contrahere: hoc est, ut habeamus liberam 
„et omnimodam facultatem de bonis nostris disponendi, dandi 
„donandi, vendendi, alienandi, et in usus bene placitos, non 
„requisito Majestatis Vestrae consensu.“*® 

Und im Art. 10 defjelben Privil. heißt ed: „„ut nobis 
„lbertatem gratiae pro Regia benignitate concedat, quemad- 
„modum in successione ducatus Esthoniae, Harriae, Wironiae, 
„ac Dioecesis Rigensis olim obtinuerunt — hoc est, ut habe- 
„amus potestatem succedendi non modo in descendenti sed 
„etiam in collaterali linea utriusque sexus.“* Wenn diejer 
Art. 10 dann mit den Worten ſchließt „salvo tamen jure fisei 
seu jure caduci“, jo iſt es ein blos theoretifches Necht, daß ſich 
der Landesherr vorbehält, bei dem von einer wirklich practifchen 
Bedeutung kaum noch die Rede fein konnte. Das Gefammts 
handrecht, dad ſchon mehrere Entwidelungsftadien durchgemacht, 
erhielt durch die Beftätigung und die Zufäe des Privil. Gig. 
Aug. wiederum einen neuen Charakter, den von Crbverträgen 
oder fpeciell von Erbverbrüderungen. | 


28) Privil. Sig. Aug. (28. Nov. 1561) Art. VIL. (Biegenhorn: SIR. 
Beil. 53). 
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Alles diefes wurde noch einmal von Herzog Gotthard in 
feinem „Privilegium für den curländifchen Adel” 29) beftätigt, doch 
mit der Beſchränkung, daß ed blos auf die bereitö zu Lehn bes 
jejjenen Güter zu beziehn fei, in den vom Herzog oder feinen 
Nachfolgern zu verleihenden Gütern aber nur die fpecielle „In- 
veititur, Verlehnung und Hantfefte” über die Befugniffe des 
Lehnöträgerö und die event. Erbfolge entfcheiden ſolle. 

Außerdem verlangte Herzog Gotthard im Art. 12 deffelben 
Privil.; daß bei jeder Veränderung in dem Beſitze irgend eines 
Landgut3 dem Lehnsheren der Huldigungdeid geleiftet werde. 
Died führte bald zu dem für beide Theile jo folgefchweren be- 
fannten Streite zwifchen dem Herzoge Wilhelm und den beiben 
Nolde, °%) welcher Streit ſeinerſeits die Aufzeichnung der cur» 
ländifchen Statuten und der Negimentöformel durch die polni- 
ſchen Sommifjarien anno 1617 veranlafte. 

Da nun die Beftimmungen, die die curländifchen Statu- 
ten trafen, fo allgemein gehalten waren, daß man fie auch auf 
die neuen Zehn der herzoglichen Zeit beziehn konnte, und letzteres 
natürlich mit Freuden that, verichwand in Folge deffen allmälig 
der Unterjchied zwifchen diefen und den alten Lehn aus der Or⸗ 
denszeit, indem lebteren die erfteren in der Praris gleich geftellt 
wurden. °') 


Anderd war es in Pilten nad) dem Zerfall des altlivländi- 
ſchen Staates hergegangen : nachdem das Stift feit 1559 mehrmals 
feine Herren gewechfelt hatte, wurden im Kroneburger Vertrage 
1585 von Seiten Polend dem piltenjchen Adel, einerſeits auf 
Verlangen Dänemarf’3, andererjeitd weil Polen ſelbſt feine Ans 


29) Privilegium Gotthard. (20. Juli 1570) Art. VI. (Biegend. SIR. 
Beil. 76.) 
20) Ziegenhorn: Staatsreht $ 121 ff. — Neumann: Erbredt ©. 99 ff. 
31) Anders Ziegenhorn: StR. 8 657, der nod am Wortlaut des 
Prtv. Gotth. feſthält. 
3* 
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fprüche auf Pilten aus der allgemeinen Unterwerfung Livland’s 
herleitete, und diefe wiederum erſt in Folge Zugeftändnifjed der 
von den livländiſchen Ständen ausbedungenen Rechte ftattgefun- 
den hatte, feine Privilegien und Praerogativen „in allen Puncten 
gelaſſen“; — Rechte, die der piltenjche Abel theilweiſe fich jelbft 
angemaßt hatte, da er ohne landeöherrliche Beftätigung die im 
Privil. Sig. Aug. dem livländiſchen Adel ertheilten Gefammthand- 
und Gnadenrechte auszuüben nicht Anftand nahm — bis, wie 
geſagt, diefer thatjächliche Nechtözuftand durch den Kroneburger 
Tractat zu einem rechtlichen wurde. 

So vollzog ſich factiſch die Allodification der Lehngüter 
wenngleich fie de jure in Pilten durch die Trandacte von 1661 und 
1665, in Gurland erft durch dad polniſche Allodificationsdiplom 
des Jahres 1776 formell anerkannt ward, und von der alten 
Lehnöfolge, die einer durchaus allodialen Erbfolge Pla gemacht 
hatte, erhielten fi in Eurland-Pilten nur einzelne Weberbleibfef 
als Eigenthümlichkeiten bei der Beerbung Indigenatsadliger. 


Der im Jahre 1864 redigirte Coder unſeres provinziellen 
Privatrechts ſpricht in ſeinen Artikeln 1874, 2002 und 2530 
von „adligen Stammgütern des curländiſchen Landrechts.“ 


Art. 1874: Adoptivkinder erhalten ein Erbfolgerecht in das 
ererbte Vermögen, in Curland in dad Stammgut der Adop⸗ 
tiveltern, fowie in den Nachlaß der Blutöverwandten der. 
Letztern nur kraft befondern Vertrages. Im Bezug auf 
da8 wohlerworbene Vermögen, in Livland auf alles bes 
wegliche Vermögen derjelten, haben die Adoptivfinder auch 
ohne Vertrag oder Teftament diefelben Erhrechte, wie die 
ehelichen Kinder : 

Duellen: 1. 23. D. de adogtion. (1. 7). 
l. 10. C. de adoption. (VIII. 48). 
$ 2. J. ds adoption. (T. »1). 
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Eft. Ritter: u. LandR. Buch II. Tit. 2. Art. J. 
u. Tit. 11. Art. 1. 

Privileg. Gotthardi (1570) Art. 6. 

Pilt. Statut. TH. II. Tit. 1. Art 3 u. Th. 
Tit. 8. Art. 1. 

Rig. StadtK. B. IIL Tit 4. $4 u. B. IV. 
Tit. 1. $ 2. 

Lüb. StadtK. B. I. Tit. 10. Art. 2, 3. 


Art. 2002: Nach curländiſchem Landrecht dürfen adelige Stamm- 
güter durch letztwillige Verfügung den nächften geſetzlichen 
Erben der beiden erjten Claffen nicht entzogen werben 
Wenn ein Tinderlofer Zeftator neben Eltern auch vollbür- 
tige Gejchwilter und verftorbener vollbürtiger Geſchwiſter 
Kinder bat, jo muß er jenen die eine, diejen Die andere 
Hälfte der Stammgüter hinterlaffen. Sind aber blos Els 
tern am Leben, jo muß er ihnen das Ganze zuwenden, ed 
jei denn, daß er Vermächtniſſe zu milden Stiftungen er- 
richten will: zu foldyen darf er den halben Betrag des 
Werthes der Stammgüter verwenden. 


Duellen: Privil. Gotth. (1570) Art. VL 
Pilt. Stat. Th. III. Zit. 1. Art. 3. 
El. Stat. 88 172 u. 173. 


Art. 2530: Der Stifter muß über dad mit dem Familienfidei- 
commiß zu belegende Gut unumfchränft verfügen bürfen 
Daher darf in Stamm⸗ und Crhgütern nit ohne Ge- 
nehmigung ber nächſten Erben und nur vermöge abzu- 
ichließenden Bertraged, ein Famtlienfideicommiß bejtellt 
werden. 


Duellen: Mittl. Ritter-Recht. Cap. 45 u. 66. 
Privil. Brüggen. (1546) $ 5. 
Schwed. ZTeftamentstagda. 1686. 88 1 3. 5. 
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Diejed „Stammgut” nun, fein Begriff und Wefen, feine 
Entftehung, hiſtoriſche Entwidelung und Fortbildung, unter Bes 
rüdfichtigung ſowohl der Quellen als der Praxis, — foll unfere 
Aufgabe fein. 

Wir glauben diejelbe am beften Löjen zu können, went 
wir in unferer Abhandlung, zunächſt mit dem Stammgut des 
deutſchen Privatrecht3 beginnend, auf die einheimifchen Quellen 
übergehn, unter denen wir wiederum die ſpeciell curländiichen 
von den piltenjchen ftreng jcheiden müſſen. An diefed und ges 
ftüßt auf daffelbe fol fich dann endlich eine Beſprechung obiger 
Artikel des Provinzialcodex jchließen. 


S1 | 
Das Stammgut des deutſchen Privatrecht. 


Was ift Stammgut im deutfchrechtlichen Sinne ? 

Bevor wir diefe Frage beantworten, wollen wir und die 
Entjtehungsgejchichte des‘ Stammgutd wenn aud nur in ihren 
Grundzügen vergegenwärtigen, wobei wir im Allgemeinen der 
Maurenbrecherfchen Theorie, ') die auch von den meilten neueren 
Germanijten recipirt worden ift, 2) und anfchliegen zu müfjen 
glauben. 

Das mittelalterliche Recht legte dem Grundeigenthume eine 
jo große Bedeutung bei, daß es als wejentliche Bedingung vollen 
öffentlichen Rechts erfchien, und der eigenthümliche Befit das 
Fundament der perjönlichen Freiheit und der daraus rejultiren- 
den politifchen Rechte und Befugniffe, wie Stimmfähigfeit in 
der freien Bollögemeinde, Theilnahme an der Rechtöwifjenfchaft, 
Schöffenbarkeit ꝛc. ꝛc. war. 


1) Maurenbrecher: Lehrbuch des geſammten deut. Priv.⸗-Rs. 
85 132. 214. 

2) Brgl. Zimmerle: d. deutſch. Stammgutſyſtem S. 256 f. 263 ff. 
— Stobbe: Handbuch des Deutſch. Privat Rs. Bo. II. S 87 und 90. | 
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Die Bortheile, die aus der Anfäffigteit auf feftem Grund 
und Boden erwuchſen, kamen dabei nicht allein dem zeitweiligen 
Befiter, ſondern ald Folge des ſchutzgenoſſenſchaftlichen Charak— 
ters der Blutöfreundfchaft mittelbar ſämmtlichen mit ihm im 
Erbverbande ftehenden Familiengliedern zu Gute, weshalb die 
ganze Sippe in jenem den natürlichen Vertreter auch ihrer eige» 
nen Interefjen jehn mußte. 

Es war daher natürlich, daß das deutjche Recht diefes Ver⸗ 
hältniß zu berüdfichtigen begann, ?) bis dieſe Berüdtichtigung, 
fich zeitlich und particularrechtlich verfchieden entwidelnd, zuletzt 
im Sachſen- und Schwabenfpiegel*) ihre höchſte Stufe erreichte 
Erfterer 5) beftimmte, daß die nächften Inteftaterben binnen Jahr 
und Tag jede Veräußerung ded Grundeigenthumd vernichten und 
das veräuperte Object einfach vindiciren dürften; erſt wenn dieje 
Zeit unbenußt verftrichen, habe der Käufer die „rechte Gewere.“ 

Obgleich die beiden Spiegel den Fall der „ächten Noth“ 
(Gefängniß, Hunger 20.) nicht ausdrüdlich erwähnen, fo muß 
doch im Hinblid auf die Rechtöquellen der frühern) und ſpä— 
tern Zeit, ?) die eine Veräußerung unter derlei Umftänden, nach 
vorhergegangenem Angebot an die nädhten Erben, geftatten, an= 
genommen werden, daß er auch den fraglichen Rechtstorpern 
nicht fremd geweſen iſt. 

Demgemäß war das Einſchreiten der Erben zum Schutze 
der künftigen Erbfolge, wo ſie der Verluſt ihrer politiſchen 
Exiſtenz bei Veräußerung außerhalb des Familienkreiſes bedrohte. 
ein durch die damalige Staatöverfafjung hervorgerufenes Inftitut, 
dem aber lediglich das Intereffe der Familie, deren öconomiſche 


3) Leg Saxon. tit. 15 Cap. 2 und 3 (Merfel 1853). Lex Bajuvar 
tit. 1. &ap. 1. (Merkel in Monum German. leg. III). 

4) Schwabenſpiegel Cap. 308. (Madernagel). 

5) Sachſenſpiegel I. 52 $ 1. (MWeisfe) II. 43 8 1. 

6) Leg Saxon. tit. 15 8 3. 

7) Wormfer Dienftreht v. Jahre 1024 (Schannat hist. episc. Wor- 
mat. Cod. prob. p. 45 Urt. 2). 
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Stellung und politifchen Rechte mannigfah durch ben Grund: 
befi bedingt werden, zu Grunde liegt. Eine Controverfe berrfcht 
hierbei in Betreff des Umfangs des fraglichen Rechts: während 
die Einen behaupten °) dat das Recht der Erben überhaupt, jo- 
wohl zur Zeit der alten Volksrechte, als auch zu der der mittel« 
alterlichen Rechtsbücher, nur bei Veräußerung von Erbgut zur 
Anwendung gekommen, tft ed Anficht der Andern,®) daß dieſe 
Schmälerungen ded Eigenthumsrechts erft ald fie dem Andrang 
der Zeiten und den fich zugleich verändernden Rechtsanſchauun⸗ 
gen nicht mehr widerftehen konnten, auf ererbte Güter beſchraͤnkt 
worden find. | 

In Bezug auf den Grund des in Rebe ftehenden Rechts 
der nächſten Inteitaterben ftehen Maurenbrecher und Stobbe ver- 
Ichiedene Meinungen gegenüber, die wir bier nur in Kürze an- 
führen wollen. Einige 10) Germaniften haben jenes Snftitut aus 
dem jogenannten Gejammteigentbume der Familienglieder am 
Grundbeſitz, wonach jedem Intereffenten ein Miteigentum an 
der ganzen Sache zuftehn folle, berzuleiten verfucht ; Andere 11) 
aud der gegenfeitigen Verpflichtung der Blutöverwandten zur 
Rache und Wergeldzahlung. Noch Andere 12) wollen im altger- 
maniſchen Rechtöleben die Idee gefunden haben, daß der Einzelne 
das ihm ohne fein Zuthun, durch von höherer Hand geordnete 


8, Mittermaier: Grundfäge d. gem. vdeutfh.- Priv. Ri. 88 157. 
284. 432, 

9) Maurenbreder: Lehrbuch d. gefammt. deut. Priv. -R3. SS 214. 
314. — Gerber: Syſtem d. deutſch. Briv.-%8. S 81. — Stobbe: Handbuch 
d. D. PR. S 87. Bud. II. (Stobbe nimmt freiih an, daß in den 
Städten das Beiſpruch recht fich ftetd aufs Erbgut beſchränkt hat. Bub. IL 
©. 117). 

10) Pütter: Beiträge z. Staats- und Fürſtn.R. (1779) IL Nr. 360. 
— Biener: de natura et indole dominii in territorio Germanae (1786) 
p. 31. squ. — Unger: altveutfche Gerichtöverfaffung. $ 2. 

11) Eihhorn: St. u. R®. 88 19. 57 71. 198. — Mittermaier: 
Grundf. d. PRE. 88 157. 432. 

12) Pauli: Darftellg. des Ns. der Erbgüter nad älterem lübiſchen 
Recht. ©. 13 ff. 
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Berbältniffe und in Folge gefehlih beftimmten Erbgangs Zu- 
gefallene zwar gleichſam als geliehenes Gut zu benußen, nicht 
aber darüber willfürlich zu verfügen befugt fei, vielmehr dafjelbe, 
wie er ed befommen, auch jeinerjeitd wieder dem Erbgange über⸗ 
laſſen müſſe. | 


Unter dem Einfluffe der Zeit gingen diefe Rechte der In- 
teftaterben entweder ganz unter, oder es blieb ein bloßes Näher: 
recht nach, und wo fich noch vereinzelt particularrechtlich die alten 
Beitimmungen des Mittelalter finden, beziehen fie ſich auf das 
Snftitut der fogenannten Stammgüter, unter denen dad moderne 
deutſche Privatrecht wiederum die Stammgüter im engern Sinne 
von den Erbgütern unterfcheidet. 


Unter den eigentlihen Stammgütern verfteht dad Deutfche 
Recht Güter ded hohen und niedrigen Adels, bei denen fich durch 
altes Herfommen, nicht durch fideicommiffarifche Beftimmung, 
dad Recht der nächtten Erben meift in der Art erhalten bat, 
daß den Söhnen im Falle einer Veräußernng ein Repocationd: 
recht, den entfernteren Agnaten ein Näherrecht zufteht. Dabei 
ift e8 eine auf örtliche Standesrecht (3. B. Brem. Ritterrecht) 
oder objervanzmäßige VBerzichte der Töchter gegründete Ligen» 
thümlichfeit der deutſchen Stammgüter, daß fie nur auf männ- 
liche Erben übergehen, und die Stammgutseigenfchaft demnach 
in Srmangelung folder erlifcht. 


Bon diefen allgemeinen Regeln finden wir einzelne Ab- 
weichungen in manchen Landedrechten, wo beiſpielsweiſe Das 
Stammgut nur den Söhnen hinterlafjen zu werden braucht, wäh: 
rend, wenn dieſe nicht vorhanden, der Befiter volllommen freie 
Hand hat. Selbft da, wo ben Agnaten ein Näherrecht einge- 
raumt ift, kann dad Stammgut dennoch in der Regel ohne Ein- 
wand dem Entfernteften unter ihnen gültig zugewandt werden.!?) 


13) Anders das Erbgut in Livl. und Eſtl. Prov.-R II. U. 1656. 
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Adoptivfinder find ebenjo wie Legitimirte überall von ber 
Erbfolge audgefchloffen, wo es fih um ein Vermögen, dad den 
Charakter des adeligen Stammguts hat, handelt. Nach bejon- 
derem Samilienherfommen fällt bisweilen außer dem Stammgute 
auch Alles übrige Vermögen an die männliche Descendenz, jo 
dab dad weibliche Gejchlecht fich mit einer ftandesgemäßen Alt- 
menlation und refp. Ausſteuer zufrieden geben muß. 

Während man früher der Anfiht war, '*) daß diefe Aus— 
jhließung der Frauen von der GSucceffion im Mittelalter ge- 
meined Recht gewejen, und man erjt fpäter zu den Erbverzichten 
ber Töchter als Repreffivmittel gegen das eindringende römische 
Recht gegriffet hat, fteht jebt feft, daß ſchon das Mittelalter die 
Gleichſtellung der Gefchlechter bei der Erbfolge bewerkftelligte, und 
die ausschließliche Succejfionöberechtigung der Männer vielmehr. 
nur auf den Ideen eines jeit dem XV saec, zum Zwecke der Er- 
haltung des Samilienglanzes fi) entwidelnden Adelsrechts be— 
ruht: man fuchte durch ftatutarifche und Landesgeſetze oder durch 
allmälig zu einer obfervanzmäßigen Verpflichtung ſich ausbil- 
bende Erbverzichte der Töchter eine Annäherung des Allod's an 
die Lehnserbfolge zu bewirken. 

Direct aus dem Lehn ift im Gegenſatz dazu, nach Erwei- 
terung der Erbfolge in demjelben, dad Erbgut hervorgegangen. 

Das deutfche Privatrecht bezeichnet damit ein jedes Im— 
mobil, dad von Blutöfreunden, agnatijchen oder cognatifchen, jei 
es durch leßtwillige Zuwendung fer ed auf dem Wege der Inte: 
ftaterbfolge überfommen if. Ein folche8 darf den zur Zeit 
nächſten Erben, ſowohl männlichen als weiblichen Gejchlecht3,. 
weder durch teftamentarifche Verfügung noch durch Veräußerung, 
bei Lebzeiten entzogen werden, widrigenfalld3 jenen ein Revocas 
tions⸗ reſp. Näherrecht zufteht. - 


14) Pufendorf: observ. jur. II. obj. 16—19. . 
15) Bergl. Reyſcher, Zeitſchrift f. deut. R. Bnd. 6 ©. 257. 
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Dabei find die Beftimmungen der einzelnen Landeögefeh- 
gebungen, fowie die den Erben particularrechtlich eingeräumten 
Rechte jo verfchieden, daß wir, wenn wir weiter unten und 
(©. ©. 61.) noch unfere provingiellen Privatrechte anfehn, ent- 
jchieden behaupten müffen, daß die Frage, was Erbgut ift, eigen- 
tlih nur particularrechtlich praecije entfchieden werden Tann. 

Nachdem wir oben gezeigt, daß das Stammgut im Allod, 
das Erbgut aber im Lehn entftanden, zeigt fich der Zufammen- 
hang beider als nur in der Veräußerungsbeſchränkung durch eine 
gewifje Claſſe von Erben liegend, während folgende Eigenthüm- 
lichkeiten als jpecielle Eigenjchaften des Erfteren hervorzuhe⸗ 
ben find: 

1) Bon einem Stammgute im engern Sinne kann nur 
bei abeligen Sandgütern die Rede fein. 


2) Bei der Stammgutderbfolge fommen nur agnatijche 


Blutsfreunde in Betradht. 

3) Nur männliche Erben juccediren im Beſitz des Stamm- 
guts. Im Ermangelung folcher erlifht die Stammgutöqualität. 

4) Das Stammgut bleibt immer bei demjelben Namen. 
(Samiliennamen). 

5) Adoptirte und Legitimirte find von der Succeffion aus⸗ 


geſchloſſen. 


8 2. 
Das Erbgut Altlivlands zur Drdendzeit. 

Sn Folge des Bedürfniffed der Landeöherren, die nach Liv- 
land gezogenen Pilger um jeden Preid an's Land zu fefleln, hal- 
ten die Lehnsleute, die ihnen am Lehn zuftehenden Befugniffe 
dahin zu erweitern gewußt, ) daß fie unter gewilfen Boraus- 


1) Brol. aud) Gerber: Syſtem d. deut. PRs. $ 126 


— 


—— 
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jegungen zur Veräußerung ihres Lehnguts aud ohne fpecielle 
Genehmigung ded Lehnsherrn ermächtigt wurden. 

Um nun die eventuellen Rechte der dabei intereffirten Per: 
fonen ficher zu ftellen, mußte man auch in Livland zu denfelben 
Rechtsmitteln greifen, wie fie in Deutichland zur Anwendung 
famen: zum Widerſpruchs⸗, Unterwindungs- und Näherredhte, 
und dieſe Rechtsbehelfe fowohl dem Landeöheren und ben Ges 
fammthandgenofjen, als auch, worauf ed und hier anlommt, den 
Blutöfreunden einräumen. ?) 


So finden wir ſchon in den älteften Quellen des landes⸗ 
herrlichen Retracts, ded Näherrechtd der „Jammenden Hand“ und 
der Erblojung der Verwandten Erwähnung gethan. 


Wie in Deutjchland zwiſchen ererbtem und. erworbenem 
Gute der herrfhenden Anficht?) nach nur bei Smmobilien unter- 
ſchieden wur de, jo knüpfen audy die älteften provinziellen Rechts⸗ 
quellen nur an diefe Unterjcheidung rechtliche Folgen, und lafjen 
bie, die freie Veräußerung bejchränfenden Rechte der nächiten 
Blutöfreunde nur bei ererbten Grundftüden in Kraft zu treten.*) 


Obwohl nun im Art 27 des Aelt. livl. Ritterrechts zwi: 
ſchen einem ererbten und wohlerworbenen Lehngute Fein Unter- 
ſchied gemacht wird, fo tft doch in Hinficht auf die folgenden 
Artikel anzunehmen, daß auch hier das Recht der Erben ſich nur 
auf das ererbte Gut erftredt. 


Die wichtigften Stellen für die in Betreff des Erbguts 
geltenden Normen im Mittleren livländiſchen Ritter-Recht find. 


2) Wald. Erich. Lehn-R. Art. 2. — Aelt. Ritter R. Art. 10. 31. ff. 
— Mittl. Ritter-R. Cap. 8. 64. 65. 

3) Maurenbrecher: Lehrb. d. PR. Art. 214 und 314. — Eichhorn: 
Et. und RG: 1. $ 57. II. $ 354. 359. — Mittermaier: Grunbfäße d. 
PR. 5 157. 284. 432, 


4) Wald. Erich. Lehn R. Art. 23 und 24. — Aelt. Ritter R. 
Art. 34 ff. J 
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bie Gapitel 45, 46, 66, die wir, ba die Interpretation bderfelben 

vielfach eine verjchiedene ift, im Driginaltert wiedergeben : 

Gap. 45: ſunder Erven vorlöff ane nodt en mad) ein man fyn 
erffgudt nicht vorgeven; gifft he dat einem hinwech, 
de Erven mögen ydt wol antaflen mit rechte, unde 
anjprefen, were he of all dodt, de ydt utgegnen hedde: 
AN gewonnen gudt, unde varende baue mad} ein 
man vorgeuen, junder fyner Erüen vorlöff... . . x. 

Sap. 46: Hefft ein man mit unrechte ichted, dat vörbern d, 
Erven mit rechte up dem, dem bat gegeven ys.... 

Cap. 66: Ein mar de dar Erven hefft, de en mad) ſodan gudt 
nicht vorföpen, ald em ſym vater geervet hadde, edder 
uthjelten ane fyner Erven vullwort, he möge benn 
bewijen echte nodt, dat ift vendniffe, befettinge edder 
armut, oeverft de Erven mögen ſick wol vorfümen, 
Medderjpreden je ydt nicht binnen jar unn dacht 
wenn je tho eren jaren famen jyn, Belprefen je yde 
denne, jo beholden je er erve, unde geven den Yen- 
nen er gelt, dat er vader hefft upgehaven. 

Unter Erbgut wird aljo in diefen Rechtöquellen, da fie nur 
das alte Mannlehnrecht Tennen, dad durch die Lehnsfolge in ab» 
fteigender Linie vom Vater ab inteftato auf den Sohn vererbte 
Gut verftanden. 

„Sn feiner Befugniß über die Subftanz eines foldhen Erb⸗ 
gut3 zu verfügen, jagt Bunge, 5) ift der zeitweilige Befiger in 
jo weit bejchränft, als er daffelbe zum Nachtbeile feiner geſetzli⸗ 
chen Erben ohne Einwilligung derjelben nicht veräußern darf. 
Eine Ausnahme macht der Fall der „Achten Noth“, deren Nach— 
weiö ſtets verlangt werben kann. Weil aber die Veräußerungs⸗ 
berechtigung blos zum Beften der nächften Inteftaterben bejchränkt 


5) Bunge: libl. eſtl. Privat R. 99 91. 178. 
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ift, jo fommt die Beichränfung in Wegfall, jobald feine geſetz— 
liche Erben vorhanden und der Lehnöträger der Letzte jeined Stam- 
med ift. Daher ift aud) beim Vorhandenfein jener die Veräu- 
Berung noch nicht an fich ungültig, jondern kann nur von den 
Snteftaterben mit Erfolg angefochten werden — der Art daß 
ihnen beim Berfauf rejp. bei der Pfandfagung ein Näherrecdht, 
bei unentgeltlicher Veräußerung aber eine Klage auf Richtigfeitö- 
erflärung zuſteht.“ 


Bunge fieht demnach in der „echten nodt" einen unbe- 
dingten Aufhebungsgrund der Anbietungöpflicht rejp. des Näher- 
rechts, uud bemerkt gegen Helmerjen, 6) deſſen Anficht wir frei- 
lich nur theilweife recipirt haben, daß fich einerjeit3 in den liv: 
ländifchen Nechtsquelien nichts Beſtimmtes über eine Berechti⸗ 
gung der Blutöfreunde, das verkaufte Gut einfach vindiciren zu 
dürfen, eventuell den Widerruf des SKaufvertragd zu verlangen, 
finde, andererjeit8 überhaupt eine Bevorzugung der Söhne (im 
Erbgute) (die dann allerdings vorhanden wäre) vor den Ger 
Jammthandgenofjen (im Gejammthandgute) eine durchaus unbe: 
“gründete und unmögliche fei. 

Indem wir in Bezug auf das Lebtere beiſpielsweiſe nur 
auf die durchaus verjchiedenen Rechte der Söhne und Gejammt: 
handgenofjen in den curländifchen Statuten verweifen, ) wollen 
wir auf eine genauere Beleuchtung obiger Gap. 45, 46, 66, zu- 
rüdgehen. Im Cap. 66 fchließt ſich das „Wedderfprefen je ydt“ 
direct an die Veräußerung in „echter nodt”, und ift natürlich 
auf diefe zu beziehn. Da zugleich an diefer Stelle die willfür- 
Iihe Erbgutöveräußerung ohne „vullwort” der Erben nicht er- 
laubt wird, und nur die nothgedrungene geftattet ift, ®) 


6) Helmerjen: Geſchichte d. livl. Adelsrechts. SS 11. 14. 15. 19. 35 
56. 64. 138. 

7) Curl. Statuten $$ 177. 185. 

8) Vrgl. Aelt. Ritter R. Art. 34. 35. 
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und felbit bei leßterer den Erben ein Näherreht eingeräumt 
wird, fo muß ihnen conjequenter Weife im erfteren alle, 
wenn der Befiter ſtrict wider alle gejetlichen Beftimmungen 
handelt, und ohne fich in bedrängter Lage zu befinden, fein Erb- 
gut veräußert, unbedingt eine weiter gehende Befugniß zuftehn. 
Diele ergiebt fich aber aud Cap. 45 und 46: Iſt ein Erbgut 
„ane vorlöff” und „ane nodt” „vorgeven”, jo können die Erben 
Widerſpruch erheben, und das verkaufte Object abfordern. Wie 
das „geben” im Sachjenjpiegel, °) jo bezeichnet auch das „vor- 
geven” und „laten” in unfern obigen Rechtöquellen fowohl die 
ducrative ald onerofe Beräußerung; und daß Bunge bier mit 
Unrecht unter „vorgeven” nur eine unentgeltliche verfteht, geht 
hervor, wenn man bedentt, daß demnach „eine Vergebung nicht 
ane nodt" (aljo etwa Schenfung aus Noth), was einerjeitd 
überhaupt feinen Sinn bat, andererſeits kaum gejeglich janctios 
nirt werden fönnte, geftattet fein müßte. Was die Idee der 
Anbietungspflicht im Falle der „Noth“ betrifft, jo ift fie auch 
Jonft dem deutfchen Rechte nicht fremd geweſen, wie 3. 3. fol- 
ches deutlich au8 dem MWormjer Dienftrecht ſpricht: 10) „si quis 
„praedium in heredidatem acceperit, et in paupertatem inci- 
„derit, et ex hac necessitate hereditatem vendere voluerit, 
„prius proximis heredibus cum testimonio proponat ad emen- 
„dum.“ Auch der Lemſaler Manntagsjchlug 1523 jchreibt für 
den Fall „echter Noth" die vorgängige Beantragung ded DVer- 
faufd an die übrigen verbündeten Gnadenbefiter vor. 

Endlich konnte felbjt im 18. Sahrhundert im Kalfuhnen- 
ſchen Concurſe (alfo in „echter nodt") von einem Blutöfreunde 
mit Erfolg ein Näherrecht geltend gemacht werden. 1) Wie 
jolte auch den Erben ein Widerfpruchsrecht zuftehn können, 
wenn beim Berfaufe, der doch in ächter Noth an fich gültig 

9) Sadjenfpiegel I. 52. 8 2. (Weiske). 


10) Schannat hist. episc. Wormat Cod. prob. p. 45. Art. 2. 
11) ©. Bunge: curl, Priv. R. $ 173. Not, ©. 
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und erlaubt war, nicht Etwas — dad Angebot — verfäumt 
worden wäre? Wenn Cap. 66 diefer Anbietungspflicht nicht aus⸗ 
brüdlich erwähnt, fo gefchieht es wol, weil diefelbe ganz jelbft- 
verftändlich der Berechtigung zu „Widerfprefen" zu Grunde 
liegt. Auch mußte doch der neue Erwerber ein Mittel haben, 
ſich fofort den Befit des von einem in bebrängter Lage ſich Be⸗ 
findenden erftandenen Lehnguts fichern zu können, und nicht 
lange Zeit hindurch in vollfommener Ungewißheit und Vermö⸗ 
gendgefahr jchweben zu müfjen; — ein folches wurde ihm durch 
den Nachweis vorangegangenen Angebot? an die Blutöfreunde 
gewährt. Es geftalten fich nach Obigem unferer Anficht nach die 
Rechte der nächften Inteſtaterben folgendermaßen: Hatte ohne 
Einwilligung derfelben, dem ausdrüdlichen Gebote des Geſetzes 
zuwider, die Veräußerung eines Erbguts ſtattgefunden, ſo ſtand 
den Erben in jedem Falle (ſowohl bei entgeltlicher als unent- 
geltlicher) ein Unterwindungs- und Wiederſpruchsrecht zu. (Den 
bei einer entgeltlichen Veräußerung hatte doch nur der Verkäu⸗ 
fer einen Bortheil, nicht die Erben. Und melde Garantie 
war ihnen denn geboten, daß diefer Kauffchilling ihnen wirklich 
einft zufommen würde?) Waren feine lehnsfähigen Erben vor- 
handen, fo fiel natürlich diefe Beichränfung der Veräußerungs⸗ 
berechtigung fort, die aber auch dur) Einholung des Conſenſes 
Jener und Verzicht auf ihre Rechte bejeitigt werden konnte. '2) 

Noch eine dritte Möglichkeit, fein Lehngut troß lebender 
SInteftaterben zu alieniren, war aber vorhanden: wenn ber be- 
treffende Lehnöträger fi) im Stande der „Noth” befand, d. h. 
wenn feine phyfiſche oder bürgerliche Eriftenz durch Gefängniß, 
Sequefter oder Armuth (Concurs) in Frage geftellt wurde, und 
er fich nur durch Veräußerung des Lehns aus feiner Bedrängniß 


12) Wald. Erich. LR. Art, 19. 23. — Aelt, Ritter R. Yıt. 27. 34. — 
Mittl. Ritter X. Gap. 35 f. 61. 66. 
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retten Tönnte. '?) Unter ſolchen Umftänden brauchte die Einwilli= 
gung der Erben nicht eingeholt zu werden, und Tönnte das 
ererbte Grunditüd, nachdem es zuvor jenen zum Kauf reip. zum 
Pfand angetragen worden, frei veräußert werden. ) 


War hiebei die vom Richter anberaumte oder von den 
Erben begehrte Frift unbenutzt verftrichen, fo galt das Still» 
jchweigen ald Verzicht, und dad Näherrecht war praecludirt. !°) 
War dagegen dad Angebot verfäumt worden, oder waren die 
Erben minderjährig, jo konnten fie dad veräußerte Lehn, im 
erfteren Falle vom Augenblide der Veräußerung, im zweiten 
vom Momente erlangter Mündigkeit gerechnet, in Jahr und 
Tag von jedem dritten Befitzer gegen Erftattung ded Kauf: reſp. 
Pfandſchillings retrahiren. 160) Erſt wenn diefe Zeit vergangen, 
erlangte der neue Erwerber, der unangefocdhten auf dem Lehn- 
gute gejefen, die „rechte Gewere”, jo dab ihn fein Eid gegen 
jeden ferneren Anſpruch ſchützen konnte. '°) 

Während das Waldemar-Erich’iche Lehnrecht und dad Aelt. 
livl. Nitterrecht noch feine Repräfentation bei der Succeffion 
kennen, '®) wurde durch dad Mittlere Ritterrecht, 1%) nachdem die 
früheren näberechtlichen Beftimmungen unverändert au in 
diefed übergegangen, doch der zn Erbfolge, alfo auch Erblo— 
fung, berufene Perſonenkreis erweitert, und ſowohl dem Groß⸗ 


13) Wal. Erih. L.⸗R. Art. 23. — Aelt. RR. Art. 34. — mitil. 
RR. Cap. 66. | 

14) Bergl. Wald.⸗Erich. L.⸗R. Art. 2. — Mittl. R.-R. Cap. 8. — 
Act. RR. Art. 10. 

15) Brgl. Bunge: liv.⸗eſtl. Priv.-R. $ 181. — Gerber: Spt. d. 
deutſch. R-RE. 8 127. — Wald. Erih L.⸗R. Art. 3. Aelt. RR. Art. 12. 
— Mittl. R-R. Cap. 10, 25. 50, 

16) Wald.Erich L-R. Art. 22. — Alt. RR. Urt. 34, 35. — 
Mittl. R.-R. Cap. 66. 

17) Wald.⸗Erich. L.R. Art. 5. — Mittl. R.-R. Cap. 4. 

18) Vrgl. Wald. Erich. 2.-R. Art. 23. Aelt. R.R. Art. 34, 35. — 
Mitt. R.-R. Cap. 66. 

19) Mittl. R.-R. Cap. 11, 14. 


Sur. Zeitſchr. VII. Sg. 9. 1. 4 
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johne jure repraesentationis, als auch dem ahgetheilten Sahne 
nad) gejchehener Gollation ded Borausempfangenen, die Gon- 
currenz im Nachlaſſe des Großvaters rejp. Vaters geftattet. 20) 

Da ferner die Rechte der nächſten Erben der Natur der 
Sache gemäß mit der Lehnsfolge gleichen Schritt halten mußten, 
diefe aber im Laufe der Zeit ſich immer mehr erweiterte, und 
dem Allodialerbrechte ſich näherte, fonnte es auch nicht auöhlei- 
ben, daß die Rechte der Inteſtaterben, ihren Iehnrechtlichen Cha- 
rafter verlierend, eine Umgeftaltung erlitten. Es geht aus dem 
Entwidelungsgange des Erbfolgerechtd der Bafallen im Lehn- 
gute unbedingt hervor, dag nunmehr zu Ende diefed Zeitraumes 
nicht nur die gefammte Defcendenz des Veräußexers eined im 
Erbgange gebliebenen Gutes, ſondern eventuell auch defjen Bluts- 
freunde in der Geitenlinie, Agnaten und Sognaten, jofern fie 
vom erften Erwerber, in der männlichen oder fräulichen Linie 
abftammten, zur Erblofung nad der Gnadenerbfolgeordnung be- 
rufen waren. 

Fraglich ift hierbei, ob das MWiderfpruchs- reſp. Näherrecht 
nur den nächſten, oder im Falle ded Verzichts von Seiten dieſer 
auch den entfernteren Erben eingeräumt war. 2) Wir glauben, 
auf das fächfifche Landrecht und die fpäteren einheimifchen 
Rechtsquellen und ftüßend, unbedingt dad Erſtere annehmen zu 
müfjen. — Obgleich ſich weder in den Gnadenurfunden nod) 
fonft in welchen Rechtsdenkmälern aud der Ordenszeit Spuren 
von einer Beſchränkung der durch die Lehn- und Ritterrechte den 
Blutöfreunden eingeräumten Befugnifje finden, ift doch im Hin- 
blif auf die Nechtöbücher der nächjten Periode und den Ent- 
wickelungsgang in Deutfchland vorauszuſetzen, 22) daß an Stelle 


20) Vrgl. Sachſenſpiegel. J Art.5 $ 1. — I Art. 12 8 1. 

21) Vrgl. Gerber: Syſt. d. P.-R. 8 81. — Bilt. Stat. Th. lit. 8. 
51 — Derfhan: 8.-R. (1644) Th. II. B. I. &. 3. 3.7. Art. 3. 

22) Vrgl. Gerber: Syſt. d. B.-Rs. F 175. — Eichhorn: St. u. 
R.G. 5 571. — Pilt. Stat. Th. II. til. 8 8 1. | 
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des bei willfürlicyer entgeltlicher Veräußerung den Erben zufte- 
henden ftrengen Bindicationdrechts, allmälig dad Näherrecht ge⸗ 
treten war, ohne daß jedoch jened auch für unentgeltliche außer 
Gebrauch kam. Dafür jpricht auch der Umftand, daß des Falls 
der „achten Noth“ nicht mehr Erwähnung gefchieht; ob der 
Berfauf des Erbguts durch Noth veranlaft worden, oder will« 
fürlich vorgenommen wurde, — es machte eben in Betreff der 
den Erben zuftehenden Rechte feinen Unterſchied mehr. 


In diefer Form haben fi) denn auch die die Weräuße- 
rung eined ererbten Landguts befchräntenden Befugniffe der 
naͤchften Blutöverwandten bis jet in Zivland erhalten, 2?) wäh- 
rend fie fi ganz anderd in Curland, wo mit ben Gtatuten 
römiſches Recht eindrang, geitalten mußten, und ein biefem ent- 
gegengeſetztes Schidjal im Stifte Pilten erfuhren. — Wir zäh: 
len zum Schluß dieſes Gapiteld deshalb nicht wie bei den an- 
dern nochmal in Kürze die Hauptcharafterzüge ded refp. Erb: 
gutes auf, weil dabei erftend, da dad Erbgut ber Älteren Ordens⸗ 
zeit von dem durch die Gnadenrechte modiftcirten ſtreng zu ſchei⸗ 
den ift, feine Einheit zu erzielen möglich ift, und zweitens weil 
das Erbgut der Orbend- und bifchöflichen Zeit bei der Snterpre> 
tation der Art. 1874, 2002, 2530 Bd. III. des Provinzialrechts 
weniger und nur mittelbar in Betracht Tommt. 


8 3, 
Das Erbgut in Curland feit 1561. 


Wie weit die eventuelle Erbgutäqualität der Landgüter zur 
Drdendzeit in die Nechtöquellen der herzöglichen übergegangen, 
ift ftreitig und hängt von der Auslegung des Art. 6 bed Priv. 


23) Pr.R. Bo. III. Art. 961, 962, 1917. ° 
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Gotthar. ) ab, der neben den curländiichen Statuten und ber 
Gerichtspraxis in obiger Frage hauptjächlich in Betracht kommt. 

Schon neun Sahre früher, 1561, war durch dad Privile- 
gium Sigism. Aug. das Verhältniß der Vafallen zum Lehns- 
herrn feitgeftellt, 2 und erfteren diefem gegenüber fo gut wie 
volllommen freie Hand in der Verfügung über ihre Lehngüter 
gewährt worden, 

Denn Neumann?) in diefer Allodificationsurfunde zugleich 
eine Aufhebung der durch Samilienrechte begründeten Veräuße— 
rungsbeſchränkungen fieht, jo geht er, wie Bunge richtig be- 
merft, *) offenbar zu weit, da die Alienationdfreibeit blos eine 
Aufhebung ded jus caduci ded Landesherrn ald ſolchen, nicht 
aber einer eventuellen Erbgutöqualität bezweden follte. 

Daß auch lebtere in der Prarid, aber erft allmälig, ein- 
geſchränkt wurde, iſt freilich wahr und wird weiter unten er- 
örtert werden. 

Zu bemerfen ift bier, daß ed wie in der angeftammten 
Periode, jo auch in der herzoglichen und gegenwärtig in Cur⸗ 
land durchaus nicht zweifelhaft ift, daß nur Immobilien Erb- 
gutdeigenjchaft haben Tönnen. >) 

Der Art. 6 des Privil. Gotthard Kettler vom 20. Juni 
1570 lautet: 6) „Ob es wohl bei der Vorfahren Zeiten in diefem 
Fürftentbum bejage der Lehnrechte mit den Landgütern gehalten 
worden, jo ift doch jegliched von der Königl. Majeftät höchitge- 
dacht, fomohl aus Begnadigung und Zulaß von Uns foldhes 


1) 1570 Privil. Gotthard. Art. VI. (Ziegenh. SIR. Beil. Nr. 76.) 

2) 1561 Privil. Sigism. Aug. Art. VII. (Biegend. StR. Beil. 53.) 

3) Neumann: Curl, Erbredt €, 111. 

4) Bunge: Eurl. BR. $ 109. not. b. 

5) Siehe unten Urtheil in der Brinken⸗Walujewſch. Legatarienfache 
©. 62 ff. 

6) Bıol. Neumann in den Theor. pract. Erörterungen II. ©. 301 
ff. — Biegenhorn: StR., Beilage 76. 
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“ aufgehoben, und der Ritterfchaft als denjenigen, jo mit in gleicher 
Dienft und Freiheit fiten, die Freiheit der Gnaden mildiglidy 
gegeben und mitgetheilt, daß jeder Lehnsträger, ber nicht Leibes⸗ 
erben bat, mit denjelben möge diöpuniren, feines Gefallens zu 
verjeßen,. zu verpfänden, zu alteniren, zu verlaufen, zu vergeben, 
im Teſtament zu verfchreiben, und wo ſolches beim Leben nicht 
geſchehe, daB nicht? weniger dad nächſte Blut, männlichen und 
weiblichen Geſchlechts, ab intestato follte juccediren und erb⸗ 
fähig jein; jedoch daß in alle Wege in gleichem Grade der Blut- 
verwandtniß die Schwertjeite zu den liegenden Gründen den Bor: 
zug babe, und die Spilljeite nach Billigkeit mit Gelbe ablege, 
und daſſelbe darum, damit die Gejchledhter bei Würden und 
guter Habfeligkeit bleiben und erhalten werden möchten, wann 
aber in einem Erbfall die Spilljeite eined oder mehr Grade 
näher tft, fo geneuft diejelbe die Begnadigung an den Gütern, 
vor denen Agnaten der Schwertjeite in weiterm Grade. Die 
Geſchlechte aber, fo die fammende Hand und diefelbe gehörige 
Güter haben oder Fräftiglich unter fich bewilligen würden, welche 
Bewilligung ihnen frei und ungehindert fein folle, können oder 
mögen ohne Conjend der Agnaten obgeregtermaßen mit den 
Gütern nicht gebahren; ſonderu follen ed mit der Succeſſion 
und Verordnung halten, wie fammende Handgüterredht und Geo 
wohnheit ift.” 

„Bei obgemeldeten Privilegien der Gnad und ſammende 
Hand wollen Wir binfüro einen PVerdrungenen [hüten und 
handhaben. Was Wir aber an neuen Lehn Zeit unferer Regie- 
rung nach dem Privilegio, damit die Königl. Majeſtät zu Pohlen, 
die Nitterjchafft diefer ande inögemein, da Wir Und fämmtlich 
der Königl. Majeftät ſubjicirt, begnadigt, vergeben, oder nach— 
mahlen, Unferer Gelegenheit nach verlehnen möchten, daran hat 
der Lehnträger nicht weiter zu genießen, oder fich zu erfreum, 
ald was feine Inveſtitur, Verlehnung, und Handfeite in ſich 
begreift und ausweifet.” 
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„Was die wohlgewonnene und erworbene Güter anlangt, 
mit denjelben ift nach gemeinen Rechten ein jeder befugt zu thun 
und zu laſſen feined Gefallens.“ | 

Indem jeder Lehnstraͤger (natürlich in den alten Ordenslehn) 
hiemit die Befugniß erhielt, falls er Feine Leibederben, alſo Dejcen- 
benten, hatte, mit feinen (ererbten, denn von erworbenen ift jpäter 
die Rede) Landgütern ſowohl bei Lebzeiten als für den Todesfall 
nach Belieben zu verfügen, wurde einerjeitd der zur Crblofung 
biöher berufene Verwandtenkreis verringert, andererjeitd, indem Die 
Vererbung in den GSeitenlinien nunmehr zu einer unbegrenzten 
wurde, wie im Priv. Sig., nochmals dad Heimfallen der Zehn an 
den Landesherrn beſchränkt, und faſt unmöglich gemacht. ) Diejes 
Recht hatte aber der Lehnäträger, wie durch ein argumentum a 
contrario fi) Zar ergiebt, und wie ed in Erinnerung an bie 
althergebrachten Beftimmungen audy fein mußte, nicht, wenn 
Erben, und zwar jebt nur noch Leibederben, am Leben waren. 

Im Gegenja zu dieſen (ererbten) Landgütern Tommen bei 
ben wohlgewonnenen und erworbenen natürlich feine irgendiwie 
bie Dispofition befchränfenden Rechte der Inteftaterben in Betracht, 
und bat der jedeömalige Eigenthümer in ihnen freie Hand. 

Für diefe unfere Annahme, dag Art. 6 des Priv. Gotth. 
demnach nicht eine Aufhebung, fondern vielmehr eine wenn auch 
modificirende Beltätigung des in Curland biöher geltenden Rechts 
der nächſten Erben enthält, führen wir, abgejehn von dem un⸗ 
jerer Anficht nach durchaus deutlichen Wortlaut des Art. 6, noch 
Solgendes an: Erftens erhellt aus dem vorhergehenden, fünften 
Art., Der Geift und die ganze leitende Idee des Priv. Gotth.: 8) 
„8 fjollten die alten Privilegia, Gewohnheiten und löblichen 
Gebräuche (alfo auch die Erblofung, zumal fie bis in's XVII saec. 
auch in Deutſchland unbedingt Geltung hatte) 9) unverrüdt er- 

7) Priv. Sig. Aug. 1560: Art. VII. ©. 12. 


8) Priv. Gotth. Wet. 5 (Ziegenhorn RR. Beil. 76). 
9) Eichhorn: St. und R.-©. $ 571. 
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halten werben.” Ferner findet fi in der eurlaͤndiſchen Gerichts⸗ 
prarid die Erblooſung nody 1728, 19) was unmöglidy gewejen 
wäre, wenn fie jchon im XVI. saeo. durch Privileg. Gotth. 
aufgehoben worden. — Ganz ander wird Art. 6. von Neumann 
im 3. Bande der Erörterungen interpretirt, und auch Bunge 
fließt fih ihm an. '') 

Da fi) nun aud daB Dberhofgericht in feinem in ber 
Brinden-Wahrjewfchen Legatarienfache gefällten Urtheile ähnlich 
darüber ausſpricht, und ebenfallß eine auf einem argumentum 
a contrario (S. ©. 62 ff) beruhende Schlußfolgerung, wie aud) 
bie Annahme, daß im fraglichen Artikel eine Veräußerungsbe⸗ 
Ichränfung in Betreff des Erbguts enthalten, perhorreßcitt, glau⸗ 
ben wir Neumann's Commentar zum Art. 6 (&rörterungen III. 
S. 301) einer Beſptechung unterziehen zu müſſen. 

Ueber die Stelle: „daß jeder Lehnsträger der nicht Leibes- 
erben — verfchreiben” jagt Neumann Folgended: 2) wenn man 
bier durd) ein argumentum e contrario, das überhaupt mißlich 
ift, bat finden wollen, daß ein Gutsbeſitzer der Leibederben hat, 
mehr oder weniger in ber Zeftamentifaction über fein Gut be- 
hindert fei, fo müßte man auch alle andern aufgezählten Dispo- 
fittond- und Alienationdbefugniffe beim VBorhandenjein von Erben 
benehmen, — fo weit aber geht fein curländifcher Juriſt, daB 
er dem Bater dad Necht, fein Gut zu verlaufen oder zu bes 
Schulden (sic) nähme.“ 

Wir geben gerne zu, daß ein durch's argumentum a con- 
trario gezogene Schlußfolgerung leicht trüglich ift, zumal, wenn 
fie zu jonft ganz unbelfannten und überrafchenden Refultaten 
führt; etwas Anderes ift ed aber, wenn man auch fonft aus der 
Hortjeßung der betreffenden, und allen frühern Quellen zu den- 


10) Bunge: Eurl. R.-R. $ 173. Note e. 

11) Neumann : Grörter. II S. 301- 340. — Bunge: Curl. RR. 
8 108. Note d. 

12) Neumann: Erört. II. ©. 309. 
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jelben fommen muß, und fie auch in der Gerichtäpraris ſich und 
Öfterd aufdrängen. 

Neumann überfieht erftens, daß an diefer Stelle nur das 
Erbgut ind Auge gefaßt wird, denn von den wohlgewonnenen 
Zandgütern ift befonderd die Rede; zweitens ijt von einem Be⸗ 
Ichuldungdverbote im qu. Art. überhaupt feine Spur zu finden, 
und bezeichnet, bei dem befannten Pleonasmus der damaligen 
Zeit, das „verpfänden” und „verjegen” nur ein und diejelbe 
Beräußerungsart, die alte Satzung, aber nie eine Schulöbelaftung 
des Gutes. — Daß die Erben damald aber wie die entgeltliche 
(„verpfänden, verjegen, alieniren, verkaufen") fo die unentgelt- 
liche („vergeben") Veräußerung oder Verſchreibung des Crbguts 
durch Näherrecht rejp. Vindication hindern Tonnten ift aus der 
vorigen Periode befannt, und durchaus nicht in Frage zu ftellen. '?) 

Wenn Neumann annimmt, daß durch den Art.6 des Priv. 
Gotth. blos das Verhältniß des Lehnsheren zu den Vaſallen, 
nicht aber auch die privatrechtlichen (erbrechtlichen) Beftimmun- 
gen für leßtere geregelt werben follten, jo wird er durch den die ge- 
ſammde Hand (dody ein privatrechtliches Inſtitut) betreffenden 
Pafjus „die Gefchlechte aber — Gewohnheit iſt“ genügſam 
widerlegt. ) 

Aus „und wo ſolches — erbfähig feine motivirt Neumann 
jeine obige Behauptung: „von kinderloſen Bafallen allein ift 
hier die Rede, weil die beerbten jchon wegen des ihnen zuſte— 
henden Bererbungsrechts auf männliche Nachkommen und ipäter | 
erlangten jus gratiae an ſich ficher geftellt waren.“ 

Neumann vergißt, daß das jus gratiae durchaus nicht blod 
darin beitand, daß die meibliche Descendenz, fondern auch agna⸗ 
tiſche und cognatiſche Collateralen erbberechtigt wurden, und e8 
daher bei der Gnadenerbfolge ganz gleichgültig ift, ob der reſp. 


13) Vrgl. Urtheil über Kalkuhn. Coneurs S. 62. 
14) Neumann: Erört. III. ©. 310. 
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Lehnöträger Leibeserben bat oder nicht, wenn nur überhaupt 
Verwandte am Leben find. So waren denn die blos „kinder⸗ 
loſen“ Lehnsleute durch's jus gratiae ebenſo „ſicher geftellt“ wie 
die Familienväter. Unſerer Anſicht nach enthält eben die frag— 
liche Stelle nur die Beſtätigung und Erweiterung der alten 
Gnadenerbfolge (deren factiſchen nicht aber rechtlichen Befitz die 
curlaͤndiſchen Lehnsmannen ſchon früher hatten), indem nun—⸗ 
mehr die Beſchränkung der Succeſſion bis zur 5ten Parentel der 
Collaterallinien aufgehoben ward. 

„Was die wohlgewonnenen — Gefallens“ heißt es zum 
Schluß im Art. 6. Neumann !5) hat in dieſem Paſſus einen 
Gegenjab zu den neu zu vergebenden Zehn (in Erb.:R. S. 116 
fogar zu den Gefammthandgütern) ſehn wollen, und alfo alle 
bis 1561 verliehenen Güter (incluf. die eventuellen Erbgüter) 
darunter verftanden. Wenn aber hinfichtlich diefer auf gemeine 
deutſche Recht verwiefen wird, wo damald die Erblojung noch 
practifh war, jo würde damit gerade Gegentheil von dem, was 
Neumann in Betreff diefer Güter aus „daß jeder Lehnsträger, 
der nicht 2c.” gefolgert, geſagt ſein. 

Somit glauben wir unfere Snterpretation des Art. 6 be: 
gründet und nachgewiefen zu haben, daß von „wohlgewonnenen“ 
Gütern im Gegenſatz zu den zuerjt gemeinten ererbten gejprochen 
wird, auch daß der Art. 6 nicht allein auf dad Verhältniß der 
Bafallen zum Lehnsherrn zu beziehen, jondern auch als Quelle 
(ald welche ed auch im Prov.-Recht, Bd. III. Art. 1874 gilt) 
für das Erbgut der herzoglichen Zeit zu betrachten ift. Auf: 
fallend ift e8, dab im Privil. Gotth. nur der Descendenz 
(„Leibederben”) ald zum Widerſpruchs- und Näherrechte befugt 
gedacht wird, was gegen alle Tradition und frühere Gejeßeöbe- 
flimmung war. Blaefe !6) erflärte es dahin, daß wie in Deutjch- 

15) Neumann: Erört. III. S. 331. — Unfere Anſicht theilt Sera- 


phim: „Notherbenrecht“ S. 15. 
16) Blaeſe: Näherrecht nach curl. und pilt. Land-R. 8 49. 
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land das römiſche Recht auf die altzermanifchen Inſtitute be- 
ſchränkend und derogirend wirkte, jo auch die praefumtiven Ber- 
fafjer dieſes Privil. Gotthardi, v. Gilleöheim oder Salomon 
Henning, beided römijche Nechtögelehrte, dad gegen die Grund- 
jäbe der freien Veräußerlichkeit, des Eigenthums anftreitende 
Inftitut der Erblofung zu bejchränfen geneigt waren. 


Dder follte der Ausdruck „Leibederben” im Art. 6 unprae- 
cije gebraucht, und überhaupt die nächſten Inteftaterben gemeint 
worden fein? Für dies würde der Gerichtäbrauch ſprechen, wor- 
nad im Kalkuhnenſchen Eoncurje (©. unten ©, 48) einen cog= 
natifchen Blutöfreunde das Näherrecht zugeftanden wurde. 17) 
(Wir glauben etwa, daß der dort vorkommende Ausdrud „ab- 
ftammende Freund” nicht fowohl einen Deöcendenten, als viel- 
mehr einen „gemeinfam abftammenden $reund”, d. h. von dem⸗ 
jelben Stammvater abftammenden Blutöverwandten bezeichnet, 
denn jonft hätte ja in demfelben Concurſe nicht ein „Stamm- 
vetter” als Goncurrent aufzutreten gewagt.) 


Wir kommen zu den curländifshen Statuten des Jahres 
1617: Wenn das römifche Recht gewiß auch jchon früher ald 
Jubfidiäred Recht Eingang gefunden, und aus den beiden Privi- 
legien, Sigismundi und Gotthardi zu fchließen ift, '%) daß es in 
Curland nicht unbefannt geweſen, ſo gelangte es faſt vollfom- 
men zur Geltung (mwenigftend theoretiſch) erſt in den curländi— 
chen Statuten, da die Berfaffer derfelben Polen, demnach mit 
dem römifchen Recht entjchieden vertrauter ald mit den livlän- 
difchen Duellen waren, und oft willfürlich verfahrend felbft pol- 
niſches Recht einzumifchen verſuchten. '9) 


Ein ähnliches Streben, dad römische Recht immer mehr 


IT) Bunge: curl. TR. $ 173 Rot. e. 
18) Privil. Sigism. Aug. Aug. Art. XII. — Brivil. Gotth. Art. 11. 
19) Ziegenhorn: Staatsrecht ıc $ 529. 
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beranzuziehn, findet fi) nach Eichhorn 2°) bei den gelehrten Ju⸗ 
riften der damaligen Zeit auch in Deutjchland. 

Zieht man dabei in Erwägung, daß die curländifche Rit- 
terichaft, nachdem fie ſchon auf dem Landtage zu Mitau 1570 
mit dem Herzoge fi) dahin vereinigt hatte, 2!) daß „aus allen 
löblichen Landrechten und Gewohnheiten, fo in Harrien, Wier- 
land, dem Erzitift, und auch in tiefem Fürftenthume in Ritter 
und Lehnrecdhten in der Vorfahren Zeiten in Gebrauch und 
Uebung gewefen, und (nur) wo diefelben nicht zureichten, aus ge- 
meinen Rechten ein Rechtsbuch zujammengetragen werde”, auf 
dem Landtage zu Aut 1615 ſich entfchloß, den König von Po- 
len um die Erlaubniß zu bitten, die eng and alte angeflammte 
Recht fi) lehnenden Piltenjchen Statuten recipiren zu dürfen, 
dieſelbe Ritterſchaft auch fonft ftetd ihre Vorliebe für dad ein- 
heimijche Recht geäußert hatte, und nun 1617 plötzlich mit dem 
römischen Rechte beglüdt wurde, jo wird es verftändlich, wie 
längere Zeit hindurch diefed durchaus nicht in dem Umfange in 
der Praris geübt wurde, wie ſolches aus dem Inhalte der Sta- 
tuten gefolgert werden könnte. Dieſe hoben die bei der Veräu⸗ 
Berung von Erbgut in Betracht kommenden Näherrechte der 
Blutöfreunde auf, und troßdem lautet noch über hundert Jahre 
jpäter (freilich als letztes Erjcheinen der Erblojung) der. Ober- 
hofgerichtöbefcheid in der Kalkuhnenſchen Concursſfache (1728): 
„weilen der MWohlgeb. v. Stromberg ald ein notorifcher Cogna- 
tus des communis debitoris dafjelbe Quantum, was der Wohl: 
geb. v. Witten licitiret, für die Kalkuhnenſchen Güter mitge: 
boten, und bier in diefen Herzogthümern allezeit auf abftam- 
mende Sreunde reflectiret, auch deren Confervation befördert wor- 
den, jo werden die Kalkuhnenſchen Güter dem Wohlgeb. v. Strom: 
berg erb⸗ und eigenthümlich adjudiciret und zuerkannt.“ 


20) Eichhern: Staats- und Rechtsgeſch. III. $ 442 f. 
21) Vrgl. v. Rummel: acta commissionis de a. 1617 Vorwort S. 26 j. 
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(Später praetendirt ein Fölferfahm ald Stammwetter das 
Näherrecht (offenbar audy ein näherer Verwandter als Strom- 
berg), wird aber abgewiejen, weil er ed „post adjudicationem 
der Kalf. Güter an Stromberg" gethan.) 

Wenn daher Neumann, 2%) der mit Recht die Erblojung 
heute für antiquirt hält, in den „Erörterungen, Bnd. III, jagen 
konnte, daß der blutöverwandtfchaftliche Retract in Curland über- 
haupt nie practijch gewefen, fo dürfte er zu weit gehn obgleich 
freilich anzunehmen tft, daß er auch im XVI. und XVIL Sahrhun- 
dert felten genug vorgefommen. 2°) 

Die neuere Praris hat fich jedenfall ftrict gegen das Nä- 
herrecht ausgeſprochen, indem ſie jede Berufung auf die alten 
Rechtsquellen, da mittlerweile andere geſetzliche Beſtimmungen 
geltend geworden, verwarf, und jenes Recht nur bei Geſammt— 
handgütern für in Betradyt fommend erklärte, 2*) 

Kur ©. v. Engelhardt ſcheint die Erblojung in jeinem 
„Beitrag zur Beantwortung der Frage: gehn die vor 1561 gel- 
tend gewejenen deutjchen Rechte dem römifchen Coder vor, oder 
ftehn fie demjelben nach?” noch für practiſch zu halten. 2°) 

Wie wenig die curländifchen Statuten den einheimilchen 
Rechtönormen und der Anforderung der Zeit entiprechen, 2%) ſehen 
wir daraus, daB die Nitterfchaft zu wiederholten Malen auf den 
nächiten, nad, Codification der Statuten gehaltenen, Landtagen 
Anträge wegen Bervollftändigung derfelben gemacht, und jo 1649 
der Derjchaufche Landrechtsentwurf zu Stande fam.?”) Da nun 
dieſer Entwurf nie Gefegeöfraft erlangt, und demnach gegenwär: 


22) Neum. Erört. III. ©. 334. 

23) Brgl. Bunge: cur. PR. $ 173 und Not. h. 

24) Vrgl. Vietinghof⸗Eanzkanſche Sache in Erörter. V. — Neumann: 
Erb⸗R. ©. 112. 

25) Engelharrt: Beitrag ꝛc. (Mitau 1817) $ 26. 

26) Vrgl. Madai: Erörterungen, I. ©. 241. 

27) Bunge: Einleitung 2. $ 94. — Biegenhorn: StR. 68 128. 144; 
Deil. 166. 
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tig feine practifche Bedeutung hat, befchränfen wir uns bier 
darauf hinzumweifen, daß er die Vorrechte der nächften Erben, 
ſowie die Anbietungspflicht des Veräußerers wieder fanctionirt, 2°) 
zumal die in den Statuten in diefer Hinficht vorgenommenen 
Modificationen dem Rechtsbewußtſein zuwider, und die alten 
Normen troß der derogirenden Beftimmungen der Etatuten fort- 
während in Anwendung geblieben waren. — Wie wir oben ge- 
ſehn, verbietet Art. 6 des Priv. Gotth. die ZTeftamentifaction 
über Erbgüter. 

Wie weit haben fich nun diefe Beftimmungen bis zur Ieht- 
zeit erhalten ? 

Selbft Bunge, der ficy unferer Auslegung ded Art. 6 nicht 
anfchließt, jagt doch in feinem curl. Privatrecht, daß in Betreff 
der von Adcendenten ererbten Landgüter der Grundfat des DVer- 
bot8 der Zeftirung beim Indigenatsadel in Curland ftetd, und 
zwar ohne Zweifel auf Grundlage des ältern Rechts, anerkannt 
worden. (Weswegen Bunge bier den Begriff der Grbgüter auf 
blos von Adcendenten ftammente befchräntt, zumal die einzige 
Duelle dafür der Art. 6 wäre, er diefen aber, wie oben gezeigt, 
nicht ald ſolche gelten laſſen will, ift ung unklar.) 

Dafjelbe fpricht auch das Dberhofgericht in feinem in der 
Brinden-Walujewfchen Sache gefällten Urtheile aus, 2%) dad wir, 
da in demfelben die hierbei in Betracht fommenden 88 172 und 
173 der curländifhen Statuten einer genauen Beiprechung und 
Interpretation unterzogen werden, und da aus dem Bejcheide er- 
belt, wie bis 1864, bis zur Codification des Privatrechtd, die 
Prarid zu unjerer Frage geftanden, bier wiedergeben wollen. 

Zunähft der Wortlaut der $ 172 u. 173 der curlL Statuten. 


& 172: „„liberi quoque, si sine liberis descesserint, testamento 
suo parentes suos excludere noir possunt, sed dimi- 


28) Derfchau. Land-R. Th, II. B. 2 €. 3. Tit. 7. Art. 3. 
29) Neumann: Erb R. ©. 118 ff. 
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diam partem illis, fratribus, vel nepotibus ex illis 
alteram (partem) semissem relinquere tenebuntur ;** 


8 173: „„quodsi vero nec fratres nec sorores, aut horum ha- 
rumque liberos relinquerint, parentibus omnia per- 
mittere debent, solis legatis ad pias causas exceptis, 
quae tamen legata. semissem hereditatis excedere non 
oportet.** | 


Sn der Sache der Legatarien ded Fräulein v. d. Brinden 
contra Frau v. Walujew, geb. v. d. Brinden, erließ dad Ober: 
bofgericht (7. April 1825) folgenden, darauf (6. April 1835) 
vom Reichsrath beftätigten Bejcheid : ?%) (Wir theilen den Wort: 
laut defjelben nur joweit mit, ald er hier hineingehört): „Dem: 
„nach kommt es bier, nad) Befeitigung des von den ftreitenden 
„zbeilen darüber erhobenen Disputes: nb die in den 88 172 
„und 173 enthaltenen gejeglichen Vorſchriften zwedmähig oder 
„unzwedmäßig, rationel oder irrationel find, da diefer Streit für 
„pie bier zu entjcheidende Nechtöfrage audy nicht das geringite 
„practiiche Interefje bat, zunächſt auf die richtige Auslegung 
„der gedachten beiden 88 an: 


„Denn bier nun Allem zuvor diejenige Kategorie der Ge- 
„tete, weldjer dad zu interpretirende angehört, fejtzuftellen ift, 
„10 leuchtet e8 ein, dab in jedem der beiden SS eine bejondere 
„Vorſchrift enthalten ift, und zwar nicht ſowohl um deöwillen, 
„weil in jedem derfelben ein ganz bejonderer Erbfall angenrönet 
„wird, ſondern weil fie gemäß der in 1. 14, 15, 16 D. de le- 
„gibus (1. 3.) gegebenen Definition des jus singulare, eine den 
„ſtreng juriftijchen Grundfäben des natürlichen ſowie des pofi- 
„tiven gemeinen Rechts, deögleichen den hiefigen, die Dispofition 
„über das Eigenthum im Allgemeinen betreffenden Beitimmun- 
„gen der Landesgeſetze widerfprechende Anordnung enthalten. 


30) Neumann: Erb-R. ©. 118 ff. * 
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„Es geftalten nämlich der Art. 7 des Sigismundfchen und 
„Art. 6 des Gotthardfchen Privilegiums eine ganz uneingefchräntte 
„Dispofition nicht allein, was unzweifelhaft ift, über das wohl» 
„erworbene, jondern auch über dad ererbte Vermögen; wogegen 
„denn die erwähnten beiden SS ohne etwa zwiſchen wohlerwor- 
„benem, und ererbten zu unterjcheiden, ſchlechthin die Verfügung 
„auf den Todesfall nicht allein bejchränfen, fondern durch $ 172 
„die testamenti factio jogar ganz und gar unterfagt wird. Sol⸗ 
„bem nach würde dann die Natur der fraglichen beiden 88 als 
„leges speciales feinem Zweifel unterworfen fein. Nun ift aber 
„iede lex specialis vel singularis striete zu interpretiren und 
„Ihlieht die außdehnendere Erklärung unbedingt aus, [l. 14.D. 
„de leg, (I. 3)}, woher deun auch ſolche auf die fraglichen bei⸗ 
„ven 88 nicht angewendet werden darf. In jedem derfelben tft 
„von einem ganz verfchiedenen Erbfalle die Nede. Sn dem $ 172 
„wird die Concurrenz der Eltern mit Gefchwiftern oder der letz⸗ 
„tern Kindern voraudgefeht, und in einem ſolchen Erbfall foll 
„das Teſtament des ledigen und Tinberlojen Zeftatord nur dam 
„rechtöheltändig fein, wenn durch daffelbe die eine Hälfte des 
„Vermögens den Eltern, die andere Hälfte den Gefchwiftern oder 
„deren Kindern zugetheilt wird. Nach dem im 6 173 voraus- 
„geſetzten Erbfalle find nur Eltern und feine Gejchwifter noch 
„Beichwilterfinder vorhanden. In einem foldyen Falle wird ber 
„vorhin genannte Zeftator verpflichtet, den Eltern das ganze 
„Bermögen zu binterlaffen, jedoch unbejchadet der in Hinficht 
„milder Stiftungen geftatteten Ausnahme. Der ftrieten Inter: 
„pretation der beiden SS zu Folge werden Geſchwifter oder Ger 
„Ichwifterfinder aus dem Teftament eines ledigen und Finder- 
„loſen Teftatord die Hälfte ded Vermögens nur in dem einzigen 
„Sale fordern können, wenn fie mit den Eltern ded Erblafferd 
„concurriren follten, da das Geſetz nur in diefem bejondern und 
„ausdrücklich genannten Falle die Verbindlichkeit dem Teſtator 
„auflegt, feinen Gefchwiftern oder deren Kindern bie Hälfte 
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„ſeines Vermögens zu binterlaffen. In jedem andern Falle 
„würbe der Zeftator, rüdjitlich der Gefchwifter und Gejchwiiter: 
„Tinder fi) nur an die gemeinrechtlichen Vorjchriften zu halten 
„haben. | 

„Wollte man aber auch annehmen, daß bei einer lex sin- 
„gularis die interpretatio extensiva zuläflig jei, jo würde folche 
„in diefem Falle nicht ftattfinden können, da in den beiden 88 
„weder die ratio legis nody die Abficht des Gejebgeberd aufzu⸗ 
„finden ift, und bloße Conjecturen und Hypothejen den Mans 
„gel eined rechtögnüglichen Beweiſes nicht zu erjeßen vermögen. 

„Aber ererbted Vermögen iſt noch nicht Ichlechthin als 
„ſolches jeder Verfügung auf den Todesfall entzogen, und tft 
„diefer Grundſatz in diefer Allgemeinheit in feinem Gefege auö- 
„geſprochen. 

„Dieſes ergiebt ſich gleichfalls aus Art. 6 Priv. Gotth., 
„der als Cardinalgeſetz für jenen Grundſatz angeführt wird, 
„und eine Anerkennung deſſelben enthalten ſoll. Enthielte auch 
„Art. 6 wircklich eine Beſchränkung der Diſpoſition über er- 
„erbted Vermögen, jo gilt died unzweifelhaft nur für ererbtes 
„unbewegliched, da im ganzen Art. 6 nur die Rede von Grund: 
„Hüden tft. Aehnliche Beitimmungen über ererbtes Vermögen 
„finden fih auch in den deutſchen Rechtsbüchern: Niemand 
„dürfte über fein Erbgut ohne Einwilligung der Inteftaterben 
„weder unter Lebenden noch auf den Todesfall verfügen. Unter. 
„Schgut wurden nur joldye Grundftüde, die der Befiter von 
„einen Afcendenten geerbt, verftanden. ?’) Weber das erworbene 
„und bewegliche ererbte Vermögen durfte Jeder frei verfügen”. 

Gegenüber diefer Interpretation hat ſich das Provinzial: 
recht im Art 2002 Bnd. III. mit Recht für eine andere ent- 
ſchieden. 

In Bezug auf die im Oberhofgerichtsbeſcheide enthaltene 


31) Anders Berber: Syſt. d. P. Rs. $ 82. Vergl. ©. 52. 37. 
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Auslegung des Art. 6 Priv. Gotth. verweilen wir oben ©. 41, 
und wollen bier nur die $6 172 und 173 der curl. Statuten 
behandelt : 

Während das römiſche Hecht ein Notherbenrecht nur in 
der linea recta Fennt, und blos bedingungsweiſe den Gejchwiftern 
einen Pflichttheil einräumt, %) wird, nachdem $ 168 der curl. 
Stat. hinfichtlich diefer Frage auf dad gemeine Recht und bie 
querela inoffieiosi testamenti verwiefen, noch ein neues Noth- 
erhenrecht für Gejchwifter und Gefchwifterfinder in den 88 172 
und 173 ftatuirt. Wie Tamen aber die polnifhen Commiffe- 
rien, als entjchiedene Gönner ded römifchen Rechts, darauf, den 
Kreid der Notherben auf alle Perſonen auch der 2. Erbllaffe zu 
erweitern, da ſolches ohne Frage dem Pandectenrecht wider: 
ftritt ? Sollten fie wirklich geneigt gewejen fein Beftimmungen 
zu treffen, die in Gurland, wo damald die Idee engen Fami— 
lienverbandes noch die altdeutjche geblieben war, vielleicht gerne 
aufgenommen worden wären, für bie fie felbjt aber fein Ber- 
ftändnig haben konnten? 

Die 88 haben offenbar eine andere Entſtehungsurſache: 
Diejelben enthalten wol weiter nichtd, als eine modificirende 
Bearbeitung der alten Gejeßeöbeftimmungen über Erbgut, und 
durchaus nicht etwas den einheimifchen Rechtsquellen Fremdes, 
wie dad Oberhofgericht jagt. Und in Folge defien ftellen ſich 
die 65 172, 173 keineswegs ald leges speciales dar, und fallen 
alle auf die ſer Praemiffe beruhenden Conjequenzen des obigen 
Oberhofgerichtöbejcheided fort. (Auffallend ift e8, daß derjelbe 
wol der alten deutſchen Rechtsbücher gedentt, die einheimijchen 
aber ganz vergefjen zu haben fcheint). — So werden denn die 
Rechte der Inteftaterben von den Commifſarien in den Statu, 
ten durchaus nicht erweitert (mie es im erften Augenblid zu 


32) Bergl. Arndts: Lehrb. d. Pandecten 66 591—605. — Prov.-R. 
III. Trt. 2005 ff. 
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fein fcheint), ſondern müſſen fich eine harte Schmälerung ge- 
fallen laffen: Die Erblofung wird abgefchafft, der die Teita- 
mentifaction bindernde Verwandtenkreis wird verringert; dieſe 
Beichränfung ganz aufheben, das Tonnten die Commiffarien 
wenn ed ihnen auch am guten Willen gewiß nicht gefehlt hat, 
freilich nicht. 

Ob fie fich bei ihrer Entftellung und Corruption der pro- 
pinziellen alten Rechtsquellen mit Abficht einer jo unklaren Aus- 
drucksweiſe, wie wir. fie auch ſonſt an vielen Stellen der com- 
mifjorialifchen Decifionen finden, bedient und befleigigt haben, 
um dadurd) möglicherweife eine allmälige Bejeitigung der nicht 
in ihren Kram pafjenden Inſtitute zu bewirken, laffen wir bier 
dahingeftellt jein. Im hohen Grade intereffant und geiſtreich 
ift die Interpretation des $ 172, wie wir fie in $. Seraphim's 
„Notherbenrecht“ finden, der freilich zu ganz andern Refultaten 
gelangt, und den $ 172 ald einen fih unmittelbar an den 
$ 168 anjchliegenden blos auf den Pflichttheil refp. die Noth- 
erben bezogen wiſſen will. Wenn nun $ 173 nicht ganz deut- 
lih in den Worten „quodsi vero* an den vorhergehenden an- 
fnüpfen würde, und etwa ganz fehlte, dann müßten aud) wir 
unbedingt Seraphim's Auslegung beipflichten, jo aber laſſen die 
vielgenannten $$ 172 und 173 den verfchiedenartigften Inter— 
pretationen und auch unjerer Raum. [Seraphim: Notherben- 
reht 99 7. 8. 9.] 

Troß der angefügten Begründung bleibt und immerhin 
nicht recht verftändlich, wie das Oberhofgericht bei feiner Suter: 
prefation der SS 172 und 173 die Succejfiondberechtigung eini- 
ger Perjonen (der Gejchwifter und Geſchwiſterkinder) von der 
Exiſtenz Anderer, mit ihnen coneurrirender und derjelben Erb: 
Hafje angehörender (der Eltern), abhängig machen konnte. Ohne 
auf den Sinn einzugehen, ift nur der Wortlaut berüdfichtigt 
und auf dieſe Weife ein höchſt fragwürdiges Reſultat erzielt 
worden: Gejchwilter und Gejchwifterfinder follen nur bei Lebs 
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zeiten und nur in Concurrenz mit ihren und des Erblaffers 
Eltern (rejp. Großeltern) in des letztern Erbgütern Succeffions- 
anfprücdhe haben ! 3°) Allenfalld denkbar wäre, daß obgleich nad 
gemeinem Recht Gejchwifter und Gejchwifterfinder ftet zugleich 
mit den Eltern erben, letztere, wie es particularrechtlich gefchieht 
(3. B. in Eitland), *) vorgezogen würden, und allein die Erb: 
güter erhielten, nicht aber jened. In feinem alle, ob wir die 
Interpretation des Oberhofgerichts vom römischen Standpuntt, 
oder, wie es richtiger tft (da es ſich um ein deutjchrechtliches 
Snftitut handelt) von dem der heimifchen Rechtöquellen betradh- 
ten, — in feinem Falle dürfte fie zu rechtfertigen fein. Auch 
dad Prov.-Recht ift nicht ganz confequent gewejen 9°): wenn eß, 
wie audy wir thun, in jedem Falle Gejchwilter und Geſchwiſter⸗ 
finder im Erbgute fuccediren läßt, mußte ed dem Erblaffer auch 
beim DVorhandenfein diefer allein (ohne Concurrenz mit den 
Eltern) die Verfügung über die eine Hälfte feiner Erbgüter zum 
Beten milder Stiftungen geftatten. Denn warum follten die 
Eltern, ſonſt eher beſſer fituirt, in dieſer Beziehung fchlechter 
dran fein? 

Es ergiebt ſich demnach aus den 88 172, 173, daß in 
Gurland über ererbte Smmobilien beim Borhandenfein von 
Ascendenten, Descendenten, Gejchwiltern oder verftorbener Ges 
ichwifter Kindern nicht teftirt werden darf, dieſelben vielmehr 
dem Erbgange überlafien, und unter jene wie vorgefchrieben ver- 
theilt werden müſſen. 

Erbgut ift aber (wie ſchon feit den Onadenbriefen und zu 
Ende der Ordenszeit feititand, und auch jeßt in der Praxis feft- 
ſteht) jede8 Landgut, dad beim Indigenatsadel Jemand von 
feinen BlutSfreunden der linea recta oder agnatifchen oder cogna- 
tiichen linea collateralis ab intestato überfommen hat. In Er: 


33) Vrgl. Neumann: Erört. ©. 336. ff. - 
34) Brov.-R. ILL. Urt. 1921. 
35) Prov.R. Ill. Urt. 2002. 
5* 
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mangelung von Erben der beiden erften Klafjen Tann diefer dann 
über died fein Erbgut teſtiren, das dadurd, feine Erbgutsqualität 
einbüßt; thut er es nicht, fondern überläßt es wieder dem Erb⸗ 
gange, und es fällt ab intestato an feinen nächſten Blutsfreund 
(nach der Erbfolgeordnung), jo bleibt bie Erbgutsqualität nad 
wie vor beftehn, oder wird vielmehr neu gegründet. ?%) Jener 
muß dad Landgut aber wiederum feinen Snteftaterben der erften. 
oder zweiten Claſſe hinterlaffen. | | 


Zu, weit geht Neumann, 37) wenn er aus 88 172, 173, 
folgernd behauptet, daß die Erbgutöqualität nur fo lange beftehe, 
ald dad Gut ununterbrochen innerhalb der zwei erften Erbklaſſen 
ab intestato fi) vererbe, daß demnach ein von einem Groß- 
ontel oder Vetter überfommened alted Familiengut nicht als Erbe 
gut zu betrachten jei, was jowohl mit dem deutſch. Privat-R,, 
ald dem Recht der Schwefterprovinzen im Widerſpruch fteht. 
Ebenſo irrig ift feine Anfiht, daß ein Erbgut von. Agnaten, 
ftammen müſſe, und nur an jolche vererbe. (Zugleich. überjieht. 
er hierbei daß auch Ascendenten Gognaten fein können). Ferner. 
Icheint er eine Verwechſelung des Erbguts mit dem piltenjchen. 
Stammgute vorzunehmen. Wir verweijen hier blos auf bie durch 
die Gnadenrechte, dad Priy. Sig. und Gotthar. bewirkte Zulaf- 
jung aud ‚der Cognaten zur Erbfolge, Erbloſung u. ſ. w. °®): 
Erſt recht wird Fein Unterfchied zwilchen agnatijchen und cogna« 
tiſchen Verwandten in den. curl. Statuten. gemacht, und bat das 
Dberhofgeriht in der Kalkuhnen'ſchen Concursſache fogar ganz. 
ftrict das Näherrecht eines. Sognaten anerkannt, ®) 


36) 9. Ill. Prob. N. Art. 1880, 

37) Neumann: Erörter. II. ©. 338, 339, — Bol. Bunge: curl. 
B.:R. 5 269 Note ĩ. ©. Prod. PR. I. Art. 960. — "Gerber: Deut. 
Pr-R.$ 82. — Begl. Seraphim: Notherbenreht S. 13, ©. 16 und 21. 

88) Privil.⸗Gotth. Art. 6. — Privil.⸗Sig. 7, 10. 

39) Bunge: curl. P.-R. $ 173, Note e. 
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Uneind find Bunge und Neumann 0) in Bezug auf die 
Frage, ob ein Landgut ab intestato ſich vererben müffe, um 
Erbgutöqualität zu erlangen, oder auch ex testamento zufallen 
könne ? Bunge vertritt erftere Anficht, Neumann ift Anhänger 
ber letztern. Zür den einen fprechen die Beitimmungen über 
Erbgut in Livpland und Eftland, für den andern das deutjche 
Privatrecht der Sehtzeit. *") 

Wir glauben Bunge beipflichten zu müffen: vermadıt 
Jemand fein Erbgut etwa feinem Gejchwilterfinde (dem nädh- 
ften lebenden Verwandten), jo fommt dieje legtwillige Verfü- 
gung gar nicht in Betracht, und jener gründet feine Anſprüche 
nicht auf's Zeftament (denn über Erbgut darf nicht teftirt wer- 
den) fondern auf fein Inteſtaterbrecht. Sind aber feine Inte: 
ftaterben der beiden erften Klaſſen am Leben, jo ift es gleich- 
gültig, zu weſſen Gunften über dad Erbgut verfügt wird (wenn 
bie überhaupt gejchieht), ob zu eined ganz entfernten Verwand- 
ten oder eines fremden, und kann wegen dieſer Indifferenz doch 
nicht dad eine Mal Erbgutsqualität begründet werden, das andere 
Mal nicht. 


Bet der Succeſſion im Erbgut concurriren ftet8 beide Ge 


jchlechter, wenn auch eventuell nicht zu gleichen Theilen, jedoch 
bat dad männliche den Vorzug im Naturalbefig. *2) 

Ob Adoptivfinder nur Traft Vertrags mit den Inteftate 
erben oder ipso jure fuccediren (in Erbgütern) ift fraglich. Die 
url. Statuten ſchweigen darüber; Bunge nimmt erftered nur 
für die Stammgüter in Pilten an. *?) Da es aber ſowohl in 
ber Prarid als Theorie unbeftritten feftfteht, daß weder das pil- 


40) Bunge: curl. P.-R. 5 269 Note i. — Neumann, Crörter. II. 
S. 339. 
41) Brov.-R. II. Art. 960-970. — Gerber: Syſt. d. Deutſchen 
BP.Rs. 5 82. 

43) ©. Prov.⸗R. TI. Urt. 1928. 

43) Bilt. Stat. Th. III. Tit. 1. $ 3. Bunge: curl. RR. F 241: 
3 und Note f. 
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tenſche Stammgut, noch das curl. Erbgut ohne vorbergegangenen 
Vertrag mit den Erben (sc. der beiden erften Claſſen) mit Fidei- 
commiß belegt, alfo dem einen oder andern von ihnen entzogen, 
refp. diejelben gejchädigt werden dürfen, **) glauben wir, daß auch 
bei der Succeſſion in ein Erbgut die Adoptivfinder ausgeſchloſſen 
werden müſſen, wie jolched in Livland anerkannt ift.*) Das 
Erbgut fol doch den Blutöfreunden erhalten werben, und nur 
diefen zu Gute kommen; Wdoptivfinder haben aber mit der 
ganzen Sippe Nichts zu thun, wenn fie auch dem Einzelnen 
nahe jtehn, und daher auch Feinen Theil an den jener eigen» 
thümlichen Rechten. *°) 

Aus Allem erfehen wir, daß das einzige Gemeinjame, 
was das curl. „Erbgut“ mit dem „Stammgut” bat, darin be 
fteht, daß jowohl Stammguts- ald Erbgutöqualität nur bei ad» 
ligen Gütern in Betracht fommt, und ferner die in Betreff der 
Adoptivfinder und der Fideicommißftiftung geltenden Normen 
ziemlich diejelben find. 

Um zu zeigen, wie verjchieden Die vor 1561 überall in 
gleicher Geftalt geltenden Beftimmungen über Erbgut, offenbar 
beeinflußt durch die politifchen Schidjale der einzelnen Landes⸗ 
theile, mit der Zeit modificirt worden, wollen wir zum Schluß 
dieſes Gap. noch Furz des livländifchen Landrechte erwähnen, 
um bezüglich des Piltenfchen Stammgutes auf nächſte Cap. zu 
verweifen: Erbgut ift in Livland jedes Immobil, das von irgend 
einem Blutsfreunde ab intestato ererbt ift; fo lange ein Deb- 
cendent des erjten Erwerbers vorhanden, bleibt dafjelbe bei dem 
Blute, von dem ed gekommen; dad Erbgut darf ohne Einwilli- 


44) Brgl. Gerber: D. Priv.R. $ 82. — Mirbach⸗Pußeneckh'ſche 
Trandact 1786. — Nolde⸗Kl. Gramoden'ſcher Transact 1786. — Lieven- 
Berſen'ſche Proteſtation. 

45) Prov.⸗R. III. Art. 1874, 2002, 2530. 

46) Bunge: curl. B.-R. S 95: 1 und Note f. — Neumann Erört. 
III. S. 339, 340. 
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gung ber gejetlichen Erben weder unter Lebenden noch auf den 

Todesfall veräußert werden”): eine entgeltliche Veräußerung 

berechtigt die Erben zur Ausübung ded Näherrechtd, eine unent- 

geltliche wird als nichtig angefochten. In Eftland ift an Gtelle 
des immobilen Erbgutes gar der ganze ererbte Capitalwerth ge- 
treten. *°) 

Das curländiiche Erbgut geftaltet fich aber nach Obigem 
folgendermaßen : 

1. Dad curl. Erbgut befteht ftet3 in einem Landgute eined In» 
digenatsadligen. 

2. Begründet wird Erbgutsqualität dadurch, daß ein Landgut 
von einem Blutsfreunde ab intestato ererbt worden iſt. 

3. Ein Erbgut darf den Inteſtaterben der beiden erſten Claſſen 
durch letztwillige Verfügung nicht entzogen werden. 

4. Das Erbgut kann ſowohl an Männer wie Frauen, Agnaten 
oder Cognaten fallen, und braucht nicht bei demſelben Namen 
zu bleiben. 

5. Erbgutöqualität erlifcht, ſobald beim Nichtvorhandenſein von 
Inteſtaterben der 1. und 2. Klaſſe über dad Gut letztwillig 
verfügt wird. Geſchieht diejed nicht, und ed fällt ab inte- 
stato an einen entfernteren Verwandten, jo beiteht jene Erb⸗ 
gutöqualität fort. 

6. Adoptivfinder erben nur laut Vertrag, wie ihn auch eine 
Fideicommißſtiftung verlangt. 


$ 4. 
Das Stammgut in Pilten feit 1611. 


Die piltenfchen Statuten (1611) enthalten im Verhältniß 
zu dem curländifchen nur wenig römijchrechtliche Normen, und 


47) Prov.-R. III. Art. 96062, 1914, 1917. 
48) Prov.⸗R. III. Art. 968. 
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ſchließen fich, obgleich dad im Kroneburger Zractate 1585 auch 
der Piltenfchen Ritterſchaft ertheilte Privilegium Sigism. Aug. 
ausdrücklich aufd gemeine Hecht verweift '), doch großentheils 
bem angellammten germanifchen Rechte an, und laſſen unver- 
fennbar die unmittelbare Benußung der Rechtsbücher der bijchöf- 
lihen und Ordenszeit durchbliden.?) So tit denn unter Ande- 
rem auch dad 66 Cap. ded Mittleren Livländifchen Nitterrechts 
ziemlich unverändert in die piltenfchen Statuten übergegangen, 
ohne daß diefelben die durch die Gnadenrechte im Weſen und 
Begriff des Erbguts bervorgerufenen Modiftcationen recipirt 
‚hätten. 

Pilt. Statuten. Th. IL. tit.8.8 1: „„wo Semand fein Stamm- 
gut zu verlaufen in Willens, der foll es dem negjten 
Agnaten anbitten. Wo er daß nicht thutt, und fie wolltend 
wiederumb an ſich bringen, fo mögen fie den Kauff, wo 
fie zugegen, oder nicht minderjärig im Jahr und Tag 
wiederfprechen, oder fie hetten fich daran verfeimet, dieſem 
zu wiederfprechen, mögen fie daß Gutt gegen Critattung 
des Geltes, fo der Berkäuffer darauff entfangen, nebrnit 
Widerkehrung der Beherung wieder annemen““. 


Pilt. Statuten. Th. III, tit. 1. $ 3: „„alte vatterlide Stam- 
Gütter können durch Teitament nicht vergeben werden" ". 


Der piltenfche Adel war offenbar mehr als der curländi- 
Ihe darauf bedacht, den Glanz und das Anjehn feiner Familien 
aufrechtzuerhalten, und jchloß daher, das alte Lehnserbfolgerecht 
wieder aufnehmend, einerfeitS beim Vorhandenſein männlicher 
Erben das weibliche Geflecht von der Succeffion in den Nach⸗ 
laß aus und gewährte ihm nur Anfprud auf Leibzucht und 


1) Brivil. Sigiem. Aug. Art. XII. — Bunge: Cinleirung u. |. w. 
6$ 92. 98. 
2) Neumann: Erörter. II. ©. 338. 
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Ausſteuer, und beſchränkte andererfeitd die Erbfolge in Erbgü- 
tern auf die Agnaten, damit dad Gut bei demfelben Namen 
bliebe. ?) 


Zu leßterem Bebufe führten die piltenfchen Statuten das 
Inftitut der Stammgüter ein, unter denen wir, wie und bie 
Sache zu liegen fcheint, zwei Arten unterfcheiden müfjen, wenn 
auch Hinfichtlich der für fie geltenden Normen kaum eine Diffe 
renz eriftirt: die alten Geſchlechts- oder Stammlehn, und die 
eigentlidyen Stamm⸗ oder modificirten Erbgüter. 


Wie wir oben gezeigt (vrgl. ©. 7.), gab ed im Pilten- 
Ihen eine ganze Menge Gejammtbandgüter von der Art ber 
Stammlehn, die, nachdem durchs Privil. Sigism. Aug. *) Die 
Landgüter ihren Iehnrechtlichen Characters verloren, da die durch 
Samilienrechte begründeten Dispofitiondbefchräntungen Teined» 
wegs dadurch aufgehoben werben Tonnten, die Stammgutsquali- 
tät, wie wir fie im damaligen Adelörecht in Deutjchland finden, 
erhielten, im Grunde aber Gefammthandgüter blieben: fie konn⸗ 
ten nach wie vor den agnatifchen Familiengliedern defjelben Ra: 
mend nicht entzogen werden, und ftand jenen ein eventuellds 
Widerſpruchs⸗ reſp. Näherrecht zu. Wenn Neumann, 5) fagt, 
dab für Gefammthandgüter in Curland nur vertraggmäßig tm 
Dilten ſchon durch das Geſetz Stammgutseigenfchaft begründet 
wird, fo tft das noch nicht ohne Weitere richtig: die pilt. Sta⸗ 
tuten haben, wo fie unter Stammgäütern die Gejammthandgüter 
verftehn, nur diejenige Art diejer lebtern im Auge, welche vor 
1561 ald Stammlehn beftanden, 9) dann durchs Privil, Sigism. 
allobifieirt wurde, die curländifchen Statuten”) dagegen erft zu 


3) Bilt. Stat. Th. III. Tit. 1. 895 5—8. 

4) Brivil. Eig. Aug. Art. VII. 

5) Neumann: E-R. S. 105. 

6) Pilt. Stat. Th. III. Tit. 1, se 683,813. 
7) Surl. Stan $$ 85, 86, 87. 
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errichtende Gejammthandgüter welcher Art es fei, nicht blos die 
„ammende Hand” innerhalb einer Familie, die allein Stamm- 
gutseigenſchaft haben konnte. 

Wir kommen zur zweiten Art der Stammgüter, auf die 
es und bier anfommt: an Stelle einer event. Erbgutsqualität 
jollte" Stammgutsqualität treten, die Erbgüter follten zu Stamm- 
gütern, wie wir fie gleichzeitig in Deutjchland finden, werden. 

Es fallt und auf, daß wie im Mutterlande dad Stamm: 
gut im Allod entjtand, auch bier die Lehngüter factiſch erft allo= 
dificirt werden mußten, bevor fich dies in den baltijchen Pro- 
vinzen einzig daftehende Inſtitut ausbilden konnte. 

Man ging aufs alte Lehnrecht zurüd,®) auf die ältefte 
Form des Erbgutd, modiftcirte fie nur wenig, und recipirte fie 
unter dem Namen Stammgut; ob, weil man in Deutſchland 
ein folches ſah, oder weil die Aehnlichkeit mit den allodificirten 
Stammlehn (Gejammtbandgütern derfelben Familie) dadurch 
eine große wurde, bleibt ungewiß. Die Pilt. Stat. beftimmen °): 
ein altes väterliched Stammgut, alfo ein Gut, dad wohl ſchon 
mehr als einmal von Vater auf den Sohn ab intestato ver- 
erbt worden, jolle den nächiten Agnaten (wahrjcheinlich den vom 
eriten Befiger abftammenden ; während bei den aud dem Stamm 
lehn entitandenen Stammgut wohl alle Samilienglieder defjelben 
Namend Anſprüche haben) nicht entzogen werden dürfen. 

Während in Curland das Erbgut feine Gigenfchaft als 
ſolches ſchon dadurch erhält, daß ed von irgend einem Bluts- 
verwandten ab intestato überfommen, wird in Pilten Stamm= 
gutöqualität begründet, erft wenn ein Landgut von agnatischen 
Adcendenten, und zwar nachdem wenigftend zwei Generationen 
es beſeſſen (ed heißt ja „alte väterlihe Stammgüter”, alfo we: 


— — — — — — 


8) Mittl. R.R. Cap. 45, 46, 66. 
9) Pilt. Stat. Th. UI. Tit. 8, $ 1. Th. IL Tit. 183. 
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nigftend „großväterliche" Güter), ftammi. Dann darf ed aber 
auch zum Nachtheile aller vom erften Erwerber abftammenden 
agnatifchen Berwandten, mit Ausſchluß jelbft der cognatijchen 
männlichen Deöcendenten und aller Frauen, nicht veräußert 
werden, 1°) widrigenfalls jene ein Widerfpruchd- oder Näherrecht 
zu erheben berechtigt find. Jede letztwillige Verfügung ift dabei 
unterjagt, und an fi) ungültig. 


In Betreff der beiden an obiger Stelle (5. 63, 64) wie- 
dergegebenen $$ der Pilt. Act. jagt Bunge '!) Folgendes: „Das 
Näherrecht hat ſich im Gebiet des piltenfchen Rechts in ber 
Art erhalten, daß väterliche Stammgüter nicht verfauft werden 
dürfen, ohne daß fie vorher dem nächſten Agnaten angeboten 
worden. Wird dies unterlaffen, jo darf der nächte Agnat, falls 
er nicht abwefend oder minderjährig, binnen Iahr und Tag dem 
Kauf wideriprechen, d. h. feine Resciffion verlangen. Berfäumt 
er dies, fo darf er dad Stammgut gegen Gritattung des Geldes, 
dad der Verkäufer dafür empfangen, und Erſatz der etwaigen 
Meliorationen retrabiren”. 


Anders fpricht ſich Neumann 12) über den Inhalt derjelben 
Gefeteöftellen aus: „ed ift im Stammgut, einem Immobil, 
dad von agnatifchen Aöcendenten auf den derzeitigen Beſitzer 
durch gefeglichen Erbgang gekommen, ein Näherrecht des näd): 
ften Agnaten verordnet; diejem foll e8 Allem zuvor angeboten 
werden ; find mehrere gleich nahe, wol allen. Gehen dieje auf 
die Bedingungen, die der Fremde bietet, nicht ein,@ jo ift der 
Verlauf ungehindert. Ift ihnen ein ſolches Angebot nicht ges 
jchehen, jo haben fie das Recht, entweder binnen Fahr und Tag 
zu verlangen, baß der Kauf rückgängig werde, oder fie haben 


10) Vrgl. Aelt. RR. Art. 34, 35. — Mittl. R.R. Cap. 66. 
11) Bunge: curl. Priv.⸗R. $ 173. 
12) Neumann: Erb.-K. ©. 116. 
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ein Retractrecht für denfelben Preid, den der Fremde gegeben, 
unter Vergütung der Meliorationen.‘' 

Da ed nun aber im Text ganz deutlich heißt, 1?) daß die 
Erben nachdem fie binnen Sahr und Tag zu widerjprechen ver- 
ſaäumt, noch ein Näherrecht haben, "*) fo fteht ihnen offenbar 
zur Ausübung dieſes eine neue Frift zu (nad) Bunge's richtiger 
Anficht) 16) und nicht blos von vorn herein binnen Jahr und 
Tag nach Veräußerung nur eine Alternative zwijchen Wider: 
ſpruch und Retract (welcher Anficht Neumann ift). 1%) Wie 
lange dieſe nene Frift läuft, bejtimmen die Statuten nicht, 
Bunge und Blaeſe nehmen wiederum Jahr und Tag an, wie 
lehterer meint vom Augenblid der Gorroboration der Veräuße- 
rung gerechnet. 7) (Natürlich mit Ausnahme der Abwefenden 
und Minderjährigen). — Da 1819 der piltenjche Kreid mit Cur⸗ 
Iand vereinigt, ie) und nad Aufhebung des piltenfhen Land- 
rathscollegiums die piltenjchen Suftizbehörden dem curländifchen 
Oberhofgericht untergeordnet wurden, jo bezweifelt Neumann 
wohl mit Recht, '9%) daß bei der dadurch hervorgerufenen Ein- 
wirkung des curländiichen Privatrechts, wo der blutsverwandt- 
ſchaftliche Retract nicht mehr anerfannt wird, auf's piltenfche, 
in Pilten die Beichränfung beim Verkauf von Stammgütern 
in der leßten Zeit practifch geblieben ift. Auch dad Prov.-Recht 
weiß nichtd davon. 


Indem wir zum Schluß nochmald darauf binweifen, daß 
und bier nar diejenige Art der Stammgüter angeht, welche dem 
eurl. Erbgut entjpricht, und deren Stammgutöqualität durch 


13) Bit. Stat. TH. II. Til. 8$ 1.5. ©. 

14) Vrgl Bilt. Stat. Th. II. Tit. 22, $ 1. 

15) Bunge: curl. P.R. $ 173. 

16) Neumann: E.R. ©. 115. 

17) Blaeſe Näherrecht nach curl. und pilt. Land. R. Ss 74, 75 f. 
18) Reg.-Pat. 10. April 1818 und 22. April 1819. 

19) Neumann: E-R. ©. 117. 
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GErbgang (nit nur durch eine vor 1561 beitehenden Stamme 
lehnscharacter) begründet wird, faflen wir die Darftelung diejes 
piltenfhen Stammgut3 dahin zufammen : 


1. Dad Stammgut in. Pilten befteht in einem abeligen 
Landgute. 


2. Begründet wird Stammgutsqualität dadurch, daß ein Gut 
wenigitend zweien Generationen in linea recta derſelben Fa⸗ 
milie angehört hat („väterliched Stammgut“ d. h. ein Gut, 
aus dem ſchon der Vater ſtammt, alfo wenigftend „groß- 
väterliches Gut)". 

3. Das Stammgut darf den vom erjten Erwerber abjtammen- 
den Agnaten nicht ‚letwillig entzogen werden. Sind feine 
ſolchen vorhanden, jo hört die Stammgutöqualität auf. 

4. Dad Stammgut vererbt fih nur an männliche Glieder. Die 
weiblichen erhalten eine Anöfteuer, die ſich nad Praris und 
Prov.⸗R. zum Sohneötheil wie 1: 3 verhalten muß. 

5. Adoptivfinder erben nur aud einem Bertrage, der auch einer 
event. Fibeicommißftiftung vorangeben muß. 

6. Dad Stammgut bleibt bei demfelben Namen. 20) 


S5. 
Das Stammgut bed. Provincialcoder DB». III. 
Vergleichen wir, welche Bearbeitung in dem auf Aller: 
höchſten Befehl codificirten Provinzialrechte, Bd. III, etwa das 
livländiſche Inſtitut des Erbguts erfahren, ) und wie dann die 


20) Neumann: Erb.-R. S. 38. — Prov.-R. III. Art. 1928. — 
Bunge: curl. BR, 55 241, 295. — Neumaun: Erörter. III. S.339, 340. 


1) Brop.-R. III. Art. 960—976,,1914—1918, 1995.— 1998 u. f. w. 
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Rechtsquellen Eurlands behandelt worden find, 2) fo werden wir 
ſehn, daß letztere verhältnigmäßig dürftig und ungenügend er- 
örtert worden find. 

Aus den 3 Artikeln 1874, 2002, 2530, die ganz allein 
„des Stammgutd im curländifchen Landrecht“ erwähnen (vom 
„Erbgut“ in Curland wird nirgends gejprochen), fich ein klares 
Bild von diefem „Stammgute” zu machen, oder auch nur eine 
Borftelung zu gewinnen, ift faum möglich, 


Betrachten wir, nachdem wir in den vorigen Capiteln Die 
curländiſchen und piltenjchen Nechtönormen kennen gelernt, was 
da8 anno 1864 codificite Privatrecht aus ihnen gemacht hat: 
„Nach curländifchem Landredht dürfen adelige Stammpgüter 
„durch letztwillige Verfügung den Inteftaterben der beiden 
„erſten Claſſen nicht entzogen werden. 

„Adovtivfinder erhalten in diefen Gütern ein Erbrecht nur 
„kraft bejonderen Vertrages, der auch der Beftellung eines 
„Fideicommiſſes vorangehen muß““ — heißt e8 in jenem. 


Es iſt dieſes ein durchaus nicht zu rechtfertigended und 
unmotivirte8 Gemijch curländifcher und piltenjcher Rechtsnormen, 
und bedarf einer Erflärung: 

Dad Provinzialredht bat hier, ohne eine Definition für 
dad curländiiche Grbgut zu geben, felbft ohne die Bezeichnung 
„Erbgut“ beizubehalten, die auf bafjelbe fich beziehenden 88 172 
und 173 der curl. Stat. recipirt und einigermaßen richtig inter- 
pretirt (wir haben bier unfere S. 57 ausgeſprochene Anficht im 
Auge, daß der Erblaſſer audy beim VBorhandenfein von nur Ge- 
Ihwiftern und Gejchwilterfindern über die Hälfte feiner Erbgü⸗ 
ter zu milden Stiftungen verfügen könne), dann hat aber das 
Prov.-Recht doch, kaum die fonftigen Eigenthümlichkeiten des 


2) Prov.R. III. Art. 1874, 2002, 2530, 
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piltenſchen Rechts berüdfichtigend, demfelben die Bezeichnung 
„Stammgut" entlehnt, und fo dad kurländiſche Inftitut des 
„Erbguts“ benannt, endlich Alles dieſes, ohne wie in dieſer 
Frage durchaus nothwendig, Pilten und Curland zu trennen, als 
„curläͤndiſches (in ganz Curland incluſ. Pilten geltendes) Land⸗ 
recht” bezeichnet. 

Da das Privatredyt von 1864 durchaus feine neue Geſetz⸗ 
gebung fein jollte, fondern nur eine Codification und Inter: 
pretation der Duellen, ferner die von uns in 88 3 und 4 
mitgetheilten Beitimmungen über Erb» und Stammgut durch⸗ 
aus nicht antiqutrt oder durch Rechtſatz aufgehoben find, jo tft 
die Faffung der Art, 1874, 2002, 2530, wie fie und jeßl vor- 
liegt eine ganz unzureichende, und müßten diefe Artikel, um 
ein weitere Verſtändniß zu beanjpruchen, nachdem felbitver- 
ftändlicy eine präctfe Definition der Begriffe Stamm- und Erb- 
gut vorausgegangen, etwa folgendermaßen lauten: 


1874: „Abdoptivfinder erhalten ein Crbfolgerecht in Curland in 
dad Erbgut, in Pilten in das Stammgut nur Eraft befon- 
deren Vertrages.“ 

In Betreff ded Art. 2002 ift ed fraglich, ob und wie 
-weit die 88 172 und 173 der curl, Stat. für Pilten Geltung 
‚haben. Selbft wenn wir ed annehmen, jo fönnten natürlich 
nur die männlichen Agnaten der beiden erjten Glaffen in Be⸗ 
tracht, dafür aber auch die der dritten binzufommen, da in Be— 
zug auf die Succeffion in väterlichen Stammgütern (mo ed 
hauptjädhlich auf den Familiennamen ankommt) wie im alten 
Lehn die consanguinei unbedingt den germani gleich ftehn. (Daß 
auch in Stammgütern die eine Hälfte zu milden Stiftungen 
legtwillig beſtimmt werden könnte, glauben wir entſchieden nicht). 
So könnte es dann im Art. 2002 allenfalls heißen: „Nach 


eurländijchem Landrecht dürfen adelige Erbgüter den näch— 
jten gejeglichen Erben der beiden erften Clafjen, nach pil- 
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tenjchem den männlichen Agunten der drei:erften Claſſen 

durch letztwillige Verfügung nicht entzogen werden”, und 

dem entiprechend weiter. 

Der Art. 2530 bliebe gleichlautend, nur wäre unter Erb⸗ 
gut: auch das curländifche ald mitbegriffen zu verftehen. Zum 
Schluß bemerken wir, daß die einzige, freilich auch nicht befrie- 
digende Erklärung für das „Stammgut” im Prov.⸗-R. die wäre, 
dag man das Stammgut im weitern Sinne, welches deutſch⸗ 
rechtlich jowohl Erb» ald Stammgut umfaßt, im Auge gehabt. 


IV. 


Die Zwangsvollftredung auswärtiger richterlicyer 
Urtheile in Rußland. 


Die ruffiſche Civil⸗Prozeß⸗Ordnung vom 20. November 
1864 enthält über die Zwangsvollſtreckung auswaͤrtiger richter⸗ 
licher Urtbeile folgende Beitimmung: 

Art. 1273. Urtheile von Gerichten auswärtiger Staaten werden 
auf Grund der Regeln der hierüber vereinbarten 
Traktate und Berträge vollftredt. In den Fällen, 
wo in diefen die Regeln jelbft für die Ausführung 
nicht fejigeftelt find, wird das in den folgenden 
Artikeln (1274—81) feitgeftellte Verfahren beobachtet, 

Wenn biefer Artikel auch klarer d. h. einfacher hätte for« 
mulirt werben Tönnen, jo läßt doch der Inhalt defjelben an 
Deutlichkeit nichtö zu wünjchen übrig: 

Nichterliche Urtheile fremder Staaten werden in Rußland 
nicht vollitredt, e8 jei denn ſolches in Werträgen beftimmt. 
Für den Fall, daß hierbei das Verfahren felbft nicht feitgeftellt 
fein follte, fommen die Artt. 1274—81 der CPO. in An- 
wendung. Aljo: beſteht kein joldyer Vertrag, jo kommen dieſe 
Artikel überhaupt gar nicht in Anwendung, 

Trotzdem hatte ſich in der ruffiichen Rechtslitteratur von. 
Anfang an die Anfchauung feftgefebt, dag in Rußland Urtheile 

Zeitfär. f. Rechtswifſenſch. VII. Sg. 9. 1. 





82 


von Gerichten fremder Staaten der Zwangsvollſtreckung unter- 
liegen und ed dazu nur eined, auf Grund der Artt, 1274—81 
zu erlaffenden, Vollſtreckungsbefehls eines ruſſiſchen Gerichts be- 
dürfe, ganz abgejehen von irgend welchen Berträgen oder vom 
Nachweiſe der Gegenfeitigfeit. Dieſe falſche Auffaſſung erflärt 
ſich aus dem leichtfertigen Optimismus mit dem man bei uns 
in Rußland ſich einfach einredet, modern-humane Einrichtungen 
fänden bei uns ſofort Anwendung, denn Rußland babe zum 
Glück feine Erbſchaft mittelalterlicher feiter Nechtöformen übers 
fommen, welche ed bei jeder Reform zwängen, das Beftehende 
zu berüdfichtigen. Iſt ſolch eine Anſchauung einmal aufgetaucht, 
fo ſchreibt Einer fie dem Anderen nad, ohne ſich viel um den 
Wortlaut der Duellen zu kümmern, bis es ſich gelegentlich in 
ber Prariß erweift, daß die ganze Theorie in der Luft ſchwebt. 
Sn der und beichäftigenden Frage bat den Anftoß in ber er- 
wähnten Richtung eine Abhandlung von P. Markow „über die 
Zwangsvollſtreckung auswärtiger richterlicher Wrtheile” gegeben, 
welche faft gleichzeitig mit der Beftätigung und Publikation der 
treuen Gerichtöordnungen vom 20. November 1864 erjchien. ‘) 
Der Verfaſſer, dem jelbftverftändlih der Entwurf der CPO. 
befannt war, nahm offenbar einfah an, auch die in der EPD. 
aufgenommenen Beltimmungen entfprächen den modernen von 
ihm audeinandergejegten Anfchauungen, jo daß in Rußland alle 
Urtheile fremder Staaten der Zwangsvollſtreckung unterlägen, 
wenn diefelbe durch einen Vollſtreckungsbefehl eines inländifchen 
Gerichts geftattet ſei; dieſer Vollſtreckungsbefehl ſollte ohne 
Prüfung der Geſetzmäßigkeit der Entſcheidung zu erlaſſen ſein, 
wenn nur das Urtheil nach dem fremden Rechte die Rechtskraft 
erlangt hatte und keine der öffentlichen Ordnung widerſprechen⸗ 
ben, oder in Rußland geſetzlich unzuläſſigen Verfügungen ent-⸗ 


1) Xypnaas Munncrepersa Weramiu. (Dieſe Monatsfhrift erſchien 
ſeit dem Juli 1859 bis zum December 1868) 1864. Bd. XXI (OrTa6pk, 
Hoa6pr, exa6ps) ©. 25-46 und 211—224. 
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halte, und ſich nicht auf Immobilien erftredte, welche in Ruße 
land belegen feien. Hiernach follte das einheimifche Gericht, 
weder die Zuftändigleit des urtheilenden Gerichte zu prüfen, 
noch ſich davon zu überzeugen haben, ob dem Berurtheilten 
die Klage auch rechtmäßig inſinuirt ſei. ' 

In der erwähnten Abhandlung erörtert der Berfaffer zu⸗ 
nächft die theoretifche Seite der Frage und Fonftatirt, daß, wenn 
man vom Begriff der Unabhängigkeit und Souveränität des 
einzelnen Staates ausgehe, die Vollſtreckbarkeit auswärtiger Ur- 
theile grundfäglich zu leugnen ſei. Diefem Grundſatze ftellt er 
den Bortheil gegenüber, welcher den Staaten aus der Anerkennung: 
der Vollſtreckbarkeit ausmwärtiger richterlicher Urtheile erwachſen 
würde, ) Sonderbarer Weile fügt er hinzu: „es ſei jehr zu 
bedauern, daß Routine und ein falfcher Begriff von Selbftän: 
digfeit und Würde, der Berbreitung gejunder Anjchauungen 
entgegenfteben”, und dann wieder: „nach der Theorie find aus⸗ 
wärtige Urtheile nicht rechtsverbindlich, aber aus praktiſchen 
Rücfichten und im Intereffe gegenfeitiger Vortheile kann den- 
felben die Vollftreefbarkfeit zugejprochen werden, Es tritt un® 
bier ein auffallender Widerſpruch entgegen: die‘ prinzipielle 
Berechtigung ded Grundjates wird zugeftanden und zum Schluß 
wiederholt, jedoch die Abweichung vom Prinzip aus praftifchen 
Gründen empfohlen, dazwijchen aber ift da8 Gefühl übergewallt- 
und mit der Logik durchgegangen: was eben noch ald theore= 
tiſch richtig bezeichnet worden ift, wird für einen falfchen Begriff, 
das Feſthalten an demfelben für Routine, und die praftifchen 
Rüdfichten aus Nüblichleitsgründen als gefunde Anfchauungen 
gepriejen. Der Verfaſſer erörtert ſodann die beiden verſchiedenen 
Syfteme der Zwangsvollſtreckung auswärtiger Urtheile, das Ton- 
tinentale und das englifche. Die Gefeßgebungen der verjchiedenen 


2) Byaauncriäü, o cuab cyxe6nuxp pbmenHiä upenMymecrreuHo LO 
HOALCKHMB 3AROHaMT. OnG. 1861. 80, 
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europäifchen Staaten über diefen Gegenftand theilt er in 3 
Klafien: 1) Spanien, Portugal, Griechenland verhalten ſich ab⸗ 
lehnend; 2) Frankreich, Belgien, Defterreich, Preußen, Baiern, 
Württemberg, Hannover, Sachſen, Baden, Genf, Kirchen⸗ 
ftaat anerfennen die Bollftredbarkeit fremder Urtheile unter 
Bedingungen. Diefe Angabe ift in Beziehung auf Frankreich 
nicht ganz genau. Die Praris der franzöfiichen Gerichte verwirft 
prinzipiell die Vollftredbarkeit auswärtiger Urtheile, und daſſelbe 
that die ältere Doktrin, die neuere Doftrin ſpricht fi) dagegen 
immer mehr für das Prinzip der Vollftredbarfeit aus. 3) Eng- 
land anerkennt die Nechtöverbindlichleit auswärtiger richterlicher 
Urtheile und verlangt nur, daß auf prozeßualiſchem Wege der 
Beweis geführt werde, es läge ein richterliches Urtheil vor und 
dafjelbe fei vechtäfräftig. 

In Rußland ging die Gerichtöpraris ftetd von der An⸗ 
ſchauung aus, Urtheile auswärtiger Gerichte hätten durchaus 
feine vechtöverbindliche Kraft. Der Verfaſſer ſucht darzuthun, 
„unſerer Gejebgebung jei eine richtige Auffafjung dieſer Arage 
nicht fremd gewejen und in derjelben fänden ſich alle Anjähe 
zur Seftftellung eines vollftändig richtigen Syftemd der Voll» 
ftredung audwärtiger richterlicher Urtbeile”. Aber bei der 
zugeftandenen Thatjache der Nichtvollitredung fremder Urtheile 
in der Praxis, ferner bei ven mitgetheilten pofitiven Erklärungen 
des Reichsrathes darüber, kann jener Schlußja wol nur die 
nadte Thatfache in etwas verhüllen und dem neu proponirten 
Grundſatz den Boden ebnen wollen. Der Berfafjer führt end- 
lich den Inhalt der Artikel der neuen CYO. an, welder mit 
dem publizirten Text nicht ganz übereinftimmt. Beim Berfafjer 
heißt e8: „Auf den Hal, wenn in den Berträgen Regeln für 
die Ausführung nicht fejtgeftellt find, gelten fol=- 
gende Negeln*" — während im Geſetze fteht: „Im den Fäls 
len, wo in dieſen die Regeln jelbit für die Ausführung 
nicht feftgeftellt find, wird das in den folgenden Artifeln feitge- 
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ftellte Verfahren beobachtet”. Selbft in der ungenauen Relation 
des Verfaſſers ift die Vollſtreckbarkeit auswärtiger Urtheile nicht 
enthalten, und doch war der Verfafjer offenbar überzeugt, Art. 
1273 der EPD. enthalte eine, den von ihm erwähnten mos 
dernen Anſchauungen entjprechende, Regel, denn er ſchließt jeinen 
Artikel mit Emphaſe: „Die Einführung der angeführten Bes 
ftimmungen in unferen neuen Soder ift epochemachend in der 
Rechtögefchichte für die Frage nach der Zwangdvollftredung aus⸗ 
wärtiger richterlicher Urtheile”. Das „wie” hat freilich erft im 
Sahre 1882 Ein Dirigirender Senat feitgeftellt, in der weiter 
anten mitgetheilten Kafjationsentjcheidung in Sachen Adam. Das 
mals war Alled davon überzeugt, wenigftend in dieſer Frage 
ftehe die ruſſiſche Gejeßgebung auf der Höhe der Zeit und der 
modernen liberalen Anfchauungen und habe zuerft in Europa 
vol und ganz die Forderungen der Wiffenfchaft verwirklicht. 
Erft jet lernen wir aus unanftreitbaren, offiziellen Duellen mit 
einer Genauigkeit, die weiter feinen Zweifel zuläßt, den wirt: 
lichen Gang der Todififatorifchen Arbeiten über diefe Trage Ten- 
nen, und die WViffenfchaft kann Einem Dirigirenden Senate 
dafür nur zu großem Dante verpflichtet fein. 

Bisher wußte man nur, daß in dem Entwurfe der ur: 
ſprünglichen Kommijfion, der bie Abfafjung der neuen CPO. 
übertragen war, fih ein Art. befand, nach welchem: „Die Res 
geln für die Zwangdvollitredung von Urtheilen der Gerichte des 
Königreichd Polen und des Großfürftenthumd Finnland auf die 
Urthetle von Gerichten ſolcher auswärliger Staaten ausgedehnt 
werden jollten, in welchen auf Grund von Verträgen oder Ge: 
fegen Urtheile zuffifcher Gerichte vollftredt würden". Jetzt erfah- 
zen wir, baß in den vereinigten Departements des Reichsraths 
diefe beiden Fälle getrennt wurden und der jebige Art. 1273 
folgende Faffung erhalten follte: „Urtheile von Gerichten aus⸗ 
wärtiger Staaten werben auf Grund der Negeln, welche darüber 
an Verträgen enthalten find, vollftredt, in den Fällen aber, wo 
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feine Verträge vorhanden find, gelten fol— 
gende Kegeln’. In diefem Entwurfe war alfo die unbe⸗ 
dingte Zwangsvollſtreckung aller auöwärtiger richterlicher Urteile, 
unabhängig von Berträgen ‚und vom Prinzip der Gegenjeitig- 
keit beantragt worden, eine Negel die den fühniten Wunfch der 
fortgejchrittenften Koryphäen der Völkerrech tswiſſenſchaft zu ver: 
wirklichen verſprach. Durch Annahme diefer Negel hätte unfer 
Baterland fich wirklih an Die Spite der fortjchrittlichen Bewe⸗ 
gung in diejer Frage gejtellt, und der Jubel der Liberalen hätte 
pofitive Grundlage gehabt. Ob der praftifche Nuten der Inten⸗ 
fität dieſes Subeld entjprochen hätte, ift eine andere Frage. Vor 
der Annahme des ganzen Entwurfes zog der Reichsrath ein. 
Gutachten des Minifteriumd des Auswärtigen über diefe Frage ein. 
In diefem Gutachten wurde auf die Unzuträglichkeit der Zwangs— 
vollftredung richterlicher Urtheile ſolcher Staaten hingewiefen, 
mit denen hierüber Teinerlei Verträge geſchloſſen feien und in 
denen den Urtheilen ruffifcher Gerichte nicht die geringfte Be— 
deutung zuerkannt werde, und beantragt, eine Zwangsvoll⸗ 
ftredlung fremder Urtbeile nur auf Grund von Berträgen zu ges 
ftatten. So wurde zu derjelben Zeit, wo man in der Zitteratur 
fonftatiren zu können glaubte, daß von Rußland ein epoche—⸗ 
machender Fortichritt in ber Weltrechtögefchichte ausgegangen jet, 
auf Antrag unferes Minifteriumd ded Audwärtigen, nicht nur 
kein Sortjchritt in die Meltrechtögejchichte hinein, fjondern ein 
Rückſchritt aus derjelben heraus gethan. Alle vom Minijterium 
vorgebrachten Unzuträglichfeiten wären bejeitigt worden, wenn 
man bie obenangeführte Redaktion der urfprünglichen Kommij- 
fion wieder bergeftellt, oder einfach bejtimmt hätte: „auswärtige 
richterliche Urtheile unterliegen in Rußland der Zwangsvoll⸗ 
ftredfung, entweder auf Grund von Verträgen, oder verbürgter 
Gegenfeitigkeit". Dadurch hätte man wirklich ſich auf den hu⸗ 
manen Standpunct der vorgejhritteniten Tontinentalen Staaten 
geftellt.. Statt deſſen ‚ließ man fich durch die verlegende Phraſe 
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und unklare Borftellung von Staaten, „welche Urtheilen ruſſiſcher 
Gerichte nicht die geringfte Bedeutung zufchrieben”, . dazu ver: 
leiten, den Grundſatz der Gegenfeitigfeit auszufchließen. Nach 
den im ber Senatdentjcheidung mitgetheilten Daten zu fchließen, 
it in dem Gutachten des Minifteriums des Auswärtigen die 
Sache fo dargeftellt, ald ob in allen den Staaten, mit welchen 
feine Verträge gejchlofjen find, den Urtheilen ruſſiſcher Gerichte 
nicht die geringfte Bedeutung zugefchrieben werde. Hier wird 
verjchwiegen oder überjehen, daB in der Mehrheit der Staaten 


auswärtige Urtheile nad) dem Grundſatze der Gegenjeitigfeit 


pollftrecit werden, und die Sachlage wird fo dargeftellt, als ob 
Bolitredung nah dem Grundſatze der Gegenjeitigfeit das» 
jelbe jei, wie VBollftredung nad) Verträgen. Auch die einzel» 
nen Säbe ftimmen nicht recht zu einander, wir willen nicht, 
liegt dad an der Darftellung im Gutachten ded Minifteriung, 
oder am Referat ded Senats. „In Fragen ded Völferrechts ift 
die Gegenfeitigfeit ein Grundprinzip". „Dieſes Prinzip wird 
auch i in unferer Geſetzgebung durchgeführt”. „Der Geſetzgeber, in⸗ 
dem er das Prinzip der Gegenſeitigkeit in dem unbeſchraänkten 
Umfange, wie ed die urſprüngliche Kommiſſion hinftellte, wo es 
genügen jollte, daB das Geſetz eined Staates die Vollſtreckbarkeit 
auswärtiger richterlicher Urtheile ausfpräche, hat nichts deſto we— 
niger dieſes Prinzip ald Grundlage für die Vollſtreckbarkeit aus⸗ 
wärtiger richterlicher Urtheile in Rußland beibehalten, indem ed 
bafjelbe nur auf die Fälle bejchränfte, wo Diejed Prinzip gehei- 
ligt und fichergeftellt ift durch Abjchluß eines Vertraged". Es ift 
auffallend, was für Mühe man fi) gegeben hat, Die einfache 
Ablehnung einer Beitimmung zu umjchreiben und den Beweis 
zu verfuchen, man habe fie eigentlich angenommen. Das tritt 
deutlich und jcharf hervor, wenn man einfach den Gedanten- 
gang refapitulirt: Gegenjeitigkeit ift Grundprinzip des DVölfer- 
rechts und auch in unferer Gefehgebung durchgeführt. Gegen- 
jeitigfeit ift im erften Entwurf als Bedingung feftgeftellt. Die 


88 


vereinigten Departementd geben die Gegenfeitigfeit auf und be- 
antragen bie Vollftredung aller auswärtiger Urtheile Das Mi⸗ 
nifterium bielt da8 für bedenklich, da einige Staaten das Prin- 
zip der Gegenfeitigkeit nicht anerkennen und ruffiichen Urtheilen 
jede Bedeutung abjprechen Tönnten, was verlegend für Rußland 
wäre. Daher wird beantragt, nicht etwa über Beobachtung der 
Gegenfeitigfeit zu wachen, ſondern dieſes Prinzip, welches doch 
die internationalen Beziehungen am natürlichſten und einfach⸗ 
jten regelt, am wenigften Mühe macht, den Staaten die meifte 
Freiheit läßt — nicht weiter zuzulaffen, jondern fick ‘auf aus⸗ 
drüdliche Verträge zu befchränfen. Nach der Angabe in der Se— 
natdentjcheidung hat das Minifterium die Sache fo bingeftellt, 
ald Habe man nur die Wahl zwijchen Verträgen, oder unbe: 
ſchränkter Vollftredungspflicht, wobei andere Staaten keineswegs 
gebunden feien, vielmehr ihrerſeits ruffifchen richterlichen Urthei⸗ 
Ien jede Vollſtreckbarkeit verweigern Tönnten, während man doch 
die Wahl unter drei Möglichkeiten hatte: Vertrag, Gegenfeitigfeit, 
und unbedingte VBollftredungspflicht. So ift ed gelommen, daß 
Rußland allein unter den europäischen Staaten auf einem erflu- 
fiven, inhumanen Standpunfte fteht und nunmehr, „ber 
NRechtöpflege und dem öffentlich rechtlichen Verkehr, aus Routine 
und falfcher Auffaffung feiner Serbftänbigteit und Würde, Hin- 
dernifje in den Weg legt“. 

Damals freilich blieb Alles dieſes völlig unbefannt und 
die in der Redaktion des betreffenden Artifeld vorgenommene 
Abänderung, in Folge ihrer Außerlichen Geringfügigkeit, unbe— 
merkt, befonderd da feitend der Reichskanzellei nicht die ausführ- 
lihen Berbandlungen des Reichsraths, welche von großem Inters 
efje und von noch größerem wirklichen Nuten hätten fein Tön- 
nen, jondern Auszüge aus denfelben herausgegeben wurden, welche 
in ihrer Inhalte: und Bedeutungsloſigkeit jene optimiftifche 
Anſchauung von dem fortgefchrittenen, liberalen Charakter des 
neuen Geſetzes beftärfen mußte und Anlaß zu weiteren Phrafen 
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bot. Wir lefen in diefer Ausgabe"): „Dur Verträge mit 
fremden Staaten wurden mandymal Regeln über das Verfahren 
‘bei Bollftredung fremder richterlicher Urtheile in Rußland und 
ruffifher in Auslande feftgeftellt, folglih mußte in der EPD. 
vorausgeſchickt werden, daß nach diefen Regeln zu verfahren und 
daß die im vorftehenden Kapitel feftgeftellten Regeln fih nur 
auf die Fälle beziehen, wenn für dieſen Gegenftand in den 
‘internationalen Verträgen fich Feine Hinweife fänden“. Hier ift 
jeder Sat unrichtig! Ein folder Kenner unſerer internationa- 
ler Beziehungen, wie 3. v. Martens, bat no) im Sahre 
1878 tonftatirt, daß es keinen Vertrag gebe, in weldhem Ruß: 
land über die Vollitredbarkeit auswärtiger Urtheile eine Verein- 
barung abgeſchloſſen hätte, und daß der einzige wirklich geftellte 
Antrag bisher ohne Folgen geblieben fei. Dazu kommt, daß die 
angeführten Sätze auch nicht einmal ahnen laffen, was ber 
Reichsrath wirklich befchlofen hatte und welhe Motive für ihn 
maßgebend gewefen waren. Im Gegentheil, dieje blafje Phrafe 
mußte den, der ſich eingeredet hatte, auswärtige Urtheile könn— 
ten in Rußland ohne weiteres vollftredt werden, in feiner An- 
nahme beftärfen. Wer diefer Anficht war, lad immer nur die Artt. 
1274—81 der EPD. und überfah Art. 1273, als nicht ganz 
klar formulitt. 

So verfährt z. B. Profeffor Malys zew in feiner Dar- 
ftellung des Civilprozeſſes 2), wo er fagt: „Unfere Geſetze über 
die Bollftredung von Urtheilen auswärtiger Gerichte genießen 
eines unverdient 'hlechten Rufes im Weften und diefer Um— 
Stand fchädigt die Autorität ruffifcher Gerichte nach) dem Grund— 
jaß der Wiedervergeltung. 3.8. im Zirkulär ded öfterreichijchen 


1) Cyze6aue ycTazıı 20 uon6pa 1864 rona CT M3X0:KEHIeMB pas- 
-CYRKeHjä HA KORXb onn OCHOBAHW. MHoranie Toocyaaperzennoi Kaune- 
zapin, 4. I, YcTaBs rpasmıauckaro cyAonponspoActBa. Cn6. 1866. ©. 588. 

2) Kpouna® Maırumepr, Kypcp TPA:KXaHcKaTO CYAONPOH3BOACTBA. 
II, Cu6. 1875. ©. 43, 
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Juſtizminiſteriums, vom 19. April 1865, ift gejagt, dab nach 
Erklärung der ruſſiſchen Regierung, auswärtige Urtheile von den 
Kaiferl. ruffiihen Behörden unter Feiner Bedingung vollitredt 
werden, Daher werde den Gerichten Defterreichd Beobachtung ſtreng⸗ 
fter Neziprozität vorgejchrieben. In dem Werke von Soelir') 
werde Rußland zu den Staaten gezählt, wo richterliche Urtheile 
an und für fich fein Vollftrelungsrecht haben und nur auf bes 
fonderen Ukas vollftredt werben, folglich, ſchließt der Verfaſſer, 
hätten auch ruffifche Urtheile feine Geltung im Auslande, Das: 
jelbe wiederhole Maſſé ($ 800)". Wenn der Herr Profefjor 
in derjelben Weiſe verfahren wäre, wie jene wefteuropäijchen 
Beamten und Gelehrten, d. h. wenn er die offiziellen Quellen 
ftudirt hätte, jo wäre er wol zu demjelben Nefultate gefommer. 
Ihm fteht aber fein fortfchrittlicher Sat einmal feſt, wozu ſoll 
man fi) da mit den Quellen befaffen, er verläßt fih auf P. 
Markow's Abhandlung und ruft aus: „In Wirklichfeit aber jteht 
unſere EPD., in ihrer Liberalität in diefer Beziehung, nicht 
nur nicht hinter den weftlichen Gejebgebungen zurüd, fondern über: 


trifft fie fogar, fo daß unfere Lage eine nicht ganz zuträgliche ift !* 


Dann fchildert er, wie eö bei und in Rußland bei dieſer 
Gelegenheit zugehe und erklärt zum Schluß, „daß natürlich 
wenn die audwärtigen Gerichte fortfahren würden ruffijche Ur— 
tbeile nicht zu rejpeltiren, daraus, nach den Grundjäßen der 
Retorfion, ein Hinderniß für Vollſtreckung auswärtiger Urtbeile 
in Rußland entſtehen könne“. Siel Dieſe Drohung ift jedenfalls 
überflüfftg, da ed ja eben die ruffiichen Gerichte find, welde 
auswärtigen Urtheilen die Swangdvollitredung verweigern. Man 
fieht, die ganze Darftellung des Herrn Profefjord ſchwebt einfach 
in der Luft und entbehrt jeder Begründung ! 

Wenn ein Givilift in diefer Weife ein pofitived Geſetz 
in fein Gegentheil verkehrt, jo Tann ed nicht Wunder nehmen, 


}) Droit international prive. $ 324, 
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daß ein Publizift, der Profefjor des. Völkerrechts an ber Peterd- 
burger Univerfität, 5.0, Martens, in den gleidyen Fehler ver- 
fallt !), Auch in diefer Darftellung ift der Fehler dadurch ent- 
ftanden,, daß der Berfaffer von der Anficht der fortichritt- 
lid) liberalen Stellung, weldye unfere Regierung, ſpeziell unfer 
Minifterium des Auswärtigen, mit dürren Worten einfach zu- 
rüdgewiejen bat, auögeht und das Gefeb in diefem Sinne inter- 
pretirt, ohne fi um den Wortlaut des maßgebenden Art. 1273 
zu kümmern. Er referirt: Die Anfchauungen, welche man über 
das ruffische Recht in Europa babe, feiern ſehr unvollftändig und 
unklar, man halte fih an dad veraltete Werk von Foelir.?) 
Noch im Jahre 1872 habe unfer Neichsrath den Geift unjerer 
alten Geſetzgebung richtig aufgefaßt, indem er erklärte, in Ruß⸗ 
land könnten Urtheile auswärtiger Gerichte nicht vollitredt wer- 
den. Man fragt bier unwillkürlich: wie hat das Sahr 1872 den 
Berfafjer nicht ſtutzig gemacht! Wenn der Reichs rath in diefem 
Jahre eine Erklärung abgab, warum hat der Verfaſſer ſich nicht 
‚von derfelben leiten laſſen? Warum hat er fie und nicht mit- 
geiheilt? Woraufhin bezieht er fie auf die „alte Gejehgebung ? 
Sollte fie fich nicht mit vollem Recht auf die neue von 1864 
bezogen haben? Der Berfafler fährt fort: „die CPO. von 
1864 hat jene, einer anderen Epoche der internationalen Bezie: 
Hungen entiprechende Anjchauung aufgegeben und der Senat hat 
dad neue Prinzip unanfechtbar fichergeftellt, durch feine Kaffa- 
tiond-Entjheidung vom 17. October 1873. Dieſes Urtheil zeich⸗ 
net ſich durdy eine bemerkenswerthe Klarheit und eine feltene 
Ziefe bei der Interpretation der wahren Abfichten der geltenden 
Gefebgebung aus". Wir werden weiter unten fehen, daß diefes 
Urtheil auch wicht den elementarften Mnfprüchen der Logik 
entjpricht und beöwegen der ganze Standpunkt vom Ge 


3) Journal de droit international prive. t. V. Paris 1878. ©. 
129—145. De l'exécution des jugements 6trangers en Russie. 
- 2) Droit international privé vom Jahre 1844. 


92 


nat bereit3 völlig verlaffen iſt. Der Verfaſſer fagt ferner: 
Unſere CPO. Hat eine vollfländige Revolution auf dieſem 
Gebiete hervorgebracht und Rußland befolgt jet Beftimmungen, 
die viel liberaler und den Wünjchen der bedeutendften modernen 
Suriften viel entiprechender find, als die anderer europäifcher 
Staaten. Rußland nimmt die größte Rüdficht auf die auswär⸗ 
tigen Gefeßgebungen und verlangt nicht einmal Gegenfeitigkeit, 
obwohl man behaupten Tann, daß lettere die natürliche und 
nothwendige Grundlage aller Beziehungen der Staaten unter- 
einander fei. Unfere CPO. giebt der internationalen DVerein- 
barung den Borzug. Da aber bis jebt Teine folche Verträge ge- 
Tchloffen worden find — ein dahin zielender Antrag der Nieder- 
Sande ift in ernfte Confideration genommen worden, aber biöher 
ein todter Buchftabe geblieben, jagen wir: ad acta gelegt — jo 
haben die rujfifchen Gerichte, wie Art. 1273 vorfchreibt, ſich nach 
den Artt. 1274— 81 zu richten”. Wir fahen bereits, daß fie fich 
eben nicht nach diejen Artileln zu richten haben, daß diefe Ar- 
tifel vielmehr bis auf Weitered beftimmt find, auch ihrerfeits 
ein todter Buchſtabe zu bleiben, weil das, die wejentliche Grund⸗ 
Tage aller internationalen Beziehungen bildende, Prinzip der Gegen- 
feitigleit bei Abfaffung unjerer CPO. verworfen worden ift. 
Im laufenden Sahre ift der IL. Band des vom Verfaſſer 
herausgegebenen modernen Völkerrecht erfchtenen!). Hier erörtert 
der Verfaſſer die Lage noch einmal auf Grund feiner bisherigen 
Anſchauungen, führt kurz beide weiter unten abgedrudten Senatd- 
entfcheidungen, freilich fo furz an, daß die wejentlicdyen Mängel 
und Vorzüge gar nicht hervortreten und fährt fort: „Dom 
Standpuncte ded Art, 1273 und der Theorie erjcheint die Ent: 
iheidung in Saden Theodoridi beſſer begründet. Aus dem 
Grundprinzip, weldhe8 ber Senat in Sachen Schipow aufftellt, 
folgt logijch, daß in Rußland Urtheile auswärtiger Gerichte nicht 


1) $. Mapreucs, CoppemeuHoe Me3KAYHAPOAHOe IPABO INBHIN3O- 
BAHHNXB YHAPOA0BR IL. Cn6. 1883. ©. 339— 345. 
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einmal anerfannt werben jollen, geſchweige denn vollftredt. Aber 
in foldyem alle dürften unfere Gerichte überhaupt, weber aus 
wärtige Gelee anerkennen, noch Rechte die im Auslande 
begründet find. Offenbar widerſpricht die vom Senate anges 
nommene Auffafjung der Möglichkeit volkerrechtlichen Verkehrs“. 
„Zur Bertheidigung diefer Anfchauung darf man fi nicht auf 
den Mangel der Gegenfeitigkeit berufen. Die Gegenjeitigkeit ift 
wol die Grundlage völferrechtlihen Berkebrs, aber man Tann 
die Entjcheidung über diefelbe feinem Gericht überlafien, wenn 
man als einzigen Beweis berjelben die Eriftenz eined Bertrages- 
binftelt. Die Gegenjeitigfeit ift ohne Berträge möglich, aber 
wie jol das Gericht fie feitftellen. Offenbar ift es Sache ber 
Adminiftration, den Gerichten Kenntniß davon zu geben, welche 
Staaten die Gegenjeitigleit gewähren. Zudem ift die Gegen⸗ 
feitigfeit ein politifches, Tein Rechtöprinzip. Die Abweienheit ber 
Gegenfeitigfeit Tann dad Recht nicht vernichten, weldyes auf: 
Grund eines Urtheild befteht". Endlich wird behauptet, das 
Prinzip der Gegenjeitigkeit ſei ein zu ſchwankendes und äußere 
fih ungünftig auf die internationalen Privatrechtöverhältnifie. 
Dad Hauptverdienft der Arbeit bes Verfaſſers über da8- 
moderne europäische Völkerrecht und befonders des zweiten Theiled- 
befjelben, wo der Verfaſſer, unter der treffend gewählten Bezeidh-- 
nung der internationalen Berwaltung, bisher ohne inneren 
Zufammenhang durdyeinander geworfene, zum Theil in nenefter. 
Zeit erft aufgetretene Erſcheinungen und Thatjachen der inter- 
nattonalen Gemeinfchaft, in ein gleichmäßiges einheitliches Syſtem 
bringt — beſteht darin, daß er allen abſtrakten Sägen und Ber 
hauptungen und vorgefaßten Anfchauungen entjagt, forgfältig bie. 
zahlreichen einzelnen Aeußerungen des wirklichen Lebend aufſucht, 
auf ihr Wefen und ihren Charakter unterſucht, und jo die allen 
gemeinfamen Grundlagen und Grundfähe feftftellt. Leider fteht 
die Behandlung, welche der Verfaſſer der und befhäftigenden 
Frage zu Theil werben läßt, in grellem Widerſpruch mit feinem 
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ganzen Werk, mit feiner Methode. Der Verfaſſer hat im Jahre 
1878 ein Urtheil über die Frage abgegeben und hält nun feine: 
vorgefahte Meinung aufrecht, und vertheidigt den a priori feft- | 
geftellten Sab gegen den unzweifelhaften Wortlaut des Gejehes 
und die unleugbaren Thatſachen gerichtlicher Prarid. Wir find 
überzeugt, daß ber begabte Berfaffer auch in Bezug auf diefe 
Trage zu feiner bewährten Methode zurüdtehren und der erſte 
fein wird, jene vorgefaßte Meinung von dem fortjchrittlich Tihe- 
ralen Standpunkte der - ruffiihen CYO. fallen zu Iaffen. 
Es wird ihm dann nicht ſchwer werden, die Unhaltbarkeit feiner 
Abhandlung vom Jahre 1878 zuzugeftehen. 

Meberjehen wir, um gemeinfam die Wahrheit zu finden, 
was der Verfaſſer hier vorgebracht hat, fo zeigt fich vor Allem, 
daß die. verfchiedenartisen Gefichtöpuncte nicht immer außeinander 
gehalten werden. In Allem, was der Verfaſſer de lege ferenda 
vorbringt, können wir ihm nur beiftimmen, ed geht da8 aus 
unferer ganzen Darftellung hervor. In Allem, was er dagegen 
de lege lata jagt, müflen wir ihm widerfprechen. 

Was die nadte Behauptung von der bejferen Begründung 
der Entfcheidung in Sachen Theodoridi betrifft, jo verweilen 
wir auf unſere eingehende Kritik beider SKaflationdent- 
jcheidungen weiter unten. Im Webrigen handelt ed fidy bei 
Beurtheilung geltender Gejete gar nicht darum Prinzipien auf- 
zuftellen, ſondern einfach den Wortlaut ded Textes zu interpres 
tiren. Das thut der Verfaſſer aber nicht, ja er beruft ſich nicht 
einmal auf den Wortlaut des Art. 1273, jondern auf den Stand» 
punkt ded Art. 1273 und der Theorie. Die Theorie hat aber 
bier gar nichts zu thun, denn wir fpredden vom Geſetz und 
handelt es fih um den Wortlaut, fo muß der für ſich und ab- 
geſehen von aller Theorie interpretirt werden, womit der Ver⸗ 
faffer wol übereinftimmen wird. Laſſen wir die Theorie alſo 
bei Seite. Bleibt der Standpunft des Art. 1273. Aber auch diejer 
Standpunkt eriftirt ja noch gar nicht! Der fol ja erft gefunden 
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werden. Der Berfaffer verräth hierdurch, daß er dieſen Stand» 
punkt unabhängig vom Art. ſich zurechtgeftellt hat, um nad) 
ihm den Artifel modeln zu können. Berlafjen wir daher dieſen 
fünftlichen Standpunft — bleibt der Art. 1273. Sollte es 
wirklich nody nöthig fein Den aufs Neue zu interpretiren? Die 
Snterpretation diefed Artifeld durch den Senat in der Sache 
Adam contra Schipow ift, yanz abgefehen von der gejehlichen 
Autorität de8 Senated, jo unerjchütterlich begründet, durch die 
angeführten Motive des Minifteriumd der auswärtigen Angelegen- 
heiten und des Reichsrathes, daß die Nichtigkeit derjelben gar 
feinem Zweifel mehr unterliegen kann. Zudem muß nicht nur 
jeder Juriſt, fondern jeder logiſch denkende Menſch durch ein- 
fache grammatiſche und logiſche Interpretation zu demſelben Re⸗ 
ſultat gelangen. Wenn es ſich bei dieſer Interpretation ergiebt, 
daß Rußland, durch dieſen bisher als liberal geprieſenen Artikel 
in einer beſtimmten, Frage, „ſich außerhalb der europäiſchen völfer- 
rechtlichen Gemeinjchaft geftellt und die „Möglichkeit völferrecht: 
lichen Verkehrs in Frage geftellt hat” — fo ift das eine bedauerns⸗ 
werthe Ihatfache, aber weder diefe Thatfache, noch unfer Kum— 
mer über diefelbe ift im Stande, an dem Artikel auch nur einen 
Buchſtaben zu ändern. Der Artikel jelbft empfindet jedenfalls 
feinen Kummer und bat aud) gar Feine Schande! Auch bei der 
Snterpretation muß unfer Gefühl fchweigen und darf nur Logif 
und Grammatik zu Rathe gezogen werden. Unfer Gefühl kann 
und veranlaffen, um Aufhebung und Abänderung ded Artifeld zu 
bitten, abet, fo lange derfelbe nicht abgeändert ift, find wir nicht 
befugt feine Bedeutung und Geltung anzufechten und an jeinem 
Snbalte herumzudeuteln, um denfelben abzuändern, fo unbequem, 
mißliebig und verleßend für unjere Nationaleitelfeit dieſer Snhalt 
auch fein möge. Nicht umfonft warnen unjere Grundgejebe vor 
„der trügeriichen Unbeftändigkeit willfürlicher Auslegungen”. 
Wenn der Berfaffer ſodann behauptet, eine andere Konje: 
quenz diefer Snterpretation müffe fein, daß auch auswärtige 
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Geſetze nicht anerkannt wuͤrden, noch Rechte, welche im Auslande 
erworben ſeien, jo bat er ganz uͤberſehen, daß im ruſſiſchen 
Privatrecht, in Conſular⸗ und a. Konventionen pofitive Beftim- 
mungen, über die Geltung auswärtiger Geſetze und über die 
Wirkfamkeit im Auslande erworbener Rechte, enthalten find, 
welche durch gar feine Konfequenzen und logiſche Schlüffe aus 
anderen Beftimmungen bejeitigt oder erjchüttert werden können. 
Endlich hätte der Verfafjer nicht überjehen dürfen, jenen eins 
fachften und erften Grundſatz jeder Gefeßgebung und Interpres 
tation, daß cine Spezialregel eine Spezialregel bleibt und nicht 
ohne weitered verallgemeinert werben darf. 

Was der Berfafjer über die Gegenjeitigfeit vorbringt, um 
die von ihm erwünſchte völferrechtliche Vereinbarung in den 
Bordergrund zu jchieben, trifft nicht den Kern der Sache. Ohne 
Weitere Tann zugegeben werden: eine völferrechtliche Verein 
barung wäre vorzuziehen, aber was hat das mit dem Beftehenden 
zu thun? Das giebt in dieſem Falle der Verfaſſer fogar felbft 
zu, nur kann er fich nicht enthalten wieder in das Gebiet de 
lege ferenda hinüber zu greifen und nachzumeijen, die Gegen- 
feitigfeit leide an großen Mängeln. Natürlich hat der Berfafler 
Recht, wenn er behauptet: „man kann die Entjcheidung über 
diejelbe feinem Gericht überlaffen, wenn man als einzigen Be- 
weis derſelben die Eriftenz eined Vertrages hinſtellt“. Natürlich 
fol man das nicht, aber man kann ſehr wohl Die Entſcheidung 
über diejelbe einem Gericht überlaffen, wenn man demfelben 
anheimijtellt, über den Beweis derjelben, wie über den Beweis 
jeder anderen Thatſache zu erfennen. Wir meinen, die dem 
Berfaffer nothwendig fcheinende Interzeſſion der Adminiftrativ- 
behörden kann unterbleiben, da der Verfaſſer darin mit und 
wol übereinftimmen wird, daß jedes Recht am Sicherften durdy 
ben Richter geſchützt werde, auch das Recht, dad auf einem aus⸗ 
wärtigen richterlichen Urtheile beruht. 

Wenn der Verfaſſer behauptet, die Gegenjeitigkeit jet Tein 
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politijches Prinzip, jo hat er ganz Recht. Allein diefem Grunde 
fat gejunder Politik liegt die Vorausſetzung, das erfte Prinzip 
jeder Rechtsordnung, dad suum cuique zu Grunde. Das suum 
cuique faßt dad Recht, die Gegenjeitigfeit den Nuten ind Auge. 
Lebtere ijt die Anwendung, alfo auch Abſchwächung ded erfteren. 
Der Berfaffer hat ganz Recht, wenn er behauptet, die Abweſen⸗ 
beit der Gegenjeitigkeit könne das Recht nicht erjhüttern, und 
wir jtimmen ihm zu, dad Recht muß abfolut und unbedingt 
geſchützt werden, ohne Nüdficht auf irgend welche Gegenjeitigfeit 
und werde fie auch prinzipiell verweigert. Allein dad Wort 
Recht Tann in verfchiedenem Sinne gebraucht und das mates 
viele Recht muß vom blos formellen unterjchieden werden. 
Es heißt den Begriff des Rechts verengen, wenn man blos 
von einem Recht jpricht, das auf einem Urtheil beruht. Die 
Sache liegt umgekehrt, nicht mein Recht beruht auf dem Ur⸗ 
theil, jondern das Urtheil beruht auf meinem Rechte. Diejes 
mein Recht bat den Anfpruch auf unbedingten Schub. Was 
dad Urtheil feftftellt deckt fich aber nicht immer mit demjelben. 
Das Urtheil ſchafft zunächft formellos Recht, das ſoll und kann 
mit dem materiellen Rechte zufammenfallen, aber es Tann aud 
demjelben widerfprechen. Der Staat unterwirft aus praktifchen 
Gründen feine Bürger auch dem blos formellen Rechte, welches 
von dem burd ihn eingeſetzten Richter gefunden wird. Allein 
warum follte er nicht berechtigt fein, feine Bürger gegen ſolche 
Urtheile auswärtiger Gerichte zu ſchützen, die eine blos formelle 
Bedeutung haben und in Folge ungejchidter Vertheidigung zu 
Stande gelommen find, oder auf einem Fehler ded Richters 
beruhen? Hier tritt der Grundſatz der Gegenfeitigkeit vermittelnd 
ein ; indem die Bürger zweier oder aller Staaten ber Möglidy 
feit blos formell richtiger Urtheile gleicherweife ausgeſetzt werden, 
werden die Chancen, wenigftend im Großen und Ganzen für 
Geſellſchaft und Staat, wenn auch nicht für die einzelnen Per- 
jonen, einander gleih. Da aber auch der Einzelne durch Be⸗ 
Zeitſchr. f. Rechtewifſenich. Ig. VIIL 9.1. 7 
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fürderung des völferrechtlichen Verkehrs gewinnt, jo muß er 
etwaige Nachtheile, welche zudem immer mehr oder weniger zu= 
fällige fein werben, tragen. Um dieje möglichen Nachtheile auf 
ein Minimum zu bejchränfen, wird die Vollſtreckung auswärtiger 
Urtheile an gewiffe Bedingungen geknüpft und gewifjen Be- 
ſchränkungen unterworfen; darum werden bei rein formellen Ur⸗ 
theilen wie 3. B. bei Kontumazialurtbeilen, in Konkursſachen, 
diefe Bedingungen verihärftl. So abfolut einfach, wie der 
Berfaffer es binftellen möchte, ift die Sache eben nicht, Der 
Berfaffer ftrebt nad) dem Vollkommenen, aber prinzipiell 
vollkommene Ginrichtungen verlangen auch gleiche Zuftände, 
dagegen enthalten unvolllommene Einrichtungen oft die Korrektur 
unvollflommener Zuftände in fi. So wäre 3. B. den berben 
und gewaltthätigen Zeitgenoffen der Pramda mit dem neuejten 
Entwurf unfered Strafgejegbuches Fein Dienft geleiftet worden; 
fie bedurften eben des rohen Grundjage der Blutrache und 
Gelbithilfe. Mutatis mutandis ift e8 auch heute noch fo. 

Aber auch abgejehn davon, fteht jene vom Berfaffer ange 
jtrebte internationale Vereinbarung noch in fehr weitem Felde 
und wir müffen und daher mit der Gegenfeitigfeit einrichten. 
Es läßt fich auch mit derfelben auf dem einfachften Wege jehr 
viel erreichen. Man verfahre nur nad) derjelben, man jehe fie 
nur voraus, wo fie irgend verbürgt oder auch nur wahrjcheinlich 
ift, man überlaffe nur getroft die Entjcheidung über ihr Bor» 
handenfein den Gerichten, und man wird in der Praris große 
Reſultate erzielen und diefe Refultate werden ihrerjeit eine 
pölferrechtliche Vereinbarung vorbereiten und befchleunigen helfen. 
Aber dazu ift erforderlich, daß die Gegenfeitigfeit von Gerichten 
gehandhabt werde, welche nach Recht zu entſcheiden gewöhnt find 
und nit von DVermwaltungsbehörden, weldye den Nuten im 
Auge haben und ſich von politifchen Erwägungen nicht fern⸗ 
halten können und leider oft von politiihen NRüdfichten, ja 
Leidenfchaften fich leiten laſſen. 
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Was die Prarid ber Gerichte betrifft, fo ift e8 mit derfelben . 
ähnlich gegangen, wie in der Litteratur, nur mit dem Unter: 
ichiede, daß, fomweit wir Kenntniß von derjelben haben, Die Be- 
zirfögerichte und Appellhöfe zunächſt das Gefeb, den Art. 1273 
ber EPD., richtig aufgefaßt und interpretirt und die Zmangs- 
volftredung auöwärtiger richterlicher Urtheile abgelehnt haben. 
So noh im Jahre 1871. Im Jahre 1873 jedoch erließ der 
Dirigirende Senat einen Kafjationsbefcheid, welcher jener unbe- 
berechtigten Auffaffung durdy eine unrichtige Interpretetion des 
Art. 1273 Geltung verjchaffte, wenn audy nicht bei allen Gerichten, 
. bi8 der Senat im Jahre 1882 wiederum, der von ihm felbft 
gegen dad Geſetz vorgejchriebenen, unrichtigen Interpretation 
ein Ende machte. Dieje beiden Kaflationdentjcheidungen find 
für dad ganze Verfahren des Senated, für feine Art und, Weife 
ſchwierige Fragen zu erledigen, fo charakteriftiich, daß wir fie 
mit nur geringen Verfürzungen folgen laffen. 

Vorher noch die Bemerkung, daß unfere Adminiftrativ» 
behörden, wenigftend die Minifterien des Auswärtigen und der 
Zuftiz, die Sache richtig beurtheilt haben, wie aus dem oben zitir- 
ten Zirkular des öfterrei chiſchen Juſtizminiſteriums zu erjehen ift. 

Kaſſat iondentfcheidung vom 17. Detober 1873, Nr. 1711, in 
Sachen Theodoridi : 

Ein Italiener M. Serafini, die ruffifchen Unterthanen 
5. A. und S. Theodoridi und ein Türke Murad Oghlu waren 
zn Konftantinopel in Streit gerathen bei Liquidation einer Ges 
ſellſchaft. Zwiſchen der ruffiihen Botſchaft, der italienijchen 
Geſandtſchaft und der Pforte wurde vereinbart, daß dieſer Streit 
durch eine gemifchte Kommilfion zu entjcheiden ſei. Im der 
Urkunde hierüber, welche jowohl von Seiten der Vertreter der 
Regierungen ald der jtreitenden Parteien unterzeichnet wurde- 
war dad von der Kommilfion bei der Berhandinng und Ent, 
ſcheidung einzuhaltende Verfahren feitgeftellt und dabei beftimmt 


worden, daß die Kommiffion die Sache endgültig entjcheiden 
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und die Regierung der unterliegenden Partei gehalten jein ſolle, 
das gefällte Urtheil ohne Widerrede zu vollftreden. Die gemijchte 
Kommiſſion füllte ihren Sprudy am 7 März 1869. Im Iahre 
1870 beantragten die Theodoridi als Kläger, indem fie die Ur— 
funde über Einjegung des Gerichtd und das gefällte Urtheil 
porjtellten, beim Odeſſaer Bezirkögeriht die Vollftredung des 
Urtheild gegen den türkischen Untertban Murad Oghlu, der ſich 
unterdei in Odeſſa niedergelafien hatte und verlangten die Bei- 
treibung von 34354 R. Dad Odeſſaer Bezirkögericht und der 
D. Appellbof wieſen die Bittjteller ab und zwar aus folgenden 
Gründen: 

1) Art. 1273 der EPD. beftimmt: Urtheile auswär- 
tiger Gerichte werden auf Grund der Negeln vollitredt, welche 
darüber in Verträgen feitgeftelt worden find. Der buchftäbliche 
Sinn dieſes Geſetzes ‚geftattet Feinen Zweifel darüber, dab in 
Rußland nur Urtheile ſolcher Staaten vollftredt werden können, 
mit denen Verträge darüber geichlofjen find; die Vollftredung 
jol nad) den in den Verträgen feftgeftellten Regeln erfolgen. 
In der zweiten Hälfte des Art. 1273 tft gejagt: In den Fällen, 
wo in diejen Verträgen Beftinmungen über dad Vollftredungs- 
verfahren fehlen, ift die in den nachitehenden Artikeln dargelegte 
Ordnung zu beobachten. Der buchitäbliche Sinn der erften Hälfte 
des angeführten Artikels entſpricht vollftändig dem buchftäblichen 
Sinne der zweiten Hälfte, welche feſtſetzt, daß Urtheile aus jol- 
‚hen Staaten mit denen Verträge über Vollftredung richterlicher 
Urtheile gefchloffen worden find, in welchen jedoch Feine befonde- 
ren Negeln über dad Verfahren felbit enthalten ift, in der im 
Art. 1274 feftgejeßten Ordnung zu vollftreden ſeien. Dieſem 
buchitäblichen Sinne des Art. 1273 widerſpricht die Interpre- 
tatton, daß fremde Urtheile in Rußland zu vollitreden feien, 
jelbft wenn feine Berträge darüber abgejchloffen find, denn im 
angeführten Artifel ift der Sat gar nicht enthalten, daß Urtheile 
frember Staaten überhaupt zu vollftzeden ſeien. Wenn ber 
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Gefeßgeber einen ſolchen Sab hätte aufftellen wollen, fo hätte 
er denfelben offenbar deutlih und Mar formulirt, denn eine 
Regel von folder Wichtigkeit darf nicht präfumirt werden, weil 
fie die Wirkung fremder richterlicher Urtheile über das Terri- 
torium des betreffenden Staates hinaus ausdehnt in die Grenzen 
des rufliichen Reichs. Wenn es für nothwendig erachtet worden 
ift, die Mechtöverbindlichkeit der Urtheile unjerer Gerichte auß- 
drücklich auszuſprechen, CYO. Art. 893, und im Art. 1267 die der 
Gerichte des Königreich Polen und ded Großfürſtenthums Finn- 
land, ſo ift es unmöglich anzunehmen, daß ber Gefebgeber es 
für überflüffig erachtet hätte, eine Beftimmung über die Rechts⸗ 
verbindlichkeit der Vollſtreckung richterlicher Urtheile aus frem- 
den Staaten zu erlaffen, wenn diefer Grundſatz afzeptirt 
worden wäre, 

2) Beide ftreitenden Parteien geftehen zu, daß zwifchen 
Rußland und der Türkei ein Bertrag nicht eriftire, baber 
kann auf vorliegenden Fall Art. 1273 nicht angewandt und die 
fragliche Entſcheiduug nicht vollſtreckt werben. 

3) Art. 1273 kann endlich auch deswegen hier feine 
Anwendung finden, weil es ſich nicht um ein Urtheil eines 
fremden Gerichtes, jondern einer internationalen Kommiſſion 
handelt. Aus der vorgeftellten Urkunde ift erfichtlich, daß die 
Bertreter Rußlands, Italiens und der Türkei die Vereinbarung 
getroffen hatten, daß die Streitigkeiten zwijchen den ruffifchen 
Unterthanen Theodoridi, dem italienifchen Unterthan Seraftni 
und dem türfifchen Murad Oghlu der Entſcheidung einer 
gemifchten Kommiffion überlaffen werde, und die Entſcheidung 
dem betreffenden Staate, dem der Berurtheilte angehöre, zur Voll- 
ftredung zu übergeben ſei. So beweift die Konvention, daß bie 
Art der Vollſtreckung des Urtheild in derjelben vorgejehen jet. 

Aus diefen Gründen wies der Odeſſaer Appellhof den Stläger 
ab. Mittelft Kafjationsgefuchs des Klägers kam die Sade an 
den Senat. 
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Der Senat findet, der Odeſſaer AH. habe die Ausführung 
des Spruches abgelehnt: 1) weil nach Art. 1273 in Rußland 
Urtheile auswärtiger Gerichte nur dann zu vollftreden feien, 
wenn darüber Verträge beitänden, 2) weil Art. 1273 von der 
Bolftredung gerichtlicher Urtheile ſpreche, es fich bier aber um 
den Spruch einer befonderen internationalen Kommiffion gehan⸗ 
belt babe. Diefe beiden Gründe kann der Senat nicht als mit 
dem Wortlaute de8 Art. 1273 übereinftimmend anerkennen. 
Im Art. 1273 ift gar nicht erklärt, daß im Reiche nur joldhe 
Urtheile außwärtiger Gerichte vollftredlt werben können, mit deren 
Staaten hierüber Verträge abgefchloffen find. Diefer Artikel 
ftellt feine Beſchränkung rüdfichtlich der Vollftredung von Urs 
theilen der Gerichte irgend welcher Staaten auf. Im Art. 1273 
iſt gejagt, daß die Urtheile von Gerichten fremder Staaten voll» 
ftredt werden, auf Grund der Regeln, weldye hierüber in den 
Berträgen enthalten find; in den Fällen wo in denfelben das 
Bollitredungsverfahren nicht feftgeftellt ift, wird das im Art. 1274 
u. folg. feftgeftellte Verfahren beobachtet. Der Wortlaut dieſes 
Artikel zeigt, daß derjelbe ſich nur auf das Vollftredungäver- 
fahren audwärtiger richterlicher Urtheile bezieht und die Ber: 
träge hierüber erwähnt und felbigen den Vorzug vor den Regeln 
des Art. 1274 giebt. Died wird beftätigt durch die Protofolle 
des Reichsraths. Als der Reichsrath diefe Artikel berieth, To 
fand derjelbe in Beziehung auf die Urtheile auswärtiger Gerichte, 
dag in den PVerträgen bin und wieder Negeln über dad Voll- 
ſtreckungsverfahren gegeben würden und daß folglich im Gejeße 
erwähnt werden müfle, daß ſolche zu beobachten jeien, wenn 
aber in den Verträgen bierüber nichts erwähnt fei, jo bleibe 
nichts übrig, als ſich an die im Geſetze aufgeftellten Regeln zu 
halten (zitirt ift ein Protokoll des NR. v. 1864 Nr. 44. 
©. 89). Aus diefen Worten, welche dem Art. 1273 zu Grunde 
gelegt ſeien, folge Har und deutlich, daß man durch diefen Artikel 
beabfichtigt Habe, einzig dad BVollftredunggverfahren für 
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auswärtige richterliche Urtheile feftzuftelen. Daher kann man 
aus bem Art. 1273 den Sat nicht ableiten, in Rußland unter- 
lägen der Vollſtreckung richterliche Urtheile nicht aller fremden 
Staaten, fondern nur der mit denen hierüber Traktate und 
Berträge abgefchloffen jeien. Eine ſolche Regel war von ber 
Allerhöchſt niedergejetten Kommilfien für den Entwurf der 
Gerichtöordnungen projeftirt worden (Art. 525. IV Bud des 
Projektes der Kommiffion, ©. 216). Bei der DBerathung im 
Reichsrath wurde diefe Negel nicht in das Projekt aufgenommen 
und in der CYO. findet ſich Feine Beichräntung der Möglichkeit 
der Bollitredung richterlicher Urtheile irgend weldyer Staaten. 
Daher kann in Rußland das Urtheil eines au öwärtigen Gerichts 
vollftredt werden ganz unabhängig davon, in welchem Staate 
ed ergangen iſt, ob ein Vertrag eriftirt, welcher die Vollſtreckung 
geftattet, ob in diefem Staate Urtheile ruffifcher Gerichte voll- 
ftredt werden. Es tft vielmehr von ganz anderen Bedingungen 
abhängig gemacht, ed wird die Verfügung eines inländifchen 
Gericht8 verlangt ; dieſe wird ertheilt, wenn das Urtheil nach den 
Geſetzen des Staates, in welchem es ergangen iſt, vollſtreckbar 
iſt, wenn es keine Verfügungen enthält, welche der öffentlichen 
Drdnung oder den Geſetzen des Reichs zumiderlaufen, und 
wenn in demjelben feine Berfügung über ein in Rußland bele- 
gene Smmobil enthalten tft. 

Wenn der Odeſſaer Appellbof die Anficht ausgeſprochen 
bat, eine fo wichtige Regel, wie die der Zwangsvoll⸗ 
ftredung fremder Urtheile, hätte der Gejeßgeber, wenn er jie 
beabfichtigt hätte, ausdrücklich auögefprochen, um jo mehr als 
ber Gefebgeber e8 für nöthig gehalten habe, die Vollſtreckbar⸗ 
keit der Urtheile fremder einheimifcher in Art, 893 der CPO. 
fowie der Gerichte des Königreichd Polen und ded Großfürften> 
thums Finnland in Art. 1267, ausdrücklich feftzuftellen, fo 
beruht diefe Anfiht auf einer unrichtigen Auslegung ber Ges 
jegesartifel. Die Zulaͤſſigkeit ber Zwangsvollſtreckung Der 
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Gerichtsurtheile aller Staaten in Rußland ift pofitiv und deutlich 
in der CPO. auögefprochen. Die allgemeine Regel hierüber ift 
im Art. 1274 enthalten, welcher beftimmt, daß die Urtheile aus» 
wärtiger Gerichte im Reiche vollftredt werden mit Genehmigung 
eined Gerichte des Neiches. Diefer Charakter des Art. 1274 
tritt befonderd deutlich hervor, wenn man benjelben mit dem 
Art. 1267 vergleicht, welcher dafjelbe für die Urtheile finnlän- 
difcher und polnijcher Gerichte feſtſtellt. Die Redaktion beider 
Artikel ift eine volllommen gleiche. Wenn daher Art. 1267 
die Bedeutung hat, daß durch ihn die Möglichkeit der Vollftredung 
der Urtheile polnischer und finnländifcher Gerichte feſtgeſtellt 
worden ift, jo wird durd den in denfelben Ausdrüden abgefaßten 
Artitel 1274, die gleiche Regel für die Urtheile auswärtiger 
Gerichte ausgefprochen. Wenn dagegen Art. 1274 eine jolche 
Bedeutung abgefprochen werden muß, dann Tann auch der 
Art. 1267 die entjprechende Bedeutung für Urtheile polnischer 
und finnländifcher Gerichte nicht haben, was nicht zugegeben 
werden kann, meil fein anderes Geſetz vorhanden ift, welches 
die Ausführung diejer Urtheile im Neichergeftattet. Die Regel 
über die Vollſtreckbarkeit der Urtheile ausmwärtiger, polnifcher 
und finnländifcher Gerichte im Reiche konnte aber nicht in ber- 
jelben Weiſe ausgedrückt werden, wie diejenige über die Boll- 
ftrefung der Urtheile ruffifcher Gerichte, auf welche der OAH. 
hinweiſt, denn diefe find vollſtreckbar, weil fie rechtöfräftig geworden 
find, jene aber nur deöwegen, weil die Zwangädvollitredung durd) 
eine Verfügung eines ruſſiſchen Gericht genehmigt worden tft. 
Alle diefe Erwägungen führen zur Schlußfolgerung, alle Aus- 
führungen des Odeſſaer AH. über die Frage, ob in Rußland 
Urtheile von Gerichten ſolcher Staaten, mit denen feine Ver: 
träge darüber gefchloffen worden find, vollftredt werden können, 
feien unrichtig. 

Auch dad von dem Odeſſaer AH. angeführte zweite Motiv, 
ed liege kein Urtheil eines Gerichtes , fondern einer internatio⸗ 
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nalen Kommiffion vor, erweiſt fi als ebenfo unrichtig. Der 
Senat findet feinen Grund die Art. 1273, 1274 und folg. der 
EPD. nur in dem Sinne zu interpretiren, daß in ihnen nur 
Urtheile ftändiger Gerichte vorgefehen find und fie ſich nicht 
erſtrecken auf Urtheile eines Schiedsgerichts und überhaupt zeit- 
weiliger Gerichte, welche nur für eine Sache errichtet werden. 
Das Urtheil eines Schiedögerichts oder eined in feitgeftellter 
Ordnung zur Verhandlung einer beftimmten Sache errichteten 
Gerichte, iſt ein vichterliches Urtheil, welches die gleiche Kraft - 
bat, wie die Urtheile ftändiger Gerichte. Wo Fein Unterſchied 
beſteht in der Rechtsverbindlichkeit, da kann Fein Unterſchied 
beſtehen für die Vollſtreckbarkeit. Art. 1395. der CPO. macht 
feinen Unterjchied bei der Zwangsvollſtreckung von Urtheilen 
ftändiger Gerichte und Schiedsrichter, welche in gefehlicher Ord⸗ 
nung zur Entſcheidung einer beftimmten Sache gewählt find 
In Anbetracht des Obenangeführten erjcheint es zweifellos, daß 
bie Artt, 1273, 1274 und ff. der CyO. fih auf alle Artheile 
erjtreden, welche nach den Gejehen des Staates, in dem fie er» 
gangen find, als richierliche Urtheile anerkannt werben und der 
Zwangsvollitredung unterliegen, ohne Unterſchied ob es ein 
Urtheil fei eines ftändigen Gerichtd, oder einer ausnahmsweiſe 
ad hoc niedergejeßten Behörde, wenn leßterer nur in geſetzlicher 
. Ordnung die richterliche Gewalt übertragen ift. 

Was endlich das Motiv des Odeflaer AH. betrifft, daß im 
der Urkunde vom 15. Sanuar 1868 über die Crridytung der 
Kommilfion zur Verhandlung des Streites, die Vollſtreckung 
der Entſcheidung diefer Kommiſſion vorgefehen und beftimmt 
fet, jo kann auch bierin ein Hindernig zur Anwendung der 
Art. 1274 und ff. der END. nicht gefehen werben. Diefe Urkunde 
darf nicht zu den Verträgen und Konventionen gezählt werben, 
von denen im Art. 1273 die Rede ift und welde die An- 
wendung der Art. 1274 und ff. auf das Urtheil ausſchließen. 
Art. 1273 faßt ind Auge ſolche Vereinbarungen fremder Staaten 
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mit Rußland, welde die VBollftredung der Urtheile auswärtiger 
Gerichte beftimmen. In der Urkunde vom 15. Ianuar 1868. 
iſt nur der Staat bezeichnet worden, weldyem die Vollftredung 
übertragen ſei, es ift alfo nur vorgefeben die Bollftredung auf 
dem Territorium diefed Staates, nicht aber ift beftimmt worden 
die Ordnung der Vollſtreckung im Allgemeinen und dad Ber- 
fahren im Befonderen, fall das Urtheil vollftredt werden fol 
auf einem Territorium, welches dem vollftredenden Staate nicht 
. unterworfen iſt. Wenn nun diefe Urfunde Feine Regeln über 
das BVollftredungsverfahren in Rußland enthält, jo müſſen 
raft des Art. 1273 die Art. 1274 und ff. der CYO. Anwen- 
dung finden. Aus den angeführten Gründen und da der Senat 
findet, daß der Odeſſaer AH. den direlten Sinn des Art. 1273 
der CPO. verlegt habe, eutjcheidet der Senat: Das Urtheil des 
Odeſſaer AH. aufzuheben und die Sache der Entjcheidung des 
Charkower AH. zu übertragen. 

Dieje Kaſſationsentſcheidung iſt, wie erwähnt, vom Dir. 
Senat jelbit, in Bezug auf die in derfelben audgefprochene Auf: 
faflung des Art. 1273, für unhbaltbar erklärt worden, Trogdem 
ift die Entfcheidung an und für fi) volllommen gerecht und gefeß- 
lich, nur die Begründung ift völlig unhaltbar, da fie das Geſetz 
in direltem Widerfpruch mit feinem Wortlaute interpretirt und 
die naheliegenden, wirklichen und gejeblichen Gründe zur Auf . 
hebung des Urtheild überficht. In der Entſcheidung des Odeſſaer 
AH. liegt die Sache umgekehrt: die Abweiſung des auf Voll⸗ 
ftredung geftellten Antrags ift unberechtigt, aber ber Art. 1273 
ber EPD. ijt zweifellos richtig interpretirt; diefer Artikel 
fonnte auf dieſe Sache Feine Anwendung finden. Unhaltbar 
find dagegen die vom AH. sub 3 angeführten Motive. Der 
DAH. ift rafch bei der Hand mit ber Schlußfolgerung: eine 
internationale Kommilfion ift fein Gertcht, nach den neuen Pro» 
zeBordnungen haben nur Gerichte und Feine Kommilfionen Recht 
zu ſprechen; bat unjere Geſandſchaft einen Vertrag gejchloffen, 
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zu dem fie nicht berechtigt war, da er einer Kommiffion die 
Sallung eined Urtheils übertrug, mag ſie zufehen, wie fie ihrer 
Verbindlichkeit nachkommt! Allein zu ſolch einer ablehnenden 
Haltung war das Gericht nicht berechtigt. Es hat verjäumt: 
dad Geſetz zu konſultiren, es hat daher ganz überfehen, dab in 
der Türkei unfere Botſchaft die Jurisdiktion über die dort 
lebenden Ruſſen auszuüben hat und dag die Thätigkeit der Bot- 
Ihaft in dieſer Beziehung nicht nah der CYO. von 1864, 
jondern nad) den früheren Geſetzen zu beurtbeilen if. Das- 
Handelörecht jagt darüber: Art. 2145. „Zur Entfcheidung der 
Streitigkeiten zwiſchen ruffifchen Unterthanen, weldhe in der 
Levante Handel treiben, follen durdy die Botfchaft in Konftanti- 
nopel Kommilfionen niedergefeßt werden, deren Verfahren un- 
mittelbar unter der Aufficht des ruffiichen Botſchafters bei der 
Ottomanniſchen Pforte fteht". Art. 2148. „Die Appellation gegen 
Entjcheidungen folder Kommiffionen in Sachen zwifchen ruffifchen 
Unterthanen und zwiſchen ruſſiſchen Unterthanen und Ausländern 
geht an das 2. (alte) Departement des Senats“. Im vorliegen- 
den Falle handelte es fich jedoch nicht allein um einen Streit 
zwijchen rujfifchen Unterthanen, fondern zwifchen ruffiichen, 
italienifchen und türkischen Unterthanen. Das Forum de Bes 
Hagten Tonnte nicht den Ausſchlag geben, da jeder zugleich Kläs 
ger und DBellagter war. Jede ber Regierungen war daher bes 
rechtigt die Jurisdiktion zu beanfprucdhen. Hier war eine inter- 
nationale Kommiffion der einzig mögliche Ausweg. Die 
Niederſetzung einer ſolchen war aber auch der einzig gejegliche 
Ausweg. Das ruffiihe Recht hat von jeher, bis zur CYO. v. 
1864, ähnliche Konflitte durdy Niederfeßung gemifchter Ge 
richte (cu Beumio cyası) geloſt. Nach der alten Prozeßordnung 
wurden Streitigkeiten, bei denen Stadtbürger und Edelleute be⸗ 
theiligt waren, durch gemiſchte Kommiſſionen der Kreisgerichte 
und Magiſtrate entſchieden. (Gouvernementsverfaſſung, 4020 -22 
4531 und 4532. Reichsgeſetzbuch Bd. II. Ausg .v. 1857). Die 
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ECHO. v. 1864 Tennt diefen Grundſatz freilich nicht, aber fie 
fennt auch nicht die Jurisdiktion der Konſuln und des Bots 
Ihafterd in der Levante. Die internationale Kommilfion war 
aljo nach ruſſiſchem Recht vollkommen zuftändig, in dieſer Sache 
Recht zu fprechen. Da diefer Kommiffion außerdem, durch bie 
auöbrüdliche Zuftimmung der ftreitenden Parteien, der Charakter 
eined Schiedsgerichts beigelegt worden war, was auch der Senat 
anerkennt, jo muß auch der Ausſchluß des Appellationsrechts 
nicht nur nach früherem Nechte, jondern auch nad der CPYO. 
von 1864 als vollfommen zuläffig bezeichnet werden. Jeden⸗ 
falls war die achttägige Anmeldungäfrift für die Einlegung der 
Appellation unbenußt. verftrichen, das Urtheil war rechtöfräftig 
geworden und unterlag in Rußland der Zwangsvollftreckung, ald 
das Urtheil eines Gerichts, welches nach ruſſiſchem Recht in der 
Sache zuftändig war. Freilich begingen die Kläger den Fehler 
fih auf den Art. 1273 der CPO. zu berufen, fie mußten fid 
auf Art. 893 berufen. Allein jura novit curia, der Odeſſaer 
AH. war verpflichtet, das entjprechende Gefe anzuwenden, und 
da er das nicht gethan Hatte, litt fein Urtheil an einer Nichtigs 
feit und mußte Faffirt werden. Wie wir wiſſen hat der Senat 
dad auch gethan, jedoch aus völlig unzuläffigen Gründen. 

Es macht einen eigenthümlichen Eindrud, wenn man lieft, 
mit welcher Schärfe der Senat die völlig richtige Interpretation 
des Art. 1273, welche der Odeſſaer Appellhof gegeben hatte, als 
unrichtig bezeichnet und demjelben vorwirft den direkten Sinn 
des Art, 1273 verlegt zu haben, dagegen jeine eigene, unrichtige 
Interpretation al8 Mar und deutlich hinſtellt, ja fchlieglich jo 
weit geht zu behaupten: „wenn dem Art. 1274 eine ſolche Ber 
beutung abgeſprochen werde, dann könne auch der Art. 1267" — 
welcher die Ausführung von Urtbeilen polnischer und finnländi- 
ſcher Gerichte vorfchreibt — „die entjprechende Bedeutung nicht 
haben” — und dann 10 Jahre fpäter mit derjelben Schärfe 
die von ihm felbft gegebene Interpretation als völlig unbegrün- 
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det zurüdweift und über ben Umftand, daß er felbft dieſe unrichtige 
Interpretation aufgeftellt habe, leicht binmeggeht. Noch eigen- 
thämlicher iſt es, daß ter Senat ganz richtig heraus findet, 
dat die Entſcheidung des Odeſſaer Appellhofes, durch welche das 
Urtheil der internationalen Kommiſſion, als einer infonıpetenten 
Behörde befeitigt wird, falfch ift, daß aber diefer wirkliche und 
einzige Kaflationsgrund nur in zweiter Linie und mehr beiläufig 
erwähnt wird, und zwar weil ter Senat fi) nicht an bie 
Quellen, an das Geſetz gehalten, fondern fi) ohne dieſelben mit 
logischer Schlußfolgerung und Analogie beholfen hat, jonft wäre 
ed ihm nicht paffirt, daß er ſchlieslich auf die Bollitredung von 
Urtheilen gejelich errichteter außerordentlicher Gerichte, die der 
Sachlage nad) als inländische zu betrachten und nach dem früheren 
Recht zn beurtheilen waren, die Regeln über Bollftredung au 8: 
wärtiger Urtheile, und nicht die über die VBollftredung in- 
ländiſcher anzuwenden befichit. Am Auffallendften ift es, 
daß es den Anfchein hat, als ob bei der Abfafjung diejer Kaffa- 
tiond-Enticheidung die ausführlichen Protokolle des Reichsraths, 
aus welchen allein mit abfoluter Evidenz die Abficht des Ge- 
feßgeberd bei Abfafjung des Geſetzes nachgewiejen werben Tann 
und im Jahre 1882 vom Senat nachgewiefen worden ift, ein« 
gefehen wurden, wie daraus hervorgeht, daß Diefelben nad Nr. 
und Seite zitirt werden, und man body bad Entgegengejehte von 
dem heraus las, was, wie wir jet willen, drin ſteht. Es er⸗ 
klärt fich diefed daraus, dag die Nr. und Seiten wol zitirt, aber 
diefes Zitat einfach aus der oben erwähritten Ausgabe der 
Reichskanzellei abgefchrieben tft und die Original-Protofolle 
damals dem Dir. Senate gar wicht vorgelegen haben. 

Die Möglichkeit, daß ein an und für fic richtiges Urtheil 
durch völlig unhaltbare Entſcheidungsgründe motivirt wird und 
bie wirklichen völlig überjehen werben, erfärt ſich aus der Art 
und Welje, wie bei und In Rußland richterliche Urtheile zu 
Stande kommen. 
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Die EPD. ſchreibt vor, daß das Urtheil fofort nach der 
mündlichen Schlußverhandlung gefällt und in derſelben Sit 
ang dad Wefentliche defjelben (cymmocrs pbmenia) öffentlich 
verfündigt werden fol, und daß für Ausfertigung des motivirten 
Urtheilö eine zweimöchentliche Frift angeſetzt ift. Für die geheime 
Berbandlung der Richter ift noch vorgejchrieben, daß der Präft- 
dent die nöthigen, den Anträgen der Parteien zu entnehmenden 
Fragen zu ftellen bat, durch deren Beantwortung das Urtheil ge- 
fält wird. Sonderbarer Weife ift im Civilproceß, wo die 
Parteien abjolut frei über den dem Gericht vorzulegenden Nedhtö- 
ftoff verfügen, denjelben gar fein Antheil an der Formulirung 
diefer Fragen, gar feine Möglichkeit ihre Formulirung auch nur 
nachträglich Fennen zu lernen, gegeben. Durch diefe Formuli- 
rung kann aber die Entſcheidung präjudizirt werden. Unter dem 
„Weſentlichen des Urtheils“ verſteht die Praxis der ruſſiſchen 
Gerichte die nackten verba decisiva des Urtheils, ohne jede auch 
die entferntefte Andeulung irgend weldyer Motive. Unterzeich- 
neter hat der Verhandlung von Civilſachen beigewohnt, und 
wenn dad Gericht, nachdem ed nad Schluß der Berhandlung 
fi zur geheimen Berathung zurüdzog, ohne daß die Zuhörer 
wußten, wie ed die ftreitigen Fragen auffafje, wie es diejelben 
formulire, zurüdkehrte und nun plößlidh der Sprudy ohne jede 
leifefte Motivirung erfolgte: U. find 3464 Rubel zugefprochen ! 
fo machte dad auf die Anwejenden jedesmal den Eindrud, als 
habe man einen Schlag auf den Kopf erhalten, von dem man 
wol betäubt und frappirt, aber nicht überzeugt wurde. 

Diefe Praris, in der fogenannten Reſolution einzig und 
allein den Schluß des Urtheils feitzuftellen, ohne die Motive 
auch nur anzubeuten, tft unbedingt zu verwerfen, eritens, weil fie 
gar feine Art bat und zweitens, weil fie nur ſchädlich auf die 
Urtheilsfällung wirken Tann. Die Richter find, jo zu jagen, 
doc) auch Menjchen, und werden wie Alle, ſtets juchen fich das 
Leben möglichft bequem zu machen. Wenn daher dad Geſetz, 
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oder die durch eifrige Kollegen oder einen umſichtigen und 
energifchen Präfidenten feftgehaltene Praxis, nicht unbedingt 
verlangen, ed folle .über die Motive ded zu fällenden Urtheild 
diöfutirt werden, jo wird ber Bequeme ſich diefe Mühe 
erjparen ; zudem find die Gerichte überhäuft, je raſcher das Ur- 
theil gefällt wird, defto größere Tüchtigkeit fcheint dad Gericht 
zu dofumentiren. Die Gerichte find oft förmlich gezwungen, bie 
Sache überd Knie zu brechen. Wenn die Möglichleit überhaupt 
vorliegt, fich nicht bei den Motiven aufzuhalten, fondern jofort 
einfach darüber abzuftimmen : foll man dem U. 3464 R. zuertennen? 
fo ftimmen die 5 Glieder ja, aber jeder aus anderen, vielleicht 
einander auöfchliegenden Gründen. Das einfache „ja“ deckt die 
Berfchiedenheiten, eine Disfuffion über die Motive hätte fie ans 
Licht gebracht. Dei dem beftehenden Verfahren verläßt fich jeder 
auf den Kollegen der das Urtheil zu motiviren haben wird, der 
werde jchon die Motive berbeifchaffen. Jeder der die Verhältnifie 
kennt wird zugeben, daß ſolche Fälle möglich find. Don zu= 
verläfftger Seite ift und mitgetheilt worden, es jet in einem 
Dezirkögericht vorgefommen, daß bei der nachträglichen Außferti- 
gung des motivirten Urtheils, die urfprünglicye Refolution um⸗ 
geftoßen werden mußte, weil fie ſich abjolut nicht motiviren ließ. 

Das Driginal, wenn auch nicht das einzige, nad) welchem 
die rujfiihe CPO. gearbeitet ift, ift der franzöfifche Code de 
procedure civile. Wenn unjere Prozeßordnung auch vom Dri- 
ginal vielfach abweicht, ja bin und wieder zu ihrem Bortheil, 
jo erreicht fie do, wie eine Kopie dad eben nicht kann, das 
Driginal nicht, erweiſt ſich in vieler Hinficht ald eine jchlechte 
Kopie, and zwar weil fie ed verfäumt hat, mit dem franzöſiſchen 
Code zugleich auch dad Wefentlihe der franzöfiichen jurispru- 
dence, die Reſultate einer conjequenten nad) Sahrhunderten 
zählenden großartigen Prarid mit Herüberzunehmen und weil 
man dad Weſen des Code, das mündliche Verfahren überhaupt 
nicht begriffen bat. Der Code ift nicht erdacht, nicht nad 
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abſtrakten Prinzipien gemacht, wie unfer Prozeß, nicht aus 
fremdem Boden herübergebradht, nicht dem Hörenfagen nachge= 
ſprochen. Bei feiner Abfaffung ift das alte, tiefgemurzelte 
Recht und eine reich entwidelte jurisprudence zu Grumde gelegt, 
welche durch eine konſequente Praxis und eine forgfältig hoch— 
gehaltene Tradition aufrechterhalten und fortentwidelt wird, fo 
daß die einzelnen Artikel des Geſetzbuches von einem ganzen 
Syſtem feftftehender Nechtöbegriffe, Interpretationen, Tra⸗ 
ditionen und Gebräuchen umgeben find, welche vielfach in ergän— 
zenden Gejeben und Verordnungen feſte Form gefunden haben. 
So hat jeder Artikel, jedes Wort feine ganz beftimmte Bedeutung, 
feinen feitjtehenden Sinn, den jeder Zurift kennen muß und von 
dem abzumweichen niemandem einfällt, wenn auch der gewöhnliche 
Wortſinn oder der logiſche Bau ded Art. für gemöhnlich eine 
verjchiedene Auffaſſung zuließe. in Jurift, der e8 unternehmen 
mürde, einen Sat, gegen die feſtſtehende Auffafjung, nach der im 
gewöhnlidyen Leben gäng und gäben, nach dem abſtrakten Wort- 
laut zu interpretiren, würde fich einfach lächerlich machen. 

Obwohl im Code de procödure civile, für die Protofolli- 
rung des fofort mündlidy zu verfündenden Urtheild, Feinerlei aus⸗ 
führliche Regeln gegeben find (cf. Art. 138) und es feititeht, 
daß dieſelbe (minute, plumitif) Teineöweged Alles zu enthalten 
braucht wie dad ausführlich redigirte Urtheil, fo fällt ed feinem 
frangöfifchen Suriften ein, es konne möglich fein ein Urtheil ohne 
furze Andeutung der Entfcheidungsgründezu verfünden. Wenn man 
einem franzöflichen Zuriften erzählen würde, daß es in Europa 
ein Land gebe, wo man die unmittelbar nach der Verhandlung 
gefällten Urtheile ohne Hinweis auf Entjcheidungsgründe publi« 
zire, weil über eine ſolche logifche Nothwendigkeit feine aus⸗ 
drüdliche Vorjchrift eriftire, jo würde er ausrufen: Mais est ce 
qu’il n’y a donc pas de jurisprudence dans ce pays 14 P! 

In unferem Falle könnte man fich gefagt haben, behält es 
ſein Bewenden bei dem Urtheile des Odeſſaer Appellhofed, jo 
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kommen die Theodoridi offenbar um ihr gutes Recht, man muß 
alſo das Urtheil kajfiren, wenn man irgend einen Nichtigleitsgrund 
findet. Nach diefem Grunde ſuchte man nicht im Handelörecht, 
jondern in der Progehordnung, die bei der Hand war. Man 
fagte fi) wol auch, der Senat hat ja das Interpretationsrecht! 
Dazu kam eine eigenthümliche Verwidelung. Die Rechtöpflege in 
der Türkei ift befannt, der Fremde kommt uur fchwer zu feinem 
Recht gegen den Mufelmann. Seinerzeit bat das zu den Kapitu- 
lationen und der Verleihung der Gerichtäbarkeit an Konfuln und 
Gejandte über ihre Heimathögenofjen geführt. Diesmal war ed 
gelungen eine Vereinbarung zu Stande zu bringen und offenbar 
mit einem Seitenblid auf die Türkei und deren befannte uner- 
Ihöpfliche Kunft in WVeiterungen war ftipulirt worden, der beiref- 
fende Staat, deflen Unterthan verurtheilt werden würde, fei gehal- 
ten, den gefällten Sprub unweigerlich zu vollftreden. Nun 
erwied es fich plötzlich: der zur Zahlung verurtheilte Türke hatte 
fh in Odeſſa niedergelafien, die Türkei konnte gegen ihn nichts 
machen, und ruſſiſche Gerichte ſchützten ihn gegen bie wohlbe« 
gründeten und jedenfalls rechtöfräftigen Anſprüche ruſſfiſcher Un⸗ 
terthanen. Man kann ſich vorftellen mit welch' höhniſcher 
Schadenfreude die türkiſche Regierung erklärt haben mag: wir 
find gern bereit das Urtheil zu vollftreden, aber wir können nicht! 
Sure, wie ihr jagt, unabhängigen Gerichte weigern fih! Es 
wird wol mit dem Recht nicht ganz jo beftellt gewejen fein, wie 
ihr und zu überzeugen geſucht habt, wenn eure eigenen Gerichte 
einen Muſelmann gegen einen Ruſſen jhügen! Die Lage war 
geradezu unerträglich: nicht die Willfür der türkiſchen Regierung, 
jondern unjere eigenen, nad) europäifhem Mufter organifirten 
Gerichte ſprechen einem ruffifchen Unterthan jein unzweifelbaftes, 
durch rechtöfräftiges richterliche8 Urtheil anerkanntes Recht zu 
Gunften eined gewandten Mufelmanns ab! 

Diejem Zuftande mußte ein Ende gemacht werden und wir 
haben darauf hingewiefen, wie dad in vollfommen gefeglicher 

Zeitiär. f. Nech:swifienidh. VII. Ig. H. 1. 8 
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 Weife hätte gejchehen können. Leider gejchah ed ohne die Geſetze, 


welche den Fall deutlich und Klar erledigten, gu Tonfultiren, in— 
dem man ein nicht auf den Fall anmendbared Gefeh, welches 
nahe zu Siegen fchien, durch eine unrichtige Interpretation zu 
einem naheliegenden machte. Hierdurch wurde eine wider dad 
Gejſetz erlaffene Interpretation in die Praris eingeführt, bis endlich 
19 Sahre Später der Senat die ganze von ihm eingeführte falfche 
Snterpretation wieder umftieß, wobei er jedoch Anlaß nahm eine 
an und für füch richtige Entfcheidung des moskauer Appellhofes, 
welcher ſich jener faljchen Interpretation und der aus derjelben 
fließenden Praxis nicht unterworfen hatte, aus wenig ftichhal- 
tigen Gründen aufzuheben, und dann erft des Breiteren feine 
eigene faljche Theorie zu widerlegen. Dieje zweite Kafjationsent: 
Iheidung ift Datirt vom 27. Sanuar und 17. März 1882 und 
lautet folgendermaßen: 

Am 20. Juni 1877 beantragte der Bevollmächtigte bes 
franzöſiſchen Unterthans Adam beim moskauer Bezirksgericht Die 
Beitreibung einer vom Civilgericht des Departements der Seine 
am 10. April 1872 ſeinem Mandanten zugeſprochenen Summe 
von 78599 fr. = 23307 R. vom wStR. Schipow in Moskau. 
Das BE. fand, daß in der Beglaubigung des ruſſiſchen General- 
konſuls in Paris nicht vermerkt fei, dieſes Urtheil ſei vollſtreckbar, 
wie dad Art. 1276 der EPD. vorjchreibe und wied dad Gefud) 
ab. Auf die Beſchwerde hierüber erging ein Bejcheid des Appell⸗ 
hofes, welcher vom Senat am 25. Juni 1880 aufgehoben wurde 
unter Hinweid darauf, daß, obwohl der moskauer AH. aus dem 
Art. 1273 der CPO. folgere, Urtheile ausmwärtiger Gerichte 
fönnen nur dann in Rußland vollſtreckt werden, wenn darüber 
ein Vertrag zwifchen den betreffenden Staaten beitehe, ſowie daß 
die Artt. 1274—1281 der EPD. nur dann Anwendung finden 
fünnten, wenn im betreffenden Bertrage Feine Beitimmungen 
über. das Verfahren der Zwangsvollſtreckung enthalten jeien, und 
da zwiſchen Frankreich und Rußland Fein folcher Vertrag beitehe, 
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das Geſuch abgewieſen habe, — eine foldhe Beitimmung im 
Art. 1273 nicht enthalten fei. In dieſem Art. jet nur erklärt, 
daß Urtheile von Gerichten fremder Staaten vollzogen würden 
nad) den Regeln, weldhe darüber in den Verträgen enthalten feier 
und in den Fällen, wo in denjelben das Vollftredungdverfahren 
jelbft nicht feitgeftellt werde, das in den Artt. 1274—1281 an- 
geführte Verfahren zu beobachten fei. Da der Senat wiederholt 
erflärt Hat, daß Die Gerichte jeden Streit Aber Privatrechte 
auf Grund desjenigen Geſetzes zu entjcheiden hätten, durch welches 
das Recht feſtgeſtellt und geſchützt wird, fo durfte der AH. diefen 
Streit über die Zwangsvollſtreckung des Urtheild eines Gerichts 
der franz. Republik, mit der Fein Vertrag über Urtheildvoll: 
jtredung abgeſchloſſen ift, nicht auf Grund der Geſetze entjcheiden, 
welche die Urtheildvollftredung für die Fälle regeln, wo folche 
Verträge abgefchlofjen find. Wenn der AH. fand, Daß ed un— 
‚möglich fei, fich auf den genauen Sinn eined geltenden Geſetzes 
zu berufen, fo durfte er fich nicht darauf bejchränfen den Art. 
1273 zu zittren, fondern mußte auf Grund von Art. 9 der 
CPO. fein Urtheil auf den allgemeinen Sinn der Geſetze gründen; 
indem er aber die ftreitige Frage augfchlieslich auf Grund des 
Art. 1273 8. EPD. entfchied, weldher ganz andere Fälle vor- 
fieht, jo hat der AH. diefen Art. verlegt. Das II. Departement 
des moskauer AH., welchem die Sache vom Senat zu nochmaliger 
Entfcheidung übergeben wurde, fand, wejentlih auf Grund der 
in der Entfcheidung ausführlich widerholten Motive des Senats, 
dag aus dem allgemeinen Sinne der geltenden Geſetze mit der 
meijten Folgerichtigkeit nur dad gefchlojfen werden fünne, daß 
Urtheile von Gerichten fremder Staaten ein befonderes Vertrauen 
des Gefetsgeberd bei und nicht genöflen, und daß ihnen durch 
unjere Geſetze jelbft keinerlei rechtsverbindliche Kraft. ertheilt 
werde, denn: 1) fogar die richterlichen Urtheile von Staaten, 
mit denen Verträge über die Urtbeildvollftredung abgefchloffen 


find, werden auf Grund von Art. 1274 und ff. der CPO. nicht 
2% 
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an und für fidh, jondern nur dann vollftredt, wenn foldyes vor 
einem Gerichte des (ruffifchen) Reiches genehmigt wird, und 
wenn jie feine Verfügungen enthalten, welche der öffentlichen 
Ordnung widerfprechen, oder nad) den Geſetzen des Reiches unzu- 
läſſig find; 2) ſogar die Urtheile der Gerichte des Königreichs 
Polen und des Großfürjtenthums Finnland werden nur unter 
den gleichen Borausfehungen vollftredt; endlich 3) Urtheile von 
Gerichten auswärtiger Staaten, werden nicht vollftredt und haben: 
feine Rechtöverbindlichfeit im Reiche, wenn durch fie Streitigkeiten. 
über dad Eigenthum an Immobilien, weldye in Rußland belegen. 
find, entjchieden werden. Aus der Gefammtheit aller angeführten 
und der Abweſenheit ſonſtiger pofitiver gejeßlicher Beftimmungen 
muB gejchlofjen werden, daß nach dem allgemeinen Sinn unjerer 
Geſetze Urtheile von Gerichten auswärtiger Staaten, mit denen 
feine Verträge und Konventionen darüber abgejchloffen find, 
überhaupt Feiner Zwangsvollſtreckung unterliegen und Feinerlei 
rechtöverbindliche Kraft haben, wenn fie fit) auch nicht auf 
Immobilien in Rußland beziehen und feinerlei den ruffifchen 
Gejegen und der öffentlichen Drdnung widerjpredhende Verfü⸗ 
gungen enthalten. In Anbetracht diefes Allen wies der AH. 
die Bejchwerde auf Grund ded Art. 9 der EPD. ab und hielt 
die vom Bezirkögerichte verfügte Abweifung des Antrags auf 
Zwangsvollſtreckung aufrecht. Im dem gegen diefe Entſcheidung 
eingereichten Kaſſationsgeſuch, beantragt der Rechtsanwalt des 
Klägert, Tanejew, die Aufhebung derjelben, weil fie eine Ber: 
legung und unrichtige Auslegung der Artt. 1273—1281 und 
des Art. 9 der EPD., da im Gefehe fein direktes Verbot der 
Zwangsvollſtreckung von Urtheilen auswärtiger Staaten ſich finde,. . 
endlich der Artt. 813 und 815 der EPD. enthalte, da fie der 
Interpretation ded Art. 1273 in der Kaſſationsentſcheidung des 
Senats in Sachen der Theodoridi im Sahre 1873 widerſpreche. 

Nah Anhörung des Gutachtend des Profureurs findet der 
Senat vor Allem, daß die Behauptung, es feien Artt. 813, 
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815, 1273—1281 der EPD. verlegt worden, Feine Beachtung 
verdiene. Der AH. konnte die Art. 1273—1281 nicht verlehen, 
weil er jeine Entjcheidung nach Art. 9 auf den allgemeinen Sinn 
der Geſetze bafire. Im diefer Beziehung hat der AH. ſich voll- 
ftändig durch den Hinweis leiten lafjen, welchen der Senat im 


NAkaſe, durch weldyen diefe Sache demfelben zur Entfcheidung 


überwiejen wurde, gegeben babe. Mas die Entjcheidung in 
Sachen Theotoridi (1873 Nr. 1711) betreffe, fo habe der Senat 
in der That aud den Artt. 1273 und 1281 der EPD. die Mög- 
lichkeit der Zwangsvollftredung in Rußland richterlicher Urtheile 
auch folder Staaten, mit denen feine Verträge über die Zwangd- 
vollitredung abgejchloffen find, gefolgert, wie aber dad aus dem ange- 
führten Ukaſe vom Sahre 1880 in diejer felben Sache hervorgehe, 
jet der Senat von folder Anſchauung abgewichen, denn er babe 
poſitiv anerkannt, daß der Art. 1273 fi gar nicht auf Urtheile 
folder Staaten beziehe, mit denen Feine Konvention abgeſchloſſen 
jei. Nach dem Ukaſe von 1880, durfte der Appellhof die 
Entſcheidung in Sachen Theodoridi nicht weiter zur Anleitung 
nehmen, fondern war verpflichtet, fich dem Ukaſe von 1880 
unterzuordnen und hat daher nicht nur nicht die Art. 813 und 
815 der CPO. verlebt, fondern ift genau auf Grundlage dieſer 
Gefete verfahren. Was die Hauptfrage betrifft, ob man aus dem 
allgemeinen Sinn unferer Geſetze folgen Tönne, daß richterliche 
Urtheile aus Staaten, mit denen feine Konventionen darüber 
abgeichlofien find, in Rußland feiner Zwangdvollitredung unter 
liegen, fo findet der Senat, daß, da hierüber im Gejeße Feine 
pofitive Genehmigung der Zmangdvollftredung enthalten fei, die 
Nichtvollſtreckbarkeit derfelben fhon aus dem Grundfate folge, 
nach weldhem in Rußland Kraft und Wirkung nur haben Tönnten 
Urtheile, welche von joldyen Behörden audgingen, denen Das 
Recht der Urtheilsfällung von der ruffifchen Staatögewalt über: 
tragen jet. Hieraus folge, daß Urtheile auswärtiger Gerichte, 
weldhe nicht im Namen und Auftrage der ruſſiſchen Staats⸗ 
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gewalt thätig feien, an und für fih in Rußland keinerlei Be- 
deutung haben könnten, wenn denjelben nicht eine ſolche Bedeutung 
durch irgend eine Handlung der ruſſiſchen Staatsgewalt, d. b. 
entweder durch ein in Rußland geltended Geſetz, oder einen mit 
einem auswärtigen Staate abgefchlofjenen Vertrag beigelegt werde. 
Da nun ein ſolches Gefe nicht befteht, jo unterliegen Urtheile 
eined Staates, mit dem feine Konvention abgeſchloſſen ift, ebenſo 
wenig der Zwangsvollſtreckung in Rußland, wie aller Art Ad: 
minijtrativmaßregeln, weldye von auswärtiger Obrigkeit auögehen. 
Zudem erjcheint in Fragen des Völkerrechts ald Grundprinzip 
Die Gegenſeitigkeit. Dffenbar liegt fein Grund vor, ja wäre es 
dem Begriff der Unabhängigkeit des Staated zuwider, Urtheile, 
die von Geriyten fremder Staaten gegen feine Unterthanen 
gefällt werden, zu vollftreden, wenn in diefen legteren Ur- 
theile feiner Gerichte gegen deren Unterthanen nicht ausgeführt 
werden. Daß diejed Prinzip auch von unjerer Gejehgebung 
durchgeführt wird, zeigt die Entjtehungsgefchichte des Art. 1273 
und ff. d. CYO. 

Im urfprünglichen Entwurfe der CPO. waren die Regeln 
über die Zwangdvollftredung auswärtiger vichterlicher Urtheile 
in demjelben Kapitel mit den Negeln über Zwangsvollſtreckung 
der Urtheile von Gerichten ded | Königreichd Polen und deB 
Großfürſtenthums Finnland enthalten. Es war einfach beitimmt, 
daß dieſe leßteren Regeln Anwendung finden follten auf Urtheile 
von Gerichten ſolcher Staaten, in denen auf Grundlage von 
Berträgen oder Geſetzen Urtbeile ruffifcher Gerichte vollitredt 
würden. Dei der Berathung diefer Regeln in den vereinigten. 
Departements ded Reichsraths wurde für unumgänglich erachtet, 
diefelben in zwei Sapitel zu theilen. Dieſe Kapitel ftimmten. 
übrigens faſt wörtlich überein, einzig mit dem Unterſchiede, 
Daß, abgejehen von der unbedingten Unvollitredbarteit aus⸗ 
wärtiger richterlicher Urtheile über Immobilien, welche in Rufe 
land gelegen find, alle Urtgeile von Gerichten des Königreichs 
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Polen und ded Großfürſtenthums Finnland unbedingt der Zmangs- 
polftrefung unterlagen, wenn die Genehmigung eines Gerichts 
des Reichs erfolgte, während in Beziehung auf die erften beftimmt 
war: Urtheile von Gerichten auswärtiger Staaten werden voll- 
firedt, nach den Regeln, welche darüber in Berträgen oder 
Konventionen feftgeitellt find, in den Fällen aber, wo Teine Ber: 
träge vorhanden find, werden die folgenden Regeln beobachtet. 
In dieſer Form wurde der Artikel an die Allgemeine Berfammlung 
des Reichsraths gebracht. Es unterliegt aljo feinem Zweifel, daß 
nad) der urjprünglichen Anficht der vereinigten Departements 
des Reichsraths beabfichtigt war, die Zwangsvollſtreckung richter- 
licher Urtheile aller auswärtiger Staaten zuzulaffen, auch der- 
jenigen, mit welchen feine Verträge darüber geichlofjen waren 
und welche jelbjt eine Zwangsvollſtreckung von Urtheilen ruſſiſcher 
Gerichte nicht zuließen, wobei das Bollftredungsverfahren für 
die richterlichen UWrtheile von Staaten, mit denen Verträge 
gefchloffen waren, im Art. 526 beftimmt war und Artt. 527 fi. 
ih auf die Urtbeile von Gerichten ſolcher Staaten bezogen, wo 
feine Verträge beftänden. Bor definitiver Beftätigung der 
EPD. wurde jedoch über diefe Sache ein Gutachten ded Mint: 
fterium des Auswärtigen einverlangt, in welchem dag Mintfteriun: 
auf die Unzuträglichfeit (meynoderso) hinwied, die Zwangs— 
volftredung richterlicher Urtheile folcher Staaten in Rußland 
zuzulaffen, mit denen über diejelbe feine Verträge oder Konven— 
tionen gejchloffen feien und in denen den Urtheilen ruſſiſcher 
Gerichte nicht die geringfte Bedeutung zuerfannt werde, und 
beantragte, den Artikel dahin abzuändern, daß derfelbe ſich nicht 
auf Staaten bezöge, mit denen feine Verträge über Zwangsvoll⸗ 
ftredung geſchloſſen jeien, fondern auf ſolche mit welchen eine 
Zwangdvollitrefung zwar vereinbart, jedoch das Verfahren nicht 
feitgeftellt worden jei. In der am 20. November 1864 Aller- 
höchft beftätigten CPO. ift ber betreffende Artikel (1273) in diefer 
veränderten Form enthalten; es find die Worte: „in den Fallen 
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wo feine Verträge vorhanden find“ erjeßt durch den Satz: „in 
den Fällen, wo in ihnen die Regeln des Vollſtreckungsverfahrens 
nicht feitgeftellt find, wird dad Verfahren beobachtet, welches in den 
folgenden Artikeln auseinandergefeßt if". Dieſe Abänderung ge- 
ftattete Feine Zweifel: 1) daß der Art. 1273, wie dad ſchon vom 
. Senat im Ukaſe vom 25. Juni 1880 anerkannt ift, ſich 
ausichlieglih auf Staaten bezieht, mit deren Verträge über 
die Zwangsvollſtreckung richterlicher Urtheile abgejchloffen worden 
find, folglich ftelen auch Art. 1274 ff. das Vollſtreckungsver— 
fahren nur für Urtheile von Gerichten ſolcher Staaten feft, wo 
in den Verträgen das VBollftredung verfahren nicht beftimmt ift; 
2) daß der Gefeßgeber, indem er dad Princip der Gegen: 
jeitigfeit bei der Zwangsvollſtreckung richterlicher Urtheile in der 
unbegrängten Form, wie ed urſprünglich beabfichtigt war, wo 
man ed für genügend erachtete, wenn in den Gefegen des Staates 
die gegenjeitige Zwangsvollſtreckung anerfannt ſei, nicht zuließ, 
deffenungeachtet dieſes Prinzip beibehielt, ald Grundregel für die 
Vollſtreckbarkeit richterlicher Urtheile fremder Staaten in Rußland, 
indem es diefelbe nur bejchränfte auf die Fälle, wo dieſes Prinzip 
geheiligt und fichergeftellt jei, durch einen darüber mit einem 
fremden Staate abgejchloffenen Vertrag oder eine Konvention. 
In Folge der ganzen Darlegung kann man nicht umhin anzu 
erfennen, daß nach dem allgemeinen Sinn unferer Geſetze und 
nad) dem Sinne der Artt. 1273—1281 der EPD., in Rußland 
eine Zwangsvollftredung richterlicher Urtheile derjenigen Staaten, 
in welchen die gegenjeitige Zwangdvollitredung der Urtheile 
ruſſiſcher Gerichte nicht fichergeftellt ift, durch den Abſchluß von 
Derträgen oder Konventionen, ald den Begriff der Selbitändigfeit 
des Staated verlegend, nicht zugelafien werden kann, und daß 
auf dieſe Weije dieje Frage von dem moskauer AH. vollflommen 
richtig und ſowohl dem allgemeinen Sinn der geltenden Geſetze, 
ald auch dem in diejer Sache ergangenen Ukaſe vom 25. Suni 
1880 entjprechend entjchieden worden ift — verfügte der Senat: 
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dem Kaſſationsgeſuch des Bevollmächtigten des franzöfijchen Unter: 
ihans Adam, des vereidigten Rechtsanwalts Tanejew, auf Grund 
von Art. 793 d. CPO. Feine Folge zu geben. 


Nach dem was wir bereit3 oben audgeführt haben, wäre 
eine eingehende Beleuchtung diejed umfangreichen Urtheild über: 
flüſſig. Wir bejchränfen und daher darauf kurz das Charafte- 
riſtiſche hervorzuheben. 


Das moskauer Bezirkögericht bielt, offenbar in Anleitung 
der in der Litteratur herrſchenden Auffaffung und der Kaffationd- 
entfcheidung des Senat3 in Sachen Theodortdi, dafür, daß Ur- 
theile auswärtiger Gerichte in Nußland der Zwangsvollftredung 
unterliegen, wandte daher auf den ihm vorliegenden Antrag, 
eine ſolche zu genehmigen, die Art. 1273—81 an, wied aber den 
Kläger aud einer formellen Urſache ab. Der modfauer Appellhof 
Dagegen akzeptirte diefe faljche Auffaffung nicht und wies den 
Kläger und zwar mit vollem echte ab, weil aus dem Wort- 
laute des Art. 1273 hervorgehe, daß Urtheile auswärtiger Gerichte 
in Rußland nur dann der Zwangsvollftredung unterlägen, wenn 
foldhes in einem Vertrage ausdrüdlich ftipulirt fei. Wenn der 
Senat diefe Enticheidung einfach bejtätigt hätte, mit dem moti- 
virten Hinzufügen, daß fein früheres Kafjfationdurtheil nicht mehr 
als ftichhaltig anzujehen fei, jo wäre dadurch Die ganze Sache 
einfach und rafch bereits im Sahre 1880 erledigt worden. Allein 
das gefhah nicht, ed wurde ein viel weitläufigerer Meg einges 
fchlagen. Der Dirigirende Senat entjdjied durch Ukas vom 
25. Juni 1880: das naheliegende Geſetz jet Fein naheliegended 
Geſetz, dem Appellhof wurde in jcharfen Ausdrüden bemerkt, er 
hätte blos aud dem Geift der Gejege und nicht auf Grund der 
Artt. 1273-1281 feine Entfcheidung treffen müfjen — eine Be- 
bauptung die nicht ftichhaltig ift, wie der Senat zum Schluße 
ſeines Urtheils ſelbſt beweist, indem er jeine Entſcheidung nicht 
nur aus dem allgemeinen Sinn unferer Gejeße, ſondern auch 
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ans dem Sinne der Xrtifel 1273—1281 begründet. Das LU. 
Departement des Moskauer Appellhofes, dem nunmehr die Sache 
zu neuer Entjcheidung überwiejen wurde, füllte diefelbe Entſchei— 
dung wie das I, motivirte diejelbe aber nach Anleitung bes 
Senatsufafes. Als die Sache durch Kaſſationsgeſuch wieder an 
den Senat gelangte, wied der Senat fie ab, weil er den in ber 
Sache Theodoridi eingenommenen Standpunkt bereit im Ukaſe 
vom 25. Juni 1880 verlaffen haben mollte. 


Eine Unklarheit tritt ferner darin hervor, daß in der Mo— 
tivirung des Senatd fein Unterjchied gemacht wird zwiſchen 
der Zwangsvollftredung auswärtiger Gerichte auf Grund de} 
Prinzips der Gegenjeitigfeit und der auf Grund pofitiver Ber: 
träge. Es wird zuerſt behauptet: das Prinzip der Gegenſei— 
tigkeit ſei von unſerer Geſetzgebung ſtets durchgeführt worden, 
ſodann, das Prinzip der Gegenſeitigkeit werde in Rußland 

nur anerkannt in den Fällen, wo es geheiligt und ſicher geſtellt 
ſei durch einen mit dem betreffenden Staate abgeſchloſſenen Ver— 
trag, was etwas ganz anderes iſt. Thatſächlich geht aus der 
Motivirung hervor, daß das Prinzip der Gegenſeitigkeit über— 
haupt nicht anerkannt wird, da Verträge über die Zwangs— 
vollſtreckung auswärtiger Urtheile mit keinem Staate abge— 
ſchloſſen ſind. 


Der Standpunkt der Regierung, d. h. Rußlands, in dieſer 
Frage iſt klar und deutlich, man weiß jedenfalls woran man iſt 
und kann ſich danach richten. Unſere Regierung hat nie einen 
Grund gefunden ihren Standpunkt zu verheimlichen, ſondern auf 
Befragen die einfache, nackte Wahrheit erwidert. Es iſt daher 
unerfindlich, zu welchem Zwecke man ſich in vorliegendem Urtheil 
die Mühe giebt, dieſen Standpunkt durch humane und liberale 
Phraſen zu verhüllen und herauszuſtaffiren, um ſchlieslich zu- 
geſtehen zu müſſen: das ruſſiſche Geſetz ſchließe poſitiv und 
prinzipiell die Zwangsvollſtreckung fremder Urtheile aus, es ſei 
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denn, daB in einem pofitiven Vertrage dieſelbe geſetzlich feft- 
geftellt worden jei, felbft verbürgte Gegenfeitigfeit werde nicht 
berüdfichtigt. 


Nach dem Provinzialvecht der Oftfeeprovinzen, wo beim 
Schweigen der provinziellen Rechtsquellen, mögen diejelben nun 
aus der Zeit der Selbitändigfeit oder aus der polnischen, fehwe- 
difchen oder ruffichen Zeit herftammen, die Regeln ded gemeinen 
Civilprozeſſes ald ergänzenden Hilfsrecht3 eintreten, können aus— 
wärtige Urtheile in derfelben Weiſe geltend gemacht werden wie 
im gemeinen Recht, d. 5. ſowohl durd) einen Antrag auf Zwangs⸗ 
vollftredung in einer Nequifition ded auswärtigen Gerichts, 
welches bad Urtheil gefällt bat, unter Erbietung zur Ges 
genfeitigfeit an das inländijche Gericht, in deſſen Bezirk das Ur- 
theil volljtredt werden mug !), als aud) durch die actio judi- 
cati.?) Was indbejondere die actio judicati betrifft, jo hat fie 
ihre. eigentliche Geltung im römijchen Recht, wo durch die Litis—⸗ 
eonteftation und dad darauf erfolgte Urtheil eine Novation des 
urjprünglich unter den Parteien beftandenen Rechtöverhältniffes, 
eine neue Obligation (obligatio judicati) begründet wird. Die 
moderne Auffafjung bat diefen Standpunkt verlaffen und fieht 
im Urtheile die richterliche Anerkennung des unter den Parteien 
beftehenden Rechtsverhältniſſes. Allein man hat, wie ed ſcheint 
aus praftiichen Gründen, die frühere Auffaſſung beſtehen laſſen, 
ſodaß, wie die obengenannten Nechtölehrer bezeugen, durd die 
actio judicati die durch den Urtheilsſpruch begründete Obligation 
geltend gemacht werden Tann, ebenjo wie eine obligatio, weldye 
auf einer im Auslande errichteten öffentlichen Urkunde beruht. 


1) Endemann $ 45.; Renaud $ 18. 
2) Was nad Wepell, $ 418., die eigentliche Kegel ift. 


124 


Es handelt fi) aljo bei der actio judicati gar nicht um die 
Bollftredung eines auswärtigen Urtheild, fondern um den Be- 
weis eined dem Kläger zujtehenden Rechts durch eine unanftreit- 
bare öffentliche Urkunde (rechtöfräftiged Urtheil), die als foldye 
Geltung bat, wenn fie auch in einem auswärtigen Staate zu 
Stande gelommen ift (locus regit actum). Da es ſich alfo for- 
mell gar nicht um Zwangsvollſtreckung eined auswärtigen Ge- 
richts, ſondern um Geltendmachung eined auf privatrechtlicher 
‚Grundlage rubenden Anſpruchs handelt, jo können gegen die actio 
judicati die im öffentlichen Rechte begründeten, landesgeſetzlichen 
Beichränfungen des Vollzugs auswärtiger Urtheile feine Anwen 
dung finden (Nenaud). Die Zuläffigfeit der actio judicati ift 
Terner völlig unabhängig davon, ob die Gegenfeitigfeit der Rechts— 
hilfe zwijchen den betreffenden Staaten durch Verträge, oder Ge— 
jeß, oder ſpezielles Erbieten zu derjelben jeitend der Gerichte, 
verbürgt ift oder nicht. 

Was die Gerichtöpraris in den Dftfeeprovinzen betrifft, jo 
dat Zwingmann in den von ihm veröffentlichten Civilrechtlichen 
Entſcheidungen der rigijchen Stadtgerichte !) feftgeftellt, daß von 
den erwähnten Gerichten die Zuläffigfeit der actio judicati auf 
Grund rechtöfräftiger im Audlande ergangener Urtheile anerkannt 
ijt 2), wenn nachgewiefen ift, daß eine gejegmäßige Infinuation 
der Klagefchrift ftattgefunden hat, und das Urtheil rechtöfräftig. 
geworden ift. Er fügt hinzu, daß bei Kontumazialurtbeilen, wenn 
eine Snfinuation der Klage nicht ftattgefunden hat, die actio 
Judicati nicht zuläffig fein wird, da der einfache Befehl eines 
auswärtigen Gerichts im Inlande feine rechtöverbindliche Kraft 
haben kann.?) 


1) Bd. 1,—VI Riga 1871—83. 
2) Ehentafelbft Bd. I. Nr. 169 ; IV, Nr. 628. 


3) Dem im IV.B. der Civilrechtl. Entſcheidungen veröffentlichten be- 
treffenden Urtheile fügt der Herausgeber Notizen über Zwangsvollſtreckung 
Auswärtiger Urteile nach anderen Geſetzgebungen hinzu Sorche Notizen 
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Ueber die Prarid in Kurland wird und mitgetheilt, daß: 
vom Mitauſchen Stadtmagiftrate in der Zeit vor 20 Sahren Res 
quifitionen auswärtiger Gerichte erfüllt wurden, wenn im 
denjelben ausdrüdlih erklärt wurde, daß das requirirende 
Gericht jeinerfeitö bereit fei Requifitionen des Mitaufchen Ma- 
giſtrats zu erfüllen. Wir glauben behaupten zu können, daß alle 
baltijchen Gerichte ähnliche Requifitionen erfüllen würden. Ebenſo 
theilt man und mit, es ſei anzunehmen, daß die Turländi- 
ſchen Gerichte die actio judicati auf Grund eines auswärtigen 
Urtheild zuläffig erachten würden; wegen Mangeldö an Fällen 
laſſe fich jedoch eine Praris nicht Tonftatiren. 

Was die Prarid des Auslandes fpeziell Deutſchlands ge- 
genüber den ruffischen Oftfeeprovinzen betrifft, fo findet fich in 
Seuffert3 Archiv ein auf diefelbe bezügliches Urtheil abgedrudt. ') 
Die Relation über daffelbe lautet: 

Der Kläger begehrte gemäß $ 660 der DEPD. ein 
Bollftredungdurtheil für ein von ihm gegen die Beklagte er- 
wirktes rechtskräftiges Kontumazialurtheil des Wettgerichtd zu 
Riga vom 2. December 1878, tft aber damit abgewiejen worden. 
In zweiter Inftanz ward u. A. auögefprodyen: Der Gerichtähof 
hielt für erwiefen, daß es an der Verbürgung der Gegenfeitigkeit der 
Nechtöhilfe im vorliegenden Fall gebricht. Es eriftirt gerichtö- 
fundig weder ein Staatövertrag zwijchen Deutjchland oder Baden: 


haben, ald Beitrag zur vergleichenden Rechtswiſſenſchaft, nur dann eine 
Bedeutung, wenn fie vollftändig find, ſodaß man wirklich ein Bild von der: 
Sadlage 3. B. in Europa, oder in E. und Amerila erhält, und wenn der 
Inhalt der Quellen richtig angegeben if. Hier jedoch find nur einige Ge: 
feßgebungen zitirt, wie fie der Herausgeber gerade zur Hand hatte. Unge⸗ 
nau ift ferner die Notiz über das nordamerikaniſche Recht, für welches eine 
Entſcheidung des Reichs⸗Ober⸗Handels⸗Gerichtes Bd. XXI. S. 13—15 zitirt 
wird, wo aber nicht vom nordamerikaniſchen Rechte, ſondern von dem des 
Staates Newyork und zwar nur in Bezug auf Kontumazialurtheile Die Rede 
it. Unrichtig find die Angaben über das ruſſiſche Recht, weil der wichtigfie 
Artilel, 1273 der C. P. O., völlig überfeben ift. 
1) 8b. 37., II. ©. 379 Rr. 277. 
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und Rußland über gegenfeitige Rechtshilfe, noch eine vereinbarte 
Deklaration über gegenfeitige Urtheilsvollftredung. Auch bat 
Rußland nad; feiner früheren Gefebgebung nicht etwa die Ge: 
genfeitigfeit anerfannt, jondern als Vorausfegung für die Voll⸗ 
ftredung eined ausländifchen Urtheils, die Prüfung des Weſens 
des Urtheils hingeftelt. Allerdings bat Rußland in den Ge- 
richtöorbnungen von 1864, in den 88 1273 ff. nicht nur jenen 
ſtarren Grundfab aufgegeben, jondern Beitimmungen getroffen, 
welche im Uebrigen den Vorjchriften der DCPO. durchaus 
entfprechend, darin einen weiteren Fortjchritt. darftellen, daß nir⸗ 
gends der Grundfaß der Gegenfeitigfeit aufgeftellt ift, vielmehr 
die Vollitredung, ohne NRüdficht auf die Geſetzgebung des betref- 
fenden ausländijchen Staats, lediglich an die von dem ruffischen 
Gele bezeichneten Erforderniffe geknüpft ift ... . Aber der Ge» 
richtöhof erachtet al8 nachgewiefen, daß die GO. v. 1864 in 
den Dftjeeprovinzen noch nicht eingeführt find und deöhalb jeden- 
falls im Verhältniß zu diefem Theil des ruffischen Reichs die 
Gegenſeitigkeit nicht verbürgt ift. 

Daß auch ohne diefe Vorjchriften die Gegenfeitigfeit der 
Bolftredung zwiſchen Deutfchland oder Baden und Livland ver- 
bürgt jet, hat Kläger ſelbſt nicht behauptet. Es ergiebt ſich auch 
Ihon aus dem Umftande, daß der Livländifche Prozeß jeine Er: 
gänzung im gemeinen Prozeß findet, daß in Livland die Grund— 
ſätze der DCPO. und der Nuffiichen GO. nit in Gel— 
tung jein können Außerdem ergeben die Ausführungen von 
Schmidt, der ord. Civilproceß nad) Livländiſchem Landrecht. Dor- 
pat 1880. ©. 197 ff., daß in Livland der Grundjaß: incumbit 
domino respectu subditorum, ut ab injuria maneant tuti ftet3 
in einem weiten Umfang angewendet und unter den verfchiede- 
nen Herrichaften des Landes das Exekutionsweſen den Gerichten 
entzogen und. unter die Aufficht der höchiten Adminiſtrations⸗ 
jtellen untergeordnet blieb, wovon unter ruſſiſcher Herrfchaft nur 
bezüglich der von dem Hofgericht zu Riga gefällten Urtheile eine 
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Ausnahme janktionirt wurde. Angeſichts diefer Sachlage kann 
voon einer Berbürgung der Gegenjeitigfeit der Vollftredung im 
Ä Verhältniß zu den Dftfeeprovinzen unter feinem Geſichtspunkt 
| die Rede fein, zumal fchlieglich, was den thatſächlichen Zuftand 

betrifft, olme weitere Erhebungen den gutachtlichen Äußerungen 

der Königäberger Rechtsanwälte, denen wegen bed Grenzverfehrs 
mit den Oftjeeprovinzen Bertrautheit mit der Sachlage zuzu— 
meſſen iſt, alle Beachtung geſchenkt werden darf, wenn fie aus— 

Iprechen, daß thatſächlich in DOftpreuper® Niemand daran denkt, 

ein dortiges Urtheil in Rußland vollitreden zu laffen. (Urth. 

ded OLG. zu Karlsruhe v. 24. März 1882 in ©. Hersfeld wider 

Wolff.) 

Die in diefem Urtheil getroffene Entjcheidung ift richtig, 
weil und ſoweit der Kläger feinen Antrag falfch angebracht hatte. 
Der Kläger mußte mit feinem Antrage durchdringen, 1) wenn er 
eine auf diplomatischen Wege zu bewerkſtelligende Requifition 
des rigiichen Wettgerichts veranlaft, 2) oder wenn er feinen 
Antrag auf die actio judicati gegründet, 3) endlih, wenn 
er felbft bei jeinem Antrag auf Zwangsvollſtreckung behauptet 
und bewiejen hätte, daß in den ruffiichen Ditjeeprovinzen eine 
Gegenfeitigfeit in Bezug auf die Nechtöhilfe beſtehe. Das leb- 
tere ift im Urtheile angedeutet? über die actio judicati und bie 
Requiſition hatte das Urtheil fich gar nicht zu äußern. Allein dieſe 
wirflichen Gründe der Abweifung des Antrags find im Wrtbeile 
nur gelegentlich erwähnt. Die jonftige Motivirung defjelben ift 
unbaltbar: aus richtigen Prämiffen werden faljche Schlüffe 
gezogen und aus unrichtigen richtige. Beide find natürlich 
hinfällig. 

Es iſt richtig, daß die frühere ruſſiſche Gejeßgebung die 
Vollſtreckung auswärtiger Urtheile nicht zuließ, aber es ift falſch 
daraus auf die DOftfeeprovinzen zu jchließen, denn diefe Gejeh- 
gebung hat daſelbſt nicht gegolten. Es ift falfch anzunehmen, 
die Beitimmungen ded ruffifhen CYO. von 1864 entſprächen 


4 
. 
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denjenigeu der deutichen CPO. und gejtatteten die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auswärtiger Urtheile. Es ift unzuläffig daraus, daß 
die ruffiichen GO. in Livland nicht gelten, zu folgern, in Livland 
koͤnnten auswärtige Urtheile nicht vollftredt werden. Es iſt rich⸗ 
tig, daß die ruffifche CPO. den Grundſatz der Gegenjeitigleit 
nicht aufftellt, aber es ift falich daraus zu folgern, daß fie die- 
jelbe für überflüffig erachte und daß fie in Folge deſſen einen 
Fortſchritt gegenüber der deutſchen CPO. darftelle, fie verwirft 
vielmehr die einfache Menfeitigteit, nit nur kraft Gerichts⸗ 
gebrauch, fondern auch kraft Gefeted. Sie alzeptirt nur Gegen=- 
jeitigteit fraft Verträgen und joldhe find von Rußland nicht ab= 
gejchlofjen worden. Es ift richtig was aus Schmidts Livl, ord. 
Civilprozeß nad) Livl. Landrecht zitirt ift, es ift faljch daraus 
zu jchließen, daß dadurch die nach gemeinem Prozeß auf Requi⸗ 
fition des betreffendeu Gerichts zuläffige Zwangsvollftredung aus⸗ 
wärtiger Urtheile oder die Geltendmachung derjelben durch Die 
actio judicati auögefchlofjen jei. Wenn den Verwaltungsbehörden 
bie Erefution übertragen ift und die Prüfung ob ein rechtöfräf- 
tiges Urtheil vorliege, jo mag das jehr unpraktifch fein, aber e& 
liegt darin keinesweges, daß die Erefution audwärtiger Urtheile 
ausgejchlofjen jei, im Gegentheil. Die Exekution wird ftet$ 
beim Gericht beantragt und dad Geekutionsurtheil deſſelben fo- 
dann zur Ausführung der Derwaltungöbehörde übergeben. Im 
ganzen Budye von Schmidt wird der Zwangsvollftredung aus⸗ 
wärtiger Urtheile abfolut in Feiner Beziehung erwähnt und aus 
der bloßen Nichterwähnung in einem wiffenfchaftlichen Werke ift 
dody der Schluß nicht zuläffig, daß eine foldhe Exekution aus- 
geſchloſſen ſei. Außerdem vollziehen alle baltiſchen Stadtgerichte: 
ihre Urtbeile felbit, ohne eines Mandats von der Gouvernementd» 
regierung zu bedürfen. Es ift unzuläffig vom Prozeß nach Liv- 
ländifchem Landrecht, auf den Proze nad) rigiſchem Stadtrecht 
zu jchließen. Vielmehr mußte, da bei Schmidt ſich nichts findet, 
wad die Bollftredung auswärtiger Urtheile bireft ausſchließt, 
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da Schmidt vom eftländifchen, Turländifchen und dem Prozeß nad) 
Stadtrecht in allen drei Provinzen gar nicht ſpricht, aus der 
Geltung des gemeinen Prozeſſes in den Oftfeeprovinzen gejchlof- 
fen werden auf die Vollſtreckbarkeit auswärtiger Urtheile in dem- 
ſelben. Als eines Beweismitteld beruft fi das Urtheil nicht 
etwa auf ein Gutachten der Rechtsanwaltſchaft in Königsberg, 
Sondern auf gutachtliche Weußerungen „der Königäberger Rechts⸗ 
anwälte”, daß thatfächlich in Oftpreußen niemand daran denkt 
ein Wrtheil in Rußland vollftreden zu laſſen. Dieje gutachtliche 
Aeußerung verliert in ihrer abftraften Allgemeinheit jede Bedeu⸗ 
tung. Sie gehört in ein Feuilleton einer Zeitung, aber nicht 
in ein gerichtliches Urtheil. Es ift einfach nicht richtig, daB im 
Dftpreußen niemand daran denfe u. ſ. w. Denken, denkt man 
ſchon daran, aber man unterläßt es vielleicht häufig, weil eben 
in den Provinzen des unmittelbaren Verkehrs (Litauen) ruffi- 
ches Necht gilt, welches die Vollftredung nicht zuläßt, da wer- 
den dann mit diefen Provinzen die hinter ihnen liegenden Oft- 
jeeprovinzen zufammengeworfen, obwohl in Ießteren anderes Recht 
und fpeziell der gemeine Civilprozeß gilt. 


Diefed Beifpiel iMuftrirt in draftiicher Weife, welch' eine 
Verwirrung in dieſer Frage in Beziehung auf Rußland herrjcht, 
ſowie daß jene obenerwähnten Artikel ruffijcher Juriſten Dieje 
Berwirrung noch gefteigert haben. 


Und der Schluß? Er lautet: unſere mittelalterlichen, von 
der ruffiichen Tagespreſſe ſoviel gejchmähten, baltiichen Ge- 
richte ftehen in Bezug auf die von und behandelte Frage auf 
einem den modernen Rechtsanſchauungen und fpeziell jolchen, 
zu welchen fich auch die rufftiichen Suriften befennen, viel mehr 
entfprechenden Standpunkte, ald die al8 fortjchrittlich, liberal, 
human und zivilifatorifch gepriefene Civil- Prozek - Ordnung 
von 1864. Die Gerichte der DOftjeeprovinzen leiden darunter, 
daß fie von auswärtigen Gerichten mit dem Maße ger 
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meſſen werden, welches nur Geltung haben kann für die Ge- 
richte der übrigen Gouvernements des ruffiihen Reichs. Das 
binbert die baltifchen Gerichte aber nicht auswärtigen richter- 
lichen Urtheilen die Bedeutung und Kraft zuzuerfennen, welche 
diefelben beanjpruchen können, denn Net muß doc Recht 
bleiben. | 


Engelmann. 


V. 


Ueber den Einfluß der Erbtheilung auf die 
Erbgutseigenſchaft 


von 


Oberhofgerichtsadvocat Ferdinand Seraphim in Mitau. 





Die hier zu erörternde Frage iſt in einem, im VI. Bande 
von Zwingmanns civilrechtlichen Entſcheidungen der Riga⸗ 
ſchen Stadtgerichte referirten, Erkenntniſſe des Rigaſchen Rathes 
vom 20. März 1881 Nr. 1010 dahin entſchieden worden, daß, 
wenn ein In t eſt ater be beider Erbtheilung durch Abfindung ſei— 
ned Miterben auch deſſen ideellen Theil an einem zur Erbmaſſe ge- 
hörigen Immobil erlangt, Diefer alſo erlangte ideelle 
Theil die Erbgutsqualität nicht habe, weil die Auseinander- 
jegung mit den Miterben ein Nechtögefchäft unter Lebenden fei, 
welches nach Art. 2738 Theil III des Prov.Rechts nach den 
Grundſätzen über Kauf und Verkauf zu beurtheilen ift. 

Die betreffende Entfcheidung ') enthält folgende Deduction: 

„Nach Art. 966 und 962 des Prov.Rechts Theil III be- 
rechtigt Die unentgeltliche Veräußerung eines Grbguted den näd) 
ften gejeglichen Erben, Diejelbe als nichtig anzufechten. In Ueber: 
einftimmung hiermit bejagt der Art. 1995 1. c., daß der Teftator 
über feine Erbgüter auf den Todesfall nicht verfügen darf, Jon- 
dern folche auf ſeine gejeßlichen Erben übergehen müſſen, widri⸗ 
genfall® die in den Art. 966 und 962 angegebenen Rechtöfolgen 

1) 1. c. Nr. 1012 Seite 99 ff., womit auch die Enticheidung Nr. 990 


©. 61 ff. 1. ec. übereinftimmt. | 
Zeitſchrift für Rechtswifſenſchaft. VIII. Ig. Heft 2. 1 
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eintreten. Dieſe beftehen aber, da die Grwerbung Durch Tefta- 
ment eine unentgeltliche ift, in der Anfechtbarfeit der teftamenta- 
riihen Zuwendung. Wenn und foweit Das ftreitige Immobil 
Erbgutseigenichaft hat, ift alfo Der Antrag der Kläger, welche 
unbeftritten Gefchmifterfinder des Erblajfer® und beim Mangel 
näherer Verwandten nad Art. 1880 Bet. 2 und 1938 1. c. 
deifen nächite AInteftaterben find, Daß das Teitament, ſoweit es 
über Erbgut disponirt habe, ald nichtig aufgehoben und anerkannt 
werden möge, daß im Bezug auf dafjelbe die gejegliche Erbfolge 
einzutreten habe, nach Art. 2476 und 2785 rechtlich begründet. 

Für Die Feititelung deſſen, ob das ftreitige Immobil ein 
Erbgut des Teftatord war, ift entjcheidend, daß zwei Inteſtaterben 
des verſtorbenen Alegei 3. vorhanden waren, nämlich der Teftator 
und deſſen Schweiter, die Mutter der Kläger, und daß, nachdem 
legtere durch Ausſtellung einer Obligation fich rüdfichtlich ihres 
Antheiles an den väterlichen Nachlaffe für befriedigt erklärt 
hatte, dem gegenwärtigen Teftator der Zulaß zum Auftrage des 
Nachlaßimmobils lediglich auf feinen Namen ertheilt worden ift. 
Hiernach ift alfo dem Teſtator Durch gefeßliche Erbfolge nur Die 
eine Hälfte an dem Immobil zugefallen, während er Die andere 
Hälfte Durch Auseinanderjegung mit feinen Miterben, alſo durch 
ein NRechtögefchäft unter Xebenden, erworben hat, welches nad 
Art. 2738 a. a. O. nah den Grundfäßen über den Kauf 
zu beurtheilen ift. Kläger behaupten nun zwar, die Crbguts- 
eigenfchaft fei eine untheilbare und e3 könne deshalb ein Immo—⸗ 
bil entweder ganz oder garnicht Erbgut fein, nicht aber zur Hälfte 
das eine, zur Hälfte Das andere. Diefe Rechtsauffaſſung fteht 
aber im Widerfpruche zu der biäherigen Praxis, Die namentlich 
in dem Urtheile des Rathe vom 21. März 1873 Nr. 2201 zum 
Ausdrud gebracht ift (civilrechtl. Entſcheid. Bd. II, Nr. 303) 
und ausdrüdlich anerkannt hat, daß in den Fällen, wo ein wohl- 
erworbenes Immobil anf mehrere Miterben Durch Inteſtaterbfolge 
übergeht, allerdings die Erbgutseigenfchaft in Bezug auf bloß 
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iveelle Antheile an dem Immobil zur Entftehbung gelangen fann. 
Spmit ift der Einwand der Bellagten, daß der teftamentarifchen 
Verfügung des Teftatord nur Die ideelle Hälfte des ftreitigen 
Immobils entzogen war und deshalb dad Teftament nur in Be 
treff diefer Hälfte als nichtig aufgehoben werden kann, als be- 
rechtigt anzuſehen.“ 

Sp wenig ed nun audy in Abrebe geftellt werden Tann und 
fol, daß ein Smmobil allerdings aud bloß zu ideellen 
Theilen die Erbgutseigenfhaft Haben könne, während 
anderen ideellen Theilen deſſelben die Eigenjchaft eines wohl. 
erworbenen Gutes zufommt, jo dürfte Doch Die bier referirte 
Entſcheidung bei näherer Erwägung nicht befriedigen und einer 
unbefangenen Auffafjung wenig entjprechen, da nad) den Grund- 
jagen der gedachten Entſcheidung Die Erbgutseigenichaft, durch 
welche doch ein bei einer Kamilie in Erbgang gefommenes Im⸗ 
mobil bei derjelben zur Erhaltung ihres Anfehens und Wohl 
ftandes erhalten werden fol, in einigen Generationen für 
das betreffende Immobil leicht aufhören würde von irgend welcher 
practifcher Bedeutung zu fein, wenn nicht immer die Erben in 
der, jebe freie Bewegung hindernden und wirthfchaftlich daher im 
höchften Grade nachtheiligen, communio von Generation zu Ge- 
neration bis zum endlofen Anwachſen ideeller Antheile verhar- 
ren oder ein conjequentes Einkinderſyſtem, reſp. in der zweiten Clafſe 
der nteftaterben das Vorhandenfein ftet3 nur eines zur Erbfolge 
berufenen Ascendenten, das Cintreten der communio verhindern. 

Schon die Erwähnung diefer, dem Zwecke des ganzen In— 
ftitut8 der Erbguͤter Diametral widerfprechenden Conſequenzen, welche 
fich nothwendig aus ber referirten Auffaſſung der Natur der Erb- 
theilung ergeben, muͤſſen gewichtige Bedenken gegen die Richtig: 
feit dieſer Auffaffung erregen. 

Auf einen ganz anderen Standpunct ftellt fich denn auch das 
Erfenntniß des Dorpater Raths vom 24. Auguſt 1879, Nr. 1245, 


welches in feiner betreffenden Ausführung folgendermaßen lautet: 
1* 
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„Wie bereit8 in dem Abjcheide vom 11. April d. J. referixt 
worden, beruhen dieſelben — d. h. die rechtlichen Gegendeductionen 
des Beklagten — hauptfächlich auf der Behauptung, daB Das 
retrahirte Immobil nicht Durch Inteſtaterbfolge, ſondern durch 
Kauf an den Veräußerer deſſelben, Ilja B., gelangt ſei; letzterer 
habe nämlich das fragliche Grundſtück, nachdem es ihm und ſei⸗ 
nem Miterben ab intestato aus dem väterlichen Nachlaß zuge⸗ 
fallen, mittelft Transacts vom 13. Juni 1863 durch Ceſſton 
und unter Stipulirung eines Kaufſchillings zu feinem ausſchließ— 
lichen Eigentum erworben und, da das durch ein berartiged 
Geſchäft begründete Rechtsverhältniß ausmeislich des Art. 2738 
des Prov.Rechts nach den Regeln über Kauf und Verkauf zu 
beftimmen fei, fo habe das retrahirte Immobil feine Natur als 
Erbgut verloren und ſei jomit (nach Art. 1657 1. ec.) auch das 
Retractsrecht der Klägerin erlofchen. 

An Diefer Argumentation ift von dem Gr. der ihm be 
fannte und nad den Hypothekenbüchern unzweifelhafte Nechts- 
und Thatumftand ganz ignorirt worden, daß der Ilja B., als 
er mit feinen Geſchwiſtern: Helene M., geb. B., und der jetzigen 
Retrahentin Olga L., geb. B., über das ihnen aus dem väter- 
lihen Nachlaß ab intestato zugefallenen Immobil den Erbtrans⸗ 
act vom 13. Juni 1863 abſchloß, ſchon Miteigenthümer des 
Immobils war und Daß jomit das in dem Transdact enthaltene 
Kaufgeſchäft nur Die ideellen Antheile feiner beiden Gefchwifter : 
Helene WM. und Dlga 8. zum Gegenftande hatte, den, einem 
Drittheil des Werthes des Immobils entjprechenden, ideellen 
Antheil des Ilja B. aber nicht betraf und nicht betreffen Eonnte. 
Da nun Ilja B. hiernach wenigftens feinen Antheil auf Dem 
Wege der Anteftaterbfolge erworben hat und da nicht allein ein 
ganzes, räumlich begrenztes Immobil, jondern auch ein einer 
Perjon an demſelben zuftehender ideeller Antheil Gegenftand der 
Erbiofung fein kann (vergl. Art: 939 des Prov.Rechts) ſo laßt 
fich ſchwerlich beftreiten, daß die Olga L. felbft dann, wenn Die 
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von ihrem Gegner aus dem Art. 2738 1. c. abgeleitete Rechts. 
anficht begründet wäre, . wenigftend den von ihrem kinderloſen 
Bruder Ilja B. nicht durch Kauf, ſondern durch gejebliche Erb: 
folge, erworbenen iveellen Antheil an dem väterlichen Nachlap- 
grundflüde zu retrahiren berechtigt ift. 

Aber auch zur Retrahirung des ganzen bier in Rede fte- 
henden Immobils dürfte die Olga 2. aus nachfolgenden Grün- 
den befugt erſcheinen: 

Nach dem Art. 1655 1. c. geht der Zwed der Erblofung 
dahin: „Die bei einer Familie in Erbgang gefommenen Immo—⸗ 
mobilien zur Erhaltung des Anfehend und Glanzes der Familie 
bei berjelben zu erhalten.” Die Erreihung dieſes Zweckes wird, 
jofern es fich, wie hier, um ein mehreren Snteftaterben zuge 
fallene® Erbgut handelt, in dem Falle offenbar verfehlt, wenn 
die Erben gendthigt find, in der unter ihnen begründeten com- 
munio zu verharren, das Erbgut auf die Dauer einer gemein- 
Ihaftlihen Verwaltung und Nußnießung zu unterziehen und ihre 
ideellen Antheile auf ihre dereinftigen nächlten Verwandten zu 
vererben. Denn eines Theild Liegt auf der Hand, daß die Anzahl 
der ideellen Antheile ſich unter der obigen Vorausſetzung in der 
Regel von Generation zu Generation vermehren wird und daß 
dadurch der Werth des einzelnen ideellen Antheiles nach und 
nad) ein verfchwindend Fleiner werden muß — und anderen 
Theild leuchtet ein, daß die gemeinfchaftliche Verwaltung und 
Nutznießung eines Erbgutes Durch mehrere für alle, wie für den 
Einzelnen, mit um jo größeren Schwierigfeiten und empfindlichen 
Nachtheilen verbunden zu fein pflegen, je größer Die Zahl der 
Theilhaber ift — ja daß eine unter den angebeuteten Verhält⸗ 
niffen durch Generationen fortgejeßte Erbgut3-communio ſchließlich 
zu völlig unhaltbaren Zuftänden führen muß. Um den Eintritt 
joIcher, zur Erhaltung des Familienanfehens gewiß nicht geeig- 
neter, Zuftände zu verhindern, pflegen diefenigen, die ein Erbgut 
nad) Stadtrecht pro indiviso erworben haben, ihr Verhältniß 
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mittelft Erbtrandactd dergeftalt zu regeln, Daß einem unter den 
Erben das Eigenthum an dem ganzen Erbgute überlaffen wird 
und Derjelbe die anderen Erben für deren ideelle Antheile durch 
Geld zu entjchädigen oder fie, wie der quellenmäßige Ausdrud 
lautet, auf Geld zu feßen hat. Gin ſolches Rechtsgeſchäft ift, 
joweit es eine UWebertragung ideeller Eigenthumsantheile von 
einem Grben auf den anderen in fich begreift, gewiß nach Den 
Regeln über Kauf und Verkauf zu beurtheilen. Wenn aber Gr. 
Daraus weiter folgert, daß ein derartiger Verfauf die Erbguts- 
qualität der veräußerten ideellen Antheile oder bed ganzen Im⸗ 
mobils aufhebe, jo fpricht er damit aus: es fei zur Erhaltung 
der Erbgutsqualität fchlechthin nothwendig, daß die ein Erbgut 
pro indiviso befißenden Perſonen und eben}o alle Inteſtatſucceſ⸗ 
joren derjelben die unter ihnen beſtehende communio in alle 
Ewigkeit fortfeßen. Da nun aber die Nothwendigfeit eines der⸗ 
artigen beitändigen Verharrens in der communio Die Betheiligten 
den oben angebeuteten Nachtheilen unterwerfen, dieſelben jeden- 
falls derjenigen Vortheile, die Zwed und Ziel der Erblofung 
find, berauben und letztere gerade in den häufigften und zugleich 
wichtigften Fällen zu einer bloßen Scheinexiſtenz nieberbrüden 
würde, jo Darf Daraus rückwärts gefolgert werden, daß Die Anficht 
des Gr. der Begründung ermangele, daß vielmehr die Pegel, 
wonach Die Erbgutöqualität ausfchließlich von der Erwerbung des 
betreffenden Immobils durch gejegliche Erbfolge abhängen fol, 
eine Ausnahme da erleiden müſſe, wo everbte ibeelle Antheile an 
einen Miterben veräußert werden und Daß jomit dad in Der 
B.⸗ſchen Familie in Erbgang gefommene Immobil feine Erbgut3- 
qualität in Folge deſſen nicht eingebüßt, daß Die Olga L. und 
Helene M. die ihnen ab intestato zugefallenen idellen Antheile 
an ihren Bruder und Miterben ja B. mittelft Erbtransacts 
vom 13. Suni 1863 veräußert haben. Wenn der Beliker eines 
Erbguts daſſelbe vor feinem Tode auf fein einziges Kind Durch 
Schenkung überträgt und die Schenkfungsurfunde zu Lebzeiten 
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bes Schenkers in die Grund- und Hypothekenbücher eingetragen 
wird, To hat das bejchenkte Kind Das Erbgut gewiß nicht auf 
ben Wege der gejeglichen Erbfolge, ſondern durch Schenkung 
erworben. Dennod hat das Hofgericht in einem ſolchen alle 
vor Kurzem entjchieden, Daß Die flattgehabte Schenkung, weil fie 
dem nächften Erben zu Theil geworben, der Erbgutöqualität des 
verſchenkten Immobils feinen Gintrag thue. Dem Princip nadı 
Gleiches jchreibt endlich das Geſetz jelbft in dem Falle vor, wenn 
ein Erbgut auf dem Wege des Familiennäherrechts eingelöft 
wird. In diefem Falle erwirbt der Netrahent das Immobil 
nicht durch gejeßliche Erbfolge, jondern Durch Kauf, da er in den 
von dem Veräußerer mit dem Retracten abgejchloflenen Kaufver- 
trag einzutreten hat. Gleichwohl geht das retrahirte Grundftüd 
feiner Erbgutägualität, wie doch nad Gr's Anficht geichehen 
müßte, nicht verluftig, denn der Art. 962 ſpricht Deutlich ang, 
daß ein vermöge des Familiennäherrechts eingelöftes Erbgut 
feine Qualität als ſolches beibehalte, was offenbar 
geichieht, weil der Zwed der Erblofung, d. i. die Dauernde Er- 
haltung des Erbgutes in der Familie von Haufe aus vereitelt 
wäre, wenn die mittelft Kaufs erfolgende Einlöſung die Erbgut3- 
qualität aufheben würde. Die Ginlöfung eines Erbgutes vermöge 
des Samiliennäberrechtd und der Kauf, durch welchen Ilja B. 
die ideellen Eigenthumsantheile feiner beiden Schweitern an ſich 
brachte, find aber hinfichtlich ihres Einfluffes auf Die Erbguts- 
qualität Durch Gleichheit der ratio legis innerlich verwandt, denn 
in dem einen Falle, wie in dem anderen, iſt dad Kaufgeſchäft 
zur Erreichung des Zweckes der Erblofung nothwendig und darf 
nicht unterbleiben, wenn das Erbgut ein Mittel zur Erhaltung 
des Anfehens der Familie fein fol. Hiernach erjcheint es ftatt- 
haft, Die zur Sprache gebrachte Controverſe nach Analogie ber 
Beftimmung des Art. 962 1. c. zu entfcheiden und erkennt ber. 
Rath diefer Stadt daher, unter Bezugnahme auf den Punkt XXI 
der Einleitung in das Privatrecht, zu Recht" u. |. m. 
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Wir nehmen feinen Anftand, und im Refultale für dieſes 
Erkenntniß des Dorpater Rathes zu entjcheiden, glauben jedoch, 
daß es zur Gewinnung dieſes Rejultates nicht erft der analogen 
Anwendung ded Art. 962 1. c. in Grundlage ded Punkt XXI 
1. c. bebürfe, fondern daſſelbe fich conjequent ſchon durch die An- 
wendung der allgemeinen Grundfäße über Erbredht und juris 
communio, insbejondere Miteigenthum, ergeben dürfte. 

Für die unbefangene, von jeder Vorliebe für das Inſtitut 
der Erbgitter und von jeder Abneigung gegen daffelbe abjehende, 

rein fachliche Betrachtung erfcheint Doch wohl nichts natürlicher, 
als dag, wenn die Erben die Erbſchaft theilen, jeder ber 
theilenden Erben das bei der Theiluug auf ihn Fallende oder 
ihm Zugewieſene eben ald Erbe und alfo auch ald Erbſchaft 
erhalte, bei der Anteftaterbfolge mithin als Int eſt at⸗ 
erbe und Inteſtaterbſchaft. 

Dies iſt auch ganz euntſprechend der bei uns recipirten 
römijch-rechtlichen Idee Der Directen Univerfaljucceffion. Diefe 
bringt es mit ſich, daß der Delat der die gefammte vermögend- 
rechtliche Perjönlichkeit des Erblaffers in ſich aufzunehmen, in 
universum jus defuncti zu juccediren berufen ift, einen Anspruch 
auf die geſammte Erbichaft erhält, welcher nur Durch den gleichen 
Anſpruch der Mitberufenen bejchränft wird. Partes solo 
concursu fiunt ?). 

Deshalb iſt denn auch Gegenſtand des Ermerbes, 
ebenfo wie der der Delation, für jeden der mehreren Delaten 
immer bie ganze Erbfchaft?), wenn auch beſchränkt Durch das 
concurirende gleiche Recht der Miterben. Hierauf beruht auch das 
Accrescenzrecht, ſowie ſich Daraus nicht minder mit gleicher Nothwen- 
digkeit ergiebt, daß Die Miterben die Erbſchaft gemeinſchaft— 
lich haben, alfo in einer communio ftehen, wie Miteigen- 


2) v. Bangerow: Pandecten. 7. Auflage, Bd. 2, 8 494, ©. 313. 
3) Windſcheid: Pandecten. 5. Auflage, Bd. 3, $ 602, 
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thbümer*®), als welde fi) die Miterben bezüglich der 
Erbſchaftsſachen unzweifelhaft darftellen. 

Die Erbtbeilung tft aber, ebenjo wie die Thetlung des 
Miteigenthums, lediglich das Mittel, wodurch dem einzelnen 
Mitberechtigten der feiner Mitberechtigung correfpondirende 
Verththeil in einer felbftändigen Form herausgefeßt wer- 
den joll®). 

Der bier in Betracht Tommende Begriff ded Miteigenthums 
wird aber jeinerfeitd wieder bedingt durch eine richtige Erfennt- 
niß des Begriff der ſ. g. intellectuellen oder ideellen Theile, der 
partes pro indiviso oder partes indivisae. 

Die intellectuelle Theilung ift nämlich in der That gar- 
feine Theilung, fondern nur die Negation der 
wirklichen Theilung; es tft dabei weder Die 
Sache, noch das Recht getheiltoderaud nur als 
getheilt gedadt. 

Daß die Sache nicht getheilt ift und nidt 
als getheilt gedacht wird, ergiebt ſchon Die natürliche 
Anſchauung und die quellenmäßige Bezeichnung: „pro indiviso“. 
Demgemäß heißt es denn auch in der 1. 25 $ 2: „De verbo- 
rum significatione: Q. Mucius ait: partis appellatione 
rem pro indiviso significari.“ 

Daß das Recht nicht getheiltfei und nicht ald 
getheilt gedacht werden könne, ergiebt ſich ebenfo einfach daraus, 
daB, was dad Eigenthumsrecht anlangt, dieſes wohl bei realer 
Theilung feines Object? vervielfältigt werden fann, Dage- 
gen eine Theilung nach Duoten, alfo eine quantitative 
Theilung garnicht zuläßt, weil ed als folches Feine Extenſion 


4) Windſcheid: 1. c.$ 608. 

5) Steinledner: dad Wejen der juris communio und juris quasi 
communio, II. Abtbeilung: das Miteigenthum in feinen principiellen Einzel- 
beziehungen ©. 140 ff. Vergl. auch Art. 941 und 2699, Theil III des 
Prov.⸗Rechts. 
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bat, audy dann Keiner irgend etwas haben würde, — eben jo 
wenig aber auch eine qualitative Theilung verträgt, 
weil dann ebenfalls feinem Cinzigen das Gigenthumsrecht ſelbſt 
zufäme und ebenjowenig Allen zuſammen. 

Die partes bezeichnen Daher nur das Verhältniß, nach wel⸗ 
hem die Miteigenihümer zu theilen haben, gleichviel ob dieſe 
Theilung nun zum Zwecke Der definitiven Auseinanderfeßung 
oder vor dieſer Definitivtheilung unter den Miteigenthümern 
kraft der beftehenden communio bewerfitelligt wird und die partes 
beziehen fich daher auf den Sconomifchen Erfolg des Eigenthums, 
auf Alles, was überhaupt theilbar ift, mithin auch auf die Sache 
jelbft, Falls dieſe theilbar ift. Zu dem, was theilbar ift, 
gehört aber, wie bereit erörtert, das Eigenthumsrecht 
felbft gerade nicht, wenn man von dem, hier nicht in Rede 
ſtehenden Falle der Vervielfältigung durch reale Theilung des 
Objects abſieht ©). 

Mit der Negation der Theilbarkeit des Cigenthumsrechts 
ſelbſt, ſei ſie als qualitative oder als eine quantitative gedacht, 
iſt ſelbſtverſtändlich keineswegs die Unterſcheidung zwiſchen ſ. g. 
theilbaren und untheilbaren Rechten negirt, denn dieſe beruht auf 
ganz andere Principien, da unter untheilbaren Rechten diejenigen 
zu verſtehen ſind, die weder einen theilbaren Ertrag gewähren, noch 
in Geld umgeſetzt werden können’), wie der usus und die Prä⸗ 
Dialjervitute, während alle anderen Rechte in dieſem Sinne theil- 
bar find, alſo auch das Eigenthumsrect. 

Das aber fteht im vollſten Einflange mit der diesſeits vertre- 
tenen Begriffsbeftimmung des Miteigenthums, defjen dconomi- 


6) Windjheid 1.c. $ 142 ©. 426 ff. und $ 169& ©. 531 ff-; 
Steinlechner J. ce. I. Abtheilung, Revifion von der Lehre von der Theil- 
barkeit und Untheilbarkeit auf dem Rechtsgebiete, und hierzu Eijele, „Zur 
Lehre vom Miteigentbum* im Band 63 des Archivs für ciwiliftiiche Praxis 
©. 27 ff., inöbefondere S. 34 ff.; vergl. auh Brinz, Pandecten Bd. I, 
2. Auflage $ 141 ff. ©. 478. 

7) Windſcheid J. c. $ 207 Note 12 und 209 Note 16, 
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ſcher Erfolg ja eben unter den Miteigenthümern zu tb ei- 
len if. 

Da nun fonady bei der intellectuellen Theilung weder an 
eine Theilung der Sache, noch auch an eine Theilung des Recht? 
zu denfen ift, jo bleibt nichts anderes übrig, ald das Miteigen- 
thum nur zu definiren ald das eine, juriftifch identiſche, 
Eigenthum an berfelben ungetheilten-Sache, welches gleich: 
zeitig mehreren Subjecten zufteht, fich gleichzeitig auf Dieje bezieht, 
fo daß es alfo nur Durch den übereinftimmenden Wi Men Aller in 
Bewegung gejfebt werden kann und, da einerjeitd der dem Eigen- 
thum entiprechende Anhalt an derſelben Sache nur einmal reali- 
firbar ift, andererfeitö bier dad Princip der Gemeinjchaftlichkeit, 
nicht das der Prävention gilt, weil die Ausübung des Eigenthums 
eine dauernde, d. h. in wiederholten Acten fich vollziehende tft, 
der öeonomifche Erfolg des Rechts dem einzelnen 
Theilbaber nur zu einem Theile gebührt®). 

Diefe Auffaffung des Miteigenthums, weldye in neuerer 
Zeit fi immer mehr Anhänger erwirbt, verftößt keinesweges 
gegen den Grundfaß: „plurium in solidum dominium esse non 
potest“, denn diefer Grundſatz befagt lediglich, daß Mehrere an 
derjelben Sache dad Eigenthum nur als Miteigenthümer 
haben können, nicht als Alleineigenthbümer?), und die 
gegebene Definition des Miteigenthums ift daher mit Rückſicht 
auf den gegebenen Grundſatz feinesweges als begriffswidrig, d. h. 
gegen den Begriff des Eigenthums verftoßend, anfechtbar. 

Aus diefem Begriffe des Miteigenthums, deſſen nähere Be- 
gründung nicht die Aufgabe dieſer Abhandlung fein kann, hin⸗ 
fichtlich deſſen vielmehr auf die citirten Werke von Windſcheid 
und Steinlehner, fowie auf Die bezogene Abhandlung 
— — — 

8) Windſcheid Lo. $ 169; Steinleäner l. c. I, Abtheilung 


©. 109 ff.; Eijelel.c. ©. 35 ff. 
9) Steinlechner J. e.; Eiſele J. e. & 38 d. 
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Eiſele's, zu verweifen tft, ergiebt ſich Denn auch Die rechtliche 
Natur der Theilung unter den Miteigenthümern. 

Behört nämlich beim Miteigentbume Die ganze unge- 
thbeilte Sahe an ſich jedem der Miteigenthümer, 
jedoch bejchränft durch das identische, gleiche Recht der anderen 
Miteigenthümer, fo folgt Daraus mit logiſcher Nothwendigkeit, 
daß die Auseinanderjegung zwifchen mehreren Miteigenthümern als 
Accrescenz reſp. Conſolidation aufzufafen ift, ohne Daß Deswegen 
ber permutatgrifche Character der Theilung zu leugnen if, 
die vielmehr bald ald Kauf, bald ald Tauſch oder ald ein 
Snnominateontract erfcheint, aber eine trandlative Succeffion im 
wahren und eigentlichen Sinne des Wortes nicht begründet und 
auch nicht füglich begründen Tann, weil dies aus formell 
juriftifhden Gründen unmöglich ift, da ja der bei der Thei⸗ 
lung feinen Genoſſen abfindende Miteigenthümer ſchon Subject 
des mit dem Eigenthum des anderen abgefundenen Miteigenthü- 
merd identiſchen Eigenthums ift, dieſes ihm bereits zu= 
ftebende Eigenthum alfo nicht mehr durch Suc- 
cefjion erwerben kann, fondern vom formell jurifti- 
hen Standpunft nur Befreiung feines Eigentums von der 
bemjelben bisher Durch Die Concurrenz des Miteigenthiimerd an- 
haftenden Bejchränfung erlangt,, während materiell allerdings 
eine Succeſſion flattfindet, injofern der abfindende Miteigenthümer 
den Antheil an allem oͤconomiſchen Effect des dem abgefundenen 
biöher zufländig geweſenen identifchen Eigenthums erlangt !9). 

Diefe Bewandtniß bat auch Eifele!!) bei feiner theil- 
weiten Polemik gegen Steinlechner im Wejentlichen nicht 
widerlegt. ‘Denn wenn er namentlich hervorhebt, daß, falls mehr 
al? zwei Miteigenthümer find und der eine Miteigenthümer feinen 
Antheil an einen der anderen verkauft, hier doch etwas anderes 


10) Steinlehnerl. c. II. Abtheilung, Kap. VII ©. 96 ff. 
1M)1c«6,58 ff. 
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vorliegen müfle, als lediglich ganz objectiv Die Befettigung eines 
Mitberechtigten, da dieſe ja allen übrig bleibenden condomini zu 
Gute kommen müßte, ſo Dürfte Diefe Bemerkung nicht überzeugend 
fein. @inerjeitd gehört es nicht nothwendig zum Begriff ber 
Befreiung von der qu. Beichränfung, daß fie allen condomini 
gerade zu Gute fomme, und wenn alle übrigen condomini von 
dem einen derfelben abgefunden werben, jo kommt Die Befreiung 
ber in Rede ſtehenden Beichränfung eben nur dem einen Abfin- 
denden zu Gute, andererjeitd fommt ja auch in dem von Eiſele 
gejeßten Falle allen übrig bleibenden condomini die Befreiung von 
dem Prohibitionsrechte Des abgefundenen condominus, wel des 
umfo läftiger ift, je mehr Prohibitionsberechtigte vors 
handen find, zu Statten. 

Daß vom formell juriftifchen Standpunkte bei dem Thei⸗ 
Iungsgefchäfte der abfindende Miteigenthuͤmer nicht erft das Eigen- 
thumsrecht erhält, weil er ſchon Subject des identifchen Eigen- 
thums des abgefundenen condominus tft, muß ja auch Eiſele 
jelbft zugeben und die theilweife einfeitige, ohnehin nicht ohne 
Meitered maßgebende Redeweije der Quellen kann um jo weniger 
als eine Widerlegung der hier vertretenen Auffaffung gelten, als 
einmal die von Eifele!?) aufgeführten Stellen : 3.9.1.7 
$ 1 D. de adquirendo rerum dominio (41, 1): quod per allu- 
vionem agro nostro flumen adjieit, jure gentium nobis adqui 
ritur; $ 12 eod.: illius fit aedificium, cujus et solum est; 
$ 13: si alienam plantam in meo solo posuero, mea erit.... 
meam effici arborem, Die ohnehin von Feiner Succej- 
fion ſprechen, doch lediglich bejagen wollen, daß das allmälig 
angefchwenmte Land, das auf einem Grundftüd gebaute Gebäude, 
die auf einem Grundſtück gepflanzte Pflanze Beftandtheile 
des Eigenthums an Grund und Boden und dadurd) vom Eigen⸗ 
thumsrechte an leßterem ergriffen werden, ſodann aber die 1. 


12) 1. c. ©. 59 und 61. 
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52 S 10 D. pro socio (17, 2), ferner 1.7913 D. comm. divid. 
(10, 3), 1. 6 $ eod. und 1. 6. $ 9 eod., wenn fie von „domi- 
nium insulae consequi“ fprechen reſp. befagen: „debitori res 
fuerit ad judicata“” oder „etiamsi adjudicatus fuerit (scil. 
fundus)“, oder „cum totum hominem adjudicaverit“, doch offen- 
bar, wie ſchon bie Worte „totum hominem“ darauf hinweijen, 
lediglich urgiren wollen, daß der eine condominus durch Abfin- 
dung der übrigen condomini die aus der Goncurrenz derſelben 
refultirende Beſchränkung feines Eigenthumsrechts bejeitigt und 
damit dad Alleineigenthum erlangt habe, Daß alſo Die 
tota res nunmehr ihm allein, ohne Die gedachte beichränfende 
Goncurrenz der übrigen bisherigen condomini gehöre. 

Bon felbft dürfte es fich veritehen, Daß die Adjudication 
beim Theilungsverfahren Feine andere rechtliche Bedeutung haben 
ann, als die freiwillige Auseinanderfeßung der condomini. 

Aus mehrfältigen, von Steinledhner!?) hervorgehobenen 
Ausfprüchen der Quellen geht denn auch hervor, Daß dieſelben 
mit der hier vertretenen Auffaffung vollfommen übereinftimmen, 
indem fie, ungeachtet des permutatorifchen Charafter des Thei⸗ 
Iungsgefhäfts, für den Erwerber Die Befreiung von der 
ihm Durch Die Mitberehtigung des oder der Ge— 
noſſen bisher auferlegten Beſchränkung, nicht 
aber den Geſichtspunkt der Translation im formellen Sinne, 
alfo niht den der Succeffion, fondern vielmehr den 
Geftchtspunkt der Conſolidation, geltend machen. 

So heißt e8 in 1. 4. C. de aedif. priv. (8, 10) jus dominii 
pro solido vindicare vel obtinere, ferner in 1. 15 fam. erc. 
(3, 36): dominium pro solido ei firmavit, fobann in 1. 42 
$ 10 D. pro soc. (17, 2): propriam rem habebit, während 
andererſeits in1l. 38 2 D., 1. 6. pr. D. de usufr. acer. (7, 2), 
frg. Vat. $ 3 der Ausdruck „consolidatio“ für die Vereini⸗ 


13) 1. c. II. Wbtheilung ©. 106 ff. 
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gung mehrerer partes ususfructus im Wege der Accrescenz ge: 
braucht wird. 

Mit Recht jagt daher Steinlechner:: 

„Es fehlt fogar nicht an Stellen, welche das Theilungsge⸗ 
ſchäft nicht Direct ald emtio etc. bezeichnen : 

„„Aivisionem praediorum vicem emtionis obtinere pla- 

cuit““ (I. 1. C. comm. utr. jud. [3, 38]) — 

„„per adjudicationem emere““ (1. 7 $ 13 comm. div. 

[10, 3]) —; 
wir ſind aber weit entfernt, hierin einen Gegenſatz zwiſchen divisio 
und emtio zu erblicken, und wenn es ſogar heißt: 

„„adjudicatio enim necessaria est, emtio volun- 

taria““ (1. 29. fam. erc. [10, 2]) — 

„„nonemendi, sed dividendianimo““ (1.34 

ibid) —, 

ſo fol doch nicht der Charakter der Theilung als eines Kaufes 
geleugnet, fondern nur von dem Nebenunterjchtede, ob der Kauf 
freiwillig oder nothwendig erfolgt, gewilfe Conſequenzen abgeleitet 
werden. Wenn daher auch ſelbſt von Der Gegenſeite zugegeben 
wird, Daß in einzelnen Puncten das Theilungsgejchäft fich von 
einem anderen permutatorifchen Geſchaͤft unterjcheide, jo führen 
wir Dies Doch nicht darauf zurüd, daß die Theilung nicht Per- 
mutation, fondern Conſolidation fei, jondern finden darin nur 
einen Beweis, daß der Begriff der Permutation, fpeciell bes 
Kaufes, ein weiterer ift, innerhalb deſſen fich gewiſſe Differenzen 
ebenjo neben einander vertragen, wie dies bei anderen Gejchäften 
(Schenkung, Dosbeftellung, Vergleich) der Fall ift.“ 

Diefer Auffafjung des Miteigentbumd und der rechtlichen 
Natur der Theilung ftehen auch die Art. 927 und 2739 Theil 
IH des Prov.-Rechts nicht hindernd im Wege. 

Wenn es im Art. 927 heißt: 





14) 1. c. ©. 107 ff. 
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| „Ein Miteigentbum findet flatt, wenn Diefelbe unge- 
theilte Sache mehreren Perfonen, den Miteigenthümern, 
nicht nach beftimmten reellen, jondern bloß nach ideellen Theilen 
gehört, jo daß nur eine Theilung des Nechtsinhalts vorliegt”, 
jo ift hier mwenigftens klar anerkannt, daß Diefelbe Sade 
ungetbeilt mehreren Perfonen zu Eigenthum gehört; in 
welchem Sinne aber eine Theilung des Rechtsinhalts vorliegen 
fol, darüber giebt und der Art. 993 1. c. Auskunft, welcher 
wörtlich befagt: 

„Die Miteigenthümer nehmen überhaupt nach Verhält⸗ 
niß des Umfanges ihrer Antheile, fowohl an 
den Bortheilen, welde der gemeinſchaftlichen 
Sache erwahfen, als auch an den Verluften, 
welche Diejelbe betreffen, Antheil” 

Wenn aljo der Art. 927 1. c. von einer XTheilung des 
Rehtsinhalts fpricht, fo ift Diefes nach der näheren Prä- 
cifirung bes Art. 938 dahin zu verftehen, daß die An- 
theile der condomini, die partes derjelben, nur das Ber- 
Hältntßangeben, nad weldhem die Miteigenthümer 
zu theilen haben, indiefem Sinne alio die 
Theilung des Rechtsinhalts zu verftehen jein folle. 

Dieſes Snterpretationdrejultat ift um jo unabmweislicher, als 
die Theilung des Eigenthums fjelbft nach Duoten, wie bereits 
früher ausgeführt worden, alfo eine quantitative, ebenfo wie eine 
qualitative Theilung, juriftiich undenkbar if, Die Schlußworte 
des Art. 927 1. c. aber auch feinen pofitiven Rechtsſatz, ſondern 
lediglich einen juriftifhen Lehrſatz, eine regula juris, 
alfo ein Product juriftiich abftrahirenden Denkens, enthalten. 

Es würde alſo bier vollftändig zur Geltung fommen, was 
Eifele ") in Bezug auf Die „regula juris: „duorum in soli- 
dum dominium esse non potest“ bemerft: 


15) 1. c. ©. 38 ff. 
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„Die einzelnen, dad Miteigenthum betreffenden, pofitiven 
Säbe find e8, aus welchen jener Lehrſatz abftrahirt wurde und 
allein abftrahirt werben konnte; ex jure fit regula und nicht 
umgekehrt. Maßgebend für den Begriff des Miteigenthbums 
ift aber das geſetzte Recht, Die Geſammtheit der dad Miteigen- 
thum betreffenden Detailbeftimmungen, joweit nicht bei einer 
derſelben erfichtlich ift, Daß aus beftimmten Gründen etwas contra 
tenorem rationis feftgejegt if. Wäre ed aljo wirklich an dem, 
daß unfer Lehrſatz den angegebenen Sinn hätte, jo müßte er fich 
immerhin die Prüfung gefallen laffen, ob er mit dem jus (in 
dem bezeichneten Sinne) in Einklang ſtehe. Wäre Dies nicht Der 
Fall, jo hätten wir, da das jus keinesfall zu ändern ift, nur die 
Wahl, an die Stelle der als falfch erfannten regula die richtige 
zu feßen oder aber auf Herausfeßung ded den concreten Recht3- 
fäßen zu Grunde liegenden Allgemeinen, d. b. aber auf wiſſen⸗ 
Yhaftliche Erfaſſung der betreffenden Rechtsſätze zu verzichten.” 

Es ift hier noch zu bemerken, daß die bier vertretene Auf- 
fafjung des Meiteigenthums von der Anmerkung 3 zum Art. 927 
1. c. in feiner Weife betroffen wird, denn Der in dieſer Anmer- 
fung verworfene Begriff des Geſammteigenthums der Germa- 
niften hat mit unferer Auffaffung des Miteigenthums nichts zu 
thun, Da das Sog. Gejammteigentbum eben das vollftändige, 
unbejchränfte Eigenthum mehrerer Perjonen an der ganzen Sache 
fein foll, jo daß alſo nicht eine Identität des Rechts, fondern 
eine Mehrheit von Rechten, anzunehmen wäre, was allerdings 
juriftifch beim Eigenthum undenkbar ift. 

Der Art. 2738 endlich jagt allerdings, daß das durch Erb- 
theilung begründete Rechtsverhältniß nach den Regeln über Kauf 
und Berfauf zu beftimmen fei. Aber einerfeits ift diefer Satz 
ganz entſchieden ſchon injofern unrichtig oder wenigſtens fehr 
ungenau, als die Theilung, ald permutatorifches Gejchäft, nicht 
bloß als Kauf, fondern auch als Taufch, wie zum Beifpiel bei 


ber Realtheilung, und auch als Innominateontract fich geftalten 
Zeitiärift für Mechtöwiffenichaft Sg. VIII. Heft 9. 2 
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fann, was wohl füglich nicht zu bezweifeln iſt, andererſeits aber, 
wie bereitö debucirt worden, Der Charakter des permutatorifchen 
Geſchäfts, auch in der Geftalt des Kaufs, ſehr wohl damit ver- 
einbar ift, Daß das Ergebnif desjelben für den Erwerber nicht 
Trandlation, aljo auch nicht Succeffion im formellen Sinne, fondern 
GSonfolidation, i. e. Befreiung von der ihm durch die Mitberech- 
tigung des Genoſſen biöher auferlegten Beſchränkung ift. 

Darnach gelangen wir denn aber auch auf Grund allge 
meiner Rechtsprincipien ſchon zu dem, bereitö oben aufgeftellten 
Rejultate, Daß, wenn bei einer ®rbtheilung ein Erbe eine zur 
Erbſchaft gehörige Sache zum Alleineigenthbum annimmt und Die 
Miterben Durch Meberlaffung anderer Stüde oder durch Geld 
oder fonft wie nad) den Grundzügen eined Innominateontracts 
abfindet, er dieſes Alleineigentbum ald Erbe und mithin als 
Erbſchaft, bei der Inteftaterbfolge alſo ald Inte— 
ftaterbe auf Grund der Inteſtaterbſchaft erhält und 
ſonach, in jofern es ficy um ein mit Anderen gemeinfchaftlich ab 
intestato ererbtes Immobil handelt, ganz ald Erbgut, nicht 
aber für den Antheil des oder Dderabgefundenen 
Miterben als wohlerworbenes Gut, hat. 

Nach venfelben Grundfägen ift daher auch der Fall zu be- 
urtheilen, wenn bei der Erbtheilung ein zu einer Erbichaft ge- 
höriges Immobil unter die mehrere Inteſtaterben reell vertheilt 
wird oder wenn von mehreren Miterben jeder oder einige je ein 
zum Nachlaß gehöriges Grundftüd zum Alleineigenthbum erhalten, 
da auch hier jeder Theilhaber dem anderen feinen intellectuellen 
Theil überläßt und bier alſo Tauſch vorliegt. 

Zu dieſem NRefultate gelangt auh Koch) in feinem 
Eommentar zum Preußifchen Landrechte, welcher ſowohl für das 
Preußifche, als auch für Das gemeine Recht eine mit der hier 
vertretenen wejentlich übereinftimmende Auffafjung des Miteigen- 


16) Commentar 4. 3 us 1 Th. LT. 11 u. A. 14 zu $ 18 TH. 
IT. 8, 
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thums vertheidigt, jedoch zu weit geht, wenn er leugnet, daß 
mit der bier vertretenen Auffaffung der rechtlichen Natur ber 
Theilung die Annahme eines permutatoriihen Geſchäfts verträg- 
lich ſei und behauptet, daß, wenn ein Erbe eine zur Erbſchaft 
gehörige Sache zum Mleineigenthum annimmt und die Miterben 
in der gedachten Weife abfindet, darin niht Kauf und nidt 
Tauſch enthalten ſei, fondern eben Theilung, 
wogegen ih Steinlehner!”) mit Recht erklärt hat. 

Bereit3 früher ift bemerkt worden, Daß ein Immobil aud) 
bloß zu ibeellen Theilen die Erbgutseigenschaft haben kann, 
während anderen ideellen Theilen desjelben Die &igenfchaft des 
wohlerworbenen Gutes zukommt. 

Nehmen wir an, A. und B. bejiken dad Grundſtück X. 
ald wohlerworbened® Gut zum Miteigentbum. B. ftirbt und 
binterläßt als feine nächiten Snteftaterben A., E., und D. melde 
demnad die ibeelle Hälfte des B. zu gleichen Theilen ab intes- 
tato erben A. findet feine Miterben C. und D. ab und hat 
nunmehr Die ideelle Hälfte des Erblaſſers B. allein als Erb- 
gut, während er die ihm jchon früher gehörige Hälfte als 
wohlerworbenes Gut behält. Da zwilchen wohler- 
worbenem und ererbtem Gute in Bezug auf Immobilien nad) 
deutſchrechtlichen Principien auch bei uns zu unterjcheiden ift, jo 
muß auch feftgehalten werden, daß A. Die eine ideelle Hälfte des 
Grundſtücks X. ald Erbe des B., ald successor in universum 
jus defuncti, erlangt habe, während ihm Die andere ibeelle Hälfte 


17) 1. c. U Abtheilung S. 98 ff. — Ueber eine andere, zuerft in 
Srantreih dh Molinnend entwidelte nnd verbreitete, zum Theil auch 
nach Deutichland übergegangene, juriftifch ganz unconftruirbare Theorie, wo⸗ 
nach die Theilung nicht ald ein permutatorifched Geſchäft, jondern als ein 
acte declaratif, determinatif zu betrachten fei, durch welchen exft conjtatirt 
werde, in welche VBermögensgegenftände der Miterbe juccedirt jei (necessaria 
distributio in partes divisas portionum pro indiviso acquisitarum) vrgl. 
Steinledhner I. c. Seite 98 Note 1 und Göppert: Beiträge zur 
Lehre vom Miteigenthbum Seite 68—66. 

2* 
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als wohlerworbened Gut gehört. Zwar ift U. nunmehr Allein- 
eigenthümer geworben und ed können ibeelle Theile in 
dem Sinne, daß partes solo concursu fiunt, für ihn in 
Bezug auf das Gründſtück X nicht mehr unterjchieden werden, 
weil begreiflicy fich Niemand Jelbft Concurrenz machen, fich aljo 
jelbft befchränfen fann, e8 werben hier vielmehr partes in Dem 
Sinne unterjdhieden, in welchem jeder Teftator dem Erben die 
Quarta faleidia frei zu laffen Bat, d. b. in dem Sinne Der 
Dispofitionsbefhränftung, vermöge Deren er über Den 
intellectuellen Theil, den er ald wohlerworbened Gut hat, frei 
verfügen darf, — nad) Kurländiichem Rechte jedoch unter Be- 
rüdfichtigung des Rechts der Notherben und Pflichttheiläberedy- 
tigten, — während er über die ideellen Antheile, Die er Durdy 
nteftaterbfolge, reſp. Durch Theilung der Anterftaterbichaft mit 
feinen Miterben, reſp. durch Geltendmachung der Erblojung er- 
langt bat, teftamentarifch zum Nachtheile feiner Inteſtaterben 
garnicht verfügen Darf. 

Ganz nad) denjelben Grundſätzen ift auch der Fall zu be- 
urtheilen, wenn A. und B. das Grundſtück &. zu Miteigenthum 
haben und C. und D. die ideelle Hälfte des B. ab intestato 
erben, C. jeinen Miterben D. abfindet und audy den ideellen Antheil 
des A. an ſich bringt. &. hat dann die eine ideelle Hälfte Des 
Grundſtücks als Inteftaterbichaft, al& Erbgut, die früher dem 
N. gehörige ideelle Hälfte aber ald wohlerworbenes Gut. 

Diefe Fälle würden wieder einen Beleg mehr für Die 
Nichtigkeit der Anfchauung derjenigen Rechtslehrer bieten, welche 
behaupten, daß Die vermögensrechtliche Perſönlichkeit des Erb- 
laſſers als aud, im Erben fortlebend gedacht wird. i8). 


18) Urndt’s Lehrbuch der Pandecten, 10. Auflage $ 464 Q, 1 und 
8 621 U. 3; vrgl. auch Pucht a's Pandecten $ 46 nnd 47 und DBorlefun- 
gen dazu und Die bei Windſcheid 1. c. $ 528 Note 6 angeführten Gon- 
jentienten. Windſcheid felbft 1. c. beftreitet dieſe Anficht freilich, obgleich er 
$ 605 Note 8 zugiebt, daß in diefer und jener Beziehung dad Erbvermögen 
noch fortwährend ald bejondered Vermögen rechtlich in Betracht fommen Fönne. 
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Keineöweges liegt aber in Der Unterfcheidung zwilchen 
wohlerworbenem und ererbtem Vermögen, ſowie in dem Aus: 
Ihluß der tejlamentariichen Diöpofition über das Erbgut zum 
Nachtheile der Sinteftaterben eine Ausnahme von der Regel: 
„nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere potest“, 
denn dieſe Regel will nur fagen, daB eine Concurrenz zwifchen 
ZTeftaments- und Snteftaterben niht vom Erblaffer ſelbſt 
ausgeben, aljo nicht durch feinen Willen her- 
vorgebradt werden Fönne, nicht aber aud, 
daß nicht Durh von dem Willen des Teftators 
unabhängige Ereigniffe, aljo, wie pro casu, durch ge- 
jegliche Beflimmung in Betreff der Erbgüter, eine Concurrenz 
der teftamentarifchen und geſetzlichen Erbfolge herbeigeführt 
werben Fünne.!?) 

Die bier vertretene Anficht über die rechtliche Natur der Erb- 
theilung wird auch unterftüßt durch die Beſtimmung des Art. 963 
Theil IH. des Prov.-Ntechts, welcher folgendermaßen lautet: 

„Iſt ein Erbgut vertaufcht worden, fo tritt das dafür 
eingetaufchte Gut, bi8 zum Betrage ded Werth des 
erfteren, in deſſen Stelle und erhält ſomit Die Eigen- 
haft eines Erbgutes“. 

Wenn nun ſchon ein ſolcher Tauſch die Erbguts- 
qualität auf das eingetauſchte Gut bis zum Betrage des 
Werthes des vertauſchten Erbguts überträgt, um wie viel 
mehr muß nicht die Conſolidation der Erbgutsqualität bezüglich 
der Antheile der abgefundenen Miterben bei der Erbtheilung 
eine ab intestato ererbten Grundftüdes angenommen werden, 
da doch die Theilung gerade diejenige Art der Auflöfung der 
Gemeinschaft ift, bei welcher jeder der Genofien den Werth 
ſeines ideellen Antheild in feinem Vermögen behält.?o), 


19) v. Bangeromw I. c. Bd. I $ 397. 
20) Bimmermann im Archiv für civiliftiihe Praris Bd. 34, 
Seite 207. " 
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Einen weiteren Beleg für die Nichtigkeit Der hier vertre- 
tenen Anfchauung finden wir audy Darin, daß nur particn- 
larrebtlih Das Beiſpruchsrecht befeitigt if, 
wenn das gemeinfame Gut getheilt worden.?!) 

Nach unjerer Anficht wird aber gegen die Erbtheilung 
jelbft ald das nothwendige Mittel zur Herausſetzung der ding- 
lichen Mitberechtigung in einer felbitjländigen Form, von. 
Seiten des nächſten Erben des fein Miteigenthum zu Gunften 
eines WMiterben aufgebenden Inteſtaterben die Erblofung un- 
bedingt auszuſchließen fein, weil ſonſt Durd, Geltend- 
machung der Erbloſung die eben aufgelöfte communio fort: 
während wieder bergeftellt werden könnte, wenn auch mit ver- 
änderten Subjecten, Dies aber gerade den Zweck gründlich ver: 
eiteln würde, welchen das Inſtitut der Erbgüter verfolgt: nämlich 
die Aufrechterhaltung des Wohlftandes und Anſehens einer 
Familie durch Erhaltung des bei ihr in Erbgang gefommenen 
Smmobil® bei Derjelben. 

Es erübrigt noch in Kürze der Vollftändigfeit wegen eine 
Frage zu erwähnen, weldye Das bezogene Erfenntniß des Riga⸗ 
ſchen Rathes vom 20. März 1881 Nr. 2010 in fine in folgender 
Weiſe entfcheidet: 

„Unrichtig ift e8 Dagegen, wenn Beklagte ferner behauptet, 
daß das eine der zur Zeit auf dem ftreitigen Grundftüde vor- 
handenen Wohngebäude aleichfall3 der Erbgutsqualität entbehre, 
weil es zur Beit des Erbanfalls noch nicht beftanden habe, fon: 
dern erit fpäter von dem Teftator Jelbft erbaut worden 
jei. Denn der Teftator hatte das Grundftüd, fammt den 
darauf befindlichen Gebäuden, zur ideellen Hälfte Durch gejeßliche 
Erbfolge erworben und fich dasſelbe zu Eigenthum auftragen 
laffen. Nachdem dieſes gejchehen war, bildete das Grundftüd das 
Nechtöobject des Eigenthums und Alles, was fpäter darauf 


21) Stobbe, Handbuch des deutſchen Privatrehtd Br. II $ 87 
Note 22, 
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erbaut wurde, ift als Zuwachs desſelben anzujehen (Art. 771 
a. a. O.), welcher nach Art. 548 und 550 a. a. O. an allen 
Nechtöverhältniflen, die Die Hauptſache betreffen, von ſelbſt An 
theil nimmt. Bei der Beſtimmung der mit der Erbgutsqualität 
behafteten ideellen Hälfte des ftreitigen Immobils ift aljo Die 
Trage, ob, wann und aus welchen Mitteln die einzelnen das 
Smmobil bildenden Gebäude errichtet find, ald irrelevant voll- 
ftändig bei Seite zu laſſen“. 

Sp wenig, allem Obigen nad), dad in dem gedachten Er- 
fenntniffe des Nigafchen Raths für Die Beurtheilung der Natur 
der Erbtheilung aufgeftellte Princip und Die für dieſes Princip 
geltend gemachte bisherige Praxis gerechtfertigt ericheinen können, 
ſo ſehr ift allerdings die eben veferirte Entſcheidung in der 
Natur der Sache begründet und es würde bier davon Abftand 
genommen fein, die Durch dieſe, eigentlich jelbftverftändliche Ent- 
ſcheidung erledigte Frage überhaupt noch zur Sprache zu bringen, 
wenn nicht gerade Die durch die qu. Enticheidung mit Recht 
reprobirte Rechtsanſchauung in praxi ſchon mehrfach in dem 
Falle aufgetaucht wäre, wo ein Immobil bloß zu ideellen Theilen 
die Grbgutdeigenfchaft, zu anderen ideellen Theilen aber Die 
Eigenfchaft eines wohlerworbenen Gutes des teftirenden Erb: 
laſſers hat, weldher auf dem qu. Grundftüde Gebäude errichtet 
oder jonft auf dasfelbe Impenſen verwendet hat. 

Sn Kurland befteht der Unterfchied zwilchen wohlerworbenem 
und ererbtem Oute nur noch in fomweit, als adelige Stammgüter??) 
Durch letztwillige Verfügung den nächften gefeglichen Erben der 
beiden erſten Claſſen nicht entzogen werben dürfen. Wenn ein 
finderlojer Teftator neben Eltern auch vollbürtige Gefchwifter 
und verfiorbener vollbürtiger Gejchwifter Kinder hat, jo muß er 
jenen Die eine, biefen Die andere Hälfte der Stammgüter binter- 
lafien. Sind aber bloß Eltern am Leben, fo muß er ihnen das 
Ganze zuwenden, ed jei denn, daß er Vermächtniffe zu milden 

22) Art. 2002 Theil III des Prov.-Rechts. 


154 


Stiftungen errichten will: zu ſolchen darf er Den halben Betrag 
des Werthed der Stammgüter verwenden. 

Die Erblofung ift alfo in Kurland nah Landrecht 
nicht in Geltung, während fie nad Stadtrecht nur in den 
Städten Mitau, Bauske, Friedrichsftadt und Windau Plaß greift, 
aber ohne Unterjchied, ob das Immobil ein ererbted oder wohl- 
erworbenes ift, jedoch mit der Beſchränkung auf freiwillige Ver⸗ 
Außerungen und lediglich zu Gunſten der Verwandten erften 
und zweiten Grades, wofern Diefe das oͤrtliche Bürgerrecht 
haben. 2°) 

Die Befugniß der nächiten gefeßlichen Erben des Ver⸗ 
&ußerers, eine unentgeltliche Veräußerung desfelben als nichtig 
anzufechten, fällt alfo nach Kurländifhem Stadtrechte vollftändig 
weg und ift nach Kurländiſchem Landrechte lediglich auf letzt⸗ 
willige Berfügung über adelige Stammgüter bejchränft, unter 
weldhen von Blutöverwandten ererbte, von agnatijchen Ajcenden- 
ten berftammende NRittergüter zu verſtehen find und welche nur 
für den Indigenatsadel beitehen. 

Gerade für Kurland aber kommen bier die folgenden Land: 
rechtlichen Beitimmungen über Die Theilung nachgelaffener Im⸗ 
mobilien in Betracht: 

Bei der Eoncurenz zum ndigenatsadel gehöriger männ⸗ 
liher Erben mit weiblichen gebührt erfteren der 
Vorzug zum Naturalbefige der Landgüter und 
dieſes Vorrecht des männlichen Geſchlechts darf auch nicht 
durch teſtamentariſche Verfügung geſchmälert 
und bejeitigt werden.?) 

Unter zweien oder mehrern, zum Indigenatsadel gehoͤrigen 
Geſchwiſtern, welche ſich in den elterlichen Nachlaß theilen, 
bat aber der erſtgeborene Sohn vor feinen jüngeren 
Brüdern Dad Vorreht zum ungetheilten Naturalbe- 


23) Art. 1654, 1860 u. 1662 Theil III des Prov.-Rechts. 
24) Art. 2718 Theil III des Prov. Rechts. 
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fig der Güter, aus denen er die Gefchifter abfinden muß. 
Bei der Schäßung der Güter behufd der Erbtheilung kommen 
die Gutsgebäude nicht in Betracht, indem fie dem Erftgeborenen 
ald Voraus gebühren. 2°) 

Sind Feine Söhne vorhanden, jo genießt unter mehrern 
zum Indigenatsadel gehörigen Töchtern Die ältefte Die den 
erfigeborenen Söhnen zugewiejenen VBorredte 
und wenn der erfigeborene Sohn vor dem Vater mit Hinter- 
lafjung von Töchtern geftorben ift, jo gebt, vermöge des Re- 
präjentationsrecht, auf dieſe, nicht aber auf den zweiten Sohn 
das Erftgeburtsredht über. 20) 

Die dem Eritgeborenen nah Art. 2719—2720 1. c. zu- 
ftehenden Rechte Dürfen ihm auch durch Teſtament Des 
Baters oder der Mutter niht entzogen werden, 
ed wäre dann ein beſonders triftiger Grund dazu vorhanden, 
namentlich bedeutende Törperlihe Gebrechen oder Geiftes- 
\chwäche. 2°) 

Da diefe Beftimmungen auch bei adeligen Stammgütern 
in Kurland Plab greifen, das Vorrecht ded männlichen Geſchlechts 
zum Naturalbejie, jowie dad Recht Des Erfigeborenen zum unge- 
theilten Naturalbefige der Stammgüter, alfo ebenfalls 
durch teftamentarifhe Dispofitiondengedadhten 
Snteftaterben nicht entzogen werden dürfen, Io 
fpriht auch dieſer Umftand ficherlicdy ebenfalld dafür, daß auch 
jpeciel im Kurländiſchen Rechte Die bier vertretene Auffafjung 


der rechtlichen Natur der Erbtheilung ſtillſchweigend anerkannt 
worden ift. 


25) Art. 2719 1. c. 


26) Art. 2720 1. c. 
27) Art. 2722 L 6. 
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v1 
Legitimation durch nachfolgende Che. 


Bon Juftizbürgermeifter V. Kupffer. 





Einleitung. 

Das Inſtitut der legitimatio per subsequens matrimonium 
ftanımt zwar nicht dem Namen, wohl aber der Sache nach, aus 
dem römiſchen Rechte her. — Schon Kaiſer Konftantin erließ 
ein Gejeß, nach welchem die vor Erlaß defjelben geborenen liberi 
naturales als eheliche gelten follten, wenn deren Eltern mit ein- 
ander eine rechtsförmliche Ehe eingingen. Juſtinian dehnte das 
Geſetz Eonftantin’3 auf alle liberi naturales überhaupt aus, fo 
daß auf die Zeit der Geburt der letzteren überhaupt nicht? mehr 
ankam. (Lex 10 und 11 Cod. de liberis naturalibus).. Das 
römiſche Recht bezeichnete mit dem Ausdruck: „liberi naturales“ 
nur im &oncubinat erzeugte Kinder, und da dieſe homines sui 
juris waren, ſo wurden nur Sinder diefer Art durch Die nach: 
folgende Ehe ihrer im &oncubinat lebenden Eltern legitimirt, 
nicht aber alle anßerehelich geborenen Kinder überhaupt. Die 
väterliche Gewalt über Die per subsequens matrimonium legitis 
mirten Kinder erwarb der Water nur, wenn Diefelben fich feiner 
patria potestas freiwillig unterwarfen. (Lex 11 Dig. de 
his, qui sui, vel alieni juris 1, 6). 

Dem beutfchen Rechte war das Inſtitut der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe in älterer Zeit ganz unbekannt. Als 
das römische Recht in Deutjchland Gingang fand, ftanden der 
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Reception der legitimatio per subsequens matrimonium nicht 
allein völlig abweichende fittlihe Anschauungen, jondern auch der 
Umftand im Wege, Daß der Goncubinat Damals auch nach römi- 
ſchem Nechte bereit3 antiquirt und ſomit Die Vorausſetzung, auf 
welcher die römifche legitimatio berubte, hinmweggefallen war. 
Das canoniſche Recht trug Dagegen fein Bedenfen, die römilche 
Legitimation anzuerkennen, und dehnte fie, nachdem Papft Leo X. 
den Eoncubinat förmlich verboten hatte, auf alle unehelichen 
Kinder überhaupt aus, mit Ausnahme jedoch der adulterini. 
Zugleich wurde, da auch der Unterjchied zwiſchen homines sui 
et alieni juris gejchwunden war, die Zuftimmung der zu legiti- 
mirenden Kinder nicht mehr gefordert. Die weltlichen Gerichte 
in Deutſchland feßten dieſen Beflimmungen des canonifchen Rechts 
längere Zeit Widerſpruch entgegen, gaben denjelben jedoch nach 
und nach auf, wie denn ſchon der vermehrte Sachſenſpiegel den 
Satz enthält: 

„Nach der Kinder Geburt nemen fie (d. i. die Eltern) ſich 
„zu der Ehe. Die Kinder find won Gotis wegen und babift- 
„licher Gejeße geet und nemen Grbanteil an ihres Vaters und 
„ibrer Muter Gute.” 

In diefem Entwidelungsfladium ift die legitimatio per 
subsequens matrimonium audy in den Öflfeeprovinzen bei Re— 
ception des gemeinen Rechte heimifch geworden. Damit über: 
einftimmend verordnet der Art. 173 des provinziellen Privat: 
rechtes: 

„Unebeliche Kinder erhalten durch die nachfolgende 
„Schließung einer gejeßlihen Ehe von Seiten ihrer 
„Eltern alle Nechte der ehelihen Kiuder nnd zwar nicht 
„blos Familien- und Erbrechte, fondern es folgen Die Der- 
„geitalt Tegitimirten Kinder auch Dem Stande ded Vaters. 
„Diefe Wirkungen beginnen jedoch erjt mit der Bollzie- 
„bung der Ehe, jo daß die Legitimation Feine rückwirkende 
„Kraft "bat. 
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In dem ruffifchen, im Zweifel entjcheidenden, Texte Des Art. 
173 des Privatrechted wird die Legitimation nicht, wie im deut: 
ſchen Texte, auf die Abfchließung einer nachfolgenden gejeb- 
lien Ehe, fondern einfach auf die Abfchließung einer nach: 
folgenden Che gegründet, fo daß alfo im ruffifchen Texte das 
Prädicat „gejegliche” ganz fehlt. Worin der Begriff der gejeb- 
lihen Ehe, reſp. der Ehe jchlechthin beftehe, ift auß dem Privat— 
rechte nicht zu erjehen, daſſelbe verweift vielmehr in diefer Hin- 
ficht, wenn es fich, wie bier, um Ehen zwilchen Perfonen Evangl.- 
Lutherifcher Confeſſion handelt, auf das Geſetz für Die Evangl.- 
Zutherifche Kirche in Rußland (Art. 1 und 2 des Privatreht3). 
Das Kirchengejeß unterscheidet num zwar zwifchen gültigen und 
nichtigen, zwiſchen unanfechtbaren und anfechtbaren und zwifchen 
wirklichen und fingirten Ehen; da es fich aber nirgends des Aus- 
druckes „gejegliche Ehe" bedient und nirgends beftimmt, unter 
welchen Vorausfeßungen eine nachfolgende Ehe zur Legitimation 
geeignet ſei, während doch gerade hierauf in einer Abhandlung 
über die Legitimation durch nachfolgende Ehe entjcheidendes Ge- 
wicht gelegt werden muß, fo ift man genöthigt, an der Hand 
der Geſetze vor Allem zu unterfuchen, was zur Entitehung 
einer Che nothwendig fei, wie die verfchiedenen Ehebündnifie, 
deren das Kirchengejeg gedenkt, ſich von einander unterjchei- 
den, und welchen unter denjelben Die legitimirende Wirkung 
zuzufchreiben jei, Die in dem Art. 173 des Privatrechts angege- 
ben ift. 


Eheidließung. 
gı. 


Uebereinftimmend mit der neueren Doctrin, nach welcher 
die Ehe fein Vertrag ift, wohl aber Durch einen Vertrag, näm- 
lich mittelft vom Geſetz geregelter Traubandlung gefchloffen wird, 
unterjcheidet das Kirchengefeß (Ausgabe vom Jahre 1857) zwi— 
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ſchen einer rehtögültigen Trauung und einer rechts— 
gültigen Ehe, bezeichnet die erftere ald unbedingte Boraus- 
feßung der leßteren und beftimmt in den Art. 182 und 242, 
daß die Trauung für Glieder der Evangeliſch⸗Lutheriſchen Kirche 
eine „unerläßlihe Bedingung" zur Gültigfett der Ehe 
fei und daß eine eheliche Verbindung als gültig und für beide 
Theile verbindend erft angejehen werben Dürfe, ſobald Die 
Trauung vollzogen worden. Diejer Nechtöfäbe wegen verfteht 
es ſich von felbit, daß auf die Keitftellung der wejentlichen Er- 
forderniffe einer rechtögültigen Trauung großes Gewicht gelegt 
werden muß. 

Der Art. 183 des Kirchengejeßes beftimmt, daß zur Gül: 
tigfeit einer Trauung drei Stüde unerläßlic feien: 

1. Die von dem Geiftlichen an die zu Trauenden zu richtende 
Frage, ob ihre Einwilligung in die zu fchließende Ehe 
freiwillig und wahrhaft fei; 

2. Die Erklärung diefer Einwilligung durch die Braut und 
den Bräutigam — und 

3. Die vorihriftmäßige Einſegnung des Ehebündnifjes. 
Außerdem finden fih in dem Kirchengefeße und zwar in 

den Art. 184—187 binfichtli der Trauung folgende Bor: 
ſchriften: 

a. Die Trauung iſt von einem rechtmäßig ordinirten Geift- 
lihen zu vollziehen ; 

b. Derfelbe fol, wo möglich, Der Prediger derjenigen Kirchen: 
gemeinde fein, welcher die Braut angehört; 

c. Die Trauung joll vorzugsweife in der Kirche vollzogen 
werden, kann aber auch im Haufe flattfinden ; 

d. Zum Trauungsacte find wenigftend zwei Zeugen zuzu: 
ziehen ; 

e. Trauungen dürfen in der Gvangelifch-Zutherifchen Kirche 
weder in der Marterwoche, noch an den Weihnadhts-, 
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Dftere und Pfingftfeiertagen, noch auch an dem Tage voll- 
zogen werden, der dem einen oder den andern dieſer Fefte 
unmittelbar vorausgeht ; 

f. Privatperfonen, die eine Ehe jchließen wollen, find nicht 
berechtigt, fich durch Bevollmächtigte vertreten zu laflen. 
Diefe Vorſchriften find in bemfelben Abſchnitte Des Kirchen- 

gejeßes enthalten, welchen der über die unerläßlichen Trauungs— 
erforderniffe handelnde Art. 183 angehört, und da Art. 245 des 
Kirchengeſetzes beftimnit, daß die Trauhandlung, wenn fie nicht 
in Gemäßheit der in eben jenem Abfchnitte vorgefchriebenen Ord- 
nung flattgefunden hat, auf Befehl des Gonfiftoriums „von 
neuem vollzogen werben müſſe, jofern fein gefeßliches Hinder— 
niß obmwaltet”, jo kann ein Zweifel Darüber entftehen, ob und in 
wie weit etwa anch in den unter den Buchftaben a — f aufge- 
fü rten Vorfchriften unerläßliche Trauungserforderniffe zum Aus— 
drud gebracht feien. Daß dieſes in der Beflimmung lit. a. 
geſchehen fei, leuchtet von ſelbſt ein; dieſelbe ſpricht aber nur 
ausführlicher aus, : was in dem Art. 183 ſchon gefagt ift, denn 
unter dem Geiftlichen, von dem daſelbſt Die Rede ift, kann jelbit- 
verftändlich nur ein ordnungsmäßig ordinirter Geiftlicher ver- 
ftanden werben. 

Die Beftimmungen lit. b. und c. beweijen ſchon Durch 
ihren keineswegs Tategorifchen Inhalt, daß fie Fein unerläßliches 
ZTrauungserforderniß zum Gegenftande haben. 

Eine Verlegung der Beftimmung lit. f. würde, von der 
zu Gunften fürftlicher PBerjonen gemachten Ausnahme abgefehen, 
die Nichtigkeit der Trauhandlung allerdings nadı fich ziehen, 
denn aus der Kirchenagende ergiebt fich, Daß die im Art. 183 des 
Kirchengeſetzes als unerläßliches Zrauungserforderniß be- 
zeichnete vorſchriftmäßige Einſegnung des Ehebündniſſes ſo gefaßt 
iſt, daß ſie, wenn es ſich um Trauung von Privatperſonen han— 
delt, an Bevollmächtigten derſelben unmöglich vollzogen wer: 
den kann. 
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Die Beftimmungen lit. d. und e. endlich ftellen ſich zwar 
feineswegd ald bloße &rplicationen des Art. 183 dar und be- 
treffen unzweifelhaft Die bei der Trauung zu beobachtende Ord⸗ 
nung; da aber das Kirchengefeb Dadurch, daß es einzig und allein 
den drei in dem Art. 183 aufgeführten Trauungserforberniffen 
dad Prädicat der Unerläßlichkeit Hinzugefügt bat, offen 
bar befunden wollen, daß Das fonft hinfichtlich der Trauungs- 
ordnung Gebotene, wohl von dem trauenden Geiftlichen zu be- 
folgen fei, zum Zuftandefommen einer rechtögültigen Trauung 
jedoch nicht ſchlechthin nothwendig fei, jo ergiebt fich daraus, 
daß Trauungen, die ohne Zuziehung von zwei Zeugen, oder in 
der Marterwoche, jo wie in einer ſonſt verbotenen Zeit vollzogen 
worden, deshalb nicht als rechtdungültig betrachtet werden dürfen. 


Iſt Dagegen den drei unerläßlichen Trauungserforderniffen 
des Art. 183 und den oben unter hit. a. und f. aufgeführten 
erläuternden Beitimmungen bei dem Trauungsacte nicht volle 
Genüge geleiftet worden, fo ift die Trauung nichtig und vernag 
eine Ehe unter den ordnungswidrig getrauten Perfonen über 
haupt nicht zu begründen, weil eine foldye, wie oben auf Grund 
des Art. 182 des Kirchengeſetzes gezeigt wurde, ohne voraus: 
gehende rechtögültige Trauhandlung überhaupt nicht zu Stande 
fommen fann. Damit flimmt überein, daß das Kirchengeſetz im 
Falle einer den unerläßlichen Erforderniſſen nicht entjprechenden 
Trauung nur eine nee Trauung, nicht aber eine obrigfeitliche 
Trennung der Ehe vorgejchrieben, denn wäre ein Ehebündniß 
ungeachtet rechtSungültiger Trauung möglich, jo durfte eine die 
Trennung eines ſolchen Ehebuͤndniſſes gebietende Vorſchrift im 
Kirchengeſetze namentlidy im Hinblid auf den Fall nicht fehlen, 
wenn der ehelichen Verbindung der betreffenden Perjonen abfo- 
Iute, die Erneuerung der Trauung ausfchließende Cheverbote im 
Wege ftehen. 

Nachdem jo nachgewiefen worden, Daß im Falle rechtäun- 
gültiger Trauung unter den jcheinbar getrauten Perjonen eine 
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Ehe überhaupt nicht vorhanden fei, fcheint e8 erforderlich, auf 
eine Beleuchtung der einzelnen unerläßlichen Trauungserforder- 
niße, näher einzugehen. Insbeſondere das zweite unerläßliche 
Trauungserforderniß, nämlich die Erklärung der Einwilligung 
der Nupturienten, kann zur Anfwerfung von ragen führen, bei 
deren Beantwortuug die Möglichkeit verfchiedener Anjchauungen 
feineswegs ausgefchlofjen ift. Dabin gehören namentlich Die drei 
Fragen: 


1. 


ad.l. 


Sit der während des Trauungsactes erklärte Conſens der 
Kupturienten zur Begründung einer rechtögültigen Trauung 
auch Dann geeignet, wenn von beiden oder einem von 
ihnen dad Alter der Chemündigfeit noch nicht er- 
reicht ift? 


.Welchen Einfluß üben Zwang, Irrthum und Betrug auf 


den erklärten Eonjend ehemündiger Nupturienten ? und 


. Kommen die Vorjchriften der Art. 244 und 245 aud zur 


Anwendung, wenn der Eheconjend von ebemündigen Nup⸗ 
turienten abgegeben oder in Folge Irrthums, Zwanges und 
Betruged verlautbart worden tft? 

Bon der Doctrin wird die Eheunmündigfeit der Nuptu- 
rienten einfach als ein einftweilen beſtehendes abjolutes 
Ehehinderniß angejehben. Das Geſetz für die Evangeliſch⸗ 
Lutherifche Kirche in Rußland führt Dagegen die Gheun- 
mündigfeit, wie weiter unten nachgewiejen werden wird, 
unter den Ehehinderniſſen nicht auf, begnügt fich vielmehr 
im Art. 200 auszufprechen, daß der Conſens der Nuptu- 
rienten ein freiwilliger und wirklicher fein und während 
der Zrauungshandlung deutlich erflärt werden müſſe. — 
Daß damit ein Conſens im rechtlichen Sinne des Wortes 
gemeint fei, fann umfoweniger zweifelhaft fein, als Die 
Trauung fich, wie ſchon oben bemerkt wurde, ald ein Ver- 
trag Ddarftellt, durch welchen eine Che abgeſchloſſen wird, 
wie denn auch die Nupturienten durch denjelben gegen 
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einander Rechtsanjprüche erwerben und Rechtöpflichten über⸗ 

nehmen. Daraus folgt von felbft, Daß die allgemeinen 

Vorausſetzungen, die nach dem Privatrechte in Anfehung 

der Perfon der Contrahenten bei Abjchliegung eine? Rechts- 

gejchäfts vorhanden fein müffen, auch in Anfehung der 

Perfon der Nupturienten nicht fehlen Dürfen, jo dab auch 

die leßteren, um bei der Trauung einen wirfjamen Che 

confend verlautbaren zu können, weder der Rechtsfähigkeit, 
noch der Willendfähigfeit, noch audy der Dispoſitionsbe— 
fugniß ermangeln Dürfen, da ja Diefe drei Eigenfchaften 
nach Art. 2912 des Privatredyt3 für Die ein Nechtsgefchäft 
abjchliegenden Gontrahenten erforderlich find, Damit das 

Rechtsgeſchäft zu Recht beftehe. 

Der Mangel der Nedtsfähigfeit kann bei Vollziehnng von 
Zraubandlungen nicht wohl in Frage fommen. Willensfähigfeit 
Ipricht da8 Privatrecht (Art. 2914) Kindern unter 7 Jahren und 
Wahnfinnigen, wenn bei denfelben feine lichten Zwijchenräume 
vorkommen, ganz ab, es ift daher gewiß, daß Die bezeichneten 
Perfonen völlig außer Stande find, in eine von ihnen einzuge- 
hende Ehe mit rechtlichem Erfolge zu willigen. Kindern, die das 
fiebente Lebensjahr überfchritten haben, fchreibt das Privatrecht, 
wie aus den Art. 2914, 2916 und 3286 erfichtlih, Willens: 
fähigfeit d. i. Die Fähigkeit einen freien Eutjchluß zu faſſen und 
mit Abficht und mit Ueberlegung zu handeln — allerdings zu; 
daß aber minderjährigen, fie mögen das fiebente Lebensjahr über- 
ſchritten haben oder nicht, im Allgemeinen Dispofttionsbefugniß 
abgeht, ift in dem Artikel 2916 und in anderen Artikeln des 
Privatredhtd jo unummunden ausgeſprochen, Daß es überflüflig 
erjcheint, Darüber ein Wort zu verlieren. Der Mangel eigener 
Dispoſitionsfähigkeit hat aber für Minderjährige nad) den Sabun- 
gen des Privatrecht3 (jiehe z. B. die Art. 353, 354 und 2918) 
die Folge, Daß ihnen aus ihrem bei Abfchluß eines Nechtöge- 
ſchäfts verlautbarten Conſens Feinerlei Rechtsverbindlichkeit er⸗ 
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wächft, ihr Conſens alſo ihnen felbft gegenüber unwirkſam tft. 
Nichtsdeſtoweniger fteht privatrechtlich feit, Daß auch für Min- 
derjährige und unter Guratel ſtehende Perſonen volllommen ver- 
bindliche Rechtsgeſchäfte und namentlich auch zweiſeitige Verträge 
zu Stande kommen können. Died gejchieht namentlich: 

a. wenn das Nechtögefchäft für den Dispofitionsunfähigen 
und an feiner Stelle von feinen gefeßlichen Vertretern, d. i. 
von feinen Eltern, Vormündern oder Curatoren, wo nöthig, 
nach eingeholter Genehmigung des zuftändigen Waifenge- 
richts, abgejchloffen wird (Art. 353 und 2918). 

b. wenn das Rechtsgeſchäft von dem Dispofitionsunfähigen 
jelbft und zwar ohne Zugiehung feined gejeglichen Vertre— 
ters abgejchloffeu worden ift, Derleßtere aber feine Zuſtim⸗ 

. mung nachträglich giebt, (Art. 354) und 

c. wenn das von dem Dispofitiondunfähigen felbft vollzogene 
Nechtsgefchäft ihm zum offenbaren Vortheile gereicht, denn 
unter diefer Vorausſetzuug fol das Rechtsgeſchäft troß der 
dem einen Gontrahenten mangelnden Dispoſitionsbefugniß 
aufrecht erhalten werden (Art. 355). 

Diefe allgemeinen Sabungen des Privatrecht? erleiden jehr 
erhebliche Mopificationen, wenn es fi) um Eingehung einer Ehe 
handelt. Auf der einen Seite ift die Tage der Minderjährigen 
in diefem Falle eine günftigere, denn während ihnen das Necht 
zur ſelbſtſtändigen Abfchließung von Rechtsgeſchäften in der 
Regel erft nach vollendetem 21. Lebensjahre zufteht, find fie zur 
Verlautbarung des Conjenfes, den das Kirchengejeß zur Begruͤn⸗ 
dung rechtögültiger Trauung fordert, viel früher befähigt, näm- 
li Perſonen weiblichen Geſchlechts mit dem vollendeten 16. 
und männliche Perjonen mit dem vollendeten 18. Lebensjahre, 
wobei außerdem erforderlich ift, Daß fie bereitd confirmirt und 
zum heiligen Abendmahle zugelaffen worden find (Art. 198 des 
Kirchengejeßed). Auf der anderen Seite ift die Lage minder- 
jähriger Nupturienten weniger günftig, denn die Befugniß der 
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Eltern und Bormünder für ihre minderjährigen Kinder und 
Deündel verbindliche Nechtögefchäfte abzufchließen, fei es, indem 
fie an Stelle der Minderjährigen ohne Miwirkung derfelben 
handeln, ſei es, daß file den von den Minderjährigen felbft aus⸗ 
geiprochenen Conſens hinterher mittelft auctoritatis interpositio 
gutheißen und dadurch wirkſam machen — fällt ganz weg, wenn 
ein Minderjähriger vor erreichter Ehemündigfeit eine Ehe ſchließen 
will. Died ergiebt fi) aus Kolgendem : 

Wie aus den Artt. 201 und 202 des Kirchengeſetzes er- 
fichtlich, Dürfen Diejenigen, die nicht Die durch Die Gelege be 
ſtimmte Volljährigkeit erreicht und noch nicht das zweiundzwan⸗ 
zigfte Jahr angetreten haben, nicht ohne Einwilligung ihrer El⸗ 
tern reſp. Vormünder getraut werben, ja bie Eltern koͤnnen ſogar 
ihren majorennen Kindern ihre Einwilligung zur beabfid- 
tigten Ehe verweigern, in leßterem Falle jedoch nur aus den im 
Geſetze (Art. 203) angegebenen Gründen. Daß die folchergeftalt 
erforderlihe Zuſtimmung der Eltern und Vormünder nicht als 
eine Ergänzung des Eheconſenſes minderjähriger Nupturienten 
aufgefaßt werben kann, ergiebt fich ſchon Daraus, Daß eine Den 
drei unerläßlichen Grforderniffen entiprechende Traubandlung 
unter den getrauten ehemündigen Perjonen, fie mögen das 21. 
Lebensjahr überjchritten haben, oder nicht, eine Ehe auch dann 
begründen Tann, wenn die Eltern und Bormünder der Getrau- 
ten ihre AZuftimmung nicht ertheilt oder fie gar verweigert 
haben, wie ſolches weiter unten bewiefen werden wird. (Siehe 
F 3). Ebenſowenig darf die Zuſtimmung ber Eltern ꝛc. ſo 
aufgefaßt werben, als könne fie den eigenen Conſens der Nup- 
turienten erjeßen und entbehrlich machen. Diefe Auffafjung 
würbe den Kirchengeſetz offenbar widerfprechen, denn da daſſelbe 
in dem Art. 200 verordnet bat, Daß „zur Schließung der Ehe 
„die freiwillige, wirkliche und deutlich ausgelprochene Ein- 
willigung beider Theile und Derjenigen, von denen ſie 
nad) den Gejegen abhängen (alfo ihrer Eltern 2c.) erforderlich 
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jet, jo ift gewiß, daß zur Ehefchließung der eigene, jelbft- 
ffändige, von ber Zuflimmung der Eltern x. unabhängige 
Conſens der Ehecontrahenten ſelb ft jchlechterdings nothwendig 
jei und umjomehr, ald die Abfchliegung einer Ehe in wahrhafter 
wechfeljeitiger Zuneigung der Contrahenten wurzeln foll und 
ebendaher nur eine freie eigene That der legteren fein darf. 
Aber auch die obenerwähnte privatrechtliche Beftimmung, 
. wonah von Minderjährigen abgejchlofjene Nechtögefchäfte auf- 
recht erhalten werden follen, wenn fie denſelben offenbar zum 
Vortheil gereichen, kann auf Die Ehejchliegung Feine Anwendung 
finden, denn ob ein Ehebündniß den Contrahenten zum Vortheile 
gereichen werde, läßt ſich überhaupt nicht vorausfehen, da es 
dabei nicht ſowohl auf Vermögensvortheile, jondern weſentlich 
darauf ankommt, ob Das gejchloffene Ehebündniß Die Gatien zu 
einer Durch wechjelfeitige Liebe bejeelten Lebenögemeinjchaft füh- 
ren werde. Vergegenmwärtigt man ſich nun, unter Recapitulation 
des Grörterten, daß der bei der Trauung von einer eheunmün- 
digen Perſon ausgeſprochene Eheconſens für dieſelbe uicht ver: 
bindlich iſt, daß dieſem Mangel weder durch die auctoritatis 
interpositio einer dritten Perſon, noch auch auf andere Weiſe 
abgeholfen werben kann und daß endlich zweifeitige Verträge, zu 
denen ja auch die Eheichließung gehörte, als überhaupt nicht zu 
Stande gekommen zu betrachten find, fofern e8 an dem wirffamen 
Conſens auch nur eines der Gontrahenten mangelt (Art. 2936 
des Privatrechts), jo folgt daraus, daß eine an einer eheun- 
mündigen Perſon vollzgogenen Trauung, ohngeachtet verlautbar- 
ten Conſenſes ungültig ift und eine Ehe zwiſchen den getraus 
ten Perſonen nicht zu begründen vermag, indem die lebteren 
vielmehr, nach wie vor, ald unverehelicht gelten müſſen. Ganz 
dafjelbe findet Statt bei Trauung eines Wahnfinnigen, weil 
defien Eheconſens (jelbitverftändlich, wenn derfelbe nicht in einem 
lichten Zwiſchenraume verlautbart worden) gleichfall8 unwirkſam 
ift und durch Erklärungen Dritter weder erjeßt, noch ergänzt 
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werben kann, wie übrigend in der Anmerkung zum Art. 200 des 
Kirchengeſetzes ausdrücklich anerkannt worden tft. 
ad.2. Ein Nupturient Tann ſich, wenn er bei der Tranung feinen 

Eheconfens verlautbart, ſowohl hinſichtlich der Perfon des 
anderen Nupturienten, als hinfichtlich der Eigenfchaften und 
Verhältniffe defjelben im Irrthume befinden. Betrifft der 
Irrthum die Perſon des anderen Nupturienten, findet alfo 
eine Perfonenverwechlelung Statt, jo liegt ein wirklicher 
Eheconfens auf Seiten des Irrenden nicht vor, denn zum 
Begriffe eines jolchen gehört doch, Daß er auf Eingehung 
einer Ehe gerade mit Dem anderen Nupturienten gerichtet 
fei. Durch eine folchergeftalt vom Irrthum beeinflußte 
Trauung Tann felbfiverftändlich eine Ehe zwiſchen der Ber- 
fon, die dem Irrthum unterlegen, und dem anderen Gon- 
trahenten nicht begründet werden. Dieſes wird vom cano- 
niichen Rechte (c. un. $ 2 C. 29 quaest I) anerkannt und 
ergiebt ſich auch aus dem Art. 2961 des Privatrechts, 
welcher verordnet: 

„Sin wejentliher Irrthum bewirkt Nichtigfeit des 
„Rechtsgeſchäfts, indem angenommen wird, daß der Srrende 
„feine Einwilligung ertheilt habe und daß mithin Das Ge- 
„Ihäft gar nicht zu Stande gefommen.“ 

Ob der Irrthum von den irrenden Nupturienten felbft 
verjchuldet oder nicht, ift ganz gleichgültig, weil ed widerfinnig 
wäre, Jemand bloß wegen eines von ihm Durch Nadyläffigkeit, 
Zerſtreutheit 2c. verjchuldeten Irrthums zu nöthigen, mit einer 
Perſon in ehelicher Gemeinſchaft zu leben, die er ſich gar nicht 
zum Gemahl erforen. 

Stellt fidy der Irrthum nicht ald error personae, fondern 
al8 error fortunae oder ald error qualitatis dar, d. b. betrifft 
er nur die Vermögensverhältniffe und die perfönlichen und in®- 
bejondere auch die fittlichen Cigenfchaften Des anderen Nupturien- 
ten, jo fchließt er die rechtliche Wirffamfeit des Eheconfenjes 
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nicht aus, weil die Motive, die die Gontrahenten bei Abjchließung 
eined Vertrages geleitet, auf Die Rechtögültigfeit eined nach Form 
und Anhalt zu Staude gefommenen Nechtögefchäfts überhaupt 
feinen Einfluß haben. Hiemit wird jelbftverftändlich nur be— 
bauptet, Daß nicht einmal ein error qualitatis der NRechtsgültig- 
feit der vollgogenen Trauung Eintrag thue, denn ob und unter 
welchen Vorausſetzungen ein folcher Irrthum den irrenden Theil 
berechtige, mit Erfolg auf Scheidung Der eingegangenen Ehe zu 
klagen, ift eine andere Frage, deren Beantwortung bier nicht ge: 
boten erſcheint. Wie über den Irrthum, jo finden fich auch über 
den Zwang zur Gingehung einer Ehe im Kirchengefeße Feinerlei 
Beftimmungen, denn wenn lebtere® auch den Zwang Dadurch 
für unftatthaft erklärt, daß e8 für Die Eheſchließung einen frei- 
willigen und wahrbaften Conſens der Kontrahenten fordert, jo 
Ichweigt es Doc über die rechtlichen Folgen erzwungenen Con— 
jenjed. Dieferhalb mäjjen Die allgemeinen, privatrechtlichen Grund- 
übe über den Einfluß des Zwanges auf Rechtsgeſchäfte auch 
hinſichtlich des erzwungenen Eheconſenſes zur Anwendung kom⸗ 
men. Nach Art. 2981 des Privatrechts iſt die Willensäußerung, 
wenn der Conſens durch phyſiſche Gewalt erzwungen worden, 
ganz unterdrückt und liegt in einem ſolchen Falle eine Handlung 
des Gezwungenen gar nicht vor. ‘Daraus folgt, daß ein Ehe⸗ 
bündniß als gar nicht zu Stande gekommen anzuſehen iſt, wenn 
der bei der Trauung bekundete Eheconſens auch nur auf Seiten 
eines Theiles als Folge angewandten phyſiſchen Zwanges er- 
ſcheint. Durch Drohungen bewirkte Furcht hat nach Art. 2983 
des Privatrechts unter der Vorausſetzung, daß das angedrohte 
Uebel ein nicht unbedeutendes und die Ausführung der Drohung 
mit Grund zu befürchten ift, auf die übernommenen Verbind- 
lichfeiten des pſychologiſch Gezwungenen zwar jehr erheblichen 
Einfluß ; allein da ein Durch Drohungen herbeigeführtes Rechts⸗ 
geichäft nach Art. 2986 keineswegs nichtig ift, ſondern nur auf 
Antrag des Bedrohten aufgehoben werben kann, fo ift eine 


169 


Trauung, bei welcher der Eheconſens von beiden oder auch nur 
von einem Theile iu Folge berechtigter Furcht verlautbart wor- 
ben ift, Deshalb nicht ungültig und kann unter den Getrauten 
immerhin ein rechtögültiges Ehebündniß begründen. Dabei braucht 
faum erwähnt zu werden, daß ein Checonfens, der in Anlaß 
bloßer Ueberredungen oder aus bloßem Gefühle der Ehrerbietung 
gegen beflimmte Perſonen abgegeben worden, die NRechtögültig- 
feit Der Trauung überhaupt gar nicht berührt. 

Iſt der Eheconſens durch einen Betrug herbeigeführt, der 
nicht Die Identität der Perfon des anderen Contrahenten, ſon⸗ 
dern bloß deſſen Eigenſchaften, Vermögensverhältnifie 2c. betrifft, 
jo befteht die Trauung nichtd defloweniger zu Recht, weil das 
Privatrecht binfichtlich der Verträge überhaupt und das Kirchen- 
gejeß wenigftens binfichtlich der Verlobung anerkennen, daß das 
Buftandefommen eined Vertrages dadurch nicht gehindert werbe, 
daß der Conſens des einen Gontrahenten durch Betrug veran⸗ 
laßt worden (Art. 2979 des Privatrechts und Art. 222 des 
Kirchengeſetzes). Nach diefen Gejeßesbeftimmungen kann der be- 
trogene Theil auf Aufhebung des bezüglichen Rechtsgeſchäfts 
Hagen, daß aber ein gleiched Recht auch Demjenigen zuftehe, der 
durch einen nicht gerade die Perfon des anderen Contrahenten 
angehenden Betrug zur Schließung eined Ehebündniſſes veran- 
laßt, jedoch ordunungsmäßig getraut worden, darf aus Den obigen 
Gefeßftellen nicht gefolgert werben, weil eine einmal vechtögültig 
eingegangene Ehe nur aus den im Rirchengejeße ſpeciell angege- 
benen Gründen gefchieden werden darf. 
ad.3. Der Art. 244 des Kirchengeſetzes verorbnet: 

Wenn behauptet wird, daß die Trauhandlung nicht 
auf Die vorgefchriebene Weife vollzogen worden jei, jo muß 
ein jolcher Zweifel unmittelbar nach WVollziehung Diejer 
Handlung oder wenigftend an demfelben QTage öffentlich 
vor Zeugen erklärt und dann nicht ſpäter ald binnen Drei 
Tagen dem Gonftftorium, oder im Falle weiter Entfer- 
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nung befjelben, der nächften weltlichen ‚Behörde angezeigt 

werden. 

Die peremtoriiche Natur der feftgefegten Friften ift im 
Kirchengefeß zwar nirgends ausgefprochen, dürfte aber ohne Wei- 
tered anzuerkennen fein, da die Abficht des Art. 244 doch unver: 
fennbar darauf gerichtet ift, die Anfechtbarfeit der Rechtsgültig— 
feit vollgogener Trauungen auf eine möglichft Furze Zeit zu be- 
Ichränfen. Gleichwohl muß Die peremtorifche Natur jener Friften 
ausnahmsmeife beftritten werden in dem Falle, wenn Die Trauung 
an einem Eheunmündigen vollzogen worden ift. 

Sn dem Ehebündniß das folgefchwerfte Rechtsgeſchäft er- 
blietend, welches von PBrivatperfonen abgejchloffen werden kann, 
fordert das Kirchengeſetz nicht allein den eigenen Conſens der 
Bontrabenten, fondern auch, daß dieſe fih in einem Alter 
befinden, welches fte reif erfcheinen läßt, zur Beurtheilung 
der Michtigfeit und Tragweite der Ehe. Schon dieſerhalb wäre 
es geradezu widerfinnig, wenn man annehmen wollte, daß eine 
im eheunmündigen Alter getraute Perfon an ihren bei der 
Trauung verlautbarten Conſens gebunden fei, jofern weder von 
ihr, noch auch von ihren Eltern oder Vormündern vor Ablauf 
des Trauungstaged vor Zeugen erklärt worden, Daß Die Trau- 
handlung nicht in der vorgefchriebenen Ordnung vollzogen jet. 
Eine ſolche Annahme würde nicht allein mit dem Geifte des 
Kirchengefeges in Widerſpruch ftehen, fondern läßt fich auch aus 
dem Wortverftande des Art. 244 feinedwegs rechtfertigen. Wie 
oben gezeigt wurde, gehört zu einer rechtögültigen Trauung 
unter Anderem auch, daß der Eheconſens von einer dispoſitions⸗ 
fähigen Perjon herrühre und von derjelben während der Trau- 
handlung erklärt worden je. Wenn nun der Art. 244 bios 
beftimmt, in welcher Beit Einwendungen dagegen erhoben wer- 
den fönnen, daß Die Trauhandlung „in vorgefhriebener 
Weiſe“ vollzogen worven fei, die durch die Ehemündigkeit 
bedingte Diöpofitiondfähigfeit aber mit der Vollgiehungsweife 
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der Trauung offenbar nichts zu Schaffen bat, jo Tann aus dem 
eben erwähnten Artikel nicht gefolgert werden, daß eine an einer 
eheunmündigen Perſon vollgogene Trauhandlung dadurch zu einer 
rechtögültigen werde, Daß ein Eiuſpruch gegen die ordnungs- 
mäßige Vollziehung derjelben nicht rechtzeitig erhoben worden 
ift, die eheunmündige Perfon und ebenfo deren gejeßliche Vertreter 
erjcheinen vielmehr in ſolchem Falle berechtigt, das Eonfiftorium 
auch ſpäter al8 an dem Tage der Trauung zur formellen Con⸗ 
flatirung der Rechtsungültigkeit der flattgehabten Trauung zu 
veranlafien. Dabei verfteht fi) von felbft, daß der eheunmün- 
dige Contrahent befugt fft, der an ihm vollgogenen Trauung, 
auch ehe und bevor die Ungültigfeitserflärung derfelben ausge— 
fprochen worden, Feine Folge zu geben, und, wenn er zu einem 
ehelichen Zuſammenleben mit dem anderen Contrabenten bereit 
wäre, Daran durch feine gejeßlichen Vertreter kraft deren elter- 
licher, rejp. vormundichaftlicher Gewalt gehindert werben kann 

Wie aber, wenn der eheunmündige Contrahent, ohne daß die 
Gültigfeit der Trauung von irgend einer Seite angefochten 
wird, mit dem anderen Gontrahenten thatfächlich in ehelicher 
Gemeinfchaft lebt und Died Zufammenleben bis über feine Che- 
mündigfeit hinaus fortfeßt? Oder ift eine rechtögültige Che unter 
den Eontrahenten auch unter diefer Borausfeßung erft vorhanden, 
nachdem die Kontrahenten auf Grund des Art. 245 einer neuen 
Traunng unterzogen worden ? 

Die Bejahung der erften Frage könnte nicht zweifelhaft fein, 
wenn der im canonifchen Rechte vor Faſſung der Beichlüffe des 
Concils zu Trient geltende Grundſatz: matrimonium solo con- 
sensu contrahitur — noch herrfchend wäre. Obſchon nun auf 
jenem Concil bejchloffen wurde, daß der Eheconſens von den 
Nupturienten vor dem örtlichen Pfarrer nnd zweien Zeugen er- 
Härt werben müffe, widrigenfalld das geſchloſſene Ehebuͤndniß al? 
zur Begründung einer Ehe ungeeignet und nichtig anzufehen fei; 
obſchon ferner eine gleiche Anfchauung nad) und nad auch in 
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der evangelifch-Iutherifchen Kirche Wurzel faßte — und objchon 
eben deshalb auch Das hier zu Lande geltende Kirchengefeb die 
Verlautbarung des Eheconſenſes bei Vollziehung der Trauung 
fordert : jo kann Doch nicht völlig unbeachtet bleiben, daß in dem 
in Frage geftellten Falle vorauggejegt wird: der eheunmündige 
Nupturient babe jeinen Eheconſens bei der an ihn vollgogenen 
Trauung öffentlich ausgeſprochen, alfo jener Forderung des 
Kirchengefeßes wenigftend äußerlich Genüge gethan. Diefer Eon- 
jens ift freilich für den Gonfentirenden wegen ihm mangelnder 
Dispofitionsbefugniß einftweilen nicht verbindlich; da aber Das 
Kirchengeſetz über die materiellen Erfordernifje rechtsverbindlichen 
Conſenſes jchweigt und das Privatrecht, welches dieſerhalb in 
subsidium zur Anwendung fommen muß, im Art. 356 beftimmt, 
daß von Pupillen abgefchloffene NRechtögefchäfte auch dadurch 
rechtöverbindlich werben, Daß der Pupill nad) erlangter Groß- 
jährigfeit und Fähigkeit zur eigenen Wahrnehmung feiner Rechte, 
die aus jenen Rechtsgeſchäften entipringenden Verbindlichfeiten 
ausdrücklich anerkennt: jo dürfte eine Analoge Anwendung 
dieſes Nechtöjaked auf den Eheconſens zu Der Annahnıe führen, 
daß die an einer eheunmündigen Perſon vollzogene Trauung fich 
in eine rechtögültige verwandele, wenn Die betreffende Perfon 
ihren bei der Trauung ausgeiprochenen Eheconſens nad) erlang- 
ter Ehemündigfeit ausdrüdlich anerkennt. 


Richtige Ehen. 
g 2. 


Sn den vorausgehenden Paragraphen wurbe mit Mehrerem 
nachgewiefen, daß eine Ehe ohne rechtsgültige Trauhandlung 
nicht begründet werden könne. Daraus darf nicht gefolgert wer⸗ 
den, daß umgefehrt aus einer rechtögültigen Trauung nothwendig 
eine zu Recht beftehende Ehe hervorgehen müſſe, denn zur Be— 
gründung der legteren ift nach dem Geſetz außer der Trauung 
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noch manches Andere erforderlih, wie denn audy ber Art. 244 
bes Kirchengejeßed verordnet: 
„Die Trauhandlung beftätigt jedoch nur ſolche Ehen, 

„welche durch dag Geſetz erlaubt find; geſetzlich verbotene 

„Shen hingegen erhalten vermittelft diefer Handlung weder 

„Kraft nod, Gültigkeit.” 

Den Ausdruck „geſetzlich verbotene Shen” urgirend, follte 
man glauben, daß alle einem gejeßlichen Verbot zumider ge- 
ſchloſſene Ehen nach dem oben erwähnten Artikel der „Kraft und 
Bültigfeit“, ermangeln. Dieſes ift aber keineswegs ber Kal, 
denn das Kirchengeſetz unterfcheidet zmilchen abjolut verbotenen 
und daher jchlechthin nichtigen Chen und Jolden Ehen, die, 
weil fie einem, ein abjolute® Verbot nicht begründenden, Geſetze 
zuwider geſchloſſen find, ohne Rüdficht auf das Vorhandenfein 
gejegliher Scheidungdgründe, getrennt werben fönnen. Unter 
Bezugnahme auf die in den Art. 206, 208, 211, 212 und 214 
des Kirchengeſetzes enthaltenen Verbote ftellt daffelbe in dem Art. 
246 feit, daß Ehen 

1. zwifchen Perfonen die in dem im Art. 206 angegebenen, 
eine Dispenfation ausfchließenden Graden verwandt oder 
verſchwagert find, 

2. zwilchen Adoptiv-Eltern und Adoptiv-Kindern, fo Tange die 

Adoption nicht in gefeßlicher Weife aufgehoben worden, 

3. zwiſchen Gliedern der evangelifch-Iutherifchen Kirche und- 

Heiden, 

4. zwiſchen Perfonen, von denen eine oder beide fich noch in. 

einer früher geſchloſſenen Ehe befinden und 
. zwilhen einer wegen Werleßung der ehelichen Treue ge⸗ 

Ihiedenen und derjenigen Perfon, mit welcher der Ehebruch 

ftattgefunden hat — 
nidhtig find. Wird das Conſiſtorium durch eine eingereichte: 
Klage, durch eine fichere Anzeige, oder durch Mittheilung einer: 
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anderen Behörde von der PVollziehbung einer nichtigen Ehe in 
Kenntniß gejeßt, jo bat es darüber Die gehörige Unterfuchung 
anzuftellen und die Ehe, wenn fie fich wirflich als nichtig ergiebt, 
unverzüglich zu trennen. (Art. 247): Obſchon Die Trennung 
einer nichtigen Che biernach erft in Folge einer von dem Gon- 
fiftorium ausgeſprochenen Nichtigkeitserflärung bewerfftelligt wird, 
jo kann eine ſolche Ehe Doch nicht einmal während der Zeit 
vom Momente der vollzogenen Traubandlung bi8 zum Grlaß der 
Nichtigkeitderflärung einer zu Recht beitehenden Ehe gleich) ge- 
achtet werben, denn diefe Erklärung hat nach Art. 117 des Pri- 
vatrechtd die Wirkung, „daß die Verhältniffe der getrauten Per⸗ 
„onen auf den AZuftand vor Schließung der Ehe zurüdgeführt 
„werden, fo daß die Ehe ald gar nicht vorhanden ge— 
wefen anzufehen ift. 

Hiebei ift e8 Faum nöthig zu bemerken, Daß eine nichtige 
Ehe zur Vorausſetzung bat, daß fie mittelft einer allen noth- 
wendigen Requifiten entiprechenden Traubandlung abgefchloffen 
worden fei, denn ohne eine folche würde fie eine formelle Nidh- 
tigfeitderflärung gar nicht erheifchen, da ja ein zu Stande gefom- 
menes Ghebündniß überhaupt nicht vorläge. Hieraus erflärt ſich 
zugleich, warum das Kirchengefeß von eheunmündigen Perſonen ge- 
ſchloſſene Ehen nicht unter den nichtigen Ehen aufgeführt hat. 





Anfehtbare, d. i. anf Antrag der dazu Berechtigten zu 
trennende Ehen. 
S 3. 
Das Kirchengeſetz hat in den Art. 201, 203—205, 207, 
209, 210 und 213 ausgefprocdhen: 

1. daß Perjonen, die noch nicht die Volljährigkeit erreicht 
und noch nicht Das zweiundzwanzigſte Lebensjahr ange- 
treten haben, ohne Zuftimmung ihrer Eltern und, wenn 
fie aboptirt find, ihrer Adoptiveltern nicht getraut werden 
dürfen, 
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2. daß die Eltern und Adoptiveltern fogar ihren großfährigen 
Kindern Die Einwilligung zur Eingehung einer Ehe verja- 
gen können, jedoch nur aus den im Art. 203 bezeichneten 
gefeglichen Gründen, 

3. daß aus denfelben gejeßlichen Gründen auch Vormünder 
und Guratoren ihren zwar ehemündigen, jedoch noch min- 
berjährigen Mündeln und Curanden die Einwilligung zur 
Schließung einer Che zu verweigern berechtigt find, 

4. daß im Militär- oder Givildienfte ftehende Perfonen nicht 
ohne Erlaubniß ihrer Obern getraut werben dürfen, 

5. daß Ehen mit der leiblichen Nichte oder mit der Wittwe 
des leiblichen Oheims nur aus bejonderd wichtigen Grüns 
den mit Genehmigung des General-Confiftoriums und Mi- 
nifterium® der inneren Angelegenheiten ftatthaft find, 

6. daß von einem Bormunde und deflen Sindern eine Ehe 
mit Perfonen, die unter feiner Vormundſchaft ftehen, nur 
nach beſonders dazu eingeholter Erlaubniß der zuftändigen 
MWaifenbehörde gejchloffen werden dürfen, 

T. daß Ehen EvangelifchLutherifcher Glaubensgenoſſen mit 
Muhamebanern und Hebräern nur unter Einholung ber 
vorläufigen Genehmigung des für den chriftlichen Nup- 
turienten zufländigen Conſiſtoriums und unter Beobachtung 
der fonft in dem Art. 210 des Kirchengeſetzes enthaltenen. 
fpeciellen Vorfchriften zuläffig find und 

8. daß gefchievene Eheleute, denen durch dad Scheidungs- 
urtheil verboten worden, eine neue Che zu fchließen, Die 
Erlaubniß dazu nur von dem General-Eonfiftorium und 
zwar nur aus den im Art. 213 angegebenen Gründen erhal: 
ten fönnen. 

Wie aus dem Artikel 248 des Kirchengeſetzes hervorgeht, 
follen die in allen diefen 8 Fällen bezeichneten Ehen, obwohl 
fie ohne Einwilligung der Eltern, Adoptiveltern, Vormünder 
oder der Obrigkeit gefchloffen worden, dennoch für gültig an- 
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gejehen werden, „wenn fie von ‘Denjenigen, deren Rechte Durch 
„die Vollziehung der bezüglichen Ehebündniſſe verletzt waren, 
„nicht beftritten werden”. 

Die Perfonen und Behörden, deren Rechte durch Schließung 
der in Rebe ſtehenden Ehen verlegt werden, können die lekteren 
binnen Sahresfrift, gerechnet a die scientiae, eventuell von dem 
Zeitpunfte der Mögligkeit zur Anbringung einer Klage, anfech- 
ten. Im Falle ter Begründung der erhobenen Klage fol 
das Eonftftorium die fraglichen Chen „als widergefeßlich“ 
trennen. 

Ein ängftliches Fefthalten an dem Wortlaute des Art. 248 
kann zu dem Bedenken führen, ob die Gültigfeit der oben unter 
den Ziffern 1—8 erwähnten Chen nicht vom Geſetze felbft von 
einer conditio, quae in non faciendo concepta est, nämlich Davon 
abhängig gemacht fei, daß diefelben in einer gewiſſen Zeit von den 
dazu Berechtigten nicht angefochten worden jeien. Eine Derartige 
Bedingung wäre eine Suspenfivbedingung und würde die Con— 
ſequenz nach ſich ziehen, daß die in Rede ftehenden Chen vor 
Ablauf der Zeit ihrer Anfechibarkeit ald gar nicht gejchloffen zu 
betrachten feien, Wird jedoch Dagegen erwogen, daß das Kirchen- 
gefeß jene Ehen den nichtigen Ehen nicht allein nicht beizäblt, 
fondern fie denfelben geradezu entgegenjeßt (vergl. die Art. 247 
und 248), daß ferner nichtige Ehen vom Eonfiftorium ex oflicio 
und ohne daß es Dazu einer Klage des Verletzten bedarf, getrennt 
werden follen, während das Conſiſtorium auf eine Berüdfichti- 
gung der Widergefeglichfeit der ohne Zuftimmung der Eltern, 
Adoptiveltern ꝛc. gejchloffenen Ehen nicht anders, ald nachdem 
von Seiten der Verletzten eine förmliche Klage erhoben worden 
tft, eingehen darf (Art. 541) — und daß das Kirchengeſetz end- 
lich Die Zuftimmung der Eltern, Adoptiveltern, Vormuͤnder ıc. 
weder ald ein unerläßliche® Erforderniß einer rechtögültigen 
Trauung, noch auch als ein abfolute® Ehehinderniß bezeichnet 
bat; fo läßt fich nicht bezweifeln, daß jene in den Punkten L—8 
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aufgeführten Ehen mit dem Momente rechtögültig vollgogener 
Trauhandlung zu Recht beftehende Chen find, wiewohl fie wie- 
ber getrennt werden mifjen, wenn gegen ihren Fortbeftand von 
den Dazu berechtigten Perfonen oder Behörden in der gefeßlich 
beftimmten Zeit eine Klage erhoben und hinreichend begründet 
wird. Ob die Ehegatten bei ihrer Trauung mit den Vorſchrif— 
ten wegen &inholung der Zuflimmung ihrer Eltern oder der 
fonft nach den Artt. 201, 204 und 205 zu befragenden Perfonen 
und Behörden befannt geweſen find oder nicht, iftoffenbar gleichgül- 
tig, weil fogar eine bewußte Verlegung der bezüglichen Vorjchriften 
das BZuftandefommen einer rechtögültigen Ehe nicht hindert. 


— — 


Unanfechtbare Ehen. 


S 4. 

Daß Eben, die in allen Stüden den über Schließung, wie 
über Statthaftigfeit der Ehebündniſſe beftehenden Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen entiprechen, von Niemand angefochten werben können, 
ift ſelbſtverſtändlich. Zum Begriffe einer unanfechtbaren Ehe ge- 
bört aber keineswegs, daß bei ihrer Schließung von den Contra⸗ 
henten oder dem trauenden Beiftlichen fein Geſetz verlebt worden fei. 

Wenn Trauungen ohne Beobachtnng der über das Aufge- 
bot beftehenden Vorſchriften vollzogen worden find, oder wenn 
ein Witwer vor Ablauf von ſechs Moden, eine Wittwe vor 
Ablauf von drei Monaten nad) dem Tode ded Ehegatten oder 
ber Chegattin getraut worden ift, oder wenn ein Gleiches 
binfihtlih einer Wittwe geſchehen ift, über deren etwaige 
Schwangerſchaft Ungewißheit obmaltet, oder wenn gefchiebene 
Eheleute fih unter Verlegung der Darüber erlaffenen Vorſchrif— 
ten von neuem trauen laſſen, jo verftoßen Die in allen dieſen 
Fällen vollzogenen Trauungen, ausweislich der Art. 228 fgg. 
215 und 216 des Kirchengejeßes, wider gejegliche Verbote. Nichts: 
Deftoweniger müfjen alle in eben jenen Fällen wirklich geſchloſſene 
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Ehen als unanfechtbar zu Recht beftehende Ehen angejehen wer- 
den, denn eined Theild find fie vom Kirchengeſetz weder den 
nichtigen, noch den auf Antrag der Verlebten zu trennenden Ehen 
beigezählt worden — und anderen Theils find Die eben angebeu- 
teten Verbote folche, welche die Gültigfeit der Trauung nicht 
ausschließen. Selbſt wenn über die Verlegung diefer Verbote 
Beichwerde geführt wird, kann eine Trennung der einmal ge- 
trauten Ehegatten nicht ftattfinden, weil diefes im Sirchengejeße 
nirgends ausgeſprochen ift — jo daß nur eine Beahndung des 
Geiftlichen gerechtfertigt erjcheint, der die Trauung wider ein 
beftehendes Verbot vollzogen bat. 


— — — 


Putative Ehen. 


§ 5. 

Das Kirchengeſetz erwähnt der putativen oder Scheinehen 
gar nicht. Daß diefelben aber auch für die Oſtſeeprovinzen recht⸗ 
lihe Bedeutung haben, beweift der Art. 117 des Privatrechts, 
welcher, nachdem er fich über die Wirkung der Nichtigfeitserklä- 
rung ausgefprochen, wörtlich beſtimmt: 

„Wenn jedoch die Widergefeßlichfeit der Che bei Deren 

„Abichließung beiden Theilen oder auch nur einem derfel- 

„ben unbekannt war, fo find einer folchen Ehe die Wir- 

„kungen einer wirklichen Ehe, im erfteren alle für beibe 

„heile, im legteren für Denjenigen, ber fih im guten 

„Glauben befand, beizulegen. 

Das Prädicat „widergefeßlich” legt das Kirchengejeß, wie 
3: B. aus den Art. 248 defjelben erfichtlich, zwar allen Chen 
bei, bei deren Abjchließung von Seiten der Nupturienten oder 
aber von Seiten des trauenden Geiftlichen wider ein Die Che. 
Ichliegung betreffendes Verbot oder Gebot gefehlt worben ift; 
da aber der Art. 117 des Privatrechts nur über die Trennung 
ber Ehen wegen Nichtigfeit berjelben haudelt, jo darf unter 
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ber Widergejeglichfeit, von ber er redet, nur eine folche verftan- 
den werben, die nach dem Kirchengefeße die Nichtigkeit ver Ehe 
zur Folge Hat, alfo nur eine Widergefeßlichkeit, Die in einer 
Verlegung der in den Art. 206, 208, 211, 212 und 214 ent- 
haltenen abfoluten Eheverbote befteht. Hieraus folgt eines Theils, 
daß alle jene zwar unter Verlegung gewiſſer Geſetzesvorſchriften 
gejchlofjenen, jedoch deshalb keineswegs nichtigen Ehen, von 
denen oben in Den 6$ 3 und 4 gehandelt wurde, von der Be- 
flimmung des Art. 117 des Privatrecht3 gar nicht berührt wer- 
den — und anderen Theild, Daß alle nach dem Kirchengefeße als 
nichtig zu betrachtende Ehen, wenn bei ihnen die in dem privat- 
rechtlichen Artifel 117 angegebene Vorausſetzung beiderfeitiger 
oder einjeitiger bona fides zutrifft, zugleih putative Chen 
find. Weder im Privatrechte, noch im Kirchengeſetze findet fich 
eine Beſtimmung darüber, ob auch von eheunmündigen Perfonen 
in dem Glauben, daß fie bereit3 ehemündig feien, gejchloffene 
Chen, als putative Ehen zu betrachten feien. Zwifchen einer 
nichtigen Ehe und einem von einer eheunmündigen Perjon einge 
gangenen Ehebündniß waltet zwar der Unterjchied ob, Daß bie 
erftere zur Xrennung der ordnungsmäßig getrauten Ehegatten 
einer vorausgehenden gerichtlichen Nichtigfeitderflärung bedarf, 
während das leßtere, da es Durch eine rechtlich ungültige Trauung 
eontrahirt ift, überhaupt gar nicht al8 zu Stande gefommen an- 
gefehen werden kann und daher auch gar nicht Gegenfland einer 
zu erlaffenden Nichtigfeit3erflärung zu fein vermag. Nichtsbefto- 
weniger läßt fich nicht verfennen, daß die Unfenntniß eines der 
die Nichtigkeit der Ehe bewirfenden abfoluten Ehehinderniffe und 
die Unfenntniß der Eheunmündigfeit injfofern innerlich verwandt 
ericheinen, als Die eine, wie die andere auf einem Factifchen Irr⸗ 
thume beruht und einen Umſtand betrifft, der das Zuſtandekom⸗ 
men einer rechtsguͤltigen Ehe ausſchließt. Wenn nun im Geſetze 
unentſchieden gelaſſene Rechtsfragen nach dem Punkte XXII der 
Einleitung in das Privatrecht nach denjenigen Veſtimmungen des 
Zeitſchrift für Rechtswifſenſchaft. Ig. VIII. Heft 2. 
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Privatrechts beurtheilt werben follen, mit benen fie durch bie 
Gleichheit des Grundes innerlich verwandt erfcheinen, dieſes 
Verhältnig aber zwifchen den Beitimmungen über die abfoluten 
Chehinderniffe und den Beſtimmungen über die Eheunmin- 
digkeit augenfcheinlich obmwaltet, jo dürfte es gerechtfertigt fein, 
von eheunmündigen Perſonen im guten Glauben eingegangene Ehen 
als putative Ehen gelten zu laſſen. 

Ob und in wie meit aber putative Ehen, die Grundlage 
zur Legitimation außerehelich erzeugter Kinder bilden können, 
darüber wird unter Anderem in dem nächſten Paragraphen zu 
handeln fein. 

Anmerfung: Sn dem obigen, wie in den meiter unten fol- 
genden Grörterungen über jchlechthin nichtige, wie über 
putative Ehen iſt vorausgefeßt, Daß Diefelben gerichtlich für 
nichtig erklärt worden find. Wird die Nichtigkeit Diejer 
Ehen überhaupt gar nicht zur Sprache gebracht, fo verfteht 
fih von ſelbſt, daß fie factifch diefelben Wirkungen haben 
werden, welche vom Gejeße mit zu Recht beitehenden Ehen 
verbunden find. 


— h— 


Ehen, die zur Begründung der Legitimation außerehelich 
geborener Kinder geeignet find. 


S 6. 

Daß Eben, welche zwifchen den Eltern außerehelich erzeugter 
Kinder gejchloffen worden find, ohne gegen irgend eine ber über 
Trauung und über die Statthaftigfeit ehelicher Verbindungen 
beitehenden Geſetzesvorſchriften zu verftoßen, zur Legitimation 
der außerehelichen Kinder geeignet find, bedarf feined Beweiſes. 
Nicht weniger gewiß ift, daß eine gleiche Wirkung foldhen Ehen 
zugeichrieben werden muß, die zwar unter Verlegung oder Außer- 
achtlaffung der in den Art. 228 fgg. 215 und 216 des Kırden- 
gefeßed enthaltenen Beftimmungen gefchloffen worden find, im 
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Mebrigen aber den beftehenden Geſetzen entipredyen; denn dieſe 
Ehen fönnen, wie am Schluffe ded $ 3 gezeigt wurbe, weber 
von Amtöwegen, noch auf Klage dritter Perfonen getrennt 
werden — und erfcheinen iiberhaupt als unanfechtbar zu Recht 
beftehende Ehen. Was ferner diejenigen Ehen betrifft, welche, 
weil fie wider die Beſtimmungen der Art. 201, 203—205, 207, 
209, 210 und 213 oder auch nur gegen eine oder die andere 
derfelben verftoßen, nur in Folge rechtzeitig erhobener und fach 
lich begründeter Klagen der verlegten Perſonen oder Behörden 
getrennt werden jollen, fo wurde ſchon oben im $ 3 gezeigt, 
Daß diefe Ehen, jelbft wenn fie hinterher getrennt werden, für 
die Zeit von ihrer Eingehung bis zu ihrer gerichtlichen Tren- 
nung als rechtögültige Ehen anzufehen find. Daraus folgt ohne 
Weiteres, Daß fie mit dem Moment ihrer Abſchließung die Legi- 
timation der von den beiden Ehegatten vor ihrer Verehelichung 
außerehelich erzeugten Kinder auf Grund Des Yrt. 173 des 
Privatrecht3 bewirfen müſſen. Die etwa hinterher erfolgende 
Trennung der in Rede ſtehenden Ehen vermag die durch ihre 
Schließung berbeigeführte Legitimation der außerehelich erzeugten 
Kinder ebenfowenig rüdgängig zu machen, ald per subsequens 
matrimonium einmal legitimirte Kinder ihre auf dieſem Wege 
erworbenen Rechte dadurch einbüßen, daß ihre Eltern hinterher 
in Solge einer Scheidungsklage vom Gonfiftorium gefchieden 
worden find. 

Anlangend die nichtigen Ehen, fo ift zu unterfcheiden, ob 
diefelben zugleich putative Ehen find, oder nicht. Im lebteren 
Falle können ſie Die Legitimation der außerehelich erzeugten 
Kinder offenbar nicht bewirken, denn fie Dürfen, wie im $ 2 
näher nachgewieſen wurbe, nicht einmal für Die Zeit von ihrer 
Eingehung bis zur erfolgten Nichtigkeitderflärung ald wirkliche 
Ehen angejehen werden. Ihre Unfähigkeit zur Begründung der 
Legitimation läßt fich übrigend auch aus den Art. 147 und 169 


Punkt 2 des Privatrechts unſchwer nachweilen. Würbe das 
48 
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Geſetz einer nichtigen und zugleich nicht putativen Ehe in Bezug 
auf die Legitimität der Kinder wenigftens bis zur erfolgenden 
Nichtigfeitderflärung eine Wirkung zufchreiben, jo müßte es Die 
in ſolcher Ehe erzeugten Kinder nothwendig ald eheliche Kinder 
betrachten. Da nun aber in den zuleßt bezogenen Gejepitellen 
unummwunden ausgeiprochen ift, daß Die aus einer nichtigen und 
zugleich nicht putativen Ehe erzeugten Kinder ald uneheliche 
zu gelten haben und diefe Kinder doch unmöglich) ſchlechter geftellt 
jein Eönnen, als Die von demſelben Eltern-Paare vor Schließung 
einer nichtigen und nicht zugleich putativen Ehe erzeugten Kinder, 
jo ift Har, Daß Die Schließung von Ehen dieſer Art Die Legiti- 
mation außerehelich geborener oder erzeugter Kinder nicht zu 
bewirken vermag. 

Ein Gleiches muß binfichtlich der putativen Ehen behauptet 
werden. Nach dem deutjchen Texte des Art. 173 des Brivat- 
recht8 bedarf dieſe Behauptung keines Beweiſes, denn während 
dafelbft zur Begründung der Legitimation eine nachfolgende 
„gefeglihe” She gefordert wird, darf eine foldhe in einer 
putativen Ehe aus dem Grunde nicht erblidt werden, weil Die 
leßtere zugleich eine nichtige, Durch Nichtigkeitserklärung aufzu- 
Iöfende if. Aber felbft wenn man fih nur an den ruffilchen 
Tert des Art. 173 hält, in welchem, wie ſchon bemerkt wurde, 
das Prädicat „geſetzlich“ fehlt, jo Fanı doch unter der Ehe, von 
der daſelbſt die Nede ift, nur eine zu Necht beftehende Ehe ver- 
ſtanden werben, wie fehon.baraus erhellt, daß gleich in der erften 
der zum Art. 173 citirten Quellen, nämlidy in den Leges 10 
und 11 Cod. de natural. liberis (V,27.) ausgefprochen ift, daß 
eine nachfolgende Ehe, um zur Begründung der Legitimation 
geeignet zu fein, vom Gelege nicht verboten fein dürfe. Dies 
fann bei einer putativen Ehe nie zutreffen, weil fie ihrem Be- 
griffe nach immer gegen ein abjolutes Eheverbot verftößt. 

Gleichwohl kann ed fcheinen, daß die eben entwidelte An- 
fiht durch den Art, 117 des Privatrechts einfach über Den Haufen 
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geworfen werde, denn derjelbe jchreibt der putativen Ehe Die 
Wirkungen einer „wirklichen“ alſo doch zu Recht befte 
benden Ehe zu und zwar für beide Theile, oder aber nur für 
einen Theil, je nachdem die MWidergefeßlichkeit der Ehe beiden 
Contrahenten oder aber nur einem von ihnen unbefannt war. 
Hiernady Tann man zu der Annahme geneigt fein, daß den puta- 
tiven Ehen jedenfall dann, wenn beide Gontrahenten ſich in 
bona fide befinden, auch in Bezug auf die legitimatio per subse- 
quens matrimonium genau diefelben Wirkungen zuzufchreiben ſeien, 
welche zu Recht beftehenden Ehen durch den Art. 173 beigelegt find. 

Segen die Richtigkeit Diefer Annahme müfjen jedoch gleich 
Zweifel rege werden, jobald man erwägt, daß eine putative Ehe 
unmöglich alle Wirkungen einer zu Recht beitehenden Ehe haben 
kann. Die Verpflichtung der Ehegatten zum ehelihen Zufam- 
menleben, das Recht des Ehemannes, den gemeinjchaftlichen 
MWohnort zu beflimmen und zu verlangen, daß die Frau ihm 
dabin folge, find nach den Artt. 7 und 8 Wirkungen einer zu 
Recht beſtehenden Ehe. Diefe und andere Wirkungen derfelben 
fönnen aber putativen Ehen, ohngeachtet der allgemeinen Faſſung 
ded Art. 117, unmöglicy zugefchrieben werden, weil dieſe Art 
von Ehen nichtig find und die Scheingatten von Amtswegen ge 
trennt werden jollen und mithin überhaupt gar nicht in ehelicher 
Gemeinjchaft leben dürfen. Unter jo bewandten Umftänden iſt 
es von entjcheidender Bedeutung, daß der Art. 117 fi in einem 
Abſchnitte findet, welcher die Meberichrift: „Von den Wirkungen 
der gerichtlichen Trennung nichtiger Ehen auf die ehelichen Güter- 
rechte" — trägt. Dieferhalb und weil Die anderen, ſich in dem 
fraglichen Abfchnitte findenden Artifel 118, 119 und 120 nur 
Vermögensrechtliched® zum Gegenitande haben, dürfen die Wir- 
ungen, welche Der Art. 117 der putativen Ehe beilegt, mit 
Sicherheit nur auf die Vermögendrechtlichen Verhältniffe der 
Scheingatten bezogen werben, auf das Verhältniß zwifchen den 
Scheingatten und deren Kindern aber nur foweit ausgedehnt 
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werben, als fih dafür ein Anhalt in anderen Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen findet. Dieſes ift nun in Betreff der in einer putativen 
Ehe erzeugten oder geborenen Kinder allerdings der Fall, denn 
diefelben jollen nad) Art. 147 des Privatrechts den ehelichen 
Kindern gleichgeachtet werden, bedürfen aljo überhaupt nicht einer 
Legitimation per subsequens matrimonium, dafür aber, Daß 
außerehelich erzeugte und geborene Kinder dann, wenn ihre Eltern 
mit einander hinterher eine putative Ehe eingehen, ber Wohl 
that der legitimatio per subsequens matrimonium theilhaftig 
werden, läßt fih aus dem Gejeß ein ficherer Beweis nicht 
erbringen. 

Zu einem gleichen Grgebniß gelangt man bei Berüdfichti- 
gung der den Inſtitut der legitimatio per subsequens matri- 
monium zu Grunde liegenden ratio legis. Dieſe wurzelt. gewiß 
nicht zum geringiten Theile in der Erwägung, daß die Eltern 
außerehelich geborener Kinder durch die Exiſtenz jenes Inſtituts 
angefpornt werden jollen, das unter ihnen thatjächlich beitehende 
unfittliche Verhältniß in das fittliche Verhältniß einer gejeßlichen 
Ehe zu verwandeln und dadurch nicht allein ihren Fehltritt zu 
jühnen, ſondern aud ihren Kindern die nicht Hoch genug anzu- 
Ihlagende Wohlthat zu Theil werben zu laffen, daß Das durch Die 
gültige Ehe der Eltern zwijchen diefen und den Kindern gefnüpfte 
Band von feinem der beiden Gatten willfürlich aufgelöft werden 
fann und daß die Erziehung der Kinder unter dem dauernden 
Einfluß ſittlich intacter Familienverhältniffe ftattfindet. Wenn es 
nun unmöglich in Der Abficht des Geſetzes liegen kann, die Eltern 
unebelich geborener Kinder zur Schließung einer putativen, aljo 
nichtigen und von Amtöwegen zu trennenden Che anzuregen — 
und wenn die Eingehung einer foldhen Ehe überhaupt ungeeignet 
ift, Die fich verehelichenden Eltern und die unehelichen Kinder 
berjelben zu einer Familie im rechtlichen Sinne des Wortes zu- 
ſammenzuſchließen, fo bieße es die ratio, auf welcher Das In⸗ 
flitut der Legitimation durch nachfolgende Ehe beruht, geradezu 
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verleugnen, wenn man auch einer nachfolgenden bloß putativen 
Ehe die Wirkung zufchreiben wollte, daß fie die vor ihrer Ein- 
gehung außerehelich geborenen Kinder legitimire. 


Hiernähft möge noch ein Blid auf Die Fälle geworfen 
werden, in denen das Kirchengefeß eine fingirte Ehe ftatuirt. 
Rad) den Artt. 223 und 226 des Kirchengeſetzes ift das Conſi⸗ 
ftorium verpflichtet, Die verlobte Braut, vorausgeſetzt, daß fie mit 
ihrem Bräutigam einen nur Cheleuten erlaubten Umgang ge- 
pflogen, besgleichen eine unter dem Verfprechen ver Ehe ver» 
führte Jungfrau in Folge einer rechtzeitig von Dem verlegten 
Theile erhobenen Klage als abgejchiedene Ehefrau des ungetreuen 
Bräutigams, beziehungsmeife des Verführerd zu erklären, ſofern 
dieſe fich weigern, mit den von ihnen getäufchten Frauensper- 
Ionen eine Ehe abzujfchließen. Sind in dem von den bezeich— 
neten Perſonen gepflogenen gejchlechtlichen Umgang Kinder erzeugt 
worden, fo find diefelben nad) den Art. 148 und 149 des Pri- 
vatrecht8 ehelichen Kindern gleichzuachten. Hiebei läßt fich 
zwijchen den beiden Fällen unterjcheiden, ob das Kind vor Er- 
klärung jeiner Mutter als abgejchiedene Ehefrau, oder erft nach⸗ 
dem dieſes gejchehen, geboren worden ift. Im erfteren Falle ift 
der Grund der Legitimität des Kindes in der Legitimation Durch 
nachfolgende Ehe zu fuchen, denn die Fiction einer Ehe zwiſchen 
den Eltern desfelben d. i. die Erklärung der Mutter ald abge 
fchiedene Ehefrau des Vaters ift erft nach der Geburt Des 
Kindes erfolgt. In dem zweiten Falle erfcheint es wenigftens 
confequent, Das Kind aus demfelben Grunde als in gültiger Ehe 
geboren zu betrachten, aus weldyem ein von einer ſchwanger 
binterbliebenen Wittwe nach dem Tode des Ehemannes gebo- 
renes Kind als eheliches gilt. (Artt. 132 und 135 des Privat- 
recht.) 
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Rechte durch nachfolgende Ehe legitimirter Kinder. 


86, 

Nachdem in dem Vorftehenden diejenigen Ehebünbniffe, die 
zur Begründung der legitimatio per subsequens matrimonium 
geeignet find, Hoffentlich in überzeugender Weife feftgeftellt 
worden, kommt es nunmehr auf Andeutung der den Kindern 
aus ihrer Legitimation erwachlenden Rechte an. Diefelben 
fönnen im Allgemeinen als identiſch mit denjenigen Rechten 
bezeichnet werben, welche den in gejeßlicher Ehe erzeugten oder 
geborenen Kindern ihren Eltern gegenüber nach den Beftim- 
mungen des Privatrechted zuftehen, denn ausweislich des bereits 
oft erwähnten Art. 173 folgen die per subsequens matrimonium 
legitimirten Kinder nicht allein Dem Stande ihres Vaters, ſondern 
genießen überhaupt alle Rechte ehelicher Kinder, insbeſondere auch 
Familien- und Erbrechte. Bon den Rechten, die den Eltern 
ihren legitimirten Kindern gegenüber zuftehen, iſt zwar in dem 
Art. 173 nicht Die Rede; da aber aus dem Nrtifel 197 des 
PrivatrechtE hervorgeht, daß den Eltern die elterliche Gewalt 
nicht allein über Die ehelichen, ſondern audy die Denjelben vom 
Geſetze gleichgeftellten Kinder, aljo auch über die Durch nadıfol- 
gende Ehe legitimirten gebührt, jo Fann nicht zweifelhaft fein, 
daß Die in den Artt. 197 bis 224 des Privatrecht3 normirten 
Wirkungen der elterlichen Gemalt ſich auf die legitimirten Kinder 
ebenſo erſtrecken, wie auf die ehelichen. 

Nichtödeftoweniger fehlt es nicht au einigen Ausnahmen 
aus den eben hervorgehobenen allgemeinen Regeln. 

In dem Kampfe, den die auf römiſchem und canonijchem 
echte berubende Legitimation durch nachfolgende Ehe bei ihrer 
nur nad und nach erfolgenden Reception in Deutjchland zu 
beftehen Hatte, blieb fie keineswegs in allen Stüden Sieger. 
Eines Theils nämlich vermochte fle in dem Familienrechte Des 
hohen Adels nicht Wurzel zu fafen, und anderen Theild mußte 
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fie fich überhaupt Da, wo fie mit rein Deutfchrechtlichen Inſtituten 
in Colliſion gerieth, mancherlei Ginjchränfungen gefallen Iaffen. 
Als ein noch gefeglich geltender Ueberreſt dieſer Einſchränkungen 
ift der Art. 2544 ded Privatrecht anzufehen, welcher die Aus- 
nahmebeftimmung enthält, daß, außer Aboptirten, auch unehelich 
Geborene und Legitimirte von der Succesfion in abelige Güter: 
familien Fideicommisſe ausgefchloffen find, ſoweit der Stifter 
nicht Abweichendes verordnet hat, was er übrigens in Rurland 
zu thun nicht befugt ift. 

Die von der allgemeinen nteftaterbfolge abweichende Succes- 
fion in Erbgüter, Gefammthandgüter und Stammgüter beruht gleich 
falls auf Sabungen des deutfchen Rechtes, dafür aber, Daß durch 
nachfolgende Ehe Legitimirte von der Succeffion in dieſe Güter 
ausgefchloffen oder in dieſer Beziehung überhaupt nur fchlechter 
geftellt jeien, ald ehelich Geborene, dürfte fich in dem zur Zeit 
geltenden Privatrechte ein Anhalt ebenjowenig finden, wie ſolches 
hinfichtlich der zur Geltendmachung der Erblojung Berechtigten 
der Fall if. Wenn es fih um Theilung ererbter Immobilien 
und darum handelt, wer unter den Erben zum Naturalbefiß 
berechtigt ift, jo fommt ausweislich der Art. 2713, 2715, 2719, 
2720 und 2727 des Privatrecht3 viel darauf an, wer unter 
mehreren männlichen Erben und, wenn foldhe nicht vorhanden 
find, wer unter mehreren meiblidyen Erben der, reſp. die älteſte 
iſt. Su dieſer Hinficht war früher ftreitig, 0b das Alter Der 
durch nachfolgende Ehe legitimirten Erben, wenn fie mit ehelidh 
geborenen oder erzeugten Erben concurrirten, nach ihrer phy- 
fifchen Geburt, oder aber nad) der Zeit ihrer Legitimation zu 
berechnen ſei. Es fehlte nicht an Nechtslehrern, welche, Der 
Legitimation rüdwirkende Kraft beilegend, ſogar im Falle eines 
aliud matrimonium intermedium den legitimirten Erben bin- 
fichtlich des Rechtes auf den Naturalbefiß den Vorzug eit- 
räumten vor den ehelich geborenen, jedoch ihrer phyſiſchen Geburt 
nad) jüngeren Erben. Sept möchte Diefe von C. Neumann 
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in dem Band I der theoretiſch praftifchen Grörterungen Seite 
215—218, lebhaft befämpfte Anficht Ichon Dur) das fpäter 
codificirte Privatrecht ausgejchloffen fein, weil die Wirfungen 
ber Legitimation nach Art. 173 erft mit Vollziehung der Ehe 
beginnen und Die Legitimation feine rüdwirfende Kraft Bat. 
Diefer Beftimmung wegen jteht einem außerehelich geborenen 
Kinde eine Anwartſchaft auf Beerbung feines Vaterd und der 
Blutöverwandten defjelben erft von dem Augenblide jeiner Legi- 
timation durch nachfolgende Ehe zu und kann es daher feinen 
vor diefem Zeitpunfte ehelich geborenen, jedoch ihrer 
Geburt nach jüngeren Miterben gegenüber dad Recht der Erft- 
geburt nicht in Anfpruch nehmen. 

Die Bemeſſung des Recht? auf den Naturalbefik einfach 
nach) der Geburt eines Legitimirten würde übrigens unter Um— 
fländen zu Ergebniffen führen, die Das natürliche Rechtsgefühl 
ſchwer verlegen und deshalb von Geſetze ficherlich nicht gewollt 
find. Wenn 3. B. der Vater eines unehelich geborenen Kindes 
nicht mit der Mutter defjelben, fondern mit einer anderen 
Frauensperſon eine gejeßliche Ehe eingeht, mit Derfelben eheliche 
Kinder zeugt, nach dem Tode feiner Frau aber die Mutter 
jeine® unehelichen Kindes heirathet, jo wäre ed Doch mit dem 
natürlichen Rechtögefühl unvereinbar und ftände mit der Beftim- 
mung, Daß die Legitimation feine rüdwirfende Kraft habe, im 
Widerſpruch, wenn man das legitimirte Kind unter Hintenan= 
jeung der ehelich geborenen Kinder zum Naturalbefiß berechtigt 
erklären wollte. Auch bei Geltendmachung der Erblofung wäre 
das Alter der Legitimirten, wenn fie mit ehelich Geborenen 
eoneurriren, nicht nach dem Zeitpunkte der Geburt der erjteren, 
jondern nach der Zeit ihrer Legitimation zu berechnen, obſchon 
dieſes nach dem Wortlaut des Art. 1668 des Privatredhts 
- bedenklich erjcheint. 


VII. 


Die Lehre von der Ungültigkeit der Teſtamente, 


nad) dem Privatrecht der Oſtſeeprovinzen. 
Bon Profeffor Dr. Erdmann. 


1 


A priori läßt fi) eine doppelte Betrachtung des Begriffs 
der Ungültigfeit eined Teſtaments anftellen, je nachdem man den 
Zeitpunkt oder die Beranlaffung des Eintrittö derfel- 
ben in's Auge faßt. Nach Der erfteren Richtung unterjcheidet 
man die Ungültigfeit von Anfang ab von der fpäter eintreten- 
den !), nad) der zweiten bie ipso jure fich Außernde von der auf 
Anfechtung erfolgenden. ‘Der vor der bewerfitelligten Anfech— 
tung vorhandene Zuftand eined Teſtaments wird Anfechtbarfeit 
oder Nefeijjibilität genannt. Weftgehalten muß fomit werden, 
daß Die Anfechtbarfeit nicht wie häufig 2) behauptet wird, eine 
bejondere Gategorie der Ungültigkeit überhaupt, ſondern nur die 
Beranlaffung einer fpäter eintretenden Aufhebung des Teftaments 
bildet. Iſt dieſelbe noch nicht durchgeführt, jo wird das anfecht⸗ 
bare Teftament als ein zur Zeit gültiges angejehen. 

Allein noch vor realifirter Anfechtung erzeugt Die Gefahr 
einer folchen einen gewillen Schwebezuftand, welcher ſich auch in 


1) Windſfcheid, Pand. I, $ 82, 3. 

2) So noch von Windſcheid aa. O. S. 196. Note 7. ©. da- 
gegen bei. Wächter, würt. Private. IL ©. 656 ff. Unger, öſtr. 
Private. IL, ©. 160 ff. Sintenis, Civil. I, S. 211, 218. Vrgl. auch 
Savigny, IV, ©. 539. 
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beftimmten Rechtsacten, wie Beichlaglegung Durch Inteſtaterben, 
Proclamirung u. |. w. äußern fann. Man Tann daher jehr wohl 
auch das blos anfechtbare Teflament ald ein in feiner Wirkung 
gehemmtes den unzweifelhaft in Kraft bleibenden letztwilligen 
Verfügungen entgegenfeßen, wenn man nur Dabei feilbält, daß 
ein anfechtbared Teftament nicht zu den ungültigen an fich, fon. 
dern nur zu den möglicher Weife ungültig werdenden gehött. 


Hiernadh vermag die Folge etwaiger wejentlicyer Verſtöße 
gegen die Vorfchriften über Form und Inhalt der Tejlamente 
an ſich nur eine Doppelte zu jein: Nichtigkeit des Teſtaments 
(einerlei ob von Anfang an oder fpäter eintretend) und An» 
fehtbarfeit. Gegen diefen logiſch unumftößlichen Schluß 
hat fi aber eine praftifche Ginwendung — insbejondere in 
neuerer Zeit ?) — erhoben, welche jcheinbar eine Dritte Cate— 
gorie, die fog. relative Nichtigkeit, in's Leben gerufen 
hat. Es war nämlich nicht zu leugnen, daß es eine Reihe von 
Fällen gab, in welchen eın Teflament zwar dem Geſetze nad 
nichtig war, aber in Wirklichkeit in Kraft blieb, weil es Nie- 
manden gab, der dieſe Nichtigfeit behauptete. War der Erbe aus 
dem ungülttgen Teftament einmal im Erbſchaftsbeſitz, jo blieb er 
in demfelben, wenn ihn Niemand auf gefeßlichem Wege daraus 
verdrängte. Dieſes Inkraftbleiben faktifcher Zuftände ift eine 
einfache Folgerung aus der Natur der privatrechtlichen 
Normen, welche nur auf Klage der intereffirten Perfonen ihre 
Wirkung äußern. &3 ift nur felzubalten, Daß ein derartiges 
thatfächliches ASukraftbleiben noch fein Convalesciren ent- 
hält und daß Das gerichtliche Auftreten des Die Nichtigfeit be- 
hauptenden Klägers nicht mit einer bloßen Anfechtung verwech- 
felt werden Darf. Denn Diejes Auftreten ift in Wirklichkeit nicht? 
Andere ald das Erheben der hereditatis petitio ab intestato 


3) Vgl. hierüber bei. Brandis in der Zeitichr. für Civilrecht und 
VProceß, Bd. VII, Heft 4 und 5. 
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unter Antecipirung Der Replik der Nichtigkeit. Won der An- 
fechtung eined an fich ſchon gültigen Teftaments unterjcheidet ſich 
diefe fog. Nullitätsflage aber Dadurch, Daß fie nicht erft auf Auf- 
hebung des Teftaments, jondern auf Gonftatirung der Nichtig- 
feit defjelben, auf Herſtellung der Inteftaterbfolge gerichtet wird. 
Daher wirft die Anfechtung nur ex nunc, die Nichtigfeitäflage 
ex tunc. 

Dennoch läßt fich nicht leugnen, daß die große Aehnlichkeit 
im Verfahren und in der Endwirkung leicht zu einer Konfundi- 
zung beider Arten der Erbichaftsflagen führen konnte und that- 
jächlich geführt hat. Insbeſondere ift es auch das baltijche Pro- 
vinzialrecht, für welches die vielfach ungenaue Faſſung unjeres- 
Provinzialgefegbudyes und die mannigfachen Abweichungen, weldye 
dasjelbe gegenüber dem gemeinen Recht und den neueren Parti⸗ 
eulargefegbüchern feithält, eine Klärung dieſer Punkte erheifchen. 
Eine folche fol bier verſucht werben. 


2. 


Allem zuvor ift eine Recapitulation Der Stellung des ge- 
meinen Rechts ſowie eine Darftellung der Normen der haupt- 
Jahlih in Frage kommenden neueren Particularrechte in Bezug 
auf den vorliegenden Gegenftand angezeigt. 

Für dad gemeine Recht ift Diefe ganze Frage eine- 
böchft beftrittene ®). Selbft die Nomenclatur der verjchiedenen 
Fälle der Ungültigfeit ift Feine einheitliche, indem die Ausdrücke: 
testamentum nullum, nullius momenti, irritum, ruptum, bald 
für die eine bald für Die andere Art der Ungültigfeit gebraucht 


4) ©. hierzu Förſter, preuß. Private. IV, $ 256 ©. 186. Unger. 
a. a. O. VI, $ 22, Note 9. 

5) Bol. Bangerow Pand. I, S. 397, 378; IL, $ 485 Anm. 
Windiheid, Pand. I, $ 82, II, $ 565. Wächter, Handbuch II, $ 86. 
Sintenid, &ivilr. I, 9 24. Savigny, Syftem IV, 6 203. Unger.. 
Handbuch IL, $ 91 ff, jowie der in Note 3 citirten Aufſatz von Brandis.. 
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werden). Der wejentliche Gegenfab ift auch bier der der Nich— 
tigkeit und der Anfechtbarkeit mobei jedoch die Mei- 
nungen darüber, ob ein blos anfechtbares Teftament oder fonfti- 
ges Rechtsgeſchäft jchon von vorn herein „ungültig” ift oder es 
erft durch die durchgeführte Anfechtung wird, jehr auseinander- 
gehen ). Was nun aber die eigentliche Nichtigfeit betrifft, jo 
wollen manche Schriftiteller ®) troß dem Widerſpruch der Mehr: 
heit), noch an der Gategorie der fog. relativen Nullität feft- 
halten. Doch modificiren fie die urfprüngliche Auffafjung der- 
jelben, als einer blos beitimmten Perſonen gegenüber vorhandenen 
Nichtigkeit dahin, daß fie unter einer relativen, blos eine unent- 
ſchiedene, eine ſchwebende Nichtigkeit verftehen, deren Entjcheidung 
erſt durch die Erklärung beftimmter Perſonen herbeigeführt wird. 
Indem dieſe Ichteren Schriftfteller anerkennen 10) daß es fich in 
diefen Fällen nicht um die Herbeiführung ſpäterer, ſondern um 
die Gonftatirung früherer Nichtigfeit Handelt, nähern fie fich Der 
anderen Anjchauung, welche in diefen Fällen blos ein factifches 
Inkraftbleiben thatfächlicher, wenn auch juriftifch nichtiger Zu—⸗ 
fände, nicht eine „unentſchiedene Nichtigkeit“ jehen, faft bis auf 
den Wortlaut. Jedenfalls wollen auch fie diefen Fall von dem 
einer bloßen Anfechtbarfeit fcharf getrennt wiſſen !'). 

Es wäre aber ein Irrthum, wenn man aus diefen Dis- 
cuffionen der gemeinrechtlichen Schriftfteller über relative Nulli- 
tät fchließen wollte, als ob das gemeine Recht irgend eine befon- 
dere Klage zur Feftftellung der Nichtigkeit eines Teftaments für 


erforderlich gehalten Hätte. Das nichtige Teſtament war ihm 


6) Windſcheid, a. a. DO. IT, $ 563, Note 2, 4. 8, 9, 10. 

7) Windſcheid aa. D.1,9 82 Note 7. Unger a. a. DL, 
©. 161. Wuchter a. a. O. II, ©. 656 fi. 

8 Schliemann, Lehre vom Zwange S. 138. Windſcheid 
.0.0D.16,. 1% ff. 

9) ©. die in Note 5 Citirten. 

10) Bol. bei. Windſcheid aa. O. I ©. 198, Note 10 a. ©. 

11) ebenda). S. 196, 2. 
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ftetö ein nicht vorhandenes Teftament. Nur konnte e8 vorkom- 
men, daß bei äußerer Fehlerfreiheit desſelben der eingefegte Tefta- 
mentserbeden proviſoriſchen Beftk der Erbfchft erhielt 12) 
und dadurch den unrechtmäßig übergangenen Sinteftat- oder jon- 
ftigen Erben nöthigte Die hereditatis petitio gegen ihn anzu= 
ftellen. Dieſer Fall und diefe Klage enthalten im Keim die mo- 
derne fog. Nullitätöflage oder die Anfechtung wegen Nullität. 
War diefer Erbichaftsbefiß nicht vorhanden, fo bedurfte es Fei- 
ned Nechtömitteld, um Die Nichtigkeit des Teſtaments zu confta- 
tiren. Auch jelbft, wenn es vorhanden war, ging, wie eben ge= 
zeigt worben, das angewandte Rechtsmittel nicht gegen Das un- 
gültige Teftament, fondern gegen den unrechtmäßigen Erbſchafts- 
befig. Nur beiläufig, im proceffualiihen Verfahren, fam dann 
die Richtigkeit ded3 Teſtaments zur Sprache. 

Wie faft Alles in dieſer Lehre, jo tft auch die Frage nach 
der Wirkung einer etwaigen Anerfennung des nichtigen 
Teftamentd durch den nächftberufenen Erben in hohem Grade 
beitritten. Während die Einen ') bier zwiſchen anfechtbaren 
und nichtigen Teftamenten unterjcheiden, nur im erfteren Falle 
eine Anerfennung gelten laſſen wollen und im zweiten Fall der- 
jelben höchfteng dann eine Wirkung gewähren, wenn die Bebin- 
gungen einer Veräußerung der Erbſchaft vorliegen, wollen die 
Anderen '*) in jedem Fall der wifjentlichen Anerkennung einen 
relativen Verzicht des Anerkfennenden auf die Erbrechtöflage jehen, 
ohne Daß damit ein Verzicht auf das Erbrecht felbft und ein 
Nachrücken des Nächitberufenen verbunden jei. Die Anerkennung 
würde aljo nach dieſer letzteren Anficht eine factifche, aber Feine 
rechtliche Gültigfeit des Teſtaments hervorrufen, falls der durch 


12) Die fog. missio scripti heredis in possessionem. Vgl. Wind⸗ 
ſcheid a. a. ©. II, 8 617, Note 6, 

15) Müblenbrud, Commentar XXXVI, ©. 319 ff. Ban- 
gerow a. a. O. II, S. 1% ff. Sintenis II, ©. 469 ff. 

14) Bähr, Mnerfennung 8 51. Windfheida «DM, 
& 566. 
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das leßtere Berufene durch den Richter den Erbichaftäbefig er- 
langt bat. Die blos factifche Wirkung Derfelben äußert jich na- 
mentlich für den Fall, wenn der Erbe aus den (nichtigen) Te— 
ftamente feinen proviforischen Beſitz aus irgend einem Grunde 
definitiv aufgiebt. In diefem Falle konnte der Anerfennende die 
Erbfehaft wieder antreten, da fein Verzicht nur ein relativer, 
blos der Perſon des Teftamentserben gegenüber vollaogener war '°). 


3. 


Dieſe eurſoriſche Darſtellung der Frage nach dem gemeinen 
Rechte dürfte genügen, um in die Schwierigkeit derſelben einzu- 
führen. Ehe wir uns zur Behandlung der Stellung des balti- 
ſchen Provinzialrechtd zu derſelben wenden, dürfte es inftructiv 
fein, die Auffaffung derjenigen deutſchen Barticular- 
geſetzbücher fennen zu lernen, welchen Die gleiche Aufgabe 
der Verarbeitung des römijchen Rechts für moderne Bebürfniffe 
oblag. 

Bor Allem ift dies dad preußifche Landrecht. Das- 
felbe unterjcheidet Drei Arten der Unwirkſamkeit eines Teſtaments, 
die Ungültigfeit, die &ntfräftung und die Vereitlung 
defjelben. ‘Die Ungültigfeit ift Die von Anfang an beſtehende Nich- 
tigfeit oder Anfechtbarfeit, Die Entkräftung die jpäter eintretende 
Nichtigkeit oder Aufhebung, die Bereitlung die Dejertion des 
Teftament3 durch Wegfall des oder der berufenen Erben !°). 
Was nun die vor Allem hier in Frage fommende Nichtigkeit 
betrifft, jo braucht Diefelbe nur dann durch eine befondere Klage 
des wahren Erben durchgeführt zu werden, wenn der Erbe aus 
bem nichtigen Teftamente Schon die Erbfchaft befikt 1). Eine 

15) Vgl. auch Windſcheid a. a. O. II, $ 566, Note 3. 


16) 4. L. R. 1. 12 8 563-610. S ärfter, Preuß. Privatr. IV, 
©. 185 ff. 


17) Daß dieſe Klage auch hier weiter Nichts ift ald die gewöhnliche 


Erbichaftöflage, darüber vgl. Koch, Preuß. Erbrecht S. 688. Förſter 
a. a. O. S. 187 a. A. 
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Anerkennung des lebteren durch den berufenen Erben macht zwar 
das Teftament nicht gültig, läßt es aber factifch in Kraft beitehen, 
weil der allein zur Erbſchaftsklage Berufene auf Diejelbe verzichtet 
hat !°), Neben der Nichtigkeit wirb für Das preußiſche Recht 
wie für das gemeine auch eine Anfechtbarkeit des Teſtaments 
feftgehalten und zwar wegen Uebergehung von Notherben. Da’ 
jedoch in Diefem Falle bins eine Klage auf den Pflichttheil ge- 
währt wird, nicht eine querela nullitatis oder inofliciosi testa- 
menti, ſo befteht die Wirfung auch nur in einer theilmeijen 
Mopdification des Teſtaments, nicht in einer Ungültigfeit beffel- 
ben 9). Eine eigentliche Nejeiffibilität ded Teſtaments kommt 
hier daher regelmäßig nicht vor, eine Praecedenz für Die analoge 
Anfchauung des baltifchen Rechts. 

Aus dieſer Zufammenfaflung geht hervor, daß das preußi- 
che Recht faſt ganz auf dem Fundament des römiſchen fteht. 
Auch bier ift Das factiſche Beitehen eines nichtigen Teſtaments 
noch feine Convalescenz desfelben. Auch hier wird im Falle er: 

„langten Erbichaftsbefiges eine bejondere Klage gegen das nichtige 
Zeftament verlangt. Auch bier enthält Die Anerkennung des Ieb- 
teren nicht einen Verzicht auf die Delation felbft, ſondern einen 
Verzicht auf Die Geltendmachung derfelben. Nur durdy den Weg. 
fall der Refciffibilität bahnt fi eine Weiterentwicelung über 
das römische Recht hinaus an. 

Aehnlich fteht Das öͤſt reichiſche Recht ). Auch diejes 
kennt nur nichtige, nicht anfechtbare Teſtamente und unterſcheidet 
bloß hinſichtlich der erſteren die ſchon von Anfang an vorhandene 
Nichtigkeit von der erſt ſpäter eintretenden Entkräftung und von 
der Unwirkſamkeit durch Wegfall des Teſtamentserben. Daſſelbe 


18) D. h. vorausgeſetzt, daß der Teſtamentserbe in den Beſitz gelangt 
war. Iſt dies nicht der Fall — wie bei formell fehlerhaften Teſtamenten — 
ſo hilft ihm die Anerkennung des Inteſtaterben nichts, es ſei denn, daß darin 
eine Ceſſion der Inteſtaterbanſpruͤche liegt. 

19) Förſter a. a. O. IV, $ 288, ©. 77 ff. 

20) Bol. bier bef. Unger a. a. DO. VI, $ 22-24, 


Zeitfchrift f. Rechtswifſ. Ig. vIl 9. 2 5 
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verlangt jedoch, wie Dad preußifche, eine Gonftatirung der Nich⸗ 
tigkeit. durch Klage des gejchädigten Erben, und zwar für den 
Fall, Daß der Erbe aus dem ungültigen Teſtament Die Erbſchaft 
gerichtlich angetreten hat 2!) und läßt Diefe jog. Nullitätäquerel, 
welche aber auch hier nichts Anderes ift als die Erbrechtsklage 
mit anticipirter Replik der Nullität des Teftaments 22), fchon in 
3 Jahren, gerechnet. von dem Erbſchaftsantritt des Gegners ver- 
jähren. ‘Der ſchon im Beſitz befindliche wahre Erbe bedarf auch 
hier Diefer Klage nicht und Die Folge der Nichtgeltendmachung 
derjelben jowie die Folge einer Anerfennung des ungültigen 
Teſtaments durch den Klageberechtigten, befteht nicht in der Con⸗ 
valescenz, jondern bloß in dem factifchen Inkraftbleiben des, 
Thon realifirten, ungültigen Teſtaments 2°), Cine nachfolgende 
Ungültigfeit kann entweder durch rechtliche Worfchrift (bei Verluft 
ber Teftirfähigkeit und bei Geburt eined posthumus, welcher Noth- 
erbe ift) oder durch Willendact des Erblaflers erfolgen. Für den 
Fall der Uebergehung eined Notherben exiftirt auch bier Feine 
Anfechtung des Teſtaments im Ganzen, ſondern eine bloße Pflicht- 
theilöflage und nur der Ausnahmsfall der Mebergehung des ein- 
zigen Kindes aus Irrthum kann bier — wie audy im preußischen 
Recht — zur Anfechtung des ganzen Teftaments führen?*). Ab- 
gejehen von dieſem Ausnahmsfall fennen aber beide Rechte eine 
Angreifbarkeit des ungültigen Teſtaments nur Durch Die heredi- 
tatis petitio, nicht Durch Refeijlion. 


21) Hierin liegt eine Abweichung von dem preußiſchen Recht, welche 
ſich aus dem ftetd vor Gericht verlaufenden „Berlafjenfchaftsverfahren“ des 
öfterreichiichen Rechts erklärt. Ungera. a. O. $ 22, Note 6. 

22) Unger a. a. DO. ©. 100, Note g. | 

23) Unger a. a. O. 8 22, Note 4. 

24) Daß in diefem Falle nicht eine Nullität, fondern eine bloße An- 
fechtbarfeit vorliegt, geht aua der Thatjache hervor, daß mit Ablauf der Ver- 
jährungsgeit dad nicht angefochtene Teftament nicht etwa blos factifch, ſondern 
aud rechtlich in Kraft verbleibt, daher auch jede Einrede gegen daffelbe 
ausgeſchloſſen iſt. Vgl. Unger a. a. D. $ 87, Note 17 und 18, 
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Das ſächſiſche Civilgeſetzbuch ?5) macht es ſich mit Der 
Srörterung dieſes Gebiets injofern leicht, ald es eine eigne Lehre 
über Richtigkeit und Anfechtbarfeit der Teftamente gar nicht auf: 
ftellt, jondern die Ießteven unter den Rechtögejchäften überhaupt 
mit abhandelt. Daſſelbe Fennt Feine NRichtigfeitsflage, ſondern 
behandelt nichtige Rechtögefchäfte, wie nicht vorhandene. Auf 
die Frage, in wiefern auch nichtige Gefchäfte wegen Nichteonfta- 
tirung der Nichtigkeit factiſchen Beftand behalten können, läßt 
fich das Geſetzbuch nicht ein. Der Notherbenanſpruch gebt auch 
bier nur auf das PflichttHeil und bles Der nachgeborne Notherbe 
rumpirt Dad Teſtament. 


4. 


Mir wenden und jet den Beftimmungen des baltiſchen 
Provincialgeſetzbuches über die Ungültigfeit der Teftamente zu. 
Was zupsrderft die Nomenclatur betrifft, jo redet die Co⸗ 
dification nur von „unwirffamen” und „ungültigen” Teftamenten?°). 
Schon bei diefer Gelegenheit fällt e8 auf, Daß die Categorie ber 
Anfechtbarkeit nicht mit einem Worte erwähnt wird. Auch als 
einer Unterart der ungültigen und unwirkſamen Zeftamente wird 
der Anfechtbarkeit nicht gedacht. Vielmehr unterjcheidet dad Geſetz?) 
blos zwijchen den „von Anfang an ungitltigen” und denjenigen 
Teftamenten, welche „in der Folge ihre Wirfjamfeit und Gül— 
tigfeit verlieren.“ 

Wie aus den oben 28) gegebenen Grörterungen hervorging, 
fann es a priori drei Arten der Gonftatirung der Ungültigfeit 
des Teſtaments geben: 


25) Sächſ. Civilgeſetzbuch, Art. 103 ff, 2600 und 2601. 
26) Prov.-R. II, Art. 2107, 2108, 2111, 2476 Anm., 2787, 2788, 
2789, 2791. 
27) Prov.-R. IU, Art. 2788, Die Ausdrüde „Wirkjamkeit” und „Gül- 
tigkeit“ werben in der Codification als gleichwerthige gebraucht. 
28) ©. Pkt. 1. 
5* 
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1) Die Nichtigfeit ipso jure, ohne befondere Klage eines 
Dritten. Ä 
2) Die Nichtigkeit auf durchgeführte Nichtigkeits— 
tlage, daher mit Rüdziehung ihrer Wirkuug (ex tunc). 

3) Die Nichtigkeit nach Durchgeführter Anfechtung, 
ohne Rüdziehung (ex nunc). 

Die oftfeeprovincielle Godiftcation hat ſich über das Weſen 
der Ungültigfeit des Teftaments nicht Mar ausgeſprochen. Giner- 
ſeits unterfcheidet Diefelbe zwifchen den einzelnen Arten der 
Ungültigfeit nicht ſcharf und läßt außerdem Die eigentliche An- 
fechtbarfeit ganz fallen, indem fie für Die gemeinrechtlichen Fälle 
derjelben nur einen Anſpruch auf Herausgabe beftimmter Sachen 
oder Erbquoten, nicht aber auf Aufhebung des ganzen Teftaments 
gewährt, jo Daß bier nur von einer theilweifen Entfräftung Die 
Rede fein fann 29). Andererfeitsd verwechſelt die Codifica— 
tion wenigftend dem Ausdrude nad Anfechtung und Nichtigfeitd- 
age”), und hebt nicht ausdrücklich hervor, in welchen Fällen 
es dieſer Klage nothwendig bedarf ?!). Es ift daher nicht jo leicht, 
fih in dieſer auch practifch jo Durchgreifenden Frage zurechtzu- 
finden. 

Bor Allem läßt fich jedoch bei genauerer Betrachtung Der 
Unterfchied zwiſchen von Anfang an nichtigen und ſpäter nichtig 
werdenden Teftamenten auch in der Codification durchführen. 
AB ungültig von Anfang an ift darnach dasjenige Teita- 
ment zu bezeichnen, welchem die feine Ungültigfeit verurfachenden 
Mängel von Anfang an anhaften. Das Gefet führt hier folgende 
Fälle ald Die einzigen auf ?2): 


29) Prov.:R. IH, Art. 2793, 2794, 2795. Vgl. weiter unten im 
Text P. 7. 

30) Prov.⸗R. II, Art. 2476 und 2789 („ald nichtig anfechten“). 

31) Denn Art. 2789 ſpricht nur davon, dat eine Nichtigkeitöflege 
angeftellt werden kann. 

32) Urt. 2789. Daß diefe Fälle nicht etwa bloße Betipiele find, gebt 
aus der Yaflung der Eingangsworte ded Artikeld hervor „Iann in folgen» 
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1) Unfähigkeit des &rblafjers, ein Teſtament zu errich⸗ 
ten 9°), 

2) Verlegung der weſentlichen Formalien. 

3) Errichtung aus Zwang, Betrug oder wejentlichem Irr⸗ 
thum °*), 

4) Geſetzwidrigkeit aller einzelnen Beftimmungen des Tefta- 
ments °°). 

5) Unverftändlichkeit, Sinnlofigfeit und innerer Wiber- 
ſpruch aller Beſtimmungen des Teftaments. 

6) Unvollendetheit der Dispofition. 

Hinzuzufügen ift ſchon an diefer Stelle mit Rüdficht auf 
die Punkte 3, 4 und 5, Daß ein blos theilweife mangelhaftes 
Teſtament auch nur theilweife ungültig 6) wird, mit Auönahme 
derjenigen SAlle in Curland, wo die Mängel die Grbeinjeßung 
aufheben ?7). 


„den Yällen als in feinem ganzen Umfange nichtig angefochten werden.“ 
Daher find bier 3. B. Teſtamente von Selbftmördern gültig, wenn fie in 
zurechnungsfähigem Geifteszuftande errichtet wurden. 

33) Späterer Berluft der Teftirfähigfeit relewirt nah Provincialrecht 
nicht. Underer Anſchauung huldigt dad gemeine Recht. Windſcheid 
a.a. O. IU, 8 563, Note 7. Bangerow a. a. O. IL $ 458, Anm. 1. 
Daher ift ein von einem Verſchwender vor ergangener Prodigalitätserfiärung 
errichteted Teftament bier gültig. Dal. auh Unger a.a. O. VL 9 23, 
Note 1. 

34) Hier wird jomit die gemeinrechtlich ftrittige Frage, ob Die er- 
zwungene Dispofition nichtig oder bloß anfechtbar ift, zu Gunſten der erjteren 
Anſchauung entihieden. Bol. Glück Comm. XXXIII, ©. 426 ff. Müh. 
lenbrud, Comm. XLII, ©. 485 ff. Arndts Pand. $ 491, Note 2. 
Dal. auch Prov.-R. II, Art. 2108. 

35) Unter dem Geſetz kann bier, wegen der dispoſitiven Natur der 
reinen Privatrechtönormen, nur die lex cogens verftanden werden, wie wenn 
3. DB. alle Beftimmungen ded Teſtaments der Moral ader dem Strafgeſetz 
zumiderlaufen. 

36) Prov.-R. II, Art. 2788. Diefer Sa wird zwar bier direct nur 
auf Liv. und Eftland bezogen, gilt aber, wie aus der Faffung der Punkte 
3, 4 und 5 des Art. 2789 hervorgeht, auch für Curland. Aehnlich das öfterreichi> 
ſche Reht (Unger a. a. DO. $ 22, Note 2). 

37) Prov.-R. II, Urt. 2123 und 2791. 
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Diefen von Anfang an ungültigen Xeflamenten 
(nichtigen Teftamenten) ftehen iu der &odiftcation als [päter 
ungültig werdende (wirkungsloſe Teftamente) gegenüber: 

1) in Surland dasjenige Teflament, welches feine Erben 
ſämmtlich, ſei ed wegen Unfähigfeit oder aus einem andern 
Grunde verliert ?%) (testamentum destitutum seu desertum) ; 

2) in Liv- und Eftland dasjenige Teftament eines Finder- 
Iofen Teſtators, nach deſſen Errichtung 9) dem Teftator ein 
Leibeserbe geboren wird (testamentum ruptum), es ſei denn, daß 
der Teftator diefen Fall ausdrücklich berüdfichtigt hat *9). 

Mar Dagegen der Xeftator nicht kinderlos, jo bat der 
posthumus blos einen Anſpruch auf eine ebenfo große Erbquote, 
wie feine Geſchwiſter *'). 

Neben diefen nichtigen und wirkfungslofen Teſtamenten 
fommen anfehtbare im gemeinrechtlichen Sinne bier gar 
nicht vor. Denn der wejentliche ?) Fall der Anfechtbarfeit, 
die Verlegung der Notherbenrechte, berechtigt in Den Dftjeepro- 


38) Prov.-R. II, Art. 2791. Ueber die Wirkung der Codicillarclaujel 
vgl. weiter unten im Text. — Sn Liv- und Eſtland wird in diefem Falle 
das Teftament in feinen übrigen Anordnungen, insbejondere den Legaten, auf- 
rechterhalten, jei ed durch den Inteſtaterben oder durch den Nachlaßcurator 
— jelbft bei namentlicyer Onerirung ded Teftamentderben, Art. 2791. An- 
merfung 2. 

39) einerlei ob vor oder nad) dem Tode des Teftators. 

40) Prov.-R. II, Art. 2796. Ein Teftator mit Stieflindern gilt als 
kinderlos, jelbit wenn Einkindichaft vorlag. Vgl. Zwingmann, Entſchei⸗ 
dungen II, 337. Anders bei Adoptivfindern. 

41) Yür den Fall, daß die Gejchwifter verfhiedene teftamentarifche 
Erbquoten erhalten haben, trifft das Geſetz feine Anordnung. Es dürfte 
bier — du das Teftament jedenfalls nach Art. 2796 nicht kraftlos werden 
jol — nur übrig bleiben, den Anſpruch des posthumus auf feine Snte- 
ftaterbportion zu fixiren. Auch das Kindeötheil der Wittwe leidet durch den 
posthumus, nicht aber ihr fonft durch das Teſtament zugedachte Vortheile. 
Diefer Sag wird zwar in Art. 2796 Anmerkung nur für das eftländifche 
Stadtreht anerkannt, geht aber aus der Natur der Wittwenrechte auch für 
die anderen Statutarredhte hervor. 

42) Die Anfechtbarkeit wegen Willensmängel ift bier jedenfalld zur 
Nichtigkeit geworden. Vgl. oben Note 34. 


a _ 


vinzen, einerlei ob es bie wirklichen Notherben Gurlands oder 
die Erbgutsanſpruͤche Liv: und Eſtlands betrifft, blos zu einer 
Pflichttheils⸗ reſp. Erbgutsklage, nicht zu einer Anfechtung Des 
ganzen Teſtaments *?). 


5. 


Die eigentliche Anfechtung des gemeinen Rechts iſt ſomit 
für die Teſtamente der Oſtſeeprovinzen als ſolche weggefallen. 
Durch dieſen Umſtand erklärt es ſich nun, daß der Ausdruck 
„Anfechtung“ hier für Etwas ganz Anderes gebraucht worden iſt, 
naͤmlich für Die oben bereits mehrfach erwähnte Nichtigkeitsklage 
der nÄächften Erbprätendenten. Dieſelbe wird zudem der wirk—⸗ 
lien Anfehtung in foweit näher gebracht, als fie auf den 
zur Zeit erfien Prätendenten befhränft wird und 
im Falle des Schweigens deſſelben verloren 
geht*) Gin Ginrüden des nächſten Prätendenten bei Ber- 
zicht oder Schweigen des erfiberechtigten ift jomit unzuläffig. 
Damit wird für Das Provincialreht der auch in den anderen 
neuen Barticularrechten und nad ber richtigen Anfchauung *°) 
auch im gemeinen Necht geltende Sa anerkannt, daß der Ber- 
zicht oder das Schweigen nur Die Erbrechtsklage trifft, nicht 
das Erbrecht ſelbſt. Die „Anfechtung“ mit der Nichtigleitöflage 
ift Daher audy bier nichts Anderes ald die Erbredtsflage, 
mit auticipirter Replif der Nichtigkeit des Teſtaments. 

43) Prov.-R. II, Urt. 2793, 2794 und 2795. Dad durd die Durch- 
führung diefer Anſprüche eine verhältnigmäßige Herabjeßung der teftamenta- 
rigen Erbquoten, reſp. eine Entziehung einer res certa aud dem Nachlaß 
ftattfinden kann, hebt die Zortdauer der Gültigkeit ded Teftaments im Ganzen 
nit auf. Es kann fomit von der Gategorie der Unfechtbarleit nur bei der 
Lehre von der theilweijen Ungültigkeit der Teftamente die Rede jein, wor- 
über ngl. weiter unten im Text 9. 7. 

44) Prov.⸗R. III, Urt. 2477, 2478, 2798. Wenn der Art. 2477 nur 
von „geſetzlichen Erben" als Anfechtungsberechtigten redet, jo vergißt er offen- 
bar den Fall, wo ein teftamentariicher Erbe aus einem früheren gültigen das 


ungültige fpätere Teſtament anficht. 
45) Vgl. oben ©. 193. 
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Es Tann jomit wegen Ausbleibend diefer „Anfechtung“ 
auch ein ungültige Teftament — zwar nicht gültig werden — 
aber doch factiſch in Kraft Bleiben *%). Doch gehört jelbitver- 
ftändlih zum Snfraftbleiben, daß es ſchon in Kraft gefekt 
war, Daß ‚es realifirt worden ift oder wenigftend zu realifiren 
begonnen wurde. Es muß daher der Teftamentserbe entweder 
- Schon in den factiichen Beſitz des Nachlaſſes auf Grund feines 
Teſtamentsanſpruchs gelangt jein*?) oder einer hereditas jacens 
gegenüber Schritte zur Erlangung der Nechtöfraft gethan haben, 
3. DB. ein Procam exportirt haben, damit die NullitätSflage 
gegen ihn mit Erfolg angeftellt werben kann %). Denn die An- 
ftelung dieſer Klage Tann von dem dazu berechtigten wahren 
Erben doch nur dann mit Fug verlangt werden, wenn berfelbe 
durch das Teftament wirklich in feinem Recht verlegt oder geftört 
wird. Es wäre doch abjurd, von dem ruhig im Befiße befind- 
lien Erben jedeömal Die Anftellung der Nullitätöflage zu ver- 
langen, ſobald er von einem Zeflament hört, weldes vielleicht 
gar nicht geltend gemadyt wird. Es muß ſtets Sache desjenigen 
fein, der einen neuen Anfpruch durchſetzen will, Klage zu fuͤh— 
ren. Auch Die baltifche Godificatiou fagt nur, daß ein ungilti- 
ges Teſtament von dem Berechtigten angefochten werden kann 
oder Darf, nicht daß es angefochten werden muß *9). 


46) Vgl. au Mühlenbruch, Comm. XXXVIN, ©. 134 fi. 
Bähr, Anerkennung $ 81. Förſter a. a. O. IV $ 256, Note 5. 

47) Wie dies regelmäßig nur bei einem „Äußerlich fehlerfreien" Tefta- 
ment, aljo einem folcyen, bei welchem die Mängel nicht jofort auch für den 
Richter erkennbar find, der Fall fein foll. Art. 2480, Zu diejen letzteren Feh⸗ 
lern kann aber nicht blo8 der Mangel der wejentlichen Sormalien gehö- 
ren, jondern 3. B. notorifche Teftirungsunfähigkeit. Ueberhaupt ift nach dem 
Art. 2480 der Richter in Bezug auf die Befiteinweijung bier freier geftellt. 

48) Prov.-R. III, 2479 und 2452. Meldet ſich auf Das Proclam des 
Teftamentserben ein anfechtender Snteftaterbe, jo vertbeilen ſich die Rollen 
des Klägerd und ded Bellagten je nach der vorherigen Regelung der Befik- 
frage. Der Erbichaftsbefiter ift jedesmal der Beklagte. War keiner im Befig, 
jo find beide Kläger — gegenüber der hereditas jacens. Prov.-R, III, Art. 2598. 

49) Prov.-R. II, Art. 2477 und 2789. 


0 


Hieruady braucht aljo diefe Nichtigkeitöflage nur gegen ein 
in Kraft geſetztes, reſp. gerichtlich proclamirtes Teftament ange: 
ftellt zu werden, einerlei ob es ſich um eine anfängliche oder 
ipätere Nichtigkeit handelt. Bon dem preußifchen Syitem ) 
unterſcheidet fich das baltifche nur dadurch, daß bier nicht noth- 
wendig Erbſchaftsbeſitz des Erben aus dem ungültigen Teitament 
vorzuliegen braucht, um die Klage anftellen zu müflen, jondern 
daß auch der bloße Aufruf zur Anmeldung von Anfechtungen 
gegen das Teftament zur Rlageanftellung nöthigen fann, — von 
dem Öftreihijchen Recht 5!) aber nur dadurch, daß dort ſchon 
ter bloße Erbſchaftsantritt vor Gericht genügt, um den Klagefall 
zu begründen. Im Uebrigen aber, insbefondere in Bezug auf 
die Identität der Anfechtung mit der hereditatis petitio und auf 
die 6108 conftatirende Kraft dieſer Klage gegenüber dem Teſta— 
ment ftimmt das biefige Recht mit den gedachten neueren Parti: 
eularrechten ganz überein. 


6. 


Es fragt ſich nun aber ferner, welche Wirfung die Nicht— 
anftellung diefer Klage, reſp. Die Anerkennung des ungülti- 
gen Teſtaments Durch den Anfechtungsberechtigten ausübt. Hier 
jcheiden fich die Nechtönormen Liv. und Eſtlands von Denen 
Curlands. 

Su Curland hat weder das Schweigen des Klageberech- 
tigten noch deffen Anerfennung auf die formelle Gültigkeit 
des nichtigen Teftaments Einfluß). Dafjelbe bleibt nichtig. 
Aber, wenn ed in Kraft gefebt war, verbleibt e8 in factifcher 
Kraft. Und wenn zulegt die Verjährung jeder Erbſchaftsklage 
eingetreten ift und irgend ein Grbichaftsbeliger Die Erbichaft 


50) Vgl. oben Note 18. ©. Förfter a. a. O. ©. 183 ff. 
51) Unger a. a. O. F 22 Note 6. Vgl. oben Note 21. 
52) Prov.-R. III, Art. 2789 Anmtg. a. €. 
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erſeſſen bat, verwandelt ſich auch hier der blos factifche Zuftand 
in einen rechtlichen. Bis dahin aber ift ein Schwebezuftand vor- 
handen. Auch die ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Anerkennung 
bindet blos den Anerkennenden °°), wirkt nicht Direct auf das 
Teitament felbft. 

An Live und Eftland muß bier zwifchen heilbaren 
und unheilbaren Mängeln unterfchieden werden. Zu den Durch 
Anerkennung der Intereſſenten heilbaren Fehlern zählt Die Codifi⸗— 
cation 9) die Teftirunfähigkeit des Erblafferd, den Mangel Der 
weſentlichen Formalien, die Errichtung durch Zwang, Betrug 
und Irrthum und die Unvollendetheit der Diöpofition. In die- 
fen Fällen kann Durch Anerfennung des oder der Anfechtungs: 
berechtigten eine wirkliche Convalescen z des Teftaments, eine 
volle Rechtskraft deijelben zu Wege gebracht werden. Alfo nur 
bei Direct gejeßwidrigen und bei unverftändlichen ZTeftamenten 
tritt Dafjelbe Verfahren ein, wie in Curland. Einer Nichtig- 
feitöflage bedarf es aber in dieſen letzteren Fällen wohl nur 
jelten, da bei derartigen Teftamenten der Richter fchwerlich in 
der Lage fein wird, die Realifation des Teſtamentes zuzulafjen. 

Hiernach ftellt fih das Verfahren folgendermaßen. Offen- 
bar fehlerhafte) Teftamente werden vom Geridt 
ſelbſt, als zur proviforifhen Befibeinweifung 
nicht geeignet, angefehen und verihaffen daher 
feinen Erbichaftsbefig. Andere ungültige Teftamente 
fönnen einen ſolchen verjchaffen oder wenigftend zur Erlaſſung 
eined Teſtamentsproclams 3%) Veranlaffung geben und müfjen 


53) Prov.-R. IN, Art. 2798. 

54) Prov.-R. IH, Art. 2789 Anmkg. a. 9. 

55) D. h. alfo gejeßwidrige, unverftändlicye, formwidrige. Doc Fün- 
nen die formmidrigen in Liv. und Eftland durch Anerkennung der Intereffenten 
convaledciren. 

56) Urt. 2451. Dasjelbe ift wohl zu unterfcheiden von dem einfachen 
Nahlapproclam der Art. 2619 fi. Das erftere provocirt blos die An⸗ 
fechter des Teſtaments, das lebtere alle Erben. 
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in Diefen beiden Fällen von dem Nächſtberechtigten 
binnen gefegliher ’’) oder Broclamsfrift als nid- 
tige) angefochten werden, widrigenfalld fie in Curland 
zur factifchen Realifirung gelangen. In Liv und Eftland 
können diejelben und neben ihnen auch formmwidrige Teftamente, 
wenn auch Fein Erbjchaftsbefig mit ihnen verfnüpft if, durch 
Conſens der Anfehtungsberedhtigten, refp. durch 
Nichtanmeldung derjelben in der Frift des erlaffenen Teſtaments⸗ 
proclam8 Direct convalesciren 39%) und nur ftrict gebietenden 
Geſetzen widerjprehende und ganz unverftändlihe Te- 
ftamente können nirgendöwo zur Realifation gelangen. 

Ein Ausnahmefall, welcher für Curland (in Anlehnung an 
das gemeine Recht) ein an ſich ungültiged Teftament auch troß 
ftattfindender Nichtigfeitäflage aufrechterhalten läßt, liegt in der 
jog. Godicillarclaufel vor, d. h. in der eventuellen Bezeich- 
nung deſſelben durch den Teſtator ald Codicill. Selbitverftänd- 
lich müfjen dann die Vorausfegungen eined gültigen Codicills 
vorliegen. In diefem Fall gilt eventuell der Inteſtaterbe als 
pnerirt und zur Entrichtung der Legate und Fideicommiffe ver: 
pflichtet, Darf jedoch die falcidiſche Duart abziehen ©). Webri- 
gend beichränft auch Das curländifche Recht die Wirffamfeit der 
Codicillarclauſel auf Die Fälle einer völlig mangelnden Erbein- 
jeßung oder des fpäteren Wegfalld aller inftituirten Erben N. 

57) Art. 2620, 

58) Art. 2789 a. A. Daber gilt ald Delationgmoment für den mit 
feiner Anfechtung durchdringenden Inteftaterben nicht der Zeitpunkt der rich- 
terlichen Nichtigfeitserflärung, jondern der Tod des Erblafierd. Art. 1891. 

59) Der praktifche Unterjchied beftcht in dem Erlangen der formellen 
Rechtskraft nach Sahr und Tag nad Art. 2452, weldye auch alle fonjtigen 
Einteden gegen das convaledcirende Teſtament bejeitigt, während bas blos 
factifch realifirte Teftament Curlands bis zu einer etwaigen Verjährung, reip. 
Erfigung, gegen fonftige Einreden nicht jchüßt. 

60) Art. 2792 und 2308. — Windſcheid a. a. D. II, $ 231. 

61) Während das gemeine Recht weiter geht und auch ungültige Erb- 


einjegungen jelbit eonvalesciren läßt, indem fie Diejelben in Erbſchaftäfidei⸗ 
commifje verwandelt 1. 88 $ 17 Dig. de legat. II (31). 
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Neben den bisher gejchilderten Fällen der Ungültigfeit wird 
im Provincialgefeßbuch mehrfach eine theil weiſe Ungül— 
tigfeit der Teflamente anerkannt. Diefelbe findet nicht blog 
bei der ſchon oben 62) erwähnten Nichtigkeit blos einzelner Be— 
flimmungen defjelben ftatt, ſondern auch bei der Verlegung 
der Notherben- und Erbgutsrechhte, fowie eventuell 
auch bei der Geburt eines posthumus. So bewirkt Die 
Berlebung des Notherbenanſpruchs in Gurland, ähnlich wie in 
Preußen, Oeſtreich und Sachen, nicht wie nach gemeinem Recht 
eine Umftoßung des ganzen Teftamentd oder wenigſtens aller 
GSrbeinfeßungen, jondern blos eine Ausfehrung des Pflichttheils, 
wodurd denn allerdings mittelbar eine Herabſetzung der tefta- 
mentarijchen Erbquoten hervorgerufen wird 6%). Selbſt der post- 
humus fann in @urland nicht mehr verlangen ald den Pflicht: 
theil, jo daß derjelbe ungünftiger geftellt ift al8 der posthumus 
Liv- und Eſtlands 6). Auch Die Verlegung des Rechts Der 
Srhgüter in Liv- und Eftland 65) bewirkt feine Umftoßung Des 
Teftament3 im Ganzen, Jondern blos das Ausfcheiden des Erb- 
gutd aus dem Nachlaß, wodurch allerdings möglicherweile das 
ganze Teftament unerfüllbar wird 69). 

Bon diefen Fällen der theilweifen Außerfraftfekung des 
Teſtaments Durch Abftreitung gewiſſer Nachlaßobjecte oder Erb: 
Ichaftsquoten enthält übrigens die Verlegung des Pflichttheils: 
rechts Teine wirkliche Ungültigfeit. Hier Tiegt vielmehr die ein- 
zige im Provincialrecht nachweisbare Anwendung der Categorie 
der Anfechtbarfeit vor. Daher wird im Falle mangelnder 

62) Vgl. ©. 199 a. €. 

63) Art. 2793. 

64) ©. oben ©. 200 Nr. 2. 

65) Zu denen man wohl audy die curländiichen Stammgüter ded Art. 
2002 hinzufügen muß. 


66) 3. B. wenn dad Vermögen nur aus dem Erbgut beitand oder 
wenn alle Tegate gerade auf das letztere angewieſen find. Vgl. Art. 2795. 
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Pflichttbeilsflage nicht bloß ein factijches Inkraftbleiben des 
bezüglichen Teſtaments erzielt, ſondern das letztere bleibt in 
jolchem Falle ald ein wirklich von Anfang an rehtögültiges 
beftehen. Dagegen bildet die Verlegung des Erbgutsrechts einen 
direct vom Geſetz mit Nichtigkeit 6%) belegten Act, wenngleich 
auch hier eine Nichtigkeitöflage erforderlidy iſt, um die Nichtig- 
feit zu realifiren. Hat aber diefe Klage ftattgefunden und Er- 
folg gehabt, jo hebt fie Die angefochtene Verfügung von Anfang 
an auf 6%) und rebucirt, reſp. Iaedirt alle diejenigen teſtamenta⸗ 
rifchen Dispöfitionen, bei welchen das Erbgut eine Rolle fpielt. 
Eine Anerkennung oder Genehmigung durch den Erbgutsberech⸗ 
tigten hebt Die Nichtigkeit wieder auf 9). 


8. 


Ueberhaupt kann die Anerfennung von Seiten des 
Klageberechtigten jeded Teſtament zur Geltung bringen, welches 
nicht ipso jure — aljo auch ohne bejondere Nichtigfeitäflage — 
außer Acht gelafjen werden muß. Eine derartige Anerkennung 
des ungültigen, aber nody der Klage bebürftigen Teftaments ent- 
hält eben auch nach Provincialvecht einen Verzicht auf Die Erb- 
recht3flage ?°), wobei jedoch vorausgejeßt werden muß, Daß der 
Verzichtende bie Ungültigfeit des Teſtaments kennt ''). Die 
Anerkennung des leßteren braucht aber feine ausdrüdliche zu 
fein. Insbeſondere zählt Die Codification den Fall der Nicht: 

67) Prov.-R, II, Urt. 962, 966, 970, 972. Bol. auch Zwing- 
mann, Entiheidungen VI, 1012. 

68) Immer aber nur für denjenigen Theil ded Erbguts, welcher gerade 
auf den Kläger fällt. 

69) Daher heilt die Zuftimmung des SKlageberechtigten zu der Dispo- 
fition über das Erbgut die Nichtigkeit dieſer letzteren. Art. 1997. 

70) Vgl. au Unger a. a. O. VI, $ 22, Note 4 Grande im 
Archiv für civ. Pr. XIX, ©. 1874. 

71) Sonft bleibt ihm die hereditatis petitio bi8 zum Ablauf ber 


Berjährungsfrift. Art. 2619. Dal. auh Unger a. a. O. VI $ 22, Note 
4.0.6. 
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anmeldung der Anſprüche im Teſtamentsproclam zu den Fällen 
der ftillfehweigenden Anerkennung 72), Ebenſo gehört der Fall 
der theilweifen Erfüllung des Teftaments durch den Klageberedy- 
tigten hierher. Doch muß auch bier die Abficht ber Anerken⸗ 
nung aus dieſen factis concludentibus mit einiger Sicherheit 
gefolgert werden können. 


72) Derjelbe kann jedoch wohl nur dann hierher rnbricirt werden, wenn 
der Klagberechtigte fein Anfechtungsrecht kannte. War dies nicht der Yall, jo 
wird er zwar auch praecludirt, aber er hat deswegen noch nicht anerkannt. 


Berihtigungen. 


©. 133 Zeile 8 von unten ftatt: Erwähnung, lied: Erwägung. 


144 „ 4 von oben ftatt: ad judicata, lied: adjudicata. 
„212 » ftatt: Grundzügen, lied: Grundjäßen. 
„. 20 „ ſtatt: 2010 lies: 1010. 
154 „ 16 find die Worte: „von agnatifchen Ajcendenten 


herſtammende“ zu ftreichen. 


VIII. 


Ein Beitrag zur Lehre von der Ertheilung des 
Zuſchlages bei Subhaftationen außerhalb des 
Concurſes. 

Von Oberhofgerichtsadvokat Julius Schiemann in Mitau. 


— J —— — 


Als anno 1874 O. Bähr in dem Aufſatz Nr. IV. des 
XII. Bandes der Jahrbücher für die Dogmatik des heutigen 
römijchen und deutſchen Rechts den Satz vertheidigte, daß 

„ſo lange ein vorjtehender Hypothecarier durch dag Meift- 
gebot nicht gededt ijt, ohne feine Zuftimmung auf den 
Antrag eined nachſtehenden Gläubigerd der Zufchlag nicht 
erfolgen dürfe”, 
glaubte ich annehmen zu dürfen, daß diefer Sag in der curlän- 
diichen Prarid volle Anerkennung ftetd gefunden babe. Es war 
mir felbit, troß Umſchau in den Acten, Fein Sal befannt, wo 
in entgegengejeßtem Sinn entſchieden worden wäre und erfah- 
rene Praktiker beftätigten mir dasfelbe und fügten Hinzu, daß 
fie, wenn fie auf Subhaftation für. einen nachjtehenden Gläus- 
biger antrügen, den Ausbot ſtets bedingungdmäßig mit einer 
Summe beginnen ließen, weldye die vorjtehbenden Gläubiger dede, 
oder doch nicht früher ald nach Erlangung eines die Vorftehenden 
deckenden Angebot3 auf Ertheilung des Zufchlaged antrügen, weil 
fie eben der Meinung wären, daß das Recht ded Nachhypothe— 


kariers auf Diftraction ded Pfanded zu feiner Befriedigung in 
Zeitichrift f. Rechtswifſ. Sg. VIII H. 3. 14 
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der Bedingung, daß durch die Ausübung dedjelben vorftehende 
Pfandrechte nicht verlegt würden, feine Schranke finde. 

Ich Habe auch feither diefen Grundjaß, ſoweit meine 
Kenntniß der curländifchen Praxis reicht, bis vor kürzeſter Frift 
ftet3 und alljeitig beobachtet gefunden. 

Neuerdings aber, wo die Noth des Immobiliarbefites 
wieder geftiegen tft und zu zahlreichen Subhaftationen führt, 
und gleichzeitig, bei der momentanen Abneigung des Capitals 
fi) dem ftädtiichen Immobiliarbefig zuzuwenden, die Angebote 
in den Subhaftationdterminen befonders fpärlih und niedrig 
werden, babe ich ſchon von mehreren Seiten bezweifeln hören, 
daß der obige Sat in Curland gelte. Man fängt auch in Eur- 
land an zu behaupten, daß der Nachhypothekarier ein Recht 
darauf habe, den Verkauf des Pfandobteltd a tout prix zu ver: 
langen, einerlei ob der Erlös zur Dedung der ihm vorgehenden 
Pfandrechte ausreiche oder nicht. 

Diefe Beobachtung ift es, welche mich veranlaßt, un 
geachtet der vortrefflichen Behandlung, weldye die Frage von 
einem fo eminenten Praftifer und Gelehrten, wie Dr. O. Bähr 
es ift, erfahren hat, meinerfeitö zu unterjuchen, ob und in wie 
weit, unter Berüdjichtigung der Normen unjered provinciellen 
Privatrechts und des curländifchen Subhaftationdverfahrend, in 
den auf Antrag eines nachjtehenden Gläubigerd ausgebracdhten 
Subhaftationsverfahren über ein mehrfacdy verpfändeted Im— 
mobil dem Meiftbieter der Zujchlag für eine Summe ertheilt 
werden dürfe, durch welche die dem GSubhaftationd-Smpetranten 
porgehenden Pfandrechte nicht gedeckt werden. 

Derfundamentale Rechtsgrundſatz, dag Nie— 
mand mehr Rechte aufeinen Anderen übrtragene 
kann, alö wie er felber befißt, führt offenbar zu dem 
Schluß, daß der Schuldner, welcher einmal ein Pfandrecht an 
jeiner Sache conftituirt bat, hinterher andere Rechte und fomit 
auch neue Pfandrechte an diefer Sache nur infofern einzuräumen 


211 


berechtigt und rechtlich im Stande ift, als dadurch das bereits 
vorher conftituirte Pfandrecht unberührt bleibt, 

Es ift befannt, daß die alte civiliftifche Gontroverfe, ob 
der nachftehende Pfandgläubiger überhaupt ein jus distrahendi 
habe, oder ob derjelbe fi) mit dem jus offerendae pecuniae 
begnügen müſſe, noch immer nicht entjchieden ift. 

cf. Vangerow Lehrbuch der Pand. Bd. I. $ 388. 

Diejenigen Schriftfteller, welche ihm das jus distrahendi 
zugeftehen, ftüßen ihre Argumentation vornehmlich darauf, daß 
ja der Schuldner ſelbſt zur Zeit der Beftellung der zweiten Hy—⸗ 
pothek, das Recht ded Verkaufs des Pfandobjeltd, wenn auch 
freilich ohne jedes Präjudiz für die vorbeftellten Hypotheken, 
gehabt habe und daher dem nadhftehenden Pfandgläubiger das 
jus distrahendi mit dieſer Beſchränkung ebenfalld zu⸗ 
geftanden werden müſſe, zumal der vorftehende Hypothekarier 
bei völliger Wahrung feiner Rechte fein Intereſſe daran habe, 
einen feinen Rechten in feiner Weife präfubicirenden Pfand- 
verkauf zu hindern, 

cf. Bopp Arc f. civ. Prarid Bd. XV Nr. 17. 

In der That hat das römische Recht denn auch ſtets daran 
feftgehalten, daß, in Confequenz des nemo plus juris in alium 
transferre potest quam ipse habet, dad Pfandrecht des Bors 
hypothekariers durch die Diftraction des Pfanded jeitend eine? 
nachftebenden Pfandgläubigerd ebenjo unberührt bleibt, wie durch 
den freiwilligen Verkauf des Pfanded feitend des Pfandſchuld⸗ 
ners ſelbſt. 

Der Verkauf des Pfandobjects, einerlei ob durch den Pfand⸗ 
ſchuldner oder durch ben nachſtehenden Pfandgläubiger erfolgt, 
hinderte den Vorhypothecarier nicht daran, dasſelbe mit der 
actio hypothecaria von dem Käufer (wie von jedem dritten 
Befiger) einzufordern, deffen Berufung auf den Verkauf er mit 
der Replit: „sinon mihi ante pignori hypothecaeve nomine 


res sit obligata“ aud dem Felde ſchlug. 
14* 
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Wenn man fi daher auch in der obigen Controverje auf 
die Seite derjenigen jchlägt, welche dem Nachhypothecarier ein 
jus distrahendi überhaupt zugefiehen — und das thut, m. E., 
unfer Prov. Recht, cf. Art. 1441. Prov. Cod. Bd. IT. — fo 
fann daraus ficherlih am allerwenigften ein Recht des Nach: 
hupothecarierd hergeleitet werden, dad gemeinjame Pfanbobject 
unter ſolchen Bedingungen zu verkaufen, daß durch den Verkauf 
die vorgehenden Pfandrechte beeinträchtigt werden. 

Und doch läuft e8 auf nichtd weniger, ald auf einen joldhen 
Sat hinaus, wenn von anderer Seite gejagt wird, daß, da beim 
gerihhtlihen Verkauf eines Pfandobjects die fides hastae 
ed verlange, daß der Erwerber ficher gejtellt werde gegen Reclas 
mationen dem Subhaftationdimpetranten vorftehender Pfand- 
gläubiger, da ferner das jus distrahendi auch dem nachftehenden 
Pfandgläubiger unter feinen Umftänden verfümmert 
werden dürfe, es fih als nothwendige Confequenz ergebe, daß 
fobald ein gerichtlicher Pfandverfauf in Frage fomme, auf An 
trag auch des nachſtehenden Hypothecariers dem Meiftbieter der 
Zuſchlag zu ertbeilen ei, einerlei ob die vorgehenden Pfandrechte 
herausgeboten würden oder nicht. 

Dieje Argumentation ftelt, m. E., die wahre Sachlage 
geradezu auf den Kopf! Statt von dem Örundgedanfen 
auszugeben, daß dem Nahhypothecarier Fein 
weitergebendesd Berfaufsreht zuftehen könne, 
als jein NRedtögeber, der Pfandfhuldner im 
Moment der Pfandbeftellung jelber an dem Pfand- 
object hatte und daraus zu jchließen, daß des Nachftehenden 
jus distrahendi in der Berpflichtung die vorftehenden 
Pfandrechte unverleßt zu lafjen feine Schranfe finde; ftatt weiter 
zu jhließen, daß, wenn die fides hastae e3 verlange, daß beim 
gerichtlichen Verkauf des Pfandobjectd der Erſteher gegen die nadh- 
trägliche Entreißung des Pfandobfectd durch vorftehende Hypo⸗ 
thecarier gefichert werde, der Richter dem Verkaufs— 
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antrage des Nahhypothecarierd nur ſtattgeben 
dürfe, fofern Die Berfauföbedingungen und der 
erzielte Meiftbot ed zweifelos maden, daß 
vorftebende Pfandrechte durd die Diftractions- 
procedur nicht beeinträdtigt werden, wird hier der 
umgelehrte Weg eingejhlagen! Es wird die Entjcheidung der 
Gontroverfe, ob der nachftehende Gläubiger nur ein jus offeren- 
dae pecuniae oder auch ein jus distrahendi habe, zu Gunften 
der lebteren Alternative, welche doch nur möglicd war, wenn 
dieſes jus distrahendi' ald auf demjenigen Verkaufsrecht bafirend 
angejeben wird, welches der Pfandſchuldner nach Beftellung der 
erften Hypothek behielt, dazu benußt um nachzuweijen, daß ber 
Vorhypothecarier fi) in Folge ded jus distrahendi des Nach— 
bypothecarierd unter Umftänden dennoch eine Beeinträchtigung 
jeiner vorgehenden Pfandredhte, die den Pfandjchuldner jelbit 
ſchon zur Zeit der Beitellung der Nachhypothek bejchränften, ge⸗ 
fallen lafjen müjje! 

Das ift nicht logiſch! 

Mir finden denn auch in unferen Nechtöquellen nichts, was 
dieſe Anficht zu unterftügen geeignet wäre. 


Der öffentliche Verkauf eines Pfandobjects, ob er nun feitens 
bed Fiscus, der ſtets öffentlich verfaufte, oder, auf Antrag Pri: 
vater, gerichtlich erfolgte, berührte Die vorftehenden Pfandgläubiger 
nur injofern, ald fie — programmate admoniti — ſich mit ihren 
Pfandrechten melden mußten, weil ihr Schweigen zu der 
Veräußerung ald Verzicht aufgefaßt wurde. Nur diefed ift der 
Sinn der const. 6 de remissione pign. VIIL, 26 und der const. 
1 und 8 codem. 

cf. Ghück Pand. — Bo. 19. pag. 426, 
„ Bayer Conc. Proc. $ 16, 

Sp verjteht namentlich die vielberufene Const. 6 cit. unjer 

Prov. Coder Bd. III. Art. 1428. 
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wo unter ausdrüdlicher Berufung auf die const. 6 cit. fejtgefeßt 
wird, daß ein Verzicht des Pfandgläubigerd auf fein Pfandredht 
anzunehmen ei, wenn er bei öffentlicher verpfändeten Gegen- 
ftandes, oder bei öffentlich ergangener Aufforderung der Gläubiger 
ihre Gerechtjame daran wahrzunehmen, gänzlih ſchweigt. 

Nirgends aber findet fich ein Geſetz welches anordnete, daß 
der Pfandgläubiger, welcher bei öffentlicher Verſteigerung jein 
Pfand nicht herausbietet, dieſes Pfandrecht ganz oder 
zum Theil verliere. 

Ein ſolcher Rechtsſatz allein würde aber die Annahme, daß 
der Nachhypothecarier beim gerichtlichen Verkauf des Pfandes die 
Ertheilung des Zuſchlages verlangen könne, ſelbſt wenn die vor⸗ 
ſtehenden Pfandrechte nicht herausgeboten wurden, aus dem Ge⸗ 
ſichtspunkte der Wirkungen des Pfandverkaufs rechtfertigen. 

Es lehren denn auch die beſten Autoritäten auf dem Ge⸗ 
biete des heutigen römiſchen Rechts ganz allgemein, ohne einen 
Unterſchied zwiſchen oͤffentlichem oder privatem Verkauf des 
Pfandes zu machen, daß der nachſtehende Pfandgläubiger das 
Pfandobject nicht anders als unter voller Wahrung des Rechts 
der vorhergehenden Hypothekgläubiger zum Verkauf bringen 
könne, unbeſchränkt nur durch ſpäteer, d. h. nach der Ent- 
ſtehung des Pfandrechts des Diſtrahenten, auf die Sache ge⸗ 
legte Pfandrechte und Laſten, weil ſein Recht eben ſeine Grenze 
findet in dem beſſeren Recht des vorhergehenden Pfandgläubigers. 

ef. Windſcheid, Pand. 8S 237 und 241. 
Unſer prov. Privatrecht aber fchließt ſich diefer Lehre voll- 
fommen an, indem ed ohne jede Einſchränkung 
Art. 1434 1. c. 
feitfegt, daß durch den vom Pfandgläubiger vollzogenen Verkauf 
ded Pfandobjects, welcher 
Art. 1444 L c. 
abgejehen von bejonderer Verabredung ftetd unter Vermittelung 
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des Gerichts auf dem Wege der öffentlichen BVerfteigerung zu 
bewerkftelligen ift, nur feine, des diſtrahirenden Pfandgläubigers, 
und der ihm nachftehenden Hypothecarier Pfandrechte erlöfchen, 
d. h. alfo die ihm vorftehbenden Pfandrechte un- 
geadhtet des Pfandverfaufes befteben bleiben. 

Hieraus ergiebt fi) weiter mit zwingender Nothwendigkeit 
der Schluß, daß wenn die fides hastae es verlangt, daß der Er- 
fteher des Pfandobjects bei gerichtlichen Verkauf vor der nadh- 
träglichen Inanfpruchnahme des Pfandes in Grund dem Diftra- 
benten vorgehender Pfandrechte gefichert fei, es die Pflicht bes 
Richters ift darauf zu wachen, daß der Zujchlag auf Smpetration 
eined nachſtehenden Pfandgläubigerd nicht anders ertheilt 
werde, als wenn der Aushot ergeben hat, daß die vorgebenden 
Pfandrechte, foweit fie gemeldet wurden und ſomit von der Ber: 
muthung ded Verzichts nicht betroffen wurden, durch das Meiſt⸗ 
gebot gededt find. 

Es fragt ſich weiter, ob diefe Grundfäße, welche fich bei 
der Grörterung der Natur ded Pfandrechtd und in specie der 
Bedeutung des jus distrahendi des nachſtehenden Pfandgläubtgers 
ergeben haben, nicht etwa eine Modification (und weldye Modi: 
fication) erfahren, durch die für dad Nechtöinftitut der Zwangß- 
volftredung durch Zwangsveriteigerung von Immobilien mapß- 
gebenden Rechtsfatze. 

Es ift bekannt, daB nad römiſchem Recht die Erecution 
fih urjprünglich, abgefehen von der hier nicht in Frage kommen⸗ 
den pignoris capio zur Erzwingung einer Handlung, regelmäßig 
entweder gegen Die Perſon ded Schuldners (manus injectio, ad- 
dictio) oder gegen die Gefammtheit feined VBermögend (missio in 
bona, venditio bonorum) richtete. 

Erft als die extraordinaria cognitio zum herrfchenden Ver 
fahren wurde, trat neben der perfönlichen und der gegen daß 
ganze Vermögen gerichteten Grecution, die von dem magistra- 
tus zu erbittende und durch feine apparatores zu bewerfftelligende 
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Pfändung einzelner (mobiler oder immobtler) Vermögensftüde 
des Schuldners, zum Behufe gerichtlichen BVerfaufs, in den 
Bordergrund, 

ef. Keller Röm. Eiv. Prov. $ 83; 

auch wurde in diefer ſpäteren Zeit eine missio in bona aud in 
befehränfterer Weife, nämlicy nicht in das ganze Bermögen, fon- 
dern auf foviel ald zur Dedung und Befriedigung ded erequiren- 
den Klägers hinreicht, nachgegeben. 

ef. Puchta Curſ. der Inititutionen Bd. II. $ 188. 

Bon der Perjonalereeution können wir, als für unjere 
Frage nicht in Betracht fommend, abjehen. 

Die missio in bona und die den eventuellen Abjchluß der- 
jelben bildende bonorum venditio konnten für den Pfandgläubiger 
nicht präjudicirlich werden, weil der missus, oder die missi, ihm, 
wenn er fich auf die Befriedigung aus dem Pfande bejchränfen 
wollte, jowenig wie dem Vindicanten, die Herausgabe des Pfandes 
verweigern dürften, es ſei denn, daß fie vorzogen, ihn durch 
Audbezahlung feiner Forderung abzufinden. 

cf. Pudtal.c. 

Diefelbe Rüdfichtnahme auf die Rechte des Pfandgläubigers 
wird bei Yer gerichtlichen Auspfändung einzelner Sachen beobachtet, 
wie die lex 15 $ 6 Dig, de re judicata 42,1 beweift. 

Nachdem Ulpian zunädft ausgeführt bat, daß wenn 
Zweifel darüber beitehen, ob eine gepfändete Sache dem Exe- 
quendud gehöre, der Impetrand von der Richtung der Srecution 
auf diefen Gegenitand abftehen mag, ohne dadurd) dem Schuld- 
ner bezüglich feiner Eigenthumsrechte an derjelben zu präjudt- 
eiren, jagt er im Schluß (1. 15 $ 4 1. c.): Sed et illud debet 
dici ubi controversia est de pignore, id dimitti debere et 
capi aliud, si quod est sine controversia. Dann fährt er $ 5 
l. c. fort: 

Quodsi res sit pignorata, quae pignori capta est, viden- 
dum est, an sic distrahi possit, ut dimisso cre- 
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ditore superfluum in causam judicati conver- 
taturr. Et quamquam non cogatur creditor 
rem, quam pignoriaccepit, distrahere, 
tamen in judicati executione servatur, ut, si emtorem 
invenerit res, quae capta est, qui dimisso priore 
creditore superfluum solvere sit para- 
tus, admittenda sit hujus quoque rei distractio ; nec 
videtur deterior conditio creditoris firri suum con- 
secuturi, nec prius jus pignoris dimis- 
suri, quam si ei fuerit satisfactum®*). 

Das römische Zwangsvollftredungdverfahren bietet ſonach 
feinen Anbaltöpunft dafür, daß in Folge der für daſſelbe gel: 
tenden Grundjäge der nachitehende Gläubiger dad Recht haben 
fönnte, den Zujchlag eined Pfandobjectd an den Meiftbieter um 
einen Preid, durdy welchen die vorftehenden Pfandrechte nicht 
gededt find, zu verlangen. 

Das heutige gemeine Zwangdvollftredungsverfahren — ab- 
geſehen von dem ung hier nicht befchäftigenden Goncuröverfahren 
— ruht noch immer auf römifch - rechtlicher Grundlage. Dieje- 
nigen Schriftiteller, weldye in der hier fraglichen Beziehung nicht 
unferer Anficht find, Tönnen ſich dafür weder auf Reichsgeſetze, 
noch auf ein allgemeined deutjched Gewohnheitsrecht berufen: 

Bayer 3. Dip. bezieht fich für die von ihm aufgeftellte 
Behauptung: 

„Wenn auf dem (im Zwangsvollftredungsverfahren fub- 
haftirten) Gut Hypotheken ruhen, fo ſoll aud den 
Hypothefgläubigern davon (nämlih von dem Berfauf 
durch den Richter) Nachricht gegeben werden, weldye 
zwar die Beräußerung nicht hindern, aber 


*) Anm. Anders jcheint diefe Stelle das Urtheil des Rigaſchen 
Landvogteigerichte (Zmwingmann, Bd. IH Nr. 309 1. c.) zu verftehen 
ohne ausreichende Begründung. Auf Bangerow beruft fi das Urtheil je- 
denfalld mit Unrecht. 
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doch — wenn fie ein ftärfered Recht als die biäherigen 
Släubiger haben — | 
vor diefem ihre Befriedigung aus dem Kaufgelde fordern können. 
(Bol. Bayer Bortr. pag. 1112 [9. Auflage]) lediglih auf die 
von und bereitd oben behandelten 1. 15 $ 5 Dig. 42, 1 umd 
const. 6 und 8 Cod. 8, 26, welche jeine Thefe, wie ich oben zu 
beweijen gejucht babe, durchaus nicht zu begründen geeignet find. 

Andere namhafte Civilproceklehrer theilen Bayer's Mei- 
nung feineöweg3: 

Wetzell und Renaud z. Bſp. lehren, daß wenn andere 
unbeftrittene Sachen nicht vorhanden find nurdanndie Pfän- 
dung als unnadtheilig für die älteren Pfand- 
rechte, niht aufgehoben werden folle, wenn zu 
erwarten ftebe, daß der Verfauf des Pfandob> 
ject8 einen Erlös ergebe welder die Forde— 
rungen der Intervenienten überflteigt, wobei fie 
fih auf dieſelben römifchen Quellenftellen (1. 15 $5 Dig. 42,1 
und const. 6 u. 8 Cod. 8,26) ftüßen, die wir oben erörterten. 

ef. Wetell Syftem $ 56 pag. 579 (2. Aufl.). 
Renaud, Lehrbuch des gem.d. Civ. Proc. $ 168. Bergl. 
auch Zwingmann Civ. Entſch. Bd. IV Nr, 516 I. 

Ich halte freilich den von Wegell und Renaud gewählten 
Ausdrud für zu unbeftimmt ! Nicht darauf fommt ed an, ob 
ein folcher Erlöß zu erwarten ift, fondern darauf, ob er in 
Wahrheit erzielt wird! 

Ein allgemeined deutſche Gewohnheitsreht im 
Sinne der Bayer'ſchen Meinung wird jebenfalld weder behaup- 
tet, nody Tann es bewiejen werden. 

Die Stellung, weldhe der ſubhaſtirende Richter einnimmt, 
ift von der Theorie und Prarid verfchiedenartig aufgefaßt wor 
den: die Einen nehmen an, daß er ald Mandatar ded Schuld- 
nerd, die Anderen, daß er ald Mandatar des beitreibenden Gläu- 
bigerd, wieder Andere, daB er von Amtöwegen dabei thätig werde. 
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Die Controverfe ift eingehend von 
NR. Schneider in ber Zeitfchrift für Rechtöpflege und 
Verwaltung ded Königsr. Sachſen, Neue Folge Bd. 
XII Heft 5 und 6 (185°,,) 
erörtert worden. 

Er gelangt zu dem Refultat, daß der Richter weder als 
Mandatar ded Pfandichuldners, noch ald Mandatar des Pfand- 
gläubigerd, fondern, wennſchon auf Antrag ded Pfandgläubigers, 
fo doch von Amtöwegen aus eigenem Recht procedire, jedoch 
zudem Zwed der Befriedigung ded (beitreiben- 
den) Pfandgläubigerd aus dem Erlöſe des ver- 
fauften Pfandes. 

ef. Schneider 1. c. pag. 438. 

Sch darf e8 dahingeftellt fein laſſen in wieweit der Nach⸗ 
weis, daß der Richter Fraft eigenen Rechts und nicht vielmehr 
lediglich in Grund ded Rechts des beitreibenden Pfandgläubigers 
tbätig wird, nad) gemeinem Recht ald gelungen zu bezeichnen 
ift, obgleich e8 mir ſcheinen will, daß die letztere Anficht die 
richtigere jei, weil dad Necht ded Richters, das Pfandobject zu 
verfaufen, mit dem Moment in Wegfall kommt, wo das Recht 
des beitreibenden Gläubigerd aufhört, fo alfo, daß wenn dieſer ſich 
vor dem Zufchlage mit dem Pfandſchuldner vergleicht, oder von 
ibm befriedigt wird, der Richter mit der Subhaftation nicht fort- 
fahren darf, wenngleich inzwifchen andere Gläubiger ſich gemel- 
det hätten. 

Wie dem auch fei — felbft diejenigen, weldye die Meinung 
Schneider's theilen, dürften eigentlich bei richtiger Würdigung 
des Vorbehalts, daß der Zweck des Verkaufs nur die Befriedi- 
gung des (beitreibenden) Gläubigerd aus dem Erlöfe des Pfandes 
jei, garnicht behaupten, daß der Richter befugt wäre den Zuſchlag 
zu ertheilen, wenn ein vorgehender Hypothefgläubiger, defjen For⸗ 
derung aus dem Meiftgebot nicht zur Befriedigung gelangen würde, 
dagegen protejtirt! denn wenn der Borgehende nichts erhält, jo 
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würde ja auch der beitreibende Gläubiger aus dem Erlöſe des ver- 
fauften Pfanded, um jo weniger etwas zu erwarten haben und 
fomit fiele der Zweck, zu dem der Richter nach Schneider's eigener 
Annahme allein ſoll jubbaftiren dürfen, weg. 


Er würde alfo durch die Ertheilung ded Zufchlages des 
vorgehenden Pfandgläubigerd Recht verlegen, ohne den Zweck 
jeined amtlichen Verkaufs erreichen zu können! 

Folgli darf er den Zufchlag in geſetztem Kalle nicht 
ertheilen. 

Eine auch meined Grachtend anzuerfennende. Folge der 
Zwangöverfteigerung durch den Richter, ift, wie ſchon bemerft, 
die, daß um der fides hastae willen, quae facile convelli non 
debet (const. 8 Cod. de remiss. pign. VIH 26), der Meiftbieter, 
der nach Ertheilung des Zufchlaged durch den Richter das Aus: 
botobject eritand, ed frei von allen (nicht ausdrücklich an Zah- 
lungöjtatt übernommenen) Pfandrechten erwerben muß, fomit 
durch den Zwangsverkauf jeitend des Richters, einerlei ob der- 
jelbe nun Kraft eigenen Rechts, oder auß dem Recht des Pfand- 
gläubigerd verkauft, gegen jede ISnanfpruchnahme des erjtandenen 
Immobils in Grund dem Subhaftationsimpetranten vorgehender 
Pfandrechte gefichert fein muß, woher denn alle, auch die vor: 
gehenden Pfandrecdhte, durch den gerichtlichen Zwangsverkauf des 
Pfandes erlöjchen. 


cf. Wetzell J. c. pag, 580. 

Dadurch ift aber die Frage, ob der Richter, wo das Meift- 
gebot die Vorhypothecarier nicht dedt, den Zufchlag ertheilen 
düerfe, durchaus nicht zu unferen Ungunften entjchieden, ſondern 
ed wird gerade des halb der Richter um fo mehr die Pflicht 
haben in ſolchem Falle den Zujchlag nicht zu ertheilen, damit 
nicht das zum Zwed der Befriedigung des Nachftehenden gegebene 
Mittel, diefen Zweck unerreicht lafjend, gleichzeitig die Verletzung, 
ja, den Berluft der Vorhypothek herbeiführe, wie jener Bär mit 
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dem vergeblih nad) der Fliege geworfenen Stein feined Herrn 
Haupt zerjchmetterte. 

Wenden wir und nunmehr zu unjerem provinciellen Zwang$- 
verfteigerungdverfahren: 

Nach prov. Recht darf die Beräußerung eines Pfandobjectd 
vom Gläubiger nur in dem Fall privatim vorgenommen werben, 
wenn ihm das Recht dazu vom Schuldner bei Beftellung des 
Pfandrechts, oder |päter, ausdrüdlich bewilligt wurde. 

Art. 1443 1. c. 

Iſt diejes nicht gefchehen, jo darf die Veräußerung nicht 
anders, als unter Vermittelung des Gerichtd auf dem Wege der 
öffentlichen Verſteigerung bewerkitelligt werden. 

Art. 1444 1]. c. 

Die Berfteigerung ift in Hinfidht auf den Cigenthümer 
der verfteigerten Sache — entweder eine freiwillige, oder eine 
nothwendige (Zwangdverfteigerung). rftere darf je nach dem 
Belieben ded DBeräußererd gerichtlich oder privatim, letztere muß 
ftet3 gerichtlich bewerkſtelligt werden. 

Art. 3945 1. c. 

Die BVerfteigerung von Mobilien gefchieht unter der Auf- 
ficht des für die Perfon des Eigenthümers, die von Immobilien 
unter der Autorität ded für die Sache competenten Richters. 

‚Art. 4948 1. c. 

Man fieht, dab die Beftimmung ded Art. 3945 über 
eine nothwendige Berfteigerung — und das ift — da die Unter: 
Scheidung „in Hinfiht aufden Gigenthümer der zu 
verfteigernden Sache” gemacht wird, jeder Pfandverkauf feitend 
eined Pfandgläubigerd, durch den Inhalt des Tpecielleren Ar⸗ 


tikels 1443 cit. infofern eingefhränkt wird, ald, wenn der 


Schuldner dem Pfandgläubiger bei Beftellung des Pfandes, oder 
jpäter, den privaten Verkauf geftattet hat, die gerichtliche Ver⸗ 
fteigerung nicht erfordert wird. Es ift wohl jo anzujehen, daß 
die vorgängige &inwilligung des Schuldners 
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einen folhen Verk auf in gewiflen Sinne, als einen 
freiwilligen erjheinen läßt. 

Hieran läßt fi wohl die Erörterung einer Erjcheinung 
anknüpfen, welche man jonft vielleicht geneigt fein könnte, als 
eine flagrante Verlegung ded Grundfaged: „jus publicum priva- 
torum pactis mutari non potest“ anzufehen. 
| Veranlaßt durch die ungewöhnliche Schwerfälligfeit und ben 

Ihleppenden Gang des curländiichen Erecutivverfahrend, pflegen 
bie curländifchen Suriften regelmäßig in die Obligationen und 
Dfandverfchreibungen die (nad) einem bewährten curländifchen 
Praktiker, dem Herrn Oberhofgericht3 - Advofaten Carl Schmid, 
die Schmid’jche, benannte) Clauſel aufzunehmen, daß, falld der 
Schuldner in feinen Zahlungs- (oder fonftigen) Berbindlichkeiten 
manquiren jollte, der Gläubiger mit Umgehung des vor- 
gefhriebenen Grecutorial- und Monitorial- 
Berfahbrens, berechtigt fein fol, mittelft bei dem foro rei 
sitae zu verlautbarenden Antrages, dad Grundftüd, nach jeiner- 
jeit8 zu dietirenden Bedingungen, über eine abgefürzte 
6 wödhentlihe Frift sub hasta zu ftellen und fi 
ausdem Erlös für Kapital, Nenten uud Koften 
zu befriedigen. 

Alle eurländiſchen Gerichte haben die Zurechtbeftändigfeit 
diefer Glaufel anerfannt und thun es toto die, noch immerfort, 
Auf den Antrag des Pfandgläubigerd wird der Schuldner gehört 
und falls er nicht die Erfüllung feiner obligationsmäßigen Ber- 
pflicätungen liquidiren kann, ein Subhaftationdtermin über ſechs 
Wochen anberaumt und durd) die öffentlichen Blätter befannt 
“ gemacht, demnächft aber in termino auf Antrag des impetriren- 
den Pfandgläubigerd dem Meiftbieter der Zufchlag ertheilt. 

Der Geſichtspunkt von dem allein aus es zu erflären ift, 
daß die „Umgeftaltung” der gejetlichen Ordnung des Zwangs⸗ 
verfteigerungöverfahrend, welche doch publici juris ift, durch 
dieſe Clauſel verdiente Zulaffung findet, dürfte der fein, daß ber 
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Smmobiltarpfandverfauf in Grund einer die Schmid’sche Clauſel 
enthaltenden Obligation, ald ein, auf die Ermädjtigung des Schuld» 
ner3 bin, in Grund des Art. 1443. ftattfindender freimwillis 
ger Pfandverlauf durch Bermittelung des Gerichtd angefehen 
wird, jo daß bier der Richter nicht Kraft feines richterlichen 
Amtes, fondern Kraft der für ihn durch die Vereinbarung der 
Parteien begründeten Berechtigung, thätig wird. 

Es ergiebt fich hieraus, dag auf ſolch einen Verkauf die 
für den gerichtlichen Zwangsverkauf bejtehenden Rechtsvorſchriften 
nicht anzuwenden find. Die Pfandgläubiger müſſen fich freilich 
— Sofern man fie nicht etwa durdy Die Anmerkung zum Art. 
1424. für gefichert halten darf — bei Gewärtigung der Annahme 
ſtillſchweigender Einwilligung in die Veräußerung, und fomit 
des Verzichtes auf ihr Pfandrecht, melden, weil Art. 1428. 1. c. 
nicht nur von gerichtlicher Zwangdverjteigerung, ſondern von jeder 
Öffentlichen Verfteigerung redet. Dedgleichen erlöfchen durch den 
Pfandverkauf alle nachſtehenden Pfandrechte und dasjenige des 
" Subbaftationsimpetranten in Gemäßbeit des Prov. God. Bd. IL. 
Art. 1434. 

Dagegen werben jelbft diejenigen, welche aus dem richter- 
lichen Berfaufdrecht zum Zwed ber Zwangs vollſtreckung fol 
gern, daß der Richter auf Antrag eined nacdhftehenden Gläubigers 
ein verpfändetes Immobil, ohne Rüdficht darauf, ob die Bor: 
bypothecarier herausgeboten wurden oder nicht, dem Meiftbieter zu- 
ſchlagen dürfe, zugeben müfjen, daß ihre Theorie ſich auf dieſe 
Art von Subhaftationen nicht anwenden läßt. 

Abgejehen von dem foeben erörterten Fall der Subhaftation 
in Grund der Schmid’schen Glaufel, welche in Curland, wenn 
auch nicht der Theorie, jo doch der Praxis nad), die Pegel 
bildet, und abgejehen von dem Hier nicht zu behandelnden 
Tall des Soncurjed, hat fich das Zwangdvollitredungsverfahren 
in Smmobilien in Curland folgendermaßen geftaltet: 

Zunähft dad Berfahren nad) dem SInftructorium : 
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Ich übergehe als nicht hierher gehörig die Aufzählung aller 
MWeitläufigfeit, durdy welche man nach erfolgter Auflage, erledig, 
tem Monitortale und Crefutorialverfahren eudlich zur Anberau- 
mung eined Grecutiondtermind gelangte. Sm Grecutiondtermin 
fundirte der erequirende Richter jurisdietionem auf dem verpfän- 
beten Gut und der Gläubiger liquidirte aus dem &reeutionäbe- 
fehl und feinen Forderungsdocumenten die Höhe feiner Forderung 
fammt Zinjfen und Koſten und bat ihm einen, der Höhe feiner 
Forderung entiprechenden Theil des verpfändeten Guts, nämlich 
in Gemäßheit der Com. Dec. d. a. 1717 einen halben wüjten 
und einen halben bejegten Hafen Landed für je 1000 Thaler 
Albert. der Schuld, zum unterpfändlichen Befit einzuweiſen. 

cf. Inftructorium des curl. Procefjed P. II. C. V. $ 24, 
was denn auch, falld Fein gegründeter Widerſpruch erfolgte, zu 
geſchehen hatte. | 

Es mußte indeffen der Srecutiondrichter jeden interveni- 
renden Pfandgläubiger hören und wenn derjelbe ein „jus potius 
ac pinguius“, d. h. aljo auch ein befjeres Pfandredit, an dem 
Grecutiondobject liquidiren Fonnte, fo daß, „vor Augen lie 
get, daß wenn die Srecution auf des Creditord Berlangen voll. 
zogen wird, ſoviel von des Debitord Subftanz nicht übrig bleibt, 
woraus die creditores potiores das Ihrige erhalten fünnen”, der 
Executionsrichte von der Erecution abzuftehen hat, 
oder wie ed im 

Instr. 1. c. $& 26. 

Comm. Dec. d. a. 1717 ad. desid 13 p. 1. 
heißt, „er ift verbunden die ganze Sache cum exacta relatione 
zur ferneren Verordnung an ©. Hoch. Durchlaucht zu remittiren. 

Was dann Se, Hoc, Durchlaucht zu thun hatte, erfleht 
man aus 

88 28 und 40 1. c. 

Er hatte entweder den ganzen Erecutiondact zu annulliren, 

oder doch allem zuvor und bevor dem fchlechteren Gläubiger irgend 
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etwas eingewiejen wurde, dem befjeren intervenirenden Pfandgläu- 
biger foviel Haken von dem verpfändeten Gut zu beffen unter- 
pfändlichem Beſitz einmweifen zu laffen, als demjelben nach dem 
durch die Comm. Dec. d. a. 1717 feftgejeßten Maßitabe, der 
Größe feiner Forderung nach, zuftanden. 

Nur jofern er unterpfändlichen Befi auf dieſe Weiſe er- 
langt hatte, batte der Creditor, welcher des Befies müde ge- 
worden war und ftatt der Nutzung des Unterpfandes zu feinem 
Sapital gelangen wollte, dad Recht, zu jeder Zeit, jedoch erft 
nad) vorgängiger balbjährlicher Auflage, auf nächſten Johannis, 
dem Schuldner gegenüber, bei Sr. Hochf. Durchlaucht dahin zu 
ſuppliciren, daß das ihm zu Unterpfand gegebene Gut über Jahr 
und Tag bei dem Appellationdgericht, d. h. dem Oberhofgericht, 
sub hasta gejtellt werde. Nachdem diefer Bilte jtattgegeben 
worden war, nahm er „Subbaftationdblancate" aus, weldhe er 
dahin ausfüllte, daß er auf das Gut foviel anbiete wie feine 
Forderung betrug und zugleich Alle und Jeden auffordere binnen 
Jahr und Tag ihr etwaiged Webergebot beim Appellationsgericht 
zu verlautbaren. Die jo ausgefüllten Blanfette wurden an die 
deutichen Kirchentbüren in allen Oberhauptmannsfchaften affigirt 
und demnächft in dem vom Impetranten zu deducirenden Ter⸗ 
min dem Meiftbietenden der Zufchlag ertbeilt. 

Mutatis mutandis fand dafjelbe Verfahren in den Städten 
ftatt, nur daß dort gewöhnlich das ganze Haus und nur bei jehr 
geringer Forderung ein Theil defjelben eingewiejen wurde. 

Heutzutage werden die Er- und Immiffion nur ald For⸗ 
malitäten behandelt ; in der Negel erklärt der Debitor, daß er 
die Immiſſion pro realiter per acta annehme, der Subhaftations- 
termin wird vom Gericht anberaumt und durch die öffentlichen 
Blätter befannt gemacht und die intervenirenden Pfandgläubiger 
und fonftigen Gläubiger fönnen ſich noch in termino subha- 
stationis melden und ihr jus potius ac pinguius geltend machen. 


Ich babe indeffen geglaubt über den Gang der Grecution 
Zeitſchrift f. Rechtswifſ. Sg. VII SH. 8 15 
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nad dem Inftructorium an Diefem Ort referiren zu jollen, weil 
fih mir aus den oben citirten SS 26, 28 und 40 daſelbſt zu 
ergeben jcheint, daß nach der damaligen Auffaffung der nad) 
ftehende Pfandgläubiger, abgefehen von der Eröffnung des Con- 
curjed, auf feinen Fall erreichen fonnte, daß das Pfandobject zum 
Öffentlichen Berfauf gelangte, wenn dadurch Die Befriedigung der 
zeitig intervenirenden vorftehenden Pfandgläubiger gefährdet wor: 
den jein würde Wenn ihm nur joldye bejette und unbejeßte 
Hafen zum unterpfändlichen Beſitz eingewiefen werden konnten, 
welche nicht zur Sicherung vorftehender Gläubiger in Anjpruch 
genommen wurden, und wenn er nur auf die Subhaftation eines 
ihm, mindeftend zu einem Theile, zu unterpfändlichem Befit eins 
gewiefenen Gut mit Erfolg antragen konnte, fo erhellt, dag ihm 
damals ein Recht den Verkauf des Pfandes zu verlangen, wenn 
der Meiftbot zur Befriedigung der Vorhypotbecarier nicht Hin- 
reichte, keinenfalls zuerkannt wurde. 

Wenn ſchon heute in dem formellen Gang des Verfahrens 
ſich mandherlei geändert bat, jo liegt doch Fein Grund zu der 
Annahme vor, daß diejed Princip verlaffen worden fei 
und bin ich geneigt hierin für Eurland ein Argument zu Gunften 
der von mir vertretenen Anficht zu ſehen. 

Sch kehre nunmehr zurüd zur Prüfung der einjchlägigen 
Beftimmungen unjered prov. Privatrechts. 

Die oben citirten Artikel 1443, 3945 und 3948 des Prov. 
God. Bd. II. ſetzen feit, daß die Berfteigerung, fofern fie nidyt 
privatim erfolgt, „gerichtlich", „durch Vermittelung des Gerichts“ 
und, fofern es fih um Smmobilten handelt, „unter der Autori- 
tät", der ruſſiſche Text fagt: »Buacrtii«, „des Gerichts" ftatt- 
findet. Im Art. 3952. 1. c. tft jogar von den Mitgliedern der 
Behörde, „vor welcher” die Verfteigerung ftattfindet, die Rede. 

Diefe Ausdrüde an fich rechtfertigen die Annahme nicht, 
daß der Richter Kraft eigenen Rechts die Veräußerung 
vornehme, vielmehr deuten fie darauf hin, daß der Richter ledig- 
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lich die Ordnungsmaäßigkeit der Procedur zu controliren und das 
für Sorge zu tragen habe, daß die fides hastae gewahrt werde. 
Für die Annahme vollends, daß der Richter auf alle Fälle dahin 
zu wirkten babe, daß die einmal beantragte Subhaftation nun 
auch jedenfalls, einerlei welches Meiftgebot erzielt wird und ob 
bei dem erzielten Meiftgebot der Subhaftations⸗Impetrant zur 
BPerception gelangt, zum Zufchlag an den Meiftbietenden führe, 
bieten die gebrauchten Ausdrücke Feine Handhabe. 

Dagegen finden fi) mehrere Geſetzesſtellen, aus welchen 
fich Schließen läßt, DaB das Gericht lediglich Kraft des 
Rechts des Subhaftationdimpetranten, der als 
der „Berfteigerer” bezgeihnet wird, thätig werde. 

Hierher rechne ich namentlicdy die Beitimmung, dab der 
Berfteigerer fih in den Bedingungen die Enticheidung über 
den Meiftbot vorbehalten Tann 

Art. 3962 1. c. 
und die Beſtimmung, wonach der Zufchlag bie Erklärung des 
Berfteigerers, dat der Meiftbot angenommen fei, vertrete 
Art. 3963 1. c. 

Daß unter dem Berfteigerer nicht das Gericht, fondern ber 
Subhaftationsimpetrant zu verftehen ift, ergiebt fich mit voller 
Evidenz aud dem 

Art. 3968 1. c. 
wo beide einander gegenübergeftellt werben. 

Diejenigen, welche die Anficht vertreten, daß nad) dem 
heutigen gemeinen Zwangövollftredungäverfahren das Gericht 
jelber Kraft eigenen Rechts verkaufe, in dem Sinne. daß ber 
Umfang des Rechts des Subhaftationsimpetranten garnicht weiter 
in Srage komme, müfjen behaupten und behaupten auch 

cf. Schneider 1. c. pag. 431 fig. und pag. 498, daß der 
Richter bie Steigerungdbedingungen aufzuftellen babe und mit 
dem Öteigerer contrahire, die Kauffchuld erwerbe, die Hypothek 
für dieſelbe ich beftellen laſſe u. f. w. 
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_ IB 

Diejed Alles trifft für unfer prov. Recht nicht zu! 

Wäre der Richter der Berfäufer aus eigenem Recht, fo 
hätte der Zufchlag eben feine, nicht des Verſteigerers Erklä⸗ 
zung über die Annahme des Meiſtbots zu vertreten, fo bätte 
nicht der Steigerer, jondern er die Steierungsbedingungen auf- 
zuftellen, fo durfte nicht gejagt werden, dag unter Ver— 
mittelung, oder unter der Autorität, oder gar nur 
vor dem Gericht die Verfteigerung erfolge, ſondern es 
müßte heißen, daß dad Pfandobjet von dem Gericht ver- 
fteigert werde! 

Da diejed Alles nicht der Fall ift, jo glaube ich annehmen 
zu dürfen, daß nad) prov. Recht ed in der That nicht der Richter 
ifl, der aus eigenem Recht, ſondern der Verfteigerer, 
der auß feinem Recht unter richterlicher Auto- 
rität verfauft. 

&8 erfolgt daraus, daß der Richter, welcher, weil eben der 
Berlauf unter jeiner Autorität erfolgt, zu prüfen hat, ob die 
Anträge des Berfteigererd begründet find, diefelben zurüdweijen 
muß, fobald fie über fein Recht hinausgehen, daß er namentlich 
zu prüfen bat, ob durch die von dem Berfteigerer in Gemäßheit 
ded Art. 3692 1. c. beizubringenden Steigerungäbedingungen nicht 
Rechte vorftehender Pfandgläubiger verlebt werden. Dieſes aber 
wird jedesmal der Fall fein, wenn nad) dem Inhalt der Bedin- 
gungen in Grund de 

Art. 3961 1. c. 
ein Zuſchlag geboten erjcheinen würde, bevor die Befriedigung 
der vorgehenden und auf ihr Necht nicht ausdrüdlich oder ftill- 
ſchweigend verzichtenden Bfandgläubiger durdy die Höhe des er: 
zielten Meiſtgebots gefichert wurde. 

Unfer Provincialrecht beftimmt 

Art. 1449 1. c. 
daß der Pfandgläubiger in Teinem Falle gezwungen werden könne 
von feinem Verkaufsrecht Gebrauch zu machen und der Schuldner 
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nurgegen Sidherftellung des Gläubiger beredh: 
tigt ſei die verpfändete Sache zum öffentlichen Verlauf zu Brin- 
gen, um aus dem Erlöje feine Schuld zu bezahlen, 

Da der nachſtehende Pfandgläubiger nicht mehr "Rechte 
haben kann, als der Auctor von dem er jein Recht ableitet, der 
Pfandfehuldner, zur Zeit der Berpfändung hatte, jo Tann aud) 
in Gemäßheit des Art. 1449 cit. der nachſtehende Pfandgläu- 
biger das Pfandobject nicht anders verlaufen, ald wenn er die 
Borgehenden dahin ficherftellte, daß fie aus dem Erlöje Be 
zablung erlangen werden. Died geſchieht am füglidy- 
ften, indem er in Die Steigerungdbedingungen 
die Slaufel aufnimmt, daß erft bei Erzielung 
eined die Vorhypothecarier dDedenden Meift- 
bots der Zuſchlag erfolgen dürfe. 

DerSubhaftationsridhteraber, unter deſſen 
Autoritätder Berfauf ftattfindet, darf danach 
gar Feine Berfteigerungdbedingungen geneh— 
migen, welde nicht dieſe Elaufel enthalten 
oder auf andere Weife die Vorhbypothecarier 
dafür ſicherſtellen, daß fie fürden Fallder Zu- 
Ihlagsdertheilung aus dem Erlöje Befriedigung 
erlangen werden. 

Hat er es aber unterlafjen hierauf zu achten und ed wird 
nur ein Meiftbot erzielt, der nicht einmal die Vorhypotherarier 
dedt, jo Darf der Subhaftationdrichter aus demfelben 
Grunde die Genehmigung zur Ertheilung des Zufchlages nicht 
geben. Eine gegentheilige Verfügung. darf durch Nullitätögrände 
angefochten werden. 

Hieran ändert auch nicht die Beftimmung des 

Art. 3961, 
wonach, falls Fein bezüglicher Vorbehalt in den Stetgerungsbe- 
dingungen gemacht wurde, dem Meiftbieter, wenn Niemand troß 
Aufforderung einen höheren Bot verlautbarte, der Zufchlag er- 
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theilt werden muß, denn Da der Zuſchlag nad Art. 3693 
lediglich die Zuffimmungderflärung des Berftei- 
gerer8 vertritt, jo verfteht es fih von felbft, 
daß eine jolde Erklärung als rechtlich erfolgt 
vom Richter niht anerfannt werden darf, fo 
lange wegen Nichterzielung eines die Vorhypo— 
thefen dedenden Meiftgebots, und wegen Nicht— 
gewinnung einedö emptor qui dimisso priore 
creditore superfluum solvere sit paratus, der 
Berfleigerer jelbft zu dieſer durch den Zufchlag 
zu vertretenden Erflärung nod gar Fein 
Recht bat. 

Ich erwähnte ſchon mehrfach, daß der Umftand, daß ein 
Berfauf unter richterlicher Autorität ftattfindet, an ſich einen 
audreichenden Grund dafür abgiebt, daß derjenige, welcher vor 
Gericht im Meiftbot eine Sache erftand, gegen alle Reclamatio⸗ 
nen vorjtehender Pfandgläubiger gejchügt werde Wir fahen 
oben, daß fehon im römischen Recht hierfür, wenigftend joviel 
die creditores praesentes betrifft, durch die const. 6. Cod. de. 
remiss. pign. VIII. 26, Sorge getragen worden ift. 

Daffelbe bat in ausgiebigerem Maße zur Ehre der fides 
hastae durch die | 

Art. 1602 und 3967, 1. c. 
ftattgefunden, denen zufolge, nach Erfüllung der Steigerungsbe- 
dingungen und, fofern ed fi um ein Immobil handelt, nad 
Berfehreibung defjelben in den Hypothelenbüchern auf den Na- 
men des Erfteherd, alle, aud die dem Subhaftationsimpetrans 
ten vorgehenden, Pfandrechte erlöfchen und, jofern fie ingroffirt 
waren, aus den Hypothekenbüchern zu deliren find. 

Es iſt Har, daB dieſe Gejebeöftellen die Trage, unter 
welhen Bedingungen der Zufhlag auf Antrag 
des nachſtehen den Gläubigerd erfolgen follund 
Darf, ganz unberührt laſſen. 
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Sch bin fomit zu dem Reſultat gelangt, daß nad) unfe- 
rem Recht der Richter, wenn die Subhaftation nicht feitend eines 
erften Pfandgläubigerd beantragt wird, darauf zu ſehen hat, daß 
in die Gteigerungäbedingungen die Glaufel aufgenommen werde, 
daß der Zufchlag erft dann erfolgen ſolle, wenn das Meiftgebot 
die dem Subhajtationsimpetranten vorgehenden Pfandrechte decken 
würde, oder aber der Impetrant in anderer Weife den vorftehen- 
den Gläubiger dafür ficherftelle, daß er aus dem Erlöfe Befriedi- 
gung finden werde, wenn aber auch diefe Vorficht verfäumt worden 
wäre, der Richter, außerhalb des Concurſes, nimmermehr befugt 
ift, gegen ben Willen vorftehender Pfandgläubiger feine Geneh- 
migung zur Ertheilung des Zufchlages bei der auf Antrag eines 
nachftehenden Gläubigers ftattfindenden Zmangäverfteigerung zu 
ertheilen, jo lange durch den Meiftbot die demfelben vorgehen: 
den (und nicht durch Verzicht erloſchenen) Pfandrechte nicht ge- 
deckt find. 

Das ift im Wefentlichen die von Bähr vertheidigte Thefe. 

Es mag hierzu noch bemerkt werden, daß ſchon Stobbe in 
jeinem Handbuche des deutjchen Privatrechts S 114. Nota 27 
darauf auſmerkſam macht, dag Bäher's Sab in Deutjchland mehr: 
fach particularrehtlich in Geltung ftebe. 

Gleichermaßen find in Seuffert's Archiv (Bd. 28. Nr. 112 
und Bd. 31. Nr. 121) zwei Präjudifate des Obertribunald zu 
Berlin aus den Jahren 1871 und 1875 abgedrudt, welche für 
da8 gemeine Recht anerkennen, daß dem voritehenden Pfands 
gläubiger ein Widerfpruchärecht gegen Ertheilung des Zujchlages 
dann zuftehe, wenn bei dem durch einen nachftehenden Gläubiger 
veranlaßten Zwangdverfauf durch das verlautbarte Höchſtgebot 
feine Forderung nicht gededt wird. Weber die Rigaſche Praris 
vergl. Zwingmannl. c. Bd. III Nr. 309 und Bd. IV 5161 

Bezüglich des Nachweifes der Zwedwidrigkeit und der den 
Realcredit fchädigenden Wirfung der gegentheiligen Anficht, des— 
gleichen was die Widerlegung des argumenti ad hominem, daß 
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der vorſtehende Gläubiger ſich ja herausbieten könne, betrifft, 
verweile ich auf die vortreffliche Ausführung in der Cingange 
citirten Bährichen Abhandlung. 


Sch begnüge mich damit an diefem Orte hervorzuheben, 
daß, wenn der Zufchlag ohne Rüdficht auf die Befriedigung der 
Borhypothefarier ertheilt wird, die ſe zum Ankauf genöthigt 
find, um ihre Forderung zu retten, während wenn unfere Mei: 
nung die richtige ift, in gleicher Lage der Nahhypotheca- 
rier zum Ankauf genöthigt ift. 


Das Lebtere erjcheint doch wohl als das Wünfchenswerthere, 
weil darnach, wer mit Vorficht Geld auf Hypotheken anlegt, er- 
warten kann, daß er zum Ankauf der Hypothek vorausfichtlich 
nicht wird gezwungen werden koͤnnen. So kann auch, wer nicht 
ausreichende Mittel zum Ankauf des Pfandobjectd hat, es wagen, 
innerhalb gewifjer Grenzen fein Kapital dem Realeredit dienftbar 
zu machen, während nach der Anficht, welche wir befämpfen, für 
den beftlocirten Hypothecarier die Gefahr nahe liegt, daß ein be- 
liebiger nachftehbender Gläubiger, gerade in den jchwierigiten Zeiten 
ihn zum Ankauf nöthigt, indem er, in der Hoffnung ald Meift- 
bieter doppelt zu verdienen, was er ald Gläubiger verliert, auf 
dem Verkauf a tout prix beftebt. Man wende auch nicht ein, 
daß auch der beſtlocirte Gläubiger dieſe üble Chance ohnehin 
nicht vermeiden könne, weil im Concurje der Zufchlag a tout 
prix jchließlich doch erfolgt. Einmal wird der Concurd nur er: 
öffnet, wenn wirkliche Infufficienz vorliegt und es giebt gefeß- 
lihe Mittel zu jeiner Abwendung; anderfeitd werden die Ver 
Fauföbedingungen im Concurſe, — wenigitens in Curland —, 
nad) dem Ermeſſen der Gläubigermajorität entworfen und dabei 
in ber Regel durch die GStipulitung von Ratenzahlungen und 
Srmöglidyung von Schuldübernahmen der Ankauf auch dem min- 
der Bemittelten erleichtert. 


Wer aber auf legte Hypothek Geld giebt, der follte ſich 


a _ 


ftet3 auf den Anlauf gefaßt machen: darum ift e8 auch Billig 
von ihm die Herausbietung der Vorgehenden zu verlangen ! 

Zum Schluß will ich noch zweier practich wichtigen, wenn 
auch principiell nicht ausfchlaggebenden, Fragen gebenfen: wie 
halt man es bei unferer Anſicht mit den ftill- 
ihweigenden Hypotheken und mit den Ber: 
bandhypothefen? 

Kann auch der mit einem ftillfehweigenden Pfandrecht aus- 
geftattete Pfandgläubiger Widerſpruch gegen die Criheilung des 
Zuſchlages erheben, wenn ein ihm nadjftehender Hupotbecarier 
ein dem Pfandſchuldner gehöriged Immobil sub hasta geftellt bat? 

Meined Erachtens kommt diejed Recht denjenigen Perjo- 
nen, weldyen ein generelles ftillichweigended Pfandrecht zufteht, 
überall nicht zu. 

Da nämlich nad 

Art. 13811. c. 

dad Generalpfandredht ded Schuldner Befugniß frei über fein 
Vermögen zu verfügen, nicht jo weit befchränft, daß er nicht 
einzelne Stüde defjelben, dem ganzen Bermögen unbejchadet ver- 
äußern bürfte, jo fteht das generelle Pfandredht, jo lange nicht 
durch die Eröffnung des Concurſes über dad Vermögen des 
Schuldners gerichtlich feftgeftellt worden tft, daß fein gefammtes 
Bermögen zur Dedung der Durch dad generelle ftilljchweigende 
Pfandrecht berechtigten Perfonen nicht hinreicht, dem Pfandgläu- 
biger, welchem ein Immobil fpeciell verpfändet ift, bei Geltend⸗ 
machung ſeines jus distrahendi nicht entgegen, weil das jus 
distrahendi deffelben ebenſo weit geht wie die Veräußerungöbe- 
fugniß des Schuldners jelbft zur Zeit der DBeftellung des qu. 
nachſtehenden Pfandrechts. 

Anders verhält ed ſich mit den ſpeciellen ſtill— 
ſchweigenden Pfandrechten. Es liegt kein Grund vor 
dieſelben ſchlechter zu ſtellen als die auf eine Hypothek ingroſſir⸗ 
ten Pfandverſchreibungen. 
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Ich glaube auch nicht da darin praktiich eine bejondere 
Gefahr liegt, zumal wenn man erwägt, daß in Subhaftations- 
verfahren illiquide Anſprüche überhaupt nicht zu berückſichti⸗ 
gen find. 

Bon dem nad) unjerem prov. Privatrecht anzuerlennenden 
ſpeciellen ftillfchweigenden Pfandrechten 

cf. Art. 1403—1408 1. c. 
fommen die Pfandrehte des Vermiethers und des 
Berpächters nicht in Betracht, weil fie fih nur auf Mo- 
bilien beziehen koͤnnen. 

Das Pfandrecht fürden Rüdftand des Kauf- 
und Pfandſchillings 

Art. 1406 1. c. 
kann feine Schwierigfeiten bereiten, weil ein vorfichtiger Greditor 
fih, bevor er Geld auf eine Hypothek giebt, ftetd davon über- 
zeugen wird und kann, ob nad) Maßgabe ded Kaufcontractd, 
defjen Eorroboration ja erſt das Eigenthum des Schuldner be- 
gründete, über die Bezahlung des Kaufpreifed (reſp. Pfand- 
ſchillings) quittirt worden ift ober nicht. > 

Das Pfandredht desjenigen, der Geld oder 
Baumaterial zur Wiederherftellung oder Ber- 
bejferung und Unterhaltung eines Grundftüds 
vorgeftredt Hat (Art. 1407 1. c.), ift dadurch bedingt, daß 
die Berwenduug wirklich erfolgt ift. 

Sofern der Berechtigte fpäteftend in termino subhastatio- 
nis das Fundament feines Anſpruchs und in specie auch den 
Betrag der wirklichen Verwendung urkundlich liquidirt, kann ihm, 
falls die Subhaftation von einem ihm nachſtehenden Pfandgläu- 
biger beantragt worden ift, dad Recht des Widerfpruch8 gegen die 
Grtheilung des Zuſchlages für einen ihn nicht dedenden Meiftbot 
nicht verjagt werden. 

Im Stun des Gejeßgeberd, der eine entfprechende Erhöhung 
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des Werthes des Pfanded durch die Verwendung annimmt, Liegt 
darin Feinerlei Unbilligkeit. 

Bon dem ftilliehweigenden Pfandreht der bevor- 
mündeten und der unter Buratel ftebenben Per 
fonen an mit ihren Geldern erfauften ISmmo- 
bilien (Art. 1408 1. c. gilt daſſelbe. Da es dieſen Perjonen 
ohnehin freifteht ſtatt des Pfandrehts das Eigenthumsrecht 
an dem qu. Smmobil geltend zu machen, wodurch natürlich allen 
ihnen nachſtehenden Hypothecariern die Bafiß ihres Pfandrechts 
entzogen würde, jo geſchieht den Letzteren ficherlich Fein Unrecht 
damit, wenn von ihnen verlangt wird, daß fie, wollen fie ihre 
Pfand - Diftractionsrechte geltend machen, diejen vindicationdhe- 
rechtigten Gläubigern das Intereſſe an der Bindication nehmen, 
indem fie deren Forderung heraudbieten. 

Das Pfandredht derjenigen, denen durch 
legte Willensverordnung ein Bermädhtniß oder 
Fideicommiß zugedadht worden tft, Tann ebenfalls 
faum zu Unträglichleiten führen, weil derjenige, welcher Geld 
sub hypotheca von dem Schuldner ererbten Immobils darleiht, 
fich darüber, ob die Erbſchaft mit Fideicommifjen oder Erbichaften 
beijchwert war, informiren kann, und, wenn er ed nicht that, mit 
Recht für feine Sorglofigkeit büßt. | 

Was die Berbandphypotheten betrifft, fo ift ber 
Pfandgläubiger, dem mehrere Grundftüde für diefelbe Forderung 
in solidum verpfänbet find, unzweifelhaft berechtigt die Bezah⸗ 
lung der ganzen Schuld beim Verlauf eines jeden einzelnen 
Pfandobjectd suo loco zu verlangen. 

Ein Recht der Nachſtehenden, die Befriedigung der Ver— 
bandhypothek pro rata aus allen verbundenen Pfandobfecten zu 
verlangen, eriftirt außerhalb ded Concurſes nicht. 

Die Nachhypothecarier können daher auch nichts dagegen 
einwenden, wenn der Inhaber der Verbandhypothek, ald ihnen 
vorftehender Pfandgläubiger, Widerfpruch gegen den Zujchlag er- 
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hebt, fofern feine gefammte, wennſchon noch anbermeit pfand- 
rechtlich beficherte, Forderung nicht herausgeboten wird. 

Es ift darin auch eine Härte ben nachftehenden Pfandgläu⸗ 
bigern gegenüber nicht zu ſehen, und zwar um fo weniger als 
fie fich, durch Geltendmachung des ihnen zuftändigen jus offe- 
rendae pecuniae helfen fünnen. 

Iſt der Subhbaftationdimpetrant aber fein Pfandgläubiger, 
jondern in bloßer Chirographarier, zu deſſen Gunften dad Im⸗ 
mobil zu Executionszwecken sub hasta geftellt werben tft, jo tft 
zunächft in Erwägung zu ziehen, daß es hierzu erft gefommen 
fein kann, nachdem die Erecution in die Mobilien fich fruchtlos 
erwieſen hatte. 

Befinden fi nun die — ſagen wir zwei — mit der Ber- 
bandhypothek belafteten Smmobilien in Händen verfchiedener 
Perjonen, jo kann der Ehirographarier feine jchwierige Lage über- 
haupt nicht verbefjern, denn feines Schuldners Immobil ift jeden- 
falls mit der ganzen Schuld belaftet und er würde, wenn das 
Immobil dem Meiftbieter jelbft um den, die Vorgehenden nicht 
dedenden Bot zugefchlagen würde, immerhin es dulden müſſen, 
daB der Verbandhypothecarier den gefammten auf ihn entfallen- 
den Theil des Erlöfed zur Tilgung der Berbandhypothel benußt 
und damit den Eigenthümer ded anderen verpfändeten Smmobild 
entlaftet, ohne daß er, der Chirographarier, dieſes letztere in An- 
ſpruch nehmen Tönnte. 

In diefem Falle ſchadet es alfo nicht, daß der Zufchlag dem 
Meiftbieter um das die Vorgehenden nicht dedende Höchftgebot 
nicht ertheilt wurde. 

Gehören dagegen beide durch die Verbandhypothet belaſte⸗ 
ten Immobilien dem Exequendus, fo könnte der Subhaftations- 
impetrant jcheinbar in der That unter Umftänden in eine fchiefe 
Lage gerathen: der ſucceſſiv angeftellte Einzelauöbot beider Im— 
mobilien könnte zu dem Reſultat führen, daß der Zujchlag beide 
mal nicht ertheilt werden dürfte, weil für feines der Immobilien 
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joniel geboten wurde, daß aus dem Meiftgebote der ganze Betrag 
ber Verbandhypothel, ſammt den fonftigen vorftehenden pfand- 
rechtlichen Belaftungen, hätte Befriedigung finden Tönnen, wäh- 
rend, wenn der Zufchlag für jedes der beiden Grundflüde um 
die verlautbarten Meiftgebote erfolgt wäre, in Rüdfidht darauf, 
daß der Betrag der Verbandhypothek nur einmal zu bezahlen 
geweſen wäre, der Subhaftationdimpetrant möglicherweife Befriedi- 
digung für feine Forderung hätte finden können. 

Die Soncurderöffnung könnte unter Umftänden helfen, weil 
im Concurſe nady heutigem Recht Tein Gläubiger ein Wider- 
fpruchörecht gegen den Zwangsverkauf im öffentlichen Meiftbot 
bat, einerlei wie viel oder wenig geboten wird. Allein es tft 
möglicdy daß Infufftctenz, weil alle Gläubiger befriedigt werden 
fönnen, wenn die Verbandhypothel nur einmal in Anrechnung 
Tommt, garnicht vorliegt und demnad dad Mittel der Concurs⸗ 
provocation verjagt. 

Wie zieht fich der nachftehende Gläubiger aus diefem 
Dilemma ? 

Ich meine er kann ſich auf zweierlei Weile helfen, 

Entweder er läßt fi in die Güter des Schuldners ein- 
weifen, begründet fich dadurch ein gerichtliched Pfandrecht, 

Art. 1412 1. c. 

und madt nun von dem jus offerendae pecuniae 
Gebraud, 
oder — und diefen Weg Tann natürlich auch der nachftehende 
Pfandgläubiger einfchlagen — er läßt ineodem termino 
beide Smmobilien einzeln ſubhaſtiren und die 
Verfügung über Ertheilung oder Nichtertheilung ded Zufchlages 
ausſetzen bis auch das Nejultat des Ausbots des zweiten Immo- 
bils vorliegt. 

Ergiebt fich nun, daß der Erlös beider Ausbote hinreicht 
um den Betrag der Verbandhypothek und die Forderungen der 
fonft vorgehenden Hypothecarier zu deden, jo kann der Zuſchlag 
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verlangt werden, weil dem Widerfpruch des vorgehenden Hypo» 
thecariers jett die exc. doli entgegenftehen würde. 

Reicht die Summe beider Höchftgebote nicht aus die 
Vorgehenden zu beden, jo liegt Fein Grund zur Ertheilung des 
Zufchlaged für den Nachſtehenden vor, weil er auch bei Erthei- 
lung defjelben nichts befommen würde. 


IX. 


Sit eine ſ. g. anfechtbare Ehe zur legitimatio 
per subsequens matrimonium geeignet? 
Bon Oberhofgerichtsadvokat Ferdinand Seraphim in Mitau. 


— — 


Im zweiten Heft des achten Jahrganges dieſer Zeitjchrift ') 
bat Herr Iuftizbürgermeifter Kupffer in feiner Abhandlung über 
die Legitimation durch nachfolgende Ehe den Nachweis zu führen 
verfucht, daB nach dem Geſetze für die Evangelifche Zutherifche 
Kirche in Rußland v. J. 1832 Chen, welche in Folge rechtzeitig 
erhobener und fachlich begründer Klagen Derjenigen, deren Rechte 
durch Die Vollziehung diefer Chen verlegt waren, ald geſetz⸗ 
widrig vom Gonfiftorium getrennt worden, für die Zeit 
von ihrer Eingehung bi8 zu ihrer gerichtlichen Trennung als 
rehtögültige Ehen anzufehen und daher geeignet feien, die 
Legitimation aupßerehelih erzeugter oder geborener Kinder zu 
bewirken 2) und daß auf foldhe f. g. anfechtbare Ehen der Begriff 
der f. g. putativen Ehe unan wendbar jei.?) 

Bon der Nichtigkeit der Argumente, auf Grund deren 
Kupffer zu feinem foeben referirten Rejultate gelangt und der 
Degründetheit dieſes leßteren habe ich mich bei forgfältiger Er 
wägung ber bezüglichen Ausführungen nicht überzeugen können. 


1) ©. 156 fge. 1. c. 
2) ©. 176 fge & 181 lc. 
3) ©. 178 fge. J. e. 
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Bei der Wichtigkeit der bier in Rede ftehenden Frage dürfte 
die Erörterung meiner Bedenken auch dann von Intereffe fein, 
wenn eine Berichtigung und Widerlegung derjelben die Richtig: 
feit der von mir bier angefochtenen Kupffer'ſchen Anſchauung 
näher begründen ſollte. 


$1. 

Zunähft Time gegen Kupffer's Auslegung ded Art. 248 
des Kirchengefeßes in Betracht, daB diefer Artikel jedenfalls in 
allen von ihm behandelten 8 Fällen die mangelnde Einwilligung 
der Eltern, Adoptiveltern, Bormünder und refp. der betreffenden 
Obrigfeit als impedimentum dirimens, nicht aber 
als bloßes impedimentum impediens, bezeichnet 
und ausdrüdlich erflärt, daß in allen diefen Fällen die Ehe nur 
dann gültig fein folle, wenn fie von Denjenigen, Deren 
Rechte durch die Vollziehung diejer Chen ver- 
legt worden, nicht beftritten wird, während im 
Falle einer begründeten und erwiejenen Klage der gedachten Per- 
fonen die &he in den gedachten Fällen vom Confiitorio al 8 
widergefeglih zu trennen tft. | 

Schon der Umftand, daß es fidh hier um ein impedi- 
mentum dirimens handelt, dürfte pie Auslegung alß 
unzuläffig erfcheinen lafjen, daB in den im Art. 248 1. c. auf: 
geführten Fällen die Ehe gültig ſei, bis fie in Folge einer, 
nnerhalb der durch den Art. 249 1. c. dazu offen gelaffenen 
Sahresfrift von den dazu bereditigten Perfonen reſp. Behörde an- 
geftellten,beg ründeten Klage refp. Bejchwerde vom Konfiftorio als 
gefebwidrig getrennt worden; alfo erft durch die urtheils- 
mäßige Trennung ungültig werde. 

Diefe, dem Begriffe des impedimentum dirimens m. 4. 
nach durchaus widerjprechende, Auslegung wird aber durch Die 
Gegenüberftellung der Beftimmungen der Art. 247 und 248 1. c. 
nicht wohl zu begründen fein, denn der Gegenfaß, welchen bie 
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gedachten beiden Artikel aufftellen, ift doch der, gerade im Ehe⸗ 
rechte, jo wie im Proceßrechte, und zwar im Eherecht auf Grund 
des canoniſchen Rechts, zur Geltung gelangte Unterjchied zwifchen 
abfoluter und bedingter oder ſchwebender, auch j.g. 
relativer Nullität.?) 

Der Art. 247 1. c. behandelt nun Fälle der ſ. g. abſo— 
Iuten Nullität, in welden dad Gonfiftorium, auch ohne 
eine Klage ded dazu Berechtigten abzuwarten, nach gehöriger 
Unterfuhung die Ehe für nichtig erklärt und ſodann demge- 
mäß trennt. 

In den Fällen ded Art. 248 dagegen handelt es ſich um 
Fälle j. g. relativer, richtiger auögedrüdt: ſchwebender 
oder bedingter, Nullität, in melden, wenn die dazu 
berechtigte Perfon den Nullitätsgrund mit Erfolg geltend madht, 
die Ehe ſich als ipso jure nichtig ergiebt, während 
wenn die zur Geltendmachung der Nullität berechtigte Perſon 
den Nichtigkeitögrund nicht geltend machen will, oder 
das ihr dazu zuftehbende Recht verliert, die Ehe 
als von vornherein gültig angejehen wird.) 

Eben deöwegen, weil in diefen Fällen Nichtigkeit oder 
Gültigkeit der Ehe davon abhängt, ob der dazu Berechtigte 
den Nichtigkeitögrund rechtzeitig geltend macht oder nicht, alfo 
von feinem Willen und defjen gehörige Erklärung, ift die Nich- 
tigfeit in diefen Fällen eine ſ. g. bedingte, ſchwebende oder relative. 

Die Bedeutung der Klage des zur Geltendmachung des 
Nichtigkeitsgrundes Berechtigten ift lediglich die einer 
Präajudicialflage; Sfjoldurd richterlichen Aus— 
ſpruch eine Entſcheidung über den Nichtbeſtand 
bed Rechtsgeſchäfts, pro casu der Nichtigkeit der Ehe, erzielt 
werden ; durdy den Ausſpruch des Richter jol nicht erſt die 


4) Unger, Syftem des öfterreichifchen Privatrechtse Bd. II ©. 145 fge; 
Windſcheid Pandelten 5 Aufl Bd. IS 82 u. Anın. 8 dajelbft. 

5) Unger, l.c. ©. 152 und Ann. 48 daſelbſt. 

Zeitſchrift f. Rechtswiff. Ig. VII H. 8. 16 
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Nichtigkeit herbeigeführt, fondern die Nichtigkeit fol 
vielmehr als vorhanden anerfannt, declarirt wer 
den; das Urtheil fol alfo nicht erft das bisher zu 
Recht beftandene Gejhäft umftoßen, fondern es tft, 
indem eö die bereitö vorhandene Nullität con ftatirt, 
lediglich declaratorifher Natur.®) 


Die Wirkung der Nichtigkeitderklärung ift daher die Zu⸗ 
rüdführung der Berhältniffe ver Betheiligten 
aufden Zuftand vor Schließung der Ehe, aud 
wenn die Ungültigfeit oder Nichtigkeit der Ehe, ihr Widerftreit 
gegen ein impedimentum dirimens, eine bedingte, nur auf An 
frag des dazu Berechtigten declarirte, ift. ”) 


8 2, 

Mit dieſen Greigniffen ftimmt auch die, wie es mir fcheint, 
nicht unflare Wortfafjung des Art. 248 1, c. überein, denn er 
befayt ausdrücklich, daß in den dafelbft angeführten Fällen die 
Ehe nur als gültig angejehen werden folle, wenn fie von 
den dazu Berechtigten nicht als widergefeglid 
beftritten wird, während fieim Falle der Anftreitung al 8 
widergejeglihevon Konfiftorio urthbeilömäßig 
getrennt wird und dad heißt doch nichtd Anderes, ald daß 
ihre Ungültigfeit, ihre Widergeſetzlichkeit, wegen 
ded, diefe begründenden, in der Vergangenheit 
liegenden, Umftandes declarirt, nidt aber, daß 
troß ihbrervom Gonjiftorio anerfannten Wider- 
gejeglidhfeit, dennoch ihre Gültigkeit bit zu 
dem Momente, wo fie urtheilämäßig ald wider- 
gejeglih anerfannt und diefer Anerfennung, 


6) Unger,l.c ©.19: Windjdheid, lc. Anm. 6. 

7) Richter, Kirchenrecht 5 Aufl. $ 280 S. 628cf. auch $265 und 
8 267 dajelbft S. 582 u. Anm. 11 daſelbſt. Walter, Kirchenrecht, 9 Aufl. 
$ 316 cf. auch $ 305 Dafelbit. 
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ebenfo wie im alle abjoluter Nichtigkeit, durch demgemäße 
Trennung der Ehe Folge gegeben wird, ausgeſprochen 
fein ſolle! 

Wenn alfo Kupffer für jeine Auslegung darauf 
Gewicht legt, daß in den Fällen des Art. 248 1. c. es einer 
förmlichen Klage des in feinem Rechte Verletzten bebürfe, 
jo wird dieſes Argument ja eben durch die Unterjcheidung zwi- 
ichen abfoluter und bedingter Nullität, jo wie durch den Um⸗ 
ftand feine Widerlegung finden, daß gerade bei der Che, wegen 
der bejonderen Wichtigkeit diejed Verhältnifjes, auch bei ftattfin- 
dender Nichtigfeit der Ehe, eine forgfältige richterliche 
Unterfuhung un Entſcheidung darüber flatt- 
finden muß, ob bei der Eingehung der Che Umftände vor- 
lagen, welche die Ungültigfeit derjelben zur Folge hatten, da e8 
nicht füglich den bei dieſer Frage betheiligten 
Derfonen anhbeim gegeben werden fann, obdie 
Che zur Recht beftehbe oder nicht — während in anderen, 
dem materiellen Recht angehörenden Nullitätsfällen die Parteien 
nicht verpflidtet, fondern nur befugt find, die 
Nullitätsfrage als Präjudicialfrage zur ride 
terlihen Entjheidung zu bringen.®) 

Was aber die förmliche Klage anlangt, weldye in den 
Fällen des Art. 248 1. c. ftattzufinden haben fol, jo dürfte doch 
zu bemerfen fein, daß in den daſelbſt bezogenen Fällen der Art. 
205, 207, 209, 210 und 213 Seitens der betreffenden Obrigkeit 
oder Behörde wohl nur ein gehörig fubftantürter Antrag nad 
Ber Natur der Sache jhon genügen müßte. 


Wenn fodann endlid Kupffer fih darauf beruft, daß 
dad Kirchengejeb in den 8 Fällen ded Art. 248 die Zuftimmun; 
der Eltern, Adoptiveltern, Bormünder ꝛc. weder als unerläß- 
liches Erforderniß einer rehtögültigen Trauung 


8) Unger, 1l.c. ©. 149 u. 36 dajelbft. 
16* 
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noch als abſolutes Ehehinderniß irgendwo bezeichnet, 
fo ift biergegen zu erwidern, daß nicht bloß der Mangel der 
unerläßlichen Srfordernifje der Trauung und nicht bloß abjos 
Iute Chebinderniffe die Nichtigkeit der Che bewirken, jondern 
dat auch diejenigen impedimenta dirimentia, weldye eine ſ. g. 
relative oder bedingte, jchwebende Nullität in dem bereitd erörter- 
ten Sinne begründen, diefe Wirkung haben und daß der 
Art. 542 1. ec. gerade in den 8 Fällen des Art. 248 1. c. den 
Mangel unumgänglider Bedingungen einer 
gejeglihen Ehe ſogar anerkennt. 


$ 3. 

Einen weiteren Beleg für die Richtigkeit der bier vertrete- 
nen Auffaffung giebt auch der Fall, wo die Ehe wegen 
Mangels der freiwilligen und wirklichen Ein— 
willigung beider Theile zur Eheſchließung nid: 
tig ift. 

Kupffer führt namentlich den, fei ed nun ohne oder durch 
Betrug berbeigeführten, Irrtbum an, der die Perjon des ande- 
ren Nupturienten betrifft und daher den nothwendig erforderlichen 
Conſens beider Theile ausfchließt. In diefem Falle ift die Ehe 
unzweifelhaft nihtig wegen mangelnden Gon- 
jenjes, aud wenn die Zraubandlung in der gejeß- 
lih vorgeſchriebenen Art und Weiſe vollzogen 
tft, denn die in gejeglicher Weife vollgogene Traubandlung 
fann einer gejeglih ungültigen&he weder Kraft 
noch Giltigkeit geben’); gleichwohl aber hängt es 
von dem Willen ded im Irrthum Befindliden 
ab, diefe Nichtigkeit geltend zu machen oder auf die Geltend- 
machung diejed Irrthums zu verzichten und nachträglich zu 
eonfentiren. | 

Wil er aber wegen des verfirenden Irrthums die Gültig- 


9) Art. 243 des Kirchengeſetzes. 


Hr 
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feit der She nicht anerkennen, jo muß er die Nichtigkeit 
der She wegen des verfirenden Irrthums ur- 
theilsmäßig erklären lajjen; erdarf fie nicht 
ohne Weitered von ſich aus oder in Ueberein— 
ffimmung mit der ibm angetrauten Fran mit 
irgend welchem Rechtseffect ald ungültig be: 
handeln. ü 

Wir baben alſo auch” bier einen unzweifelbaften Fall ber 
ſ. g. relativen oder bedingten Nullität, gerade ebenſo wie in ben 
Fällen ded Art. 248 1. c. und diefer Fall ded mangelnden 
Conſenſes ift im Art. 200 1. c. dem Mangel der Ein- 
willigung Derjenigen, vonDenen die jih Ehe— 
lihenden nah den Gejegen abhängen, gleid- 
geftellt, denn der qu. Artifel erflärt zur Schliegung der Ehe 
die freiwillige, wirkliche und deutlich ausgeſprochene Einwilligung 
beider Theile für ebenfo erforderlich, wie die Ein. 
wiligung Derjenigen, von denen fieden Geſetzen 
nah abhängen! 

Zwilchen dem Falle des Mangels der freiwilligen und wirt. 
lihen Einwilligung beider Theile zur Ehejchliegung und dem Fall - 
der mangelnden Einwilligung der im Art. 248 gedachten Perfonen 
und reſp. Obrigfeiten befteht fein anderer Unterfchied in der Wir: 
fung, als daß die Geltendmachung der Nullität in dem erftge- 
dachten Falle nicht, wie in den Fällen des Art. 248, auf die 
im Art. 249 ]. c. normirte einjährige Zrift befchräntt ift. 

Was aber von dem Mangel des freiwilligen und wirklichen 
Conſenſes beider Theile wegen Pla greifenden Irrthums gilt 
dad muß m. E., während Kupffer diejes beftreitet 1%), ebenfo, 
nicht bloß für den Fall des phyſiſchen Zwanges, der fich über: 
haupt bei der Eheſchließung ſchwer denken läßt, fondern auch 
für den Fall des compulfiven Zwanges, justus metus vor- 


10) 1.0. S. 148, 
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ausgeſetzt, gelten, da bier nicht die, bloß vermögensreſcht— 
liche Gejhäfte betreffenden, Beftimmungen bed Civilrechts 
und alſo auch des Art 2983 Thl. III ded Prov.-Rechts, — 
welche dabei das ganz bejonderd qualificiite Verhältniß der Che 
garnicht in Betracht ziehen, -- fondern vielmehr die Beſtimmun⸗ 
gen ded canonifchen Rechtes über den Einfluß des Zwanged auf 
die Gültigfeit der Ehe, zur Anwendung fommen müfjen, dad ca- 
nonifche Recht !1) aber eine erzwungene Che für nichtig erflärt 12) 
und die Geltendmachung dieſes Nichtigkeitögrundes wiederum dem 
Willen des Gezwungenen überläßt. '?) 


8§ 4. 

Sft fonach in den Fällen des Art. 248 J. c., ganz ebenfo, 
wie im Falle des Irrthums, des diefen herbeiführenden Betruges 
und Zwanges, eine bedingte Nichtigkeit vorhanden, deren 
begründete Geltendmachung die urtheildmäßige Anerfennung und 
Declaration der Nichtigkeit der Che zur Folge hat, jo wird man 
auch das Nefultat nicht ablehnen fünnen, daß die von Kupffer 
ſ. g. anfechtbaren Ehen zur Bewirkung der Legitimation außerehe— 
lich gezeugter Kinder nicht geeignet jind, daß vielmehr 
zur 2egitimation eine geſetzlich gültige Ehe erforderlid 
ift, d. b. eine ſolche, welche nicht wegen eines obwaltenden 
impedimentum dirimens ungültig ift. 


11) C15, c28. X de spons (4,1); C2 X de coqui duxit (4,7); 
4. Savigny Syſtem ded heutigen Römijchen Rechts Bd. II ©, 104 fge. 
Anm. 9; Richter 1. c. 8 265; Walter. c. $ 316. 

12) Im Römiſchen Rechte war in ähnlicher Berüdfichtigung Der 
Greiheit, die erzwungene Freilafjung nichtig, weil den 
Römern die Wiederaufbebung der einmal eingetretenen 
Freiheit aldetwadganz Außerordentliched erſchien. Windſcheid 
l.c. $ 80 Anm. 2. Ob Zwang (compulfiver Zwang) ſchon nad) Römijchem 
Rechte vernichtend wirkte, ift ſtreitig. © 5 1 hen Civilrecht, Bd. III S 681 
AM 35 und Savignyl.c. 

13) Walter, Le, Richter J. e. 
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Iſt aber dies richtig, fo folgt daraus auch weiter, daß der 
Begriff der putativen Ehe ebenfowohl auf die bedingt und rela- 
tiv nichtigen, wie auf die abfolut nichtigen, Ehen Anwendung 
findet und daß die von Kupffer urgirte Differenz zwifchen dem 
deutjchen und dem ruffifchen Zerte des Art. 173 Thl. III des 
Prov. Rechts von Feiner Nelevanz fein kann; denn einerfeit tft 
im gemeinen Rechte wenigftend fein Zweifel darüber, daß nur 
eine gejeglich gültige Che, die nicht als widergefeßlich zu 
trennen ift, die Legitimation aufßerehelich erzeugter Kinder zu be- 
wirken vermag, und andererjeitö dürfte es, nach allem oben Erörter- 
tem, doch wohl nicht fraglich fein, dag auch der ruffilche Tert 
des Art. 173 1. ec. um fo weniger gewillt gewejen, in Abwei⸗ 
hung von dem deutjchen Texte defjelben, das Requifit einer ge- 
jeglid, gültigen, nicht widergejeglichen, Che fallen zu laſſen, als 
der ruſſiſche Tert auch wieder in den Artt. 117, 147 und 163 
nicht einmal, wie im deutſchen Zerte, von Nichtigkeit (Buy- 
TORHOCTB) |pricht, jondern den umfafjenderen Ausdrud Ungül— 
tigfeit, Unwirkſamkeit (merbüctsuteipuoctb) gebraucht, wel- 
cher ebenfowohl die abjolut nichtigen Ehen, als auch die bedingt 
oder relativ nichtigen Ehen umfaßt. 

Bon jelbft freilich verfteht es fich, wie ja auch Kupffer 
jelbft bervorhebt, daß eine putative Che, wenngleich die in ihr 
erzeugten oder geborenen Kinder den ehelichen gleichgeftellt wer- 
den, ihrerjeitö nicht geeignet it, die vor Eingehung derjelben 
außerehelich erzeugten und geborenen Kinder zu legitimiren. 

Gar feinen Einfluß auf die bier zu erdrternde Frage haben 
die Beftimmungen der Art. 223 und 226 des Kirchengeſetzes, 
denen zu Folge das Gonfiftorium verpflichtet ift, Die verlobte 
Braut, wenn fie mit ihrem Bräutigam einen nur Eheleuten er- 
laubten Umgang gepflogen, deögleichen eine unter dem Verſprechen 
der Ehe verführte Jungfrau in Folge einer rechtzeitig von Dem 
verlegten Theil erhobenen Klage als gejchiedene Ehefrau des 
ungetreuen Bräutigamd bez. des Verführers, fofern dieſe Die 








248 


ihnen vom Confiftorio urtheilsmäßig vorgejchriebene VBollziehung 
der Trauung mit den von ihnen getäujchten Frauensperſonen 
binnen drei Monaten a dato des bezüglicdhen Erkenntniſſes des 
Sonfiftorit verweigern, zu erklären, jo daß, wenn in dem von 
den bezeichneten Perſonen gepflogenen gejchlechtlichen Umgang 
Kinder erzeugt worden, diefe nach Art. 148 und 149 Thl. II 
des Prov.⸗Rechts den ehelich geborenen gleich zu achten find. 
Auch in diejen Fällen wird auf Vollziehung der Ehe durch 
Trauung doch felbftverftändlich de jure nur erfannt merden 
fönnen, wenn-der Eheſchließung zwijchen den in Rede ftehenden 
Perfonen feine trennenden Chehindernifje im 
Wege ftehen, wie died auch für den Fall, wo eine Jungfrau 
ohne dad Verfprechen der Ehe zum Beifchlafe verführt worden, 
im Art. 155 Thl. III des Prov.-Rechts ausdrücklich anerkannt ift. 


85. 

Die bier vertretene Anficht, daß die von Kupfferf.g. 
anfechtbaren Chen zur Herbeiführung der Legitimation außer 
ehelich erzeugter oder geborener Kinder nicht geeignet find, 
eine Anficht, die auch in vielen Gefeßgebungen ſowohl Tatholi- 
ſcher, als proteftantifcher Länder in größerem oder geringerem 
Umfange Anerfennung gefunden hat!*), dürfte auch der, die Rich— 
tigfeit des Interpretationdergebnifjed übrigens nicht alterirende 
Borwurf der Härte kaum treffen, wenn man erwägt, daB es 
einerfeitd ficherlich feine Härte ift, eine wegen Irrthums oder 
Zwanges ungültige Che für nichtig zu erklären und ihr deshalb 
die Fähigkeit zur Legitimation abzuſprechen und daß andererfeitß, 
was Die im Art. 248 des Kirchengefeges gedachten Fälle anlangt, 
die Einwilligung der Eltern und Adoptiveltern zur Eheſchließung 
der Kinder nur dann erforderlich ift, wenn dieſe leßteren n o dh 
unter elterliher Gewalt ftehen, daß ferner diefe Ein- 
willigung nicht ohne triftige Gründe, den großjährigen 


14) Richter, 1. c. $ 267, Anm. 11. 
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Kindern überhaupt nur auß gefeglih genau be- 
ftimmten Gründen, verweigert werden darf, die grundlod 
verweigerte Einwilligung der Eltern aber auf Anſuchen des 
Kindes von dem competenteneßeriht ergänzt werden 
fann, daß von Bormündern und Curatoren jodann dasſelbe 
gilt, was von den Eltern in Bezug auf ihre großfährigen Kinder 
gilt, und dag endlich in denjenigen Fällen, in welchen die Ein- 
willigung der Givil- oder Militairobrigfeit im Dienfte befinpli- 
licher Perfonen, der zuftändigen Waiſenbehörde, ded Conſiſtoriums 
und des Generalconfiftoriums zue Eheſchließung erforderlich ift, 
ein Mißbrauch dieſes Einmwilligungsrechts ſchwerlich zu befürchten 
fein dürfte, und zu allem Weberfluß in denjenigen Fällen, wo 
die Eltern, VBormünder oder, die gedachten Obrigkeiten und Be— 
hörden die Ertheilung ihrer Einwilligung an Bedingungen 
gefnüpft haben oder, wie im Falle des Art. 210 des Kirchen: 
gejebed, zu knüpfen verpflichtet find, nad Art. 542 1. c. das 
GSonfiftorium, wenn ed die eingereichte Klage oder Bejchwerde 
für begründet erachtet, Allem zuvor den Schuldigen aufzugeben 
bat, die qu. Bedingungen zu erfüllen und dadurdy dad Ehehin— 
derniß zu befeitigen, ehe ed ſchließlich die Che annullirt. 

Dazu kommt noch, daB die Nichtlenntnig des Chehinder: 
niſſes auch in den Fällen des mehrberegten Art. 248 des Kirchen- 
gejeßes die nichtige Che wenigſtens zu einer putativen 
macht, während diejenigen Perſonen, weldhe fi wiſſentlich 
und eigenmäcdttig über dad in der mangelnden Cinwilli- 
gung der Eltern, Adoptiveltern, Vormünder ıc. liegende Ehe- 
hinderniß binwegjegen, einen Anfpruch auf befondere Schonung 
in ber That nicht haben, zumal ja gegen unbegründet verwei- 
gerte Einwilligung doch wenigitens in den Fällen der Art. 201 
bi8 205 incl. nnd 209 1. c. Remedur zuläffig ift, durch welche 
die Ergänzung der ohne Grund vermeigerten Eiuwilligung von 
der competenten Behörde reſp. ver höheren Autorität erlangt 
werden kann. 


_ 0 


Und ſollten denn nicht ſchließlich dieſelben Erwägungen, 
welche das Römiſche Recht dazu veranlaßten, die erzwungene 
Freiheit als ipso jure nichtig zu behandeln, nicht aber deren 
bloße Wiederaufhebung zu geftatten, nicht auch dazu 
führen, daß e8 dem fittlihen Weſen der Ehe widerftreite, eine 
Ehe wegen einstrennenden Ehehindernijfes [päter 
zwar als gejegwidrig aufzulöien, gleihwohl 
aber, ungeachtet diejed, beider Eheſchließung 
Ihonobwaltenden, trennenden&hehindernijfes, 
bi8 zur urtbeilömäßigen Auflöfung als gültig 
zu behandeln? 


TU 


X. 
Die Erbſchaftsklage des Provincialrechts. 


Bon Profeffor Erdmann. 


——— 


Die neueren Particularrechte haben die römischrechtliche 
Lehre von der hereditatis petitio meift in jehr eingreifender 
Weiſe modificirt. Der Grund für diefe Abänderung lag in dem 
Concurriren der — durch dad deutjche Recht provocirten !) — 
Einmiſchung des Gerichts in die Nachlafregulirung mit dem pri: 
vaten Außdeinanderfegen der Erben. Neben der wirklichen Erb- 
ſchaftsklage eines Erbprätendenten gegen den andern trat jo eine 
Anmeldung und Durhführung ded Erbrechts gegenüber der Die 
Erbſchaft verwaltenden Inftanz, dem Gericht, Curator, Erecutor. 
Es liegt auf der Hand, daß Requifite und Verfahren bei diefem 
leßteren Anſpruch ganz andere fein müſſen als bei der erfteren. 
Die Durchführung der Crbrechtöflage gegenüber dem Nachlaßge⸗ 
richt jet gar feinen wahren Procefgegner voraus, wird Feiner 
fo ftrengen Beweidcontrolle und Beweidlaftvertheilung unterwor: 
fen, wie der eigentliche Erbſchaftsproceß, bedarf feiner Vorjchrif: 
ten über Ginreden und Gegenanfprüche, bildet mit einem Worte 
feinen Erbſchaftsproceß ſondern ein — an ſich unftreitigee — 
Erbfchaftsverfahren. Selbft wenn durch die Concurrenz mehrerer 
Nachlaßprätendenten ein factifcher Gegenſatz der Anſprüche her: 
porgerufen ift, verläuft doch die Geltendmachung der einzelnen 


1) Brgl. u. A. Pauli, Abhandlungen aus dem lübiſchen Recht II, 
©. 156 ff. 
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Prätenfionen nicht als wahrer Proceß, fondern parallel neben 
einander. 

Aber felbft in denjenigen Particularrechten, in welchen dieſe 
gerichtliche Negulirung ded Erbrechts die Regel bildet?) oder gar 
abjolut vorgefchrieben ift ?), war doch dad Bedürfniß nad) einer 
privaten Erbichaftsflage im Sinne der hereditatis petitio feined- 
wegs erlojchen. War die gerichtliche Negulirung ded Nachlafjes 
auch ſchon abgefchloffen und ein Erbe in den Beſitz ded letern 
gefegt worden, jo mußte doch die Möglichkeit nachträglicher Be— 
fampfung desſelben — 3. B. auf Grund neuaufgefundener Te— 
ftamente und Beweiſe oder bei Erreichung der Volljährigkeit — 
anerkannt und dadurd die Anftelung eined wahren Erbichafts- 
procefjed ermöglicht werden. Auch während der gerichtlichen Nach— 
laßverhandlung jelbft, mußte überall da, wo auf Grund provi» 
jorifcher Beſcheinigung zeitweilige Befigregulirung eingetreten 
war, ein wirklicher Proceß gegenüber dem Befigenden nachgegeben 
werden. Sn diefen Fällen gelangten denn auch die Einzelrequifite 
des römijchen Syſtemes zur Reception, wenn auch nicht ohne 
Modificationen. 

Leider haben die Gejeßgebungen die bier erwähnten beiden 
an fich jo verjchiedenen Proceduren nicht immer auseinander 
gehalten Einerjeitö hat man mehrfach Sätze des Rechtsinſtituts 
der hereditatis petitio auf die gerichtliche Verhandlung der here- 
ditas jacens audzudehnen verfucht*). Andererfeitö iſt wiederum 
dad Verfahren und die Frift der gerichtlichen Regulirung und 
ihrer Proclame auf die hereditatis petitio angewandt worden ?). 

2) Wie im preuff. Recht u. L.R. I, 9 8 457 ff. Vrgl. bierzu För⸗ 
fter, Preuff. Pivatrecht IV, 8 267 a. N. 

3) Wie namentlich im öſtreich.Recht (die fog. Verlaſſenſchaftsabhand⸗ 
lung) Vrgl. hierzu bei. Unger: Die Verlaffenichaftsabhandlung in Oſtreich 
1862 und Syftem, VI $ 39. 

4) Wie namentlicdy die Beweisvorſchriften derjelben. Vrgl. Unger, 
Syftem, VI ©. 160 ff. 


5) Wie 3. B. im balt. Provinzialrecht nach Bd. III, Art. 2619. Vrgl. 
über dad Nähere unter 7. 
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Auch im baltifchen Brovincialrecht find beide Arten von Nach⸗ 
laßverfahren nachweisbar. In der neueren Godification herrjcht 
zwar entſchieden die römische Procedur vor, doch nicht ohne we, 
jentlihe Rüdfälle in das entgegengejehte Syftem. Auch bringt 
die Häufigkeit der gerichtlichen Nachlaßproclame in der baltiſchen 
Praxis nicht felten eine Vermifchung der bezüglichen Rechtsnor⸗ 
men bervor. 

Es dürfte daher eine genauere Grörterung dieſer Säge nicht 
ohne Werth fein, welcher eine kurze Zufammenfafjung der römijch- 
rechtlichen, jomwie der Normen der wichtigften germanifchen Parti- 
eularrechte vorauszugehen hätte. 


1. 

Das römische Recht ſah in der hereditatis petitio feined- 
wegs ein Mittel, um dem antretenden Erben den Nachlaß zu 
verichaffen. Hierzu dienten vielmehr — injoweit nicht eine will- 
kührliche Befigergreifung ftattgefunden hatte — die proviſoriſchen 
Schutzmittel des interdietum quorum bonorum und der missio 
Hadriana ®). Die hereditatis petitio war bloß bei Vorent- 
haltung der Erbichaft, rejp. eines Erbichaftötheild am Platz "), 
ganz ebenfo wie die rei vindicatio weldyer fie nachgebildet mar, 
Verlegung des Eigenthumsrechtd zu ihrer Anftellung vorausſetzte. 

Als Gegenftand der hereditatis petitio erfcheint die Erb- 
ichaft 9). Sie jeßt daher den Erwerb der leßteren voraus, mag 
fich derfelbe auch erft mit der Anftellung der hereditatis petitio 
(in welcher zweifellos eine pro herede gestio liegt) vollziehen. 
Sie verlangt daher ferner Vorenthaltung der Erbfchaft als folcher 


6) Bangerow, Pand. II, $ 509, 510. Sintenis, Civile. II, 
193. Windſcheid, Band IN, $ 667. 

7) Bangeromw, a. 0.0.8500. Windſcheid an. O. S 6ll. 

8 Windiheid, a. a. O. $ 611 Rot. 3. Vrgl. auh Unger, 
Syſtem VI, $ 50 Rot. 2. Arndtd Pand. 8 55. Anm. 2. (welder leh- 
terer bloß da8 Erbrecht, nicht Die Erbſchaft ald Object dieſer Klage 
betrachtet). 
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oder eined Theiled derjelben. Das bloße Vorenthalten von Erb- 
ichaftseffecten, ohne das Erbrecht des Klägerd zu bejtreiten, ge- 
nügte nicht, um den Beklagten als ſolchen zu legitimiren ?). ‘Denn 

in diefem Falle findet Feine Vore thaltung der „Erbſchaft“ ftatt. 
Dagegen wird der ganz grundloje Befit von Erbſchaftsſachen 
(der Beſitz des praedo oder pro possessore) allerdingd unter 
diefe Klage fubfumirt, weil in demfelben nach römiſchem Recht — 
ſchon wegen der möglichen usucapio pre herede — ein wirk— 
licher Angriff gegen dad Erbrecht vorlag '9). 


Bon der Eigenthumsklage unterfcheidet fich die hereditatis 
petitio ferner durch eine zum Theil modiftcirte Stellung des gut- 
gläubigen Beklagten. Es liegt im Wejen der berrenlofen Crb- 
ſchaft, daß ihre Befitergreifung leichter geftattet wird, als die 
fremden Eigenthums. Daher haftet der bonae fidei possessor 
bier nur für wirkliche Bereicherung und faun alle Verwendun- 
gen erjegt beanjpruchen 1"). 

Das römische Recht ſchützte den Erbichaftöbefiger, welcher 
den Erbſchaftsſtreit aufnehmen wollte vor der durch bloßen Sin- 
gularflagen des Erbprätendenten intendirten Entreigung der Erb: 
Ichaftseffecten. Er fonnte in ſolchem Falle die Anftellung der 
hereditatis petitio gegen ihn durch die Interponirung einer 
eigenen Einrede durchjegen 2). Was die Beweislaft betraf, fo 
mußte der Kläger den Tod des Erblafjerd und feine eigene Bes 
rufung beweifen. Und zwar wird die teftamentarische Berufung 
durch Vorweis und Aechtheitöbeweis der Teftamentsurfunde, die 
gejegliche durch den Nachweis der Verwandtſchaft geführt. Es 
war dann Sache des Gegners, die Ungültigfeit des Teſtaments 


9) Arndts Beiträge, S.1ff. Vangerow a. a. D.$505 Anm. 

10) Windſcheid, a. a. O. II, $ 614 Rot. 4. 

11) 1. 20 8 6, 1. 36. 39 Dig. de Hered. pet. (5, 3). 

12) Die befannte exceptio si praejudicium hereditati non fiat. Brgl. 
Vangerow ſa. a. O. S 508 Nr. Im... Windiheid a. a. O. 5 611 
Not. 1. 
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oder feine eigene nähere Verwandtſchaft, rejp. ein die Inteftat- 
erbfolge ausſchließendes Teſtament zu behaupten und zu erweiſen !°). 

Das römiſche Recht überließ jomit den Crbprätendenten 
jelbft Die Ergreifung der erforderlichen Maßregeln und fchüßte 
ihn definitiv nur im Kalle directer Verlegung feines bereitö er- 
worbenen Rechts durch einen Andern. 


2. 

Dagegen haben ſich die neueren Particularrechte, Angefichts 
der Schußlofigkeit ruhender Erbichaften, genöthigt gejehen die— 
jelben ſtets oder wenigſtens in gewiſſen Fällen der gerichtlichen 
Berwaltung amzuvertrauen, und haben jo den Erbprätendenten 
häufig veranlaßt, zuerft vom Gericht die Heraudgabe des Nady- 
laſſes zu erheifchen, ftatt felbft den Beſitz zu ergreifen. Diejed 
Geltendmachen ded Erbrechts gegenüber dem Nachlaßgericht muß 
nun ftreng von dem Geltendmachen des Erbrechts gegenüber dent 
Erbichaftöbefiger (der hereditatis petitio) gefondert werden. 

Dad preußiſche Recht bedurfte ſchon um deßwillen 
der Erbichaftöflage in weit geringerem Maße ald das römijche, 
weil ihm der Erbe fchon mit dem Tode des Erblafjerd ipso jure 
die Erbjchaft erwarb, Delation und Aequifition alſo zufammen- 
fielen '%). Ieder, welcher troßdem fidy der Erbichaft oder eined 
Stüdes derjelben bemächtigte, verfiel ſomit fofort der rei vindi- 
catio, reſp. den Beſitzklagen. In allen den Fällen, mo da8 Ge- 
richt Die Regulirung des Nachlafjes zu übernehmen hatte, ins— 
bejondere, wenn der Erbe unbefannt oder abwejend war !?), konnte 
vom Erbſchaftsbeſitz eined Dritten nicht die Rede fein und fielen 
wiederum die Vorausſetzungen der hereditatis petitio fort. Daher 
erklärt ed jich, wenn dad preußiſche Recht über die leßtere eigent- 


13) Ghück, Kommentar VO, ©. 493 ff. 505 ff. Unger, a.a. O. 
Ss 57. Windſcheid, aa. O. $ 615. 

14) A. %-R. 1,9 $ 367. 368. Förſter, a. a. O. IV, $ 268. Das 
preußifche Recht kennt keine hereditas jacens: Förſter, 8 243 Not. 21. 

15) U. L.R. 1,95 457 ff. Förſter, aa. O. 5 279 4. N. 
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lih gar Feine Vorſchriften enthielt %). Doch ift ihre Eriftenz 
auch bier ſchon um deswillen eine unzweifelhafte, weil auch nad) 
dem allgemeinen Landrecht jeded Recht befonderen Schub joll 
beanfpruchen können !”). Auf Grund diefed Satzes hat die preußi- 
Ihe Theorie die ganze Lehre von der hereditatis petitio wieder 
recipirt, wenn auch mit jeltneren Anwendungsfällen. Bon dea 
proviforischen Schugmitteln ded Erben kennt dad preußifche Recht 
nur die Befigeinweifung auf Grund eines fehlerfreien Teftaments 
(die missio ex lege ult. Cod. de edieto Hadriani tollendo) '°). 

Auf einem ganz anderen Standpunkt fteht das öſtereichi— 
Ihe NRedht!%. Daffelbe bat die ganze Sorge für die Reguli- 
rung ded Nachlaſſes dem Gericht übertragen, welches fowoh! die 
Rlarftelung deſſelben von Schulden ald die Ausmittlung ber 
Erben zu übernehmen hat. Da das Gericht aber nicht blos pro- 
viſoriſch fondern allendlich die Erbſchaftsprätenſionen erledigen 
muß, fo bat dasjelbe auch die Erbſchaftsklagen zu provociren und 
zu entjcheiden. Im Verlaufe diefer jog. Verlafjenichaftsabhand- 
lung hat daher nicht blos, wie fonft bei gerichtlichen Proclamen, 
eine Anmeldung und Legitimirung der Erbanſprüche jtattzufinden, 
fondern auch ein wirklicher Proceß der Grbprätendenten gegen 
einander, mit Bertheilung der Rollen durdy das Gericht, mit 
Durchführung aller Schriftfäge und Stadien des Procefjed ”). 
Dabei unterjcheidet jedoch die öfterreichiiche Theorie die Erb» 
rechtsklage, d. b. den Anfprud auf bloße Anerkennung des 
Erbrechts von Seiten ded Beftreitenden von der Erbſchafts— 
tlage oder hereditatis petitio, dem Anfprudy auf Herausgabe 
vorenthaltener Erbichaften oder Erbſchaftsobjeete. Die lebtere 
kann auch nach Beendigung der Verlaſſenſchaftsabhandlung an: 


16) Koch, Preuß. Erbrecht ©. 1198. 

17) A. L.R. 1,1583 Koch, Erbe. S. 1197. Förſter a. a. O. 
g279 a. A— 

18) U. CR. 1,58 28. 

19) Vrgl. bei. Ungera. a. O. S 39 u. 50 ff. 

20) Ungera. a. DO. $ 50 Not. 3 u. & u. $ 34. 
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geftellt werden und recipirt im allgemeinen die römifchrechtlichen 
Normen der hereditatis petitio ?!). Der Grundfehler dieſes Sy- 
ftemö beruht, wie Unger??) überzeugend nachgeiiefen bat, in 
dem vergeblichen Verſuch, eine jofortige allendliche Regelung 
ber Nachlaſſenſchaften durch die Obrigkeit zu provociren. 

Biel einfacher verfährt das fäch ſiſche Recht. Dafjelbe 
ſchließt fich direct an das römijche Recht an, jcheint nur eine 
wirkliche hereditatis petitio, feine fefte Anmeldung des Erbrechts 
bei Gericht zu kennen und geftattet überhanpt eine Einmiſchung 
bed Nachlaßgerichts in die Erbſchaft nur im Falle der Unbe— 
kanntſchaft aller Erben und nur in foweit, ald dad Gericht in 
jolhem Falle einen Nachlaßcurator zu ernennen hat?). Doch 
fommt eine richterliche Einweiſung und zwar nicht blos bei 
formgültigen Zeftamenten, fondern auch bei einer Bejcheinigung 
des Inteftaterbrechtd durch Geburts: und Todtenjcheine vor ?*). 


3. 


Das baltifche Provincialrecht gehört zufammen mit dem 
ſächſiſchen zu den Barticularrechten, welche fi mehr an das 
römische ald an dad deutfche Necht anlehnen. Doch werden ſich 
bei genauerer Betrachtung auch hier Spuren zeigen, Daß Conje: 
quenzen einer gerichtlichen Erbichaftäregulirung fich mit der An- 
erfennung des privaten Charakters dieſer Ießteren vermiſchen. 

An die Spitze der ganzen Lehre muß der Satz geſtellt wer- 
den, daß nach baltifchem Provincialrecht die gerichtliche Erb- 
Ihaftöregulirung die Ausnahme bildet und bei normalen Ber: 
hältnifjen nicht ftattzufinden hat 25). Das Gericht mifcht fich jomit 
in der Mehrzahl der Fällen in Nachlaſſenſchaften nur auf An» 


21) Unger a. a. O. 850. ©. 229 u. 8 52. 

22) Unger, die Berlafienihaftsabhandlung S. 117 ff. u. Syſtem, 
VI, $ 39 Not. 8 u. $ 50 Not. 3. 

23) Sächſ. Civilgeſetzbuch $ 2247 u. 2291 ff. 

24) ebendſ. $ 2313 ©. auch die offic. Motive zu diefer Stelle. 

25) Prov. R. II, Art. 2688. 

Zettſchrift f. Nechtswifl. Sa. VIII H. 3. Er 
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trag der Intereffenten ein 2%). Und jelbft wo es ſich um gericht. 
lie Fürſorge und Verwaltung ber Erbichaften handelt, geht 
diejelbe nicht weiter, ald der Ausbrud befagt. Sie überläßt den 
Erbſchaftsprätendenten die private?T) Regelung ihrer Anfprüche, 
fei es durch Transact, fei ed durch Erbfchaftällage 2%) und auch 
wo dad Geriht auf Grund deftnitiver Entſcheidung feine 
Verwaltung des Nachlaſſes abfchließt und die letztere dem rechts⸗ 
kräftig anerfannten Erben außliefert 29), beanſprucht es feined- 
wegs eine abfolute Unanfechtbarkeit feiner Vertheilung ”). 


Eine Trennug der (präjudiciellen) Erbrechtöflage von einer 
Erbichaftsflage — wie nad) Öftreichifchem Recht — ift dem Pro- 
vinctalrecht unbefannt. Vielmehr wird, ganz conform dem römi- 
Ihen Recht, nur eine Erbſchaftsklage, zur Geltendmachung der 
Erbſchaftsanſprüche gewährt ?'), Diejelbe hat die Anerfennung 
bed Erbrechts und die Herausgabe der Erbſchaft, rejp. des Erb- 
theild an den Kläger zum Zweck ?2). Und zwar werden dieje bei⸗ 
den Anfprüche nicht etwa feparat und fucceffiv 3%), fondern ver- 
eint verfolgt, jo daß die Anerfennung des jubjectiven Erbrechts 


26) ebendj. Art. 2588 a. E. u. 2590. 

27) Prov.-R. II, Art. 2695 u. 2735. 

28) Prov.-R. II, Art. 259. 

29) ebendj. Art. 2598. 

30) Denn jelbft nach Fällung des Praeclufivbeicheides Tann ein neuer 
Snterefjent, der feine Kenntniß vom Proclam erhalten bat, auftreten und den 
Nachlaß demjenigen entreißen, welcher ihn vom Gericht empfangen hat. Akt. 
2619 a. E. ©. unter 7. 

31) Prov.-R. ID, Art. 2599. 

32) ebendj. Art. 2602. 

33) Vrgl. auh Windiheib, a. a. D. $ 615. Es ift daher nad 
Provincialreht weder für den Uninerfalerben noch für den Miterben erforder- 
lich, zuerſt ein bejondered Urtheil über Anerkennung des Erbrechts zu erftrei- 
ten, ehe man zur Klage auf die Erbichaftdeffeeten fchreitet, jondern man kann 
fofort die leßtere anftellen und hat dann nur im Beweistermin fein Erbrecht 
zu erweilen. Prov.-R. III, Art. 2602 u. 2603. Dieſe Bewandtniß befreit üb- 
irgend keineswegs von der Pflicht, im Halle eines Nachlaßproclams fein Erb» 
recht anzumelden, um der Praecluſion zu entgehen. Jedoch enthält diefe An⸗ 
meldung noch Feine Erbſchaftsklage. Bral. unten im Tert. 
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die nothwendige und unzertrennliche Vorausſetzung des Rechts 
auf die Erbſchaft bildet ?*). 

Daher kann dieſe Klage bloß bei einer wirklichen Vorent⸗ 
haltung der Erbichaft, nicht bei einem bloßen Anzweifeln oder 
Beftreiten des Erbrechts angeftellt werden ?°). Eine bloße An- 
meldung im Nachlaßproclam enthält daher, jelbft dann, wenn 
ihre Berechtigung von einem (nicht befitenden) Concurrenten 
in Abrede geftellt war, noch keineswegs eine Erbſchaftsklage. 
Sonft würde ja diefer Concurrent einen unbilligen Vortheil ge- 
nießen, indem er fich willfürlich Die Rolle des Bellagten zu verschaffen 
im Stande wäre. Auch würde die vom Provincialrecht ausbrüd: 
lich geftattete proviſoriſche Befieinmweifung auf Grund eines 
äußerlich fehlerfreien Teſtaments unzuläffig fein, wenn in ber 
bloßen mündlichen Beftreitung deöfelben fchon eine genügende 
Beranlaffung für die Annahme einer Erbichaftsflage (melde 
gerade ein Nichtbefitzen ded Klägers vorausſetzt) zu fuchen wäre 9). 
Es muß daher bei Meldung mehrerer Prätendenten im Proclam 
jeder derjelben als felbftftändig beweispflichtig betrachtet werben 


34) Auch nad römischen Recht find beide Anſprüche in der einen Klage 
verbunden und man fireite nur darüber, weldyer der vorberriähende ift. 
Bindidheid, a. a. D.8611 Not.3. Urndtd Beiträge Nr. 16. 15 ff. 

35) Auch nach gemeinem Recht wird — jelbft von den Anhängern der 
Anſchauung, daß die hereditatis petitio bloß auf Anerkennung des Erb- 
rechts gerichtet ji — anerkannt, daB dieſelbe eine thatjächliche Vorentbaltung 
des Erbrechtes vorausjege. Windſcheid, a. a. O. IN, $ 611 Not. 3. Für 
das Privatrecht erjcheint jedoch der Wortlaut des Art. 2600, wornady als Be- 
klagter derjenige bezeichnet wird welcher das Erbrecht des Klägers, beſtreitet“ u. |. w. 
aud) den Fall der bloß wörtlichen Beftrettung in fich zu begreifen. Doch gebt 
aus den Quellencitaten, fowie aus den Urt. 2602 und 2308 (nach weldyem 
der beftreitende Miterbe nur dann mit biefer Klage belangt werden kann, 
wenn er gerade den Erbtheil des Klägers bejiKt) hervor, daß offenbarer Be⸗ 
fit der prätendirten Erbichaft vom Beklagten verlangt wird und nur der Fall 
der ficta possessio (Art. 6200) eine Ausnahme macht. Anders das preuß:- 
ſche Recht, welches auch hier hereditatis petitio und gerichtliche Regulirung 
vermifht. Zörftera. a. DO. IV, ©. 364. 

36) Prov.-R. II, Art. 1490. ©. au Unger, a. a. O. 8 50 Rot. 
4u.5. Müblenbrud, Commentar XLII, ©. 85 ff, 

⸗ 17* 
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und die Entſcheidung der Frage, welcher von ihnen für den Fall 
einer, |päter nod) erforderlich werdenden Erbichaftöflage wegen 
porenthaltener Erbſchaftseffecten als Kläger und welcher als Be- 
Eagter zu fungiren babe, fih nur durch die Thatjache leiten 
lafjen, welcher die gedachten Effecten befitt. Fehlt es überhaupt 
an einem Grbfchaftöbefiter, etwa weil dad Gericht felbft noch 
die Effecten verwaltet, jo wird eine Erbſchaftsklage regelmäßig 
gar nicht ftattfinden ?”), ed fei denn, daß ein im Proclam gar 
nicht Gemeldeter, unter Nachweis feiner fchuldlofen Unkenntniß 
deöjelben, nachträglich gegen denjenigen procedirt, welchem das 
Gericht fchlieglich den Nachlaß übergeben hat. 

Schon aud diejen vorläufigen Betrachtungen zeigt fich, daß 
das Provincialrecht zwei Syfteme der Erbſchaftsregulirung neben- 
einander erhalten hat: die gerichtlicye Regulirung ſei ed auf Antrag 
der Intereſſenten, jet es ex oflicio (welche dann der eigentlichen 
Erbſchaftsklage nur ausnahmsweiſe bedarf) und die Regulirung 
durch Erbſchaftsklage, wenn keine gerichtliche Verwaltung und 
kein Nachlaßproclam ſtattgefunden hat. Theoretiſch muß nach der 
Codification die letztere, practiſch im Rechtsleben die erſtere als 
die Regel betrachtet werden. Doch können, wie erwähnt, beide 
auch neben= reſp. nach einander vorlommen, und wird die leßtere 
durch die eritere, bejonderd durch die Abfürzung der Berfährungs- 
frift, wie weiter unten gezeigt werden wird, nicht unweſentlich 
beeinflußt. | 

Die einzelnen Rechtsnermen der wahren Erbfchaftstlage find 
nun im Provincialrecht nachjtehende. 


4, 
I. Die Vorausſetzungen der Erbſchaftsklage. 


1. In der Perjon ded Klägers ift vor Allem Erb>- 


37) Es gebt dieſe Rechtsbewandtniß ſchon aus der Thatjache hervor, daß die 
Erbſchaftsklage immer gegen einen beftimmten Dritten (Art. 2600 u. 
2603) angeftellt werden muß und immer einen Befiger in böfem oder in gu⸗ 
tem Glauben vorausjeßt (Art. 2606 ff). 
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recht erforderlich, wobei es gleichgültig ift, ob er durch Geſetz, 
ZTeftament, Erbvertrag, oder fideicommiffarifche Stiftung berufen 
war ®). Dem bloßen Legataren fteht diejelbe niemals zu. Ob 
jedoch der Tlagende Erbe Univerjalerbe oder bloßer Miterbe tft, 
ift gleichgültig 9). Der Kläger muß zwar im Allgemeinen bie 
Größe der von ihm vindicirten Erbquote angeben, darf jedoch, 
wenn er ohne feine Schuld im Ungewiſſen darüber ift, (4. B. 
die Zahl feiner Miterben nicht Fennt) audy bloß überhaupt fein 
Erbrecht beanfpruchen ?9). 

Was den Beweis betrifft, jo bat der Kläger den Tod des 
Erblafjerd, reſp. deſſen Todeserklärung, jchwere Beitrafung oder 
Eintritt in dad Klofter*') zu erweilen und jodann die Thatjache 
jeiner Berufung??) Har zu ftellen. Handelt es ſich dabei um 
Berufung durch letztwillige Verfügung, fo muß die bezügliche 
Urkunde, refp. im Falle der Beftreitung ihrer Aechtheit oder 
Formgültigkeit anderweitiger Beweis für die Eriftenz der Verfü— 
gung vom Kläger erbracht werden 2). Dagegen müſſen an- 
bere Gründe der Ungültigfeit des Zeftamentd (3. B. fpäterer 
Widerruf, Errichtung eined neuen Zeftamentd, Verlegung des 
Erbgutd- oder Notherbenrecht, Fehlen der testamentifactio) als 
neue Behauptungen vom Beklagten erwiejen werden. Uebrigens 





38) Prov.-R. II, Art. 2599. Daher kann der Nachlaßeurator oder 
Zeftamentderecntor nicht die Erbfchaftsflage anftellen fondern nur Beſitzinter⸗ 
dicte reſp. polizeilichen Schutz beanſpruchen. Die Erbſchaftsklage des Provin- 
cialrechts iſt übrigens nicht immer — wie die gemeinrechtliche — eine Uni⸗ 
verſalllage, wie das im Art. 1599 gegebene Beiſpiel des Familienfideikom⸗ 
miſſes zeigt. 

39) Prov.-R. IH, Art. 2599 a. E. 

40) Für die bloße Anmeldung im Proclam ift Dies zweifellos. Aber 
auch für Die wirkliche Erbſchaftsklage Iehrt Dies I. 18 $ 5 Dig. de hered. 
pet. (5, 3). Vrgl. Windſcheid, a. a. D. $ 614 Not. 18. 

41) Prov.-R. II, Art. 2581. 

42) Den Erwerb der Erbſchaft; rejp. deren Antretung braucht er nicht 
bejonders zu erweifen, da berfelbe reſp. Diejelbe fchon in der Klageanftellung Liegt. 

43) In Ermangelung befonderer Vorfchriften muß hier überhaupt die 
Beweislehre des gemeinen Rechts herangezogen werben. Vrgl. Windſcheid, 
a. a. O. F 616. Seuffert's, Arc. I, 95 Nr. 8, XI. 256, XIV. 148. 
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kann aud eine verloren gegangene leßtwillige Verfügung durch 
Zeugenaudfagen erjeßt werden, ebenjo wie die &riftenz eines 
mündlichen Zeftaments durch diefeiben feftgeftellt wird. Den Be- 
weiß des Inteftaterbrechtd erbringt der Kläger Durch den Nach— 
weis des behaupteten Verwandtſchaftsverhältniſſes, welcher regel- 
mäßig durch Ertracte aus den Kirchenküchern, eventuell aud) durch 
Zeugenaudfagen geführt werden kann“). Behauptet der beflagte 
die Exiſtenz näherer, refp. gleich naher Snteftaterben, jo bat er 
dieſe zu beweiſen *°). 


2. In der Perfon des Beklagten iſt vor Allem, wie 
oben erwähnt wurde, Erbichaftsbeft oder fieta possessio deffel- 
ben erforderlih. Es ift alfo nad) Provinciafrecht #5) derjenige 
ein rechter Beflagter, welcher die Erbſchaft oder Städe derjelben 
detinirt und dabei das Erbrecht des Klägers beftreitet *7), ſowie 
derjenige, welcher den Befit der Erbſchaft argliftig aufgegeben 
bat 39) und endlich der Erbjchaftöfchuldner, welcher feine Schuld 
nicht zahlt, weil er das Grbrecht des Klägers anficht *%). Es ift 
dabei in allen diefen Fällen nicht erforderlich, daß der Beklagte 
fich jelbit für den Erben hält. Hiernach tft auch derjenige, welcher 
ganz ohne Angabe eined Grundes (pro possessore) Erbſchafts- 
ſachen retinirt, rechter Beflagter, wenn er nur dad Erbrecht des 


44) Prov.-R., II, Art. 146, Windſcheid, a. a. O. S 615, 1a €. 

45) Seuff., Ar, IX. 314, XU, 305, XVI. 180, 254, 259. Unger, 
a. 0. 8.850 ©. 235 u, Net. 7. 

46) Prov.-R. IH, Art. 2600. 

47) Dagegen ift derjenige, welcher Erbichaftsjachen aus anderen Grün⸗ 
den (ohne das Erbrecht des Klägers zu beftreiten) retinirt, 3. B. kraft eines 
obligatorijchen Anſpruchs, nicht mit der Erbſchaftsklage, fondern mit der Klage 
aud dem einjchlägigen Rechtsverhältniß, reſp. mit der Eigenthumdllage zu 
belangen. Art. 2601. Jedoch wird auch in dieſem Ball der Kläger fein 
Erbrecht darthun müffen. 

48) Prov.-R, I, Art. 2600, Dagegen fehlt bier der andere Ball der 
ficta possessio (qui liti se obtulit), Das Provincialrecht ſetzt — im Ge⸗ 
genjag zum gemeinen Recht — jtetd wirkliche (wenn auch aufgegebene) Erb⸗ 
ihaftödetention des Beklagten voraus, 

49) Prov.-R, IU, Art. 2600 a, ©. 
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Kläger beftreitet 20). Denn diefe lebtere Thatſache allein zieht 
den possessor vor dad Forum ded Nadylaßgerichtd. Ebenſo kann 
auch der Miterbe, wenn er vom Släger vindieirte Sachen des 
Erbtheils dieſes letzteren aus erbrechtlichen Gründen bemjelben 
vorenthält, belangt werden, nicht aber, wenn derſelbe blos münd- 
lich dad Erbrecht des Klägerd beftreitet °'). 

Die Erben ded Beklagten haften nad) allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen für die Verpflichtungen ihres Erblaſſers, wobei «8 gleidy- 
gültig tft, ob fie für ihre Perfon auch das Erbrecht ded Klägers 
beftreiten, wenn nur ihr Erblaffer ed that??). Den Beweis der 
Erbichaftsdetention ded Beklagten muß im Beſtreitungsfall der 
Kläger führen, aljo beweifen, daß der Beklagte Erbichaftsjachen 
detinire. Behauptet dann der Bellagte einen Singulartitel, jo hat 
er denfelben zu erweijen, in welchem Falle der Kläger, falls er 
nicht mit der Erbſchaftsklage den Singularanſpruch, rejp. die 
Eigenthumsklage cumulirt hat, abgewiejfen werden muß °°). 


5. 
I. Der Gegenſtand der Erbſchaftsklage. 


Gegenftand der Erbſchaftsklage ift auch nad) Provincial- 
recht in erfter Linie die beanfpruchte Erbſchaft, reſp. der bean- 
Ipruchte Erbtheil ald Ganzes). Da jedoch der Gegner häufig 
nur einzelne Stüde diefer, reſp. diejed leßteren vorenthält, fo 


— — 


50) Vangerow, a. a. O. II, © 345, Windſcheid, a. aD. 
8 618 Not. 4. Rur Unger (a, a. O. ©, 229 u. Not. 10 u. 11) verlangt 
auch für das gemeine Recht, daß der Beklagte fich jelbft für den wahren Er⸗ 
ben halte, erkennt jedoch an derjelben Stelle auch den bloßen praedo als wah⸗ 
reu Beflagten an. 

51) Prov.-R. IT. Art. 2603. 

52) Prov.-R. IT. Urt. 2646. Bangerow, a. a. DO. II. 8 505. Nr. 3. 
Windſcheid a. a. DO. $ 614 Not. 8 A. Meinung, wenigſtens für das 
preuſſ. Recht, För ſt er a. a. O. ©. 365 oben. 

53) Seuff. Arch. XVII. 93. XXI, 62. 

54) Prov.-R. II. Art. 2599 a. E. 2602. Nur dad Fideicommiß kann, 
wenngleich eine res certa, dennoch Gegenſtand der Erbſchaftsklage jein. 
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geht die Klage in dieſem Falle nur auf Herausgabe dieſer Ießte- 
ren mit ihren Accejfionen 5°). Webrigend werden mit der Erb: 
ſchaftsklage auch ſolche Gegenftände gefordert, welche gar nicht 
birect zur Erbſchaft gehören, für welche aber der Erblaffer, mit- 
bin jet der Erbe verantwortlich iſt es). Wie die Sache, fo 
find auch die Rechte, weldye zum Nachlaß gehören, Gegenftand 
der Klage. Hatte der Beklagte Erbſchaftsſachen veräußert, fo geht 
die Klage auf den Werth derjelben®”), ebenfo wie auf die für 
die Erbichaft angeſchafften Sacdyen?®). 

Mad die Haftung für Deterioration und Untergang der 
Sachen, ſowie für die Früchte derjelben betrifft, fo muß bier, 
ähnlich wie bei der Eigenthumsklage0) zwijchen dem bonae 
fidei possessor und dem malae fidei possessor unterjchieden wer: 
den. Ald wejentlicyes Princip ift dabei der Saß feftzuhalten, daß 
der gutgläaubige Erbſchaftsbeſitzer aus der Befitzzeit bi zur Beitrei- 
tung feines Erbrechts, reſp. Beſitzrechts Teinen Schaden erleiden 
jol. Dagegen ſoll im Falle einer malae fidei possessio umge- 
fehrt der Erbe durch den bösgläubigen Beliter feinen Schaden 
erleiden und kann daher jeden Erſatz von diefem leßteren bean⸗ 
ſpruchen. Unter gutem Glauben muß bier, wie überhaupt nad) 


55) Prov.⸗R. II, Art. 2602 a. E. Sedenfalls ift fie aber auf Her- 
ausgabe aller, bei dem Beflagten befindlichen Erbichaftseffecten gerichtet und 
nicht etwa der Reihe nach mehrmal gegen denjelben Bellagten anftellbar. In 
jofern ift aljo die fog. exceptio praejudicii auch hier practiſch. Vrgl. Ban- 
gero w, a. a. O. II. S. 412. Unger, a. a. O. VI $ 53. Not. 3. 

56) Hierher gehören verpfändete, deponirte, geliehene Sachen. Prov.-R. 
II, Art. 2604. Man kann fid) audy jo ausdrüden, ald beanfpruche der Erbe 
bier nicht die Sachen an ſich, jendern die zur Erbſchaft gehörigen Rechte 
an denfelben, wie Zauftpfandrecht, Detention un. ſ. w. S. auch Windſcheid, 
a. a. O. S 612 a. A. 

57) In ſoweit der Kläger nicht vorzieht, reſp. im Stande iſt die rei 
vindicatio gegen den Käufer durchzuführen. 

58) Prop.R. ID, Art. 2605. Ueber die Gegenanſprüche des Be— 
klagten vrgl. unter 6. 

59) Prov.-R. IH, Art. 909 ff. Doch finden bier einige Unterſchei⸗ 
dungen ftatt, wie der Text ergeben wird. 
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Provincialrecht, die Unkenntniß des Mangeld der eigenen Erb- 
berechftgung verftanden werden 90). 

Daher haftet der Befiger in gutem Glauben in 
Bezug auf die Schidfale der Erbſchaftsſachen nicht einmal für 
culpa. Erft vom Augenblid der Infinuation der Erbſchaftsklage 
hat er für dieſe einzuftehen, für ben Zufall niemals ®"). Den 
Kaufpreis etwa veräußerter Dbjecte muß gr, inſoweit er noch 
vorhanden iſt, reſp. eine Bereicherung für ihn zur Zeit ber 
Heraudgabe 2) vorliegt, reftituiren 9°). Hierin zeigt fih ein Ge 
genfaß gegenüber der Eigenthumsklage, wie er durch die ver- 
Ihiedene Natur der beiden Klageobjecte gegeben ift. Die Eigen: 
thumsklage folgt immer ihrer Sache, nicht deren Preife, die Erb⸗ 
ſchaftsklage nur der Erbſchaft als Ganzem, aus welcher zwar die 
einzelne veräußerte Sache, nicht aber der Kaufpreis ausſcheidet. 
Will alfo der Erbe nicht die Eigenthumsklage gegen den Käufer 
der leßteren verfolgen, jo fteht ihm immer noch der Anſpruch 
auf deren in der Erbfchaft ſteckendes Aequivalent zu. Bei ftatt- 
gebabter Begebung von Grbichaftögeldern hat der bonae fidei 
possessor nur die bezügliche Forderung zu cediren (ohne irgend 
welche Haftung für diejelbe) und die empfangenen Zinfen her: 
audzugeben, foweit fie noch vorhanden find‘). Etwaigen befon. 
deren Gewinn aus der Erbſchaft muß er außliefern, in Livland 
und Reval jedoch nur dann, wenn er ihn nicht durch bejonderen 
Fleiß gemacht hat). In den übrigen Rechtögebieten muß bier 


60) Prov.-R. IN, Art. 839. Unger, a. a. D. $ 52 Note 4. 

63) Prov:-R. II, Art. 2616. 

62) Windſcheid, a.a. DO. $ 612 Art. 13. 

63) Prov.-R. ID, Art. 2608. 

64) Prov.-R. II, Art. 2609. Nah dem Wortlaut diejed Artikels 
könnte ed fcheinen, als ob der b. f. possessor ineonfequenter Weije alle 
empfangenen Zinfen, audy die verbrauchten, erftatten müſſe. Da jedoch Zin- 
fen nad) Privatrecht Früchte find(Art. 554), müflen bier die Specialbeftimmungen 
über diefe legteren eintreten. ©. weiter unten im Tert. 

65) Prov.-R. IT, Art. 2611. Xeider ift der Begriff des „bejonderen 
Fleißes“ nicht präcifirt und fo dem richterlihden Ermeſſen anheimgeftellt 


2 _ 
ber gemeinrechtliche nterjchied zwiichen dem ſog. commodum 
ex re und dem fog. commodum ex negotiatione herangezogen 
werben, wonach darauf zu achten ift, ob die Erbſchaft oder die 
Arbeit des possessor der wefentliche Anlaß des Gewinnd war. 

Was die Früchte betrifft, jo brancht ber bonae fidei 
possessor bis zur Infinuation nur die noch vorhandenen ſowie 
für nicht vorhandene die etwa noch eriftirende Bereicherung 6%) 
herauszugeben. Nach infinuirter Klage aber muß er nicht bloß 
für die fructus percepti, fondern auch für die fructus perci- 
piendi 6°) eintreten, infoweit fie nicht durch Zufall untergegangen 
find. 9) Bon den Früchten braudyen nach Provincialredht nie 
Zinfen gezahlt zu werden, felbft wenn ein Verzug vorliegt, ein 
Sat welcder auch für den malae fidei possessor gilt. 6°) 

Der Beſitzer in böfem Glauben haftet von vorn 
herein nicht bloß für culpa, jondern auch für den Zufall. ?0) 
Do wird man, dem gemeinen Recht entjprechend, die Ausjchlie- 
Bung der Zufallähaftung bei der Eigenthumsklage') für den 
Sal daß der Zufall die Sache auch bei dem Cigenthümer ge- 


Diefem letzteren fehlt ed aber, da der bonae fidei possessor zu feiner be- 
jonderen Diligenz verpflichtet tft, an jedem Anhaltspunkt. 

66) Hierin Liegt wieder ein Hinausgehen über die Eigenthumsklage, 
wie ed ſich wieder aus der fich ftetd ergänzenden Univerfitagnatur der Erbichaft 
erklärt. 

67) Prov.-R. II, Art. 2612, D. h. für die Früchte, welche er (der 
Bellagte) hätte ziehen Tönnen, nicht für diejenigen, welche der Kläger (etwa 
traft bejonderer Kenntniſſe) hätte ziehen können. Vrgl. Windfcheid, 
a. a. D. $ 612 Note 23. Auch diefe Haftung überfteigt Die der Eigenthumd- 
lage des Provincialrchts. Art. 913. 

68) Prov.-R, IH, Art. 2612 a. ©. 

69) Prov.-R. IH, Art. 2613. Diejer auf ſpeciell provincialvechtlicye 
Quellen zurüdgeführte Sag erklärt fich offenbar auch aus der Gleichſtellung 
von BZinjen nur fruchtbar. 

70) FProv.-R. IH, Urt. 2606. Das gemeine Recht läßt nad) der herr- 
Ichenden Meinung ( Windſcheid, a. a. 9.1. 8 193 Not. 13, IS 612 
Note 2 Unger a.a.D. $ 52 Note 8) die Haftung für den Zufall erft mit 
der Infinuation eintreten. Dagegen geht das öſtreichſche Hecht ebenjo weit 
wie dad Provincialredht. 

71) Prov,-R. IT, Art. 910. 
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troffen hätte, wohl auf die Erbichaftöflage ausdehnen können. 
Denn nad dem Wortlaut des Art. 2606 fol der malae fidei 
possessor bloß die Gefahr des Zufalls, d. h. für denjenigen 
Zufall eintreten, weldyer dur [feine mala fide posses- 
sio die Erbichaftöftüde bedroht. Übrigens wird dieſe ftrenge 
Haftung des bödgläubigen Beligerd für einen beftimmten Fall, 
nämlidy für dad Schidfal der zur Erbſchaft gehörigen Forde⸗ 
rungdrechte auch im Provincialrecht fallen gelafjen. Wenn foldhe 
nämlich durch „Vernachläffigung“, d. 5. durch Nichteinziehung 
zu gehöriger Zeit verloren gegangen find oder gelitten haben, fo 
haftet auch der malae fidei possessor hierfür nicht. Diejer aus 
dem gemeinen Recht ??) hinübergenommene Saß erklärt fidh aus 
der Bewandtniß, daß die Haftung des possessor nicht weiter zu 
gehen vermag, als feine Diöpofitiondbefugnig. Da er zur Ein- 
ziehung der Forderungen feine Legitimation befitt, indem der 
Schuldner nur dem gehörig legitimirten Erben zu zahlen ver- 
pflichtet ift, jo fann er auch die Schulden nicht eincaffiren und 
für ihre Nichteincaffirung nicht haften.) Dagegen muß ber 
malae fidei possessor bei Veräußerungen für dad ganze Inter- 
effe (wenn er nicht die veräußerte Sache jelbft wieder jchaffen 
fann oder der Erbe nicht den Käufer direct in Anfpruch nimmt) 
einjteben, bei Begebung von Geldern für die ganze Gefahr des 
Gapitald. ) In Bezug auf die Früchte muß er von vorn her: 
ein fructus percepti und pereipiendi erjeßen 5), auch die durd) 
Zufall untergegangenen. 


72) Brgl. hierzu bei. Francke, Commentar über den Titel de 
hered, petit. ©. 276 ff. 

73) Daher läßt 3. B. das öftreichiche Recht den m. f. possessor bier 
allerdings haften, jobald er gerichtlich eingefegt ift, von weldem Augenblid 
an dad Öfterreichjche Recht ihn wie einen Nachlaßeurator u. |. m. Iegitimirt. 
Unger, a. a. O. 8 40 a. € u. $ 52 Rote 7. 

74) Prov.-R. II, Art. 2608 u. 2609. 

75) Pron-R. IT, Art. 2612. Und zwar erjcheint es richtiger, da der 
bösgläubige DBejiger dem Erben für allen Schaden haften muß, ihn aud 
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6. 
IL Die Gegenanfprühe des Beklagten. 


Sn diefer Beziehung muß dem DBellagten nicht bloß das 
Recht, auf allgemeiner Grundlage ?*) Impenfenerjah zu verlangen, 
zugeftanden, fondern in fofern eine darüber hinausgehende Bes 
fugniß gewährt werden, al8 nüßliche Verwendungen auch dem 
malae fidei possessor erfeßt werden müfjen (ein Erjat, der ihm 
fonft nicht zuftehen würde), jedoh nur, wenn die dadurd) 
hervorgerufene Wertherhöhung zur Zeit der Herausgabe der Erbs 
ſchaft noch befteht ""). Dagegen ift eine andere Norm des ge- 
meinen Rechts, weldye dem bonae fidei possessor aud) die im- 
pensae voluptuariae erftattet, nicht anerfannt worden ’°), eine 
Sneonfequenz, welche die Codification ſich gegenüber dem fonft 9) 
anerkannten Princip, daß der bonae fidei possessor aus feinem 
Beſitz feinen Schaden haben fol, zu Schulden kommen läßt. 
Auch darin behandelt dad Provinzialreht den bonae fidei pos- 
sessor ungünjtiger ald da8 gemeine Recht, ald es demfelben ben 
auf Fruchtziehung gerichteten Aufwand ebenfo wie dem malae 
fidei possessor nur in foweit erftattet, als es ſich um wirklich 
zu rejtituirende Früchte handelt, alfo den Aufwand auf bereitd 
verzehrte Früchte nicht erjeßt ). Doc läßt ſich diefe Abwei⸗ 
hung eher gutheißen, da in diefem Fall der bonae fidei pos- 
sessor durch dad Behalten der fructus consumti genügend ent- 
Ihädigt erjcheint: war fein Aufwand auf fructus extantes ein - 


Diejenigen Früchte erjeßen zu laſſen, welche Der Erbe hätte ziehen können 
(lucrum cessans). Brgl. audy Art. 913, 

76) Pron.-R. IT, Art. 577 ff. u. 2618. 

77) Prov.⸗R. II, Art. 2618. Windſcheid, a. a.O. 8613 Note 2. 

78) Bgl. Unger, a. a. O. 6 52 Note 10. 

79) Namentlidy in dem Sa (Art. 2617 a. &.), daß dem bonae fidei 
possessor aud) der vergeblicye, auf Sruchterzielung gerichtete Aufwand erjeßt 
werden jol. Vgl. auch Windſcheid a. a D. $ 613 Note 1. 

80) Prov.⸗R. IH, Urt. 2617. Vgl. dagegen 1. 38. Dig de hered. 
pet. (5, 3). 
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vergeblicher geweſen, jo wird er ihm trotzdem erſetzt, ein bene- 
fieium, auf welches der malae fidei possessor Fein Recht hat ®"). 

Was die etwaigen Compenfationsanfprüche betrifft, fo darf 
der gutgläubige Befiter alle feine eigenen Forderungen an den 
Nachlaß (aljo auch die nicht fälligen — natürlich mit Abzug des 
Interufuriumsd) in Abzug bringen, der bößgläubige nur diejenigen, 
deren fofortige Berichtigung das Intereſſe des Klägers erheijcht °2). 
Endlich darf jeder Exbfchaftäbefiger die auf die Perjon des Erb- 
lafferd verwendeten Krankheits- und Beerbigungstoften, in fo- 
weit ihre Höhe den Umftänden angemefjen war®®), fowie die 
gezahlten Legate und Nachlaßſchulden in Abzug bringen. Waren 
die Legate irrthümlich gezahlt, fo hat der bonae fidei possessor 
dennoch Anſpruch auf Schadloshaltung, wenn er feine condictio 
indebiti cedirt, der malae fidei possessor dagegen nicht, da er 
fein condictio befitt ®*). 


7. 
IV. Die Zeit der Anftelung der Erbſchaftsklage. 


Gerade auf diefem Gebiete zeigt fich die oben ®®) erwähnte 
Vermiſchung des allgemeinen Anſpruchs auf die Erbſchaft mit 
der eigentlichen Erbſchaftsklage gegen einen beftimmten Beflagten. 

Und zwar äußert fich diefe Vermifchung in beiden Yällen, 
in dem der Nichterlaffung eined Nachlaßproclamd und in dem 
der Erlaffung eines jolchen. 

Im erfteren Falle zeigt fie fich in der Reception der alten 
germanifchen BVerjährungsfrift von Jahr und Tag, gerechnet von 


31) Ebendaf, Art. 2617 a. E. 

82) Ebendaſ. Art, 2615. Windſcheid, a. a O. ITS 613 a. €. 

83) Diefe Beſchränkung muß fih im Provinzialrecht auch der b. f. 
possessor gefallen lafjen, da er bier keinen Erjaganiprudh wegen impensae 
voluptuariae bat. " 

84) Prov.-R. II, Art. 2614 a. E. u. 3680. 

85) Vgl. oben ©. 252 ff. 
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Kenntnißnahme des Berechtigten über den Erbanfall °%). Denn 

diefe, gegenwärtig für Livland, Eftland, Mitau, Bauske und 
Friebrichftadt geltende Verfährungsfrift für die Erbichaftöflage 
ift eigentlih nur die alte Berjährungsfrift für die Geltendma- 
hung des Erbrechts überhaupt”). Es zeigt ſich dies ſchon da⸗ 
durch deutlich, daß die Vorausſetzungen der wahren Erbſchafts 
klage, namentlich das Vorhandenſein eines Beklagten, erft nach 
Ablauf des bezüglichen Jahres eingetreten fein können, in welchem 
Falle es doch unmöglich wäre, die Erbſchaftsklage als verjährt 
anzufehen, ehe fie überhaupt entftanden tft). Wir vermögen 
daher diefen Rechtsſatz nur dahin zu interpretiren, Daß die Gel- 
tendmachung des Erbrechtö, d. b. die Beanfpruchung ber Exb- 
Ichaft, in der genannten Friſt ftattzufinden hat, widrigenfalld die 
Erbichaftöflage fpäter verloren geht. Hat aber eine Geltend- 
machung binnen der Verjährungsfrift flattgefunden, jo beginnt 
die Rativität für die eigentliche Erbſchaftsklage erft mit ber that- 
ſächlichen Vorenthaltung von Erbſchaftsſachen Seitens eines 
Dritten. Uebrigens greift in den genannten Rechtsgebieten in 
subsidium °°) die allgemeine ruffifche VBerjährungdfrift von zehn 


86) Nicht etwa bloß über die Eräffnung der Erbfchaft, wie der Wort- 
laut des Art. 2620 befagt. Denn Semand kaun jehr wohl Kenntniß von ber 
Eröffnung einer Erbſchaft haben, ohne zu ahnen, daß er zum Erben auf die- 
jelbe eingejegt ift. Praecife und richtig drüdt fich der einichlägige Art. 
2630 aus. 

87) Vgl. Kal. ſchwed. Teitamentöftadga v. 1687 8 8,M.R.R. Cap. 
142. Rig. ©t.-R IV, 7. Lüb.-R. v. 1586, II, 1,9. 


88) Man Tann hiergegen auch nicht einwenden, daß ja dem Erben 
auch nachher wenigftend die Eigenthumsflage übrig bleibt. Denn abgejehen 
davon , Daß dieſe leßtere nicht auf alle Erbſchaftsobjecte paßt, würde fie den 
Erben nöthigen, ftatt einer umfaffenden unzählige Einzelklagen anzuftellen 
und alle auf die Gejammterbichaft bezüglichen Rechtsſätze (3. B. in Bezug auf 
Operationen mit berjelben, Berwendungen auf dieſelbe) außer Acht zu laffen. 
Auch ift für den Fall einer Erbrechtöbeftreitung nach Art. 2600 gerade Die 
Erbſchaftsklage beitimmt. 

89) Wenn ſich Die Kenntniß des Berechtigten über ben Erbanfall nicht 
nachweifen läßt. 
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Jahren, gerechnet von Gröffnung der Erbſchaft, Play 9%). Im 
übrigen Curland, außer den genannten Städten, gilt überhaupt 
die dortige allgemeine fünfjährige Berfährungsfrift von Gröffnung 
der Erbſchaft 1). 

War dagegen ein Nachlaßproclam erlaſſen, ſo beſteht 
bie Rechtsvorſchrift, daß die Anſtellung der Erbſchaftsklage wäh- 
rend der Proclamdfrift erfolgen mu”). Da nun aber auch 
bier die VBoraußjegungen der Klage (Borenthaltung durch einen 
Andern) möglicher Weiſe erft viel jpäter eintreten, jo kann auch 
bier wiederum nur eine Verwechslung zwifchen Erbſchaftsanſpruch 
und Erbſchaftsklage angenommen werden. Iſt wirklich das Proclam 
gerade von dem derzeitigen Erbſchaftsbefitzer veranlagt worden, fo 
ift die Beichräntung der VBerjährungsfrift auf die Proclamsfrift 
— in foweit ed fih um Klagen gegen den berzeitigen Beſitzer 
handelt — eine felbftverftändliche, da in dieſem Ball das Proclam 
eine Provoeation zur Anftellung der Erbſchaftsklage bildet. War 
aber bad lehtere auf Anordnung des Gerichtd, reſp. auf Antrag 
ber Nachlaßeuratel oder auf Bitte nicht befißender Erbpräten- 
danten erlaffen worden, jo kann die Meldung innerhalb deöfelben 
zwar eine nothwendige Borausjegung ber jpäteren Erbſchaftsklage 
werden, da Mangel Meldung dad Erbrecht des Klägerd regel- 
mäßig) praecludirt wird — die Erbſchaftsklage ſelbſt aber 
vermag erft zu entftehen, wenn fie eine Veranlafjung ihrer An- 
ftellung findet. Angefihts der einmal beftehenden gejeglichen 
Borfchrift muB zwar angenommen werden, daß bie Anmeldung 
in der Nachlaßproclamsfriſt eine Unterbrehung der etwa ſchon 
laufenden Verjährung, refp. eine Ankündigung der Erbſchaftsklage 
im Boraus enthält. Zritt aber dann die thatſächliche Voraus. 
jegung der Erbſchaftsklage erft jpäter ein, jo kann dieſelbe nod) 


90) Brov.-R, IT, Urt. 2620. 

91) Ebendaf. Urt. 2620 a. €. 

92) Prov.-R. IM, Art. 2619 a. 9. 

93) Jedoch nicht immer, ©. weiter unten im Xert. 
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immer binnen zehn Jahren in Liv- und Eftland, binnen fünf 
Jahren in Gurland (in beiden Provinzen gerechnet von Eröff- 
nung der Erbſchaft) angeftellt werden. 

Uebrigens bietet das Nachlaßproclam keineswegs eine abfolute 
Abkürzung der Friſt zur Geltendmachung der Erbanſprüche. So⸗ 
bald der Kläger feine ſchuldloſe Unkenntniß, ja auch nur feine 
ſchuldlos verjpätete Kenntniß von dem Nachlaßproelam beweijen 
Tann, tritt für feinen Erhichaftdanipruch nicht die abgefürzte 
Proclamöfrift, jondern die oben erwähnte gewöhnliche Berjäh- 
rungöfrift ein). Da die Proclame bloß in den öffentlichen 
Blättern und an den Geridhtöthüren befannt gemacht werben, 
eine geſetzliche Pflicht aber zum Halten der erfteren nur für 
wenige Snftanzen erijtirt, jo kann nicht bloß der Abweſende, 
jondern auch der Anweſende fi) überall da auf jchuldloje Un 
kenntniß ded Proclams berufen, wo nicht befondere Verhältnifie 
(3. B. feine Kenntnig über gerichtliche Behandlung der vorlie 
genden Erbſchaft) ihm die Sorge für diefe Angelegenheit nahe 
legten oder feine Kunde von dem Proclame direct erwiefen werden 
fann. Der Werth der Rachlaßproclame ift demnach nach diejer 
Seite hin ein weit geringerer al8 in der Praris häufig an- 
genommen wird. 

Aus diefer ganzen Darftellung ift erſichtlich, daß die Co- 
dification bei Firirung der Anftellungöfrift für die Erbſchaftsklage 
nicht an die gemeinrechtliche hereditatis petitio, fondern an die 
alte germanifche Beanſpruchung des Nachlaffes vor dem Richter 
gedacht, daß fie fich ſelbſt noch nidyt an die von ihm recipirte 
private Behandlung der Erbjchaft gewöhnt hat. Allerdings wird 
in den meiften Fällen die VBorausfegung für die Erbfchaftöflage 
auch ſchon zur Proclamszeit vorliegen. Denn das Proclam 
läuft ja regelmäßig nicht bloß für den Kläger, fondern auch für 
den Bellagten der Erbſchaftsklage und nöthigt daher auch diefen 


94) Prov.-R. IT, Art. 2519 a. €. 
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leterrn, entweder fich ſchon während der geftedten Friſt mit 
jeinen Maßregeln gegen die Erbſchaft zu geriren und ſo die 
Nativität der hereditatis petitio hervorzurufen, oder mit ſeinen 
eigenen Anſprüchen praecludirt zu werden und daher die Legi⸗ 
timation des Beklagten für die Erbſchaftsklage zu verlieren. Nur 
wenn jchuldlofe Unfenntnig des Proclamd vorliegt oder der 
Beklagte zu den Perjonen gehört, welche zwar das Erbrecht des 
Klägers beftreiten, fich jelbit aber garnicht für Erben halten %), 
alfo auch nicht zur Meldung im Proclam verpflichtet find, Tann 
der Ball eintreten, daß die Erbſchaftsklage gegen denjelben erft 
nah Ablauf der Proclamsfrijt entiteht, reſp. Läuft. 
Diejelbe kann dann eventuell bis fünf, reſp. zehn Sahre von 
Eröffnung der Erbſchaft ab angeftellt werden 9%), 
8. 
V. Die proviforifhe Beſitzregulirung. 

Bon den mannigfachen Nechtömitteln des römischen Rechts 
behuf8 Erlangung eined proviſoriſchen Erbſchaftsbeſitzes 9”) 
ift in das Provincialgefegbuh nur ein einzige8?®) übergegangen, 
der Schuß des in einem formell unantajtbaren Teftament ein- 
gefeten Erben. Diejer lehtere bat dad Recht auf gerichtliche 
Einweifung in den Erbſchaftsbeſitz, einerlet ob ſchon ein Erb- 
Ichaftöproceß vorliegt oder nicht, ein Proclam erlafjen ift, oder 


95) Vol. oben ©. 262. 

96) Auch diefe jubfidiäre Verjährungsfrift denkt offenbar bloß an den 
Erbſchaftsanſpruch überhaupt. Denn ed können Zälle vorlommen, wo die 
eigentliche Erbichaftöflage erft nach Ablauf diefer längeren Frift geboren wird 
(gegenüber dem gefeglich Abweſenden oder Minderjährigen, weldyer ſich ber 
Erbichaft erft nah Ablauf jener Friſt bemächtigt bat). 

97) Bangerow, a. a. O. IL.$ 509 u. 510. Sintenid, a. a. O. 
II, $ 198. Windſcheid, aa. O. 8 617. 

98) Denn die Regulirung der Erbichaft durch Nachlafeuratel und 
Proclam ift keineswegs eine bloß proviforifche, wenn auch die Möglichkeit 
eined Wiederauflebend der Erbfrage (3. B. durch restitutio in integrum 
oder durch den Beweis fchuldlojer Unlenntnig des Proclamd) nicht aus- 
geichloffen ft. 

Zeitfehrift. f. Rechtswifſ. 3. VII. ©. 3. 18 
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nicht 9). Diefed, dem fog. remedium ex lege ultima Codicis 
de edieto Divi Hadriani tollendo 19) nachgebildete Nechtömittel 
ihügt aljo den Teftamentderben und keinen Andern !0). Für 
Snteftaterben liegt übrigens regelmäßig nach dem Provincialredht 
fein Bebürfniß nach einem befonderen gerichtlichen Schuß vor, 
da die nächſten Familienglieder aus dem Hausſtande ded DVer- 
ftorbenen die Detention des Nachlaſſes durch Sihenbleiben in 
demſelben ergreifen !92) und auch fonft regelmäßig eine private 
Befigergreifung genügt. Muß ſich Dagegen das Gericht ex of- 
ficio in die Nachlaßverhandlung einmifchen, wie bei unbefannten, 
alleinftehenden, unmündigen Erben, fo gilt die gerichtliche Ber- 
waltung und Beſitznahme ald ein genügender Schuß der Inter- 
eſſen des Erben. 
Nur für beſtimmte Acte des Inteſtaterben genügt die Selbſt⸗ 
legitimation nicht, welche derſelbe fich durch Antretung gegeben 
hat. Es ſind dies Empfangnahmen ſolcher Erbſtücke, welche 
eine ſchriftliche Beurkundung oder Legitimation zu ihrem Erwerbe 
erheiſchen, wie auf den Namen geſtellter Obligationen, Gehalts⸗ 
bezüge, Penſionen und insbeſondere Immobilien in Liv⸗ und 
Eſtland '09), deren Uebertragung erſt durch Corroboration einer 
ſchriftlichen Urkunde bewerkſtelligt wird. Lag nun eine heredi- 
tatis potitio oder wenigſtens eine gerichtliche Verhandlung der 
Nachlaßſache vor, ſo kann das zu erwartende Endurtheil die betr. 
Urkunde darftellen. Iſt aber die gerichtliche Behandlung des 
Nachlaſſes nicht erforderlich geweſen, jo bedarf man irgend eines 
Ausfunft3mitteld zur Herftelung der erforderlichen jchriftlichen 


99) Prov.-R. II, Art. 2480 a. E. 

100) Windſcheid, a. a. O. 8617 Note 6. Seuff. Arch. IL, 75, 76. 
II, 281—286, VI, 229, IX, 317, XII, 50, XIV, 103, XVII, 70. 

101) Nicht dem Bertragderben und. nicht dem Legatar. 

102) Prov.-R. IU, Art. 2629. 

103) Prov.R. IH, Art. 2735 u.2736. Auch in Gurland bedarf man, 
in der Prarid wenigſtens, zur Legitimirung fpäterer Dispofitionen über das 
geerbte Immobil einer Urkunde. 
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Legitimation. Dieſes, deſſen übrigend die Godification nicht 
erwähnt, wird in der Prarid durch Atteftate, rejp. Reſolutionen 
der Nachlaßbehörden bejchafft, welche auf Grund von Zeugen 
ausſagen ertheilt werden. — Diejelben haben jedenfalld einen 
proviforischen Charakter und praejudiciren dem Anjpruche eines 
fpäteren Erbprätendenten in keiner Weife. 


18% 


Xl. 


Ueber die Anmwendbarfeit des im XV. Bande 
des Swod der Reichsgeſetze enthaltenen ruſſi⸗ 
hen Griminal-Prozefjed in Livland. 


— — 


Mittelft Senats-Ukaſes vom 11. November 1846 Nr. 4981 
(publ. durch Patent der livländ. Gouvernements-Regierung vom 
10. December 1846 Spec. Nr. 92) wurde den Gerichtöbehörden 
in den Dftjee - Gouvernementd vorgejchrieben, „daß fie bis zur 
Veröffentlichung der folgenden Theile ded Swob der Provinzial- 
gejee, welche dad Privatrecht, den Civil-Prozeß und den Erimi- 
nal-Prozeß enthalten jollen, in dieſen Theilen des provinziellen 
Rechtes fich nach den geltenden Nechtöbeftimmungen zu richten, 
bei der Verhandlung von Griminal- Sachen wie biöher ſich auf 
bie einzelnen Verordnungen, Befehle und anderen Rechtsbeſtim⸗ 
mungen zu berufen, und wo ſolches erforderlich ift, die Artikel 
des 2. Buchs des Swod der Criminal ⸗Geſetze Bd. XV in der 
jenigen Geftalt, wie diejelben in die VI. Fortfegung dieſes Ban⸗ 
ded aufgenommen find, anzuziehen haben“. 

Beranlafjung zu diefem Befehle war, daß das Livländ. 
Hofgericht und der Rigafche Rath die Erfüllung des, in Folge 
einer Circulair⸗Vorſchrift des Dirigirenden ded Juſtiz⸗Miniſte⸗ 
riumd, gejtelllen Antraged des livländifchen Gouvernements⸗Pro⸗ 
eureur’8 wegen Anziehung und Zugrundelegung der Artikel des 
2. Buches des XV. Bandes ded Swod der Criminal - Gefeße 
(Audgabe vom J. 1842) in derjenigen Geftalt, wie fie in die 
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VI. Fortfegung ded Swod der Gefebe aufgenommen find, ver. 
weigert hatten, bei der Erklärung, daß das gedachte 2. Buch 
die Negeln des Criminal-Progefjed eigend für die Großruffifchen 
Gouvernementd enthalte, für die Dftfee - Gouvernements aber, 
laut des am 1. Zuli 1845 erlafjenen Allerhöchften Befehls über 
die Publicirung des Provinzialrechtd der Dftfee-Gouvernements, 
die Herausgabe einer befonderen Verordnung über die Drbnung 
ded Criminal-Prozefjed erfolgen folle, und bis dahin biefe Orb» 
nung wie biöher verbleiben müfje. 

Seine Entſcheidung jtüßte der Senat darauf: 1) daß bie 
bis dahin herauögegebenen zwei Theile des Provinzialrechts der 
Dftfee-Gouvernementd die Regeln des Criminal-Prozeffes nicht 
enthalten und daß im P. 3 des Allerh. Befehls vom 1. Zuli 
1845 e8 heiße: in Beziehung auf die übrigen Theile der Pro- 
vinzialgejeße, d. h. auf — — den Criminal-Prozek, haben, bis 
zur Veröffentlichung ber folgenden Theile dieſes Provinzialrechts, 
die Verwaltungs⸗ und GerichtSbehörden,, ſowie Privatperionen, 
fortfahrend fich nach den geltenden Nechtöbeftimmungen zu rich⸗ 
ten, in der Gefchäftsführung wie bisher ſich auf die einzelnen 
Verordnungen, Befehle und andere Rechtöbeftimmungen zu be- 
rufen; 2) daß im Criminal⸗Prozeß in den Oftjee-Gouvernements 
in vielen Fällen von allen Gerichtöbehörden, das Livlänpdifche 
Hofgeriht und den Rigafchen Rath nicht ausgenommen, Arti— 
Tel de 2. Buchs des XV. Bandes ded Swod der Criminal. 
Geſetze angezogen und angenommen werden, bejonderd in ber 
Ordnung der Eröffnung der Entjcheidungen der Gerichtöbehörden 
und der Zulaffung von Appellationsbeichwerden wider diejelben, 
und unmittelbar, gemäß dem Ula vom 31. Juli 1805, bei der 
Verhandlung von Unterfuhungsfachen über Amtöverbrechen, 
und 8) daß in die VI. Fortfeßung zum 2. Buche des XV. Bandes, 
auf Grundlage des Allerh. Bef. v. 15. Auguft 1845, Artikel 
des 1. Buch. des XV. Bandes eingefchaltet find, — — behufs 
genauerer Webereinftimmung derjelben mit den Beftimmungen 
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des neuen Strafgejeßbuches, defjen Wirkſamkeit, wie im Art. 173 
defjelben gejagt ift, in gleihem Maße alle rufj. Unterthanen 
innerhalb der Grenzen des Reichs unterligen. Darnach erachtete der 
Senat, daß dad Hofgericht und der Rigajche Rath unbegründet 
und ungemäß dem Allerböchften Befehl (vom 1. Juli 1845) 
und den allegirten Allerhöchften Ukaſen, die Anziehung und 
Zugrundelegung der Artikel des 2. Buchs ded XV. Bandes in 
derjenigen Geftalt, wie diefelben in die VL. Fortſetzung dieſes 
Bandes aufgenommen find, im Griminal-Prozeß verweigert, — 
und erließ deshalb den Eingangs angeführten Befehl. 

Aus dem vorftehend Neferirten, indbefondere daraus, daß 
duch eine Circulair-Vorſchrift des Dirigirenden des Suftiz- 
Miniftertums, alfo durch eine allgemeine, auch die großrufjtichen 
Gouvernementd, in denen die Anwendung der Artikel des 
2. Buchs ded XV. Bandes garnicht fraglich fein Tonnte, betref- 
fende Vorſchrift, der livländ. Gouvernementd-Procureur zu dem 
angeführten Antrage veranlaßt worden war, ergiebt fi, daß 
zunächft in Frage ftand die Anziehung und Zugrundelegung der 
Artikel ded 2. Buchs ded XV. Bandes des Swod der Reichsge⸗ 
jete (Ausg. 1842) in derjenigen Geftalt, wie jiein 
die VI. Fort]. aufgenommen waren. Dieje Frage 
wurde nun von dem Senat wie angegeben entjchieden, wobei 
der Paſſus „wo ſolches erforderlich ift 20.” dem Wortlaute und 
dem Wortfinne nach nicht- anders aufgefaßt werden kann al: 
daB wo e8 erforderlich ift, einen Artikel ded 2. Bch. XV. Band. 
anzuziehen, derjelbe, falls er in der VI. Fortſetzung abgeändert 
worden, in ber in dieſer Fortjegung ihm gegebenen Geftalt an- 
zuzieben tft, Daher auch unter der Angabe „in der VI. Fort- 
ſetzung“. 

Die weiter zu ſtellende Frage: wo oder wann, d. h. 
in welchen Fällen es erforderlich iſt, Artikel 
des 2. Buch. des XV. Bandes zu Grunde zu legen 
und daher anzuziehen, konnte hier unberührt bleiben, 
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als eine Frage, die, nach dem Vorſtehenden, nicht zunächſt zur 
Entſcheidnung ftand, wenn nicht in der Einleitung des Ukaſes 
angeführt wäre, daß der Senat fi) Habe vortragen lafjen die 
Sache, betreffend den Antrag des ftellvertretenden Dber-Procu- 
reurs hinfichtlich deſſen, daß das Iivländ. Hofgericht und der 
Rigaſche Rath bei der Entiheidung von Saden nicht das 
zweite Bud des Swod der Sriminal-Gejepe, 
welchesden Criminal-Prozeßenthält, zur Richt— 
ſchnur und Grundlage nehmen Es war ſonach 
auch dieſe Frage durch den Antrag des ſtellv. Ober-Procureurd 
und ebenjo durdy die oben angeführten Erklärungen des livländ. 
Hofgerichts und Rigaſchen Rathes an den Senat herangetreten. 

Der Senat ift nun entweder auf diefe Frage nicht weiter 
eingegangen, — worauf man daraus fhließen könnte, daß er 
den Antrag des ftellv. Ober-Procureurd nicht weiter berührt und 
den Erklärungen ded Hofgerichtd und Raths nur gegemüberftellt 
die Angabe, daß im CriminalsProzeß in den Ditjee-Gouverne- 
mentd in vielen Fällen von allen Gerichtähehörden der Ditjee- 
Gouvernements, das livländ. Hofgericht und den Rigafıhen Rath 
nicht ausgenommen, Artikel ded 2. Buchs des XV. Bandes des 
Swod der Sriminal-Gefee angezogen und angenommen werden, 
befonderd in den oben (P. 2. des Ukaſes) bereitd angeführten Be- 
ziehbungen, — oder der Senat hat mit der Entſcheidung über 
die erfte Frage implicite auch über dieje zweite Srage entjcheiden 
wollen und entichieden. 

Sn dem erfteren Falle blieben immer von Bedeutung wie 
einerjeitö die oben angeführten Erklärungen des Iivländ. Hofge: 
richts und Rigaſchen Raths, jo andererſeits die Angabe des 
Senats, daß im Criminal⸗Prozeſſe in den Oſtſee-Gouvernements 
in vielen Fällen von allen Gerichtsbehörden Artikel des 2. Buch's 
des XV. Bandes angezogen und angenommen worden, bejonderö 
in den angeführten Beziehungen (9.2. bed Ukaſes). Aus Diejer 
Angabe ift übrigens nicht erfichtlich, auf weldyer Grundlage dieſes 
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Anziehen und Annehmen berubte, ob auf Verpflichtung durch 
ein Geſetz, oder auf der Praris, oder auf einer unrichtigen 
Auffaffung u. |. w., — ed fei denn, daß in dem „anges 
nommen“ jene Grundlage angedeutet ift; außerdem iſt 
dieſes Anziehen und Annehmen für ein jehr bejchränftes Gebiet 
behauptet, nämlih für dad vom Senat, — wahrjcheinlidy doch 
als dad am Meiſten und bauptjächlich betretene, — angeführte 
(9. 2.), während es darnach auf dem übrigen Gebiete des 
Criminal⸗Prozeſſes überhaupt, bis zur Urtheils-Fälung, gar nicht 
oder nur in geringem Maaße ftattgefunden. 

In dem anderen Falle, daß der Senat mit der Entjchei- 
dung über die erfte Stage implicite auch über die zweite ent- 
Ichieden bat, kann nach dem oben Angeführten ſolche Entjchei- 
dung nicht anderd verjtanden werden als: daß die Gerichtöbehörden 
in den Oſtſee⸗Gouvernements bei der Verhandlung von Criminal. 
Sachen wie biöher auf die einzelnen Verordnungen, Befehle und 
andere Nechtöbejtimmungen, — zu denen jelbitverftändlich auch 
bie für die Oſtſee-Gouvernements Tpeciell erlaffenen oder auf fie 
auf gefeßgeberifchem Wege ausgedehnten Geſetze, beögleichen bie 
aud dem 1. Buche des XV. Bandes ded Swod der Criminal- 
Geſetze, enihaltend dad Criminal-Redht, in das 2, Buch des 
XV. Bandes in der VI. Fortſetzung (ef. oben P. 3. des Senats⸗ 
Ukaſes) übergegangenen Artikel gehören, — zu berufen-und, 
wo ſolches erforderlich ift, d. h. in denjenigen Fällen, für welche 
in den provinziellen Quellen „einzelne Verordnungen, Befehle 
und andere Rechtöbeftimmungen nicht vorhanden find”, die be- 
züglichen Artikel des 2. Buch's des XV. Bandes, enthaltend den 
ruſſiſchen Criminal-Prozeß, anzuwenden haben, — ald ergänzende 
Normen für den provinziellen Criminal» Prozeß, — und daß 
die bezüglichen Artikel dieſes 2. Buches dann aud) von ihnen 
anzuziehen find und zwar, wenn fie in der VI. Fortfegung zu 
dieſem Buche eine abgeänderte Geftalt erhalten haben, nad) 
dieſer Fortſetzung. 
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In Betracht fommt hier ferner noch der Senats⸗Ukas vom 
27. Sanuar 1848 Nr. 1120 (publ. durdy Patent der livland. 
Gouvernemeutö-Regierung vom 10. Februar 1848 Spec. Nr. 14), 
betreffend den Bericht des gewejenen General-Bouverneurd der 
Oſtſee⸗Gouvernements darüber, daß einige Behörden diejer Gou- 
vernements den Namentlichen Ukas vom 1. Juli 1845 nicht 
genau erfüllen. Sn diefem Ukaſe führt der Senat unter Anderem 
an: daß bei der Anziehung und Anwendung der Artikel der. 
zwei erjten ‘Theile des Provinzialrechts alle Behörden und Pri⸗ 
vatperjonen fich nad den im Swod der Reichögejebe, Bd. I, 
Berfaffung des Senats, Art. 102, Beilage, enthaltenen Negeln 
richten möüfjen, in denen die Fälle pofitiv beftimmt find, in 
denen die Berufung auf frühere, nicht in den Coder aufge: 
_ nommene Recdtöbeftimmungen zuläffig if, — daß nach den 
Morten des Namentlichen Ukaſes vom 1. Zuli 1845 in die 
zwei erften Theile des Provinzialredyt3 alle auf die befonderen 
Berfafiungen und die Ständerechte bezüglichen Beitimmungen, 
welche bisher in den Oſtſee-Gouvernements Kraft und Geltung 
bewahrt Haben, aufgenommen find, — daß die Behörden der 
Dftfe-Gouvernements nicht dad Recht haben, ſich nad, auf die 
Berfafjungen und Ständeredhte bezüglichen Nechtöbeftimmungen, 
welche nicht in die zwei eriten Theile des Provinzialrechtd überge- 
gangen find, zu richten, und daß diefe zwei Theile alle die Berfaf- 
jungen und Ständeredhte betreffenden Rechtöbeftimmungen erfeßen. 

Die durch den angeführten Senats-Mfas vom 11. Noven: 
ber 1846 anerkannte ergänzende Anwendbarkeit von Beftimmun- 
gen des ruſſiſchen Griminal:Prozefjedg (nach dem Swod der 
Neichögejeße in der Ausgabe von 1842) in Livland ift felbft- 
verftändlich eingefchränft einestheild durch die von dem ruffiichen 
Recht mehr oder weniger abweichenden Beitimmungen des Pro- 
vinzialvechtd der Dftjeer-Gouvernementd über den Gerichtöftand 
in Griminal-Sadhen, mit NRüdficht auf den Stand bed Ange- 
ihuldigten, und über die Competenz der Gerichtäbehörden in 
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Criminal⸗Sachen, anderntheild gemäß den Eigenthümlichkeiten 
des livländifchen Criminal-Prozefjed, namentlich in Bezug auf 
die Befugniffe und Verpflichtungen der Polizei einerjeitö, der 
Griminal-Behörde 1. Inftanz andererjeitd bei der Verhandlung 
von Criminal⸗Sachen. 

Dem livländ. Eriminal-Prozefle ift eigenthümlich, für ge- 
wife Perfonen und Verbrechen oder Vergehen, ein bejonderer 
accufatorijcher Criminal⸗Prozeß, neben dem die Regel bildenden 
inquifitorifchen oder Unterjuchungd - Progefje; dem ruſſiſchen 
Griminal- Prozefje nah dem Swod der Reichsgeſetze Buch 2 
Band XV, fowohl in der Angabe von 1842, als auch in der 
von 1857, ift ein ſolcher accuſatoriſcher Prozeß gang fremd. 
Aber auch in Bezug auf den Unterfuhungs- Prozeß hat eine 
wejentliche Berjchiedenheit Statt zwiſchen dem livländifchen und 
dem ruſſiſchen Criminal-Prozeß. Der Swod der Reichsgeſetze Bd. 
XV Bud II, wie in der Ausgabe von 1842, jo auch in der Aus- 
gabe von 1857, weiſet der Polizei zu, — abgefehen von den ihrer 
Dijudicatur unterliegenden geringfügigen Verbrechen und Ber- 
gehen, — die ganze Unterfuchung, cabaersie (daf. Art. 1P. Lu. 
Art. 2), mit eidlicher Bernehmung der Zeugen ıc., und zwar 
- fowohl die mpersaputeapnoe cabacrsie (daſ. Art. 34—138), 
ald auch die Bopmanpnoe crbacrsie (daf. Art. 139—284), — 
und überträgt dem Criminal-Gerichte 1. Inftanz den „cyan“, 
beitehbend in Reviſion (mopbpka) der Unterfuhung, in Beur- 
theilung der Beweiſe und Imdicien für die Schuld oder Uns 
ſchuld des Angefchuldigten, und in Fällung des Urtheils (daf. 
Art. 19. 2, Art. 285 ff). Nach dem livländ. Criminal⸗Prozeß 
ift die Betheiligung an der Verhandlung der Eriminal-Sacden 
ganz anderd zwiſchen Polizei und Griminal-Behörde erfter In⸗ 
tanz vertheilt. Der Polizei ift zugewiefen nur ein Theil der 
ganzen Unterſuchung, die Vorunterſuchung, auch genannt General- 
Inquifition, die UPOR3BOACTBO UPeABApHTeAbBHarO CAbACTBiA 
(Provinzialrecht der Ditjee- Gouvernements, Theil I, Art. 411, 
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P. 35, deutfcher und ruffiicher Text), außer der monmmeäcrkoe 
Josnanie, — der Sriminal-Behörde 1. Imftanz dagegen der 
andere Theil der ganzen Unterſuchung, die förmliche Unterfuchung, 
auch genannt Special-Inquifition, oder articulirte8 Verhör, Die 
IIPOH3BOACTBO &bopMaasuaro cerbacrsin (daf. Art. 370, 9.1, 
deutjcher und ruſſ. Tert) und die aburtheilende Begutachtung, 
refp. die Füllung des Urtheils (daf. Art. 371), — wobei die 
eidliche Vernehmung der Zeugen ꝛc. nicht der Polizei, fondern 
der Criminal-Behörde erfter Inftanz übertragen ift. | 

Demgemäß kann die oben angeführte ergänzende Anwend- 
barkeit von Beftimmungen des ruſſ. Criminal-Prozefjed (nad 
dem Swod jowohl der Ausgabe von 1842, als auch der Ausgabe 
von 1857), wenn ed fich handelt um eine Beitimmung über Be- 
fugnifje oder Berpflichtungen der Polizei bei Verhandlung von 
Eriminal-Sacden, nicht ohne Weitered für die Polizei in Liv 
land eintreten, auf Grundlage defjen, daß diefe Beftimmung 
für die Polizei gegeben, die Polizei in Livland aber audy eine 
Polizei ift, — jondern es ift eine ſolche Beftimmung nur dann 
und in jo weit für die Polizei in Livland verbindlich, als fie 
mit ben berührten wejentlichen Abweichungen des provinziellen 
Griminal » Prozefjes von dem ruffifchen (nach dem Swoh, Aus 
gabe 1842, reſp. 1857) vereinbar ift.*) 


* Anm In einem Ukaſe des V. Departementd ded Senats vom 
23. März 1884, ergangen über verjchiedene Anklagen gegen eine Land-Poli- 
zeibehörde in dem Dftfee- Gebiete, ift zunächſt die Frage geftellt: find die 
geri'htlich-polizeilihen und die Gerichtd-Behörden der Dftjee-Gouvernements 
verpflichtet, bei der Verhandlung von Criminal-Saden, in Bezug auf Unter 
juchung derjelben und Entiheidung über fie, ſich zu richten nad) den in dem 
II. Bude ded XV. Bd. des Swod der Reichsgeſetze, Ausgabe 1857, dargelegten 
Geſetzen? Auf Grund allgemeiner, — nicht der vorliegenden Sache entnomme- 
ner — thatfächlicher und Geſetzes⸗Momente beantwortet der Senat diefe Frage 
dahin: Die gerichtlich-poligeilichen und die Gerichtö-Behörden der Oſtſee⸗Gouver⸗ 
nementd können bei der Unterfuhung, Beurtheilung und Entfceidung von 
Criminal» Sachen die im II. Buche des XV. Bandes des Swod der Reichs. 
geſetze, Ausgabe von 1857, dargelegten Geſetze für fie verbindlich erachten nur 
in fo weit, ald in wie weit in dem I. Theile des Provinzialrechtö der Oſtſee⸗ 
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Hieraus ergiebt fi, daß das Verfahren der Polizei in 
Livland bei der Verhandlung von Criminal-Sachen hinſichtlich 
feiner Ordnungsmäßigfeit und Geſetzmäßigkeit nur zu beurtheilen 
it vom Standpukte des eigenthümlichen Livländ. Criminal: 
Prozeſſes, mit Einfluß der für Livland erlafjenen, oder auf 
Livland auf gefebgeberifchem Wege ausgedehnten Geſetze, jo wie 
mit Einſchluß, wo folches erforderlich ift, weil die provinziellen 
Quellen nicht ausreichend find, — derjenigen Beſtimmungen 
des ruffiihen Criminal-Prozefjed (nach der Ausgabe von 1842 
reip. 1857), die mit dem livländifchen Criminal⸗Prozeß ſich 
vereinigen lafjen, weil fie nicht ausgefchloffen find durch Be— 
flimmungen des Provinzialrechts der Oſtſee-Gouvernements, 
oder durch die Regeln des accufatorifchen Prozeſſes, oder durch 
ihre ausjchließliche Beziehung auf die der Polizei in Livland 
entzogene dopmaabHoe cAbacteie. 

Unter Beziehung auf dad bisher An« und Audgeführte 
jollen in dem Nachftehenden zwei Fragen in Betreff der Mit- 
wirfung der Drdnungsgerichte in Criminal⸗Sachen beantwortet 
werden. 

1) Können die Ordnungsgerichte Sachen erledigen, welche 
Kennzeichen von ſolchen Verbrechen oder Vergehen enthielten, 
die der polizeilichen Dijudicatur nicht unterliegen, Strafen nad) 
fih ziehen können, welche die im Art. 8342 des 2. Bch. des 
XV. Bandes ded Swod der Reichsgeſetze (Audg. 1857) ange 
zeigten Grenzen überjchreiten ? 

Werden Umjtände befannt, die Sennzeichen eines gewiſſen 
Berbredyend oder Vergehens andeuten oder enthalten, reſp. Ver⸗ 
dacht gegen eine beftimmte Perſon als Thäter begründen, fo 


Gonvernements, Ausgabe von 1845, eine Anwendung derfelben angezeigt iſt. 
— BDenngleid dieſer Senatd-Mlad ein in einem einzelnen Falle ergangener 
ift, ſo fteht e8 Doch außer Zweifel, daß der angeführten Beantwortung der 
geftellten Frage eine allgemeine Geltung beizulegen ift, in Anbetracht ber 
Momente, auf denen fie beruht. 
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können ſolche Umstände diefe ihre Bedeutung nur behalten, wenn 
in der Unterfuchung ihre Thatjächlichleit und Bedeutung nicht 
gejchwunden ift. Iſt dagegen Reſultat der Unterſuchung, daß 
jene Umftände auf Grund von Beweis » Momenten, die in der 
Unterſuchung als vollgültige gelten Tönnen, nicht aufrecht erhal. 
ten werden konnten, hinfällig erachtet werden mußten, jo fällt 
mit ihnen auch ihre Bedeutung für jene Kennzeichen des indi- 
cirten Verbrechens oder Vergehens. Es liegt dann die indicirte 
ftrafwürdige Handlung nicht mehr vor, oder der Angefchuldigte 
fann nicht mehr als ihr Urheber gelten, oder der objective und 
der jubjective Thatbeftand jened Verbrechens oder Vergehend has 
ben fich nicht herauögeftellt, die Kennzeichen befjelben find in 
der unterfuchten Sache nicht mehr zu finden. Zolgeweife kann 
in einem ſolchen Falle dad Moment, durch welches die durch die 
Unterſuchung ermittelte Handlung der Dijudicatur einer gewif- 
jen Autorität entzogen wäre, oder die Beahndung derjelben zu 
einer Weberjchreitung der für jene Autorität durch das Geſetz 
angewiefenen Grenzen würde, nicht mehr diefe Wirkung haben, 
weil es jelbft gefallen ift. 

Nach dem livländ. Criminal-Prozeffe hat das Ordnungs⸗ 
gericht, jobald ed die Ueberzeugung gewonnen, daß die ihm zu- 
ſtehende Vorunterfuchung jo weit geführt worden, baß fie als 
zum Schluße reif erachtet werden Tann, den Schluß zu verfügen, 
zugleich aber auch jchlüffig zu werden darüber, ob die Sache zur 
Special - Inquifition gegen eine bejtimmte Perſon geeignet, — 
und demgemäß dem Landgericht zu übergeben ift, oder nicht. 
Maaßgebend ift hierfür das Ergebniß der Vorunterſuchung. 
Gelangt das Ordnungdgericht durch fie zu der Meberzeugung, daB 
das unterfuchte Ereigniß wirklich ftattgehabt, — daß es gelun- 
gen aufzudeden, daß in diefem Greignifje das indicirte Verbrechen 
oder Vergeben wirklich vorliegt, — daß eine Gewißheit oder 
wenigftend einige Wahrjcheinlichfeit dafür fich ergeben, daß nicht 
unwefentliche Kennzeichen des indicirten Verbrechens oder Ver⸗ 
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gehens, auch begründete Verdachts-⸗Momente gegen eine beftimmte 
Perſon als Thäter, vorhanden, alfo der ganze Thatbeftand des 
Verbrechens oder Vergehend in feinen wejentlihen Merkmalen 
einigermaßen vorliegt, jo ift die Mebergabe an das Landgericht, 
zur Special - Inquifition, zu verfügen, — anberenfalld nicht. 
Denn ed Tann doch nicht geboten erfcheinen, — ift auch nicht 
dem Ordnungsgerichte durch ein daſſelbe verpflichtendes Geſetz 
oder eine Norm des livländ. Criminal» Prozefjed vorgefchrieben 
(cf. unten), daB, abgefehen von dem fubjectiven Thatbeftande, in 
jedem Falle, — jelbft in dem immer doch möglichen — wenn 
in der Vorunterfuchung alle einigermaßen weſentlichen Kenn- 
zeichen eines gewiſſen Verbrechens oder Vergehens jede Wahr- 
ſcheinlichkeit eingebüßt, alle fie betreffende Umftände ala gänzlich 
unbegründet und unwirkſam fich heraudgeftellt haben, jede Spur 
eines Verbrechend oder Vergehens gefchwunden iſt, — die Ueber- 
gabe an das Landgericht zu verfügen jei.*) Auch Tonnen ja 
Klage, Anzeige und Denunciation wegen eined Verbrechens oder 
Vergehens auf Irrthum, böſem Willen, Rache u. |. w. beruhen, 
diejed in der Unterfuchung zweifellos fich berausftellen, durch 
Eingeftändnif des SKlägerd 2c. und andere Beweis - Momente, 
ohne daß eine Spur des angezeigten Verbrechend oder Bergehend 
übrig bleiben. — Wird die Uebergabe an dad Landgericht zur 
Special»Inquifition nicht verfügt, fo verbleibt e8 bei dem ein- 
fachen Schluße der Vorunterfuhung, wodurch jedoch Wiederaufr 
nahme der Unterfuhhung bei Auffindung beſſerer Beweije nicht 
ausgeichloffen, wie denn auch joldhe Wiederaufnahme mit der 
Berfügung des Schluffes der Vorunterfuchhung verbunden werden 
fann. Daß in derartigen Fällen über fie einer Autorität zu be- 
richten, iſt hier nicht weiter in Betracht zu ziehen. 


*) Anm. Das curländ. Oberhofgericht hat unter dem 24. April 1877 den 
Hauptmanndgerichten vorgefchrieben, zum weiteren Verfahren an die Oberhaupt- 
manndgerichte zu fenden nur die Sachen, in denen der objective Thatbeitand 
eines Verbrechens vollftändig feftgeftellt und ein Verbrecher ermittelt iſt. 
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Ergiebt die Vorunterſuchung den Thatbeſtand eines ganz 
anderen, mit dem zur Anzeige gebrachten nicht verwandten, ihm 
nicht ähnlichen, dabei der Dijudicatur des Ordnungsgerichts nicht 
entzogenen und einer Beahndung, die die im Art. 842 angezeig- 
ten Grenzen nicht überjchreitet, unterliegenden Verbrechens ‘oder 
Vergehens, fo läht fi wohl unbedentlidh annehmen, da das 
Ordnungsgericht nicht für verpflichtet erachtet werden Tann, die: 
jed Verbrechen oder Vergehen unbeahndet zu lafjen, vielmehr 
verpflichtet ift die gejeßlich ihm zuftehende Strafe zu verhängen. 

2) Können Unterfuchungen über die Verbrechen oder Verge⸗ 
ben, welche der polizeilichen Dijudicatur nicht unterliegen und 
Berluft von Nechten und ſchwere Criminal - Strafen nad ſich 
ziehen, aus Mangel an Indicien durch Verfügungen der Ord- 
nungsgerichte eingeftellt werden, oder müflen fie an das Land- 
gericht devolvirt werden auf Grund des Art. 280 des Swod der 
Reichsgeſetze Bd. XV, Buch II (Ausg. 1857)? 

Das bisher An- und Ausgeführte ift auch für die Beant⸗ 
wortung dieſer zweiten Frage maaßgebend, insbeſondere aber iſt 
zu erörtern, ob und in wie weit Der angeführte Art. 280 in Liv⸗ 
land Geltung hat. 

Der angegebene Art. 280 iſt wörtlich entnommen dem 
Art. 1144 des Swod der Reichsgeſetze Bd. XV, Bud; II, Aus: 
gabe von 1842, der laulet: 

„Bon der allgemeinen Regel über die Abjendung 
der Unterfuhungsfachen an das Gericht find nicht ausge⸗ 
ichloffen die Unterfuchungen über Verbrechen, bei denen ein 
Schuldiger nicht ermittelt worden, und ebenſo die über 

tz, Borgänge, bei denen weder ein Werbrecher, nod ein Ber- 
brechen ermittelt ift, wie: über plößlih an Krankheitszu⸗ 
fällen Verſtorbene, über Ertrunfene, über Solche, die fi 
erhängt haben und andere Selbftmörber, über Feuersbrünſte, 
die durch Zufall entftanden, und ähnliche Ereigniſſe, — 
mit dem Unterfchiede: daß die Unterfuchungen erfte- 
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rer Art, in Saden, bei denen Verbreder er- 
mittelt worden find, an die Gerichtsbehörden 
zur Ausübung des Gerichtß (nid UPOH3BOACTBA 
cyaa), letztere aber zur Revijion der Ordnung 
bei Führang der Unterſuchung abgejandt wer- 
den”. 

Darnach flieht der Eriminal-Behörde 1. Inftanz zu und 
liegt ihr ob, außer der für gewifje Unterſuchungs⸗Sachen ihr 
übertragenen AUSübungdes Gerichts, MPOH3BOACTBO CYAa, 
für gewifle andere Unterſuchungs-Sachen die Reviſion der 
Drdnung bei Führung der Unterjuhung Cr 
wägt man dabei, daß in dem Artikel beide Thätigkeiten 
einander entgegen geftellt find und daß nach dem Art. 
882, P. 2 ded Swod Bd. XV, Bud II, Ausgabe 1842, und, 
damit wörtlich übereinftimmend, nad) dem Art. 1, P. 2 des Swod 
Bd. XV, Buch OD, Ausgabe 1857, der cyan beſteht: BB no- 
BEpeb crbactBin, BB CYE&IeHiH 0 BHHT HAH HEBAHHOCTH NOM- 
CYAHMaro und Bb MOCTAHOBIeHiH MPHTOBopa, fo ergiebt fich, 
daß beide Thätigkeiten wejentlich verſchieden find, wenn- 
gleich die qu. Revifion in einem gewiffen Maaße unter die 
noptpra cabacrBia ded rufj. Criminal = Prozefjes ſich ſubſumi⸗ 
ren läßt. | 

Daß diefe Verpflichtung und Berechtigung der Griminal- 
Behörde 1. Inftanz zu der bezeichneten Revifion ſchon vor dem 
Swod d. NReichögefege Bd. XV, Ausg. 1842, auf Grund ber 
bei dem Art. 1144 1, c. allegirten Gefeße, auch der Griminal- 
Behörde 1. Inftanz in Linland, namentlid) den Landgerichten, 
oblag und zuftand, ift nicht zu erweifen. Denn von den als 
Belege des Artikel allegirten Gefeben iſt das vom 18. Februar 
1798, die Grundlage der ganzen bezüglichen Beftimmung bed 
rufſ. Criminal⸗Prozeſſes, in Livland nicht publicirt worden, des⸗ 
gleichen dad Gejeß vom 27. November 1825; dad vom 28. De- 
cember 1821 ift in Livland publicirt worden, erft im May 1828, 
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dad vom 27. Auguft 1823 deßgleichen, erft im Auguft 1824,. 
das vom 28. Februar 1828 deögleichen, im März 1828; aber 
alle diefe publicirten Geſetze für den ruſſ. Criminal⸗Prozeß find 
nicht auf dem Wege der Gefeßgebung auf Livland ausgedehnt, 
jondern nur von der livländ. Gouvernementd - Regierung zur 
Wiſſenſchaft, rejp. auch zur Nachachtung publicirt worden; ſolche 
Publication kann aber nicht als unbedingt maaßgebend erachtet 
werben. (cf. unten). 

Demnach kann aud nicht auf Grund ded Art. 1144 der 
Ausgabe 1842" dem Landgerichte diefe Gompetenz zu der ange 
führten Revifion beigemefjen werden. 

In dad 1845 erjchienene Provinzialrecht der OſtſeeGou⸗ 
vernements Thl. I wurde die qu. Reviſion als ein Compe⸗ 
tenz-Punft für das Landgericht nicht aufgenommen, vielmehr 
in dem Art, 370, — abgejehen von den bier nicht in Betracht 
fommenden Punkten 2 und 3, — im P. 1 nur angegeben ald 
zur Gompetenz des Landgerichts gehörend: die förmliche Un— 
terfjuhung und aburtheilende Begutahtung, 
IIPOH3BOACTBO POPMa.IBHATO CABACTBIA H CYAa BE IIepBOũ HH- 
crannin. Daß die qu. Nevifion darunter jubjumirt worden, 
läßt fich nicht annehmen, bei der wejentlichen Verſchiedenheit 
beider Thätigfeiten ; in die förmliche Unterjuchung läßt fie fich 
nicht einfügen. Hätte die Kodification fie bier jnbjumirt, ſo 
hätte fie ohne Zweifel zu ten ald Belege allegirten provinzials 
rechtlichen Quellen auch den Art. 1144 ded Swod, Bd. XV, ſo 
wie den ihm entjpredhenden Art. 2373 de IL Bd. (Ausgabe 
1842), Gouv.-Berfaffung, hinzugefügt und hinzufügen mäflen 
— was aber nicht geſchehen ift. 

Aber auch die Annahme ift ausgeichlofien, daß der Art. 
1144 1. c., oder vielmehr die zu ihm ald Belege allegirten Ge 
jeße, neben dem Art. 370 P. 1 des Provinzialeechts der Oſtſee 
Gouvernements in Livland in Geltung verblieben. Denn einet: 


theils iſt nicht zu ermeilen, daß diefer Art. 1144, reſp. dieje 
Zeitſchrift f. Rechtswifſ. Ig. VIII H. 3. 19 
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Geſetze überhaupt verbindliche Normen in Livland ‚geworden 
find und dafelbft gegolten Haben (ef. oben), anderntheild Tonn- 
ten fie, felbft wenn fie geltende Normen in Livland geworden 
waren, doch nicht weiter in Anwendung fommen, da, wie ber 
oben angeführte Senats -Ufad vom 27. Januar 1848, nachdem 
er angeführt, daß nad den Worten des Allerhöchften Befehls 
vom 1. Juli 1845 in ben zwei erften Theilen des Provinzial- 
rechts alle auf die bejonderen Verfaffungen und die Ständerechte 
bezüglichen Beftimmungen, welche biöher in den OÖftfee-Gouver- 
nementd Kraft und Geltung bewahrt haben, enthalten find, 
hervorhebt: die Behörden der Dftjee- Gouvernementd nicht Das 
Necht haben, nad) auf die Verfafjungen und Ständeredhte be- 
züglichen Rechtönormen, welche nicht in die zwei erften Theile 
des Provinzialrecht3 übergegangen find, fich zu richten. — Diele 
Nichtanwendbarkeit des Art. 1144 1. c. in Livland ergiebt, daß 
auch der mit ihm im Texte und in den Citaten wörtlich über: 
einftimmende Art. 280 des 2. Bch. XV. Bandes des Swod der 
Reichsgeſetze, Audg. 1857, nicht in Livland anmendbar jein Tann, 
fo lange nicht feine Anwendung dafelbft in einer gejetlich ge» 
ftatteten Weife ſich vollzogen bat. 

Der Art. 370 P. 1 des I. Theil ded Provinzialrechtd der 
DOftfee-Gouvernement3 hat in der 1. Fortjegung zum Provinzial- 
recht, vom J. 1853, eine Abänderung oder Ergänzung nicht er- 
litten, weder im Zerte, noch in den Gitaten. 

Steht nun nach allem bisher An- und Ausgeführten dem 
Landgerichte nicht zu und liegt ihm nicht ob die in Frage fte- 
bende Revifion, fo ift jelbftverftändlich Damit auch auögefchlof- 
jen, daB zu folder Revifion gewiſſe Unterfuchungen ihm von 
den Ordnungsgerichten zuzufenden find. 

Dap die Vorfchrift des cit. Art. 1144 de8 Swod, Bd. XV, 
Ausg. 1842, oder vielmehr der ald Belege zu ihm allegirten 
Belege, jpäter, nad dem Erfcheinen des Provinzialrechts der 
Dftfee-Gouvernements, allgemein bet den Ordnungsgerichten und 
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Landgerichten in Anwendung gekommen, ift nicht zu ermeijen, 
und felbft wenn ſolche Anwendung erfolgt wäre, fo läge barin 
noch nicht die Gefegmäßigfeit derfelben und ihre Verbindlichkeit, 
jo lange nicht auf dem geſetzlich vorgefchriebenen Wege die An- 
wendung ſich vollzogen; der Beweis hierfür ift aber nicht er- 
bracht, Tann audy nicht erbracht werden. Auf dem Wege der 

Gejeßgebung find weder jener Artikel 1144, nody die zu ihm 

als Belege allegirten Geſetze auf Livland ausgedehnt worden ; 

auch Feiner der in dem Senatd-Ufafe vom 21. November 1845 

durch das „wo ſolches erforderlich iſt“ bezeichneten Fälle der ergän- 

zenden Anwendbarkeit von Beſtimmungen des ruff. Criminal⸗ 

Prozeſſes lag vor. Beides aber iſt um ſo mehr erforderlich, 

als jene Beſtimmung im Widerſpruch ſteht mit dem Allerhöchſt 

beftätigten Provinzialrecht der Oſtſee-Gouvernements, Thl. I, Art. 

370, 9.1. 

Daß die angeführten Artilel des Swod in Anwendung 
nicht gefommen waren, ergiebt ſich aus dem Patent der livländ. 
Gouvernements - Regierung vom 3. Suni 1849 Spec. Nr. 69, 
wofelbft es heißt: 

„Es ift mehrfach bemerkt worden: 

1) Daß von den meiften Unterbehörden des Iivländ. Gouverne- 
ments die in den Art. 2373 Bd. IT, Fort. VI, und Art. 
1144 Bd. XV ded Codex der Reichögefete enthaltenen Be: 
fimmungen, denen zu Folge auch ſolche Unterfuchungsfachen, 
bei denen Fein Schuldiger ermittelt worden oder auch fein 
Berbrechen fich herauögeftellt hat, von der Polizeibehörde den 
competenten Gerichtöbehörden zur Revifion vorzuftellen find 
— nicht befolgt worden, und 

2) dat die Vorfchrift des Art. 1228 Bd. XV des Coder, wor: 
nach dergleichen Unterfuchungsjachen über befondere Ereignifle, 
oder in denen über Niemand ein Urtheil zu fällen gewejen, 
von den unteren Gerichtö-Inftanzen nicht der Tuftiz-Palate, 
jondern dem Gouvernements - Chef im Driginal und unter 
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Beilegung von Extracten und Sentiments zur Durchſicht 
und Beſtätigung vorftellig zu machen find, — gar nicht be= 
obachtet werden”. 

Mittelft dieſes Patent! bat zwar auch, auf Antrag des 
Civil Gouverneurs, die livländ. Gouvernementö-Regierung die 
Artikel 2373 des IL Bandes und 1144 und 1223 des XV. Bd. 
des Swod der Reichsgeſetze (Ausg. 1842) in bdeutjcher Weber: 
ſetzung befannt gemadyt und dabei ſämmtliche Magijtrate, 
Landgerichte, Drdnungsgerichte und Polizei » Verwaltungen an: 
gewiejen „ſich die genaue Befolgung dieſer Gejehed - Vor: 
Ichriften angelegen fein zu laſſen“. Daß died den erwarteten 
Erfolg gehabt, fteht jedoch nicht feit, vielmehr hat ſich er 
geben, daß bis zur Revifion durdy die Beamten des revidirenden 
Senateurd die Drdnungdgerichte, anlangend den Art. 1144 des 
Swod Bd. XV, der Audg. 1842, rejp. den Art. 280 der Ausg. 
1857, denfelben nicht angewendet haben. Diejed Verfahren der 
Drdnungdgerichte findet aber nicht erjt jeit der jüngften Zeit vor 
der berührten Reviſion, jondern fchon jeit geraumer Zeit ftatt, 
übereinftimmend bei allen Orbnungögerichten, — ift nicht von 
den Gliedern der Drdnungsgerichte, die zur Zeit der Reviſion 
noch im Amte waren, eingeführt, jondern von ihnen als ein bid« 
ber ftet3 eingehaltenes worgefunden worden bei ihrem Eintritt in 
ihre Ämter. Auf welcher Grundlage die einzelnen Ordnungs— 
gerichte fich berechtigt erachtet haben, jene Artikel außer Anwen- 
dung lafjen und bei dem früheren Berfahren verbleiben zu Tön- 
nen, tft nicht befannt geworden. Sie fonnten nur darauf ſich 
beziehen, was gegen die Anwendung des Art. 1144, rejp. 280 
ipricht, wie: daß die Anwendung des berührten Artikels im 
Widerſpruch fteht zu dem Artikel 370 P. 1 des Provinzial- 
rechts der Oftjee-Gouvernements Thl. 1, daß in der Com- 
petenz der Gouvernements = Regierung überhaupt nicht liegt, 
Acte der Geſetzgebung, — wie die Ausdehnung eined für die 
inneren Gouvernement3 erlafjenen Geſetzeß oder eines für die— 
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jelben gültigen Artikels des Swod der Neichögefehe auf Liv: 
land, — auszuüben. Um fo weniger fonnten fie dies anerkennen, 
wenn das ausgedehnte Geje oder der außgebehnte Artikel in 
Widerſpruch tritt zu Artifeln bes bezüglich der befonderen Ver— 
fafjungen in Livland allein maafgebenden Provinzialrecht3 der 
Dftjee-Gouvernements Theil I, wie namentlich zu dem Art. 370 
P. 1 und den Artifeln über die Competenzen der Behörden, 
weldye den Gerichtöftand (norxeyanocrs) in Griminal-:Sadhen je 
nad) dem Stande des eined Verbrechend Angefchuldigten oder 
mehr oder weniger Verdächtigen regeln, vielfach abweichend von 
ben bezüglichen Beſtimmungen des Reichörechts. *) 


Es läßt ſich nicht annehmen, dag die Ordnungägerichte 
übereinftimmend fo wie angegeben verfahren find, bewußt gegen 


*) Anm. Sn dem ©. 283, Anm. *) berührten Senatd-Ulafe ift in 
Betreff des Art. 280 erklärt: dag in dem I. Theile des Provinzialrechts der 
Oſtſee⸗Gouvernements nicht vorhanden find Beftimmungen, weldye denen des 
Art. 280 entiprädhen, nach denen die Polizeibehörde verpflichtet, dem &e- 
richte auch über foldye Sachen vorzuitellen, in denen weder ein Verbrecher 
nod ein Verbrechen ermittelt worden. — Diejer Senats - Ufas enthält aud) 
eine wichtige Entſcheidung binfichtlic der Ummandelung der Arreft- und an- 
deren Freiheitsſtrafen in Körperftrafe. In Erwägung: 1) daß in den 
Dftjee-Gouvernement3 die Briedenarichter-Snftitutionen noch nicht eingeführt 
und bejondere Haftlocale für die Verbrecher, welche von den Friedensrichtern 
verurtheilt worden, noch nicht erbaut find, — daher mitunter eine Unzuläng- 
lichkeit der Haftlocale fich ergeben kann; 2) daß im Falle einer Unzulänglich⸗ 
feit der Haftlocale Urtheile der Gerichte, durch welche über die eines Der- 
brechend oder Vergehens Schuldigen eine Zreiheitäftrafe in Grundlage des 
Uftavs über die von den Friedendrichtern zu verhängenden Strafen angeordnet 
werden, ohne Erfüllung bleiben würden, da diefer Straf⸗Uſtav die. Ummande 
lung der Freiheitsſtrafen in irgend eine andere Strafe nicht angiebt; 3) daß, 
da in diefem Straf-Uftan die Ummandelung der Zreiheitsftrafe in eine andere 
Strafe nicht angegeben tft, eine foldhe in Grundlage ded Urt. 81 des Straf 
geſetzbuchs in dem Zalle offenbarer Unmöglichkeit die Schuldigen der Frei- 
heitäftrafe zu unterziehen, umgewandelt werden Tann für Perſonen, welche 
von der Körperftrafe nicht befreit find, im Außerften Falle in Ruthenftrafe, 
— findet der Senat, daß die Glieder der gen. Behörde nicht zur Verantwor- 
tung gezogen werden können für die Ummandelung ber in Grundlage des 
Uftavs für die von den Sriedendrichtern zu verhängenden Strafen verfügten 
Strafen in Körperftrafe. 

Zeitfchrift f. Rechtswifſ. Sg. VIII H. 8. 20 
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eine unzweifelhaft gefeßliche Beftinmung und gegen den ftricten 
Sinn derfelben verjtoßend; ed ift vielmehr durch die Weberein- 
ſtimmung ded Verfahrens der Ordnungsgerichte angezeigt, daß 
fie nach einer allgemein als gültig anerkannten Norm des pro: 
vinziellen Criminal⸗Prozeſſes, mit Einſchluß der unzweifelhaft zur 
Aushülfe, wo foldyes erforderlich ift, in Anwendung kommenden 
Sätze des ruſſiſchen Criminal Prozeſſes, verfahren find, in einer 
längere Zeit conſtanten und übereinſtimmenden Rechtsübung fich 
befunden haben. | 
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$ I. 

Die durch den Ukas des dirigirenden Senats vom 15. Juni 
1870 sub Nr. 29010 veröffentlichten, Allerhöchſt beſtätigten, 
Regeln über den Verkauf der Bauerpachtgefinde auf Fideicommiß- 
gütern des Kurländifchen Gouvernement3 beftimmen, daß der 
aus dem Verkaufe ſolcher Bauerpachtgefinde gewonnene Erlög, 
als das für das verkaufte Fideicommißgefinde erlangte Aequi⸗ 
valent, als FKideicommißcapital, im Sntereffe 
des Kideicommifjes entweder zum Anlaufe eines 
andernLandgutes, auf weldes Die Kideicommiß- 
qualität übertragen wird oder aber, biß Died 
gefhehen fann oder gefhehen, zum Anfauf fi- 
herer zinstragender Papiere verwendet werden 
ſolle hj. 


1) Punkt 2 der Allerhöchft beſtätigten Regeln. 
Zeitſchrift f. Rechtswifſ. Ig. IX, H. 4.- —1 


2 


Sowohl die Veräußerung der Fideicommißgefinde, als auch 
. die Anlage des Erlöfes für Diefelben, ift aber dem Fideicommiß- 
befiger nur mit Zuflimmnng des Kurländifchen Ritterfchafts- 
comit6s, welchem Die Ueberwachuug der Integrität der adligen 
Fideicommiffe auferlegt worden, geftattet 2). 

Mit Nüdficht auf diefe dem Ritterihaftscomits überwiefene 
Ueberwachung ber Integrität des abligen Fideicommiſſes ift in 
den gedachten Allerhöchſt beftätigten Regeln Folgendes ange- 
ordnet: 

a) der über den Berfauf eined Fideicommißgefinded abges 
ſchloſſene Contract Darf nicht eher von der zuftändigen 
GerichtSbehörde corroborirt und ingroffirt werden, bevor 
nicht Die Zuftimmung Des Ritterfchaftseomit68 zum Abs 
ichluffe ſolchen Contracts nachgewieſen worden ?), 

b) die für das verkaufte Fideicommißgefinde zu leiftenden 
Zahlungen find an den Ritterfchaftscomite zu entrichten 
und nur, wenn fie an dieſen geleiftet find, 
als reht3gültige zu erachten9, 

c) der Ritterſchaftscomit hat für die ſichere Aufbewahrung 
des Fideicommißcapitald zu jorgen und über den Beftand 
dieſes Capitals dem betreffenden Fideicommißbefißer halb- 
jährig Rechnung abzulegen®), | 
auf das mit dem Fideicommißcapital erftandene Landgut 
geht Die Fideicommißqualität über und Die auf Diejer 
Grundlage ftattgehabte Verwandlung des Lands 
gutes, welches mit dem Fideicommißcapitale 
angefauft worden und damit Zubehör Desjenigen 
Fideicommiffes geworden, zu weldem daß 
zum Anfaufe jenes Gutes verwendete Capi— 


d 


— 


2) Puntt 31. c. 
3) Buntt 4 1. c. 
4) Bunt 5 l.c, 
5) Punkt 6 1. c. 
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tal gehörte, in ein adliges Fideicommiß, tft gleichzeitig 
mit der Angroffation des Kaufbriefes Durch Die zuftändige 
Behörde in den Hypothefenbüchern, auf desfallfigen 
Antrag des Fideicommißbejigerd und des 
Ritterſchaftscomités, zu vermerken ®), 

e) dem Fideicommißbefißer fleht das Necht zu, bemjenigen 
Betrage, welchen er aus eignen Mitteln —, alfo aus 
feinem Allodialvermögeu, — außer dem Fideicommißcapitale 
zum Anfaufe des Landgutes verwandt, den Charakter 
des Antrittspreifes des Fideicommiffes, über welchen 
hinaus das Gut nicht beſchuldet werden darf, beizulegen?), 

f) die Renten bed Fideicommißcapitals, fowohl des 

bei dem Ritterfhaftscomit6 affervirten, als 
auch des aufdem verfauften Fideicommiß- 
gefinde, als Kaufſchillingsreſt ruhenden, 
find dem jedesmaligen Fideicommißbeſitzer zu zahlen °). 


$ 2. 

In neuerer Zeit find nun in Veranlaffung deſſen, Daß 
gegen Käufer von Fideicommißgefinden, wegen Ausbleibend der 
ftipulirten Zinfen- und Sapitalabzahlungen auf die Kaufjchillings: 
reftforderung, executive Demarchen unvermeidlich geworben, 
Zweifel darüber entitanden : 

1) welche rechtliche Wirkung es habe, wenn der Fideicommiß» 
befiger im öffentlichen Ausbote das verkaufte Fideicommipß- 
gefinde zu feinem Eigenthume zurüderwerbe?, namentlich 
ob in folchem Falle die Kaufſchillingsreſtforderung für das 
Gefinde ald per confusionem erlofchen zu betrachten ſei? 

2) ob durch solchen Erwerb des Gigenthums an den verkauft 
gewejenen Fideicommißgeſinde durch den Kideicommiß: 


6) Punkt 7 u. 8 L. c. 
7) Punft 9 L. c. 
8) Punkt 10 1. c. 
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befiker die Fideicommißqualität auf das zurüderworbene 
Geſinde übergehbe? und, wenn dies der Fall, ob dieſe 
Wirkung eo ipso oder auf Antrag des Ritterfchaftdcomites 
und des Fideicommißbeftgerd oder aber auf Antrag des 


Ritterſchaftscomitoss allein, felbft im Gegenfage zu dem 
Willen des Fideicommißbeftgers, ftattfände ? 


Die vielfachen, theild in der Begründung, theild im 
Nefultate, in den zur Beantwortung diefer Fragen dem Ritter- 
Ihaftscomit& abgegebenen Gutachten, von welchen nähere Einficht 
zu nehmen, mir freundlichft geftattet worden, zu Tage getretenen 
Meinungsverjchiedenheiten dürften eine nochmalige Erörterung 
der ftrittigen Punkte umfoweniger tiberflüffig erfcheinen laſſen, 
ald es weſentlich daranf ankommt, principiell die 
rechtliche Stellung des jebesmaligen Fideicommißbefigers 
zur Kaufſchillingsreſtforderung für ein verfauftes Fideicommiß- 
gefinde überhaupt näher feftzuftellen und insbeſondere Die 
rehtlihe Wirfung diefer Stellung nit bloß für 
den Fall in Erwägung zu ziehen, wenn der Fideicommißbefiger 
diefes Gefinde im dffentlihen Ausbote zurüdermirbt, 
jondern ebenſo auch für den Fall, wo er dafjelbe aus freier 
Hamd zurüderwirbt, jo wie für den Fall einer Beerbung des 
Fideicommißbefigerd durch den Gefindeseigenthümer oder ums 
gefehrt dieſes leßteren durch den Fideiconmißbefiger, alfo für 
den Fall einer confusio. 


$ 3. 

Wie hat man nun alfo, zur Beantwortung diefer und 
anderer, aus den allodialen Rechtsbeziehungen des Fideicommiß⸗ 
befißerd ſich ergebender, Fragen, die rechtliche Stellung des 
Fideicommißbefißers zur Rauffchillingsforderung für das verkaufte 
Fideicommißgefinde juriſtiſch zu qualificiren ? 

Durch den Verkauf eines Fideiconmißgefindes in Grund: 
lage ber Dafür aufgeftellten Allerhöchſt beftätigten Negeln 
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Theidet das Gefinde felbft auß dem Fideicom- 
mißverbande aus; es wird freies allodtiales 
Eigenthum des Käufers und feiner Rechtsfolger 
und behält dieſe allediale Qualität, ſo lange es nicht durch 
einen neuen Kideicommißftiftungsact wieder 
fideicommiſſariſch vinculirt wird. 

An die Stelle des verkauften Geſtndes tritt aber als 
Aequivalent, in der Gigenfchaft eines Zubehärs des 
Fideicommiſſes, das Kideicommißcapital und Darüber, 
Daß unter dem Fibeicommißcapitale nicht bloß der bereits beim 
Ritterfchaftscomits eingezahlte und aſſervirte Theil des Kaufpreifes 
für das verfaufte Fideicommißgefinde zu verftehen, fondern ganz 
ebenjo auch der im Verkaufsvertrage geftundete, auf dem ver⸗ 
fauften Sibeicommißgefinde annoch ruhende, den Gegenſtand der 
Kaufſchillingsreſtforderung bildende, Theil des Kaufſchillings für 
das Fideicommißgefinde, Darüber Iäßt der Punft 10 der mehr: 
gedachten Allerhoͤchſt beftätigten Regeln nicht den allermindeften 
Zweifel. 

Dieſe Kaufſchillingsreſtforderung iſt ſonach, als Aequivalent 
für "das verkaufte Fideicommißgeſinde, ein Beſtandtheil des 
Fideicommiſſes und, gleich diefem, im Intereſſe der ſämmtlichen 
zur Suceeflion in das Fideicommiß berufenen Perſonen fidei⸗ 
commiſſariſch vincalirt. Sie Darf daher ald Fideicom- 
mißjubftanz auch nur zum Vortheile des Fideicommifjes 
verwendet werben; fie hat in dieſer Beziehung feine andere 
rechtliche Natur, ald die Werthpapiere, in denen ber beim 
Ritterfchaftscomite einfließende Theil des Kaufpreifes für das 
Fideicommißgefinde angelegt worden, ober der baar eingezahlte 
Theil des Kaufpreijes jelbft. 

Der Unveräußerlichkeit der Fideicommißfubftang widerfpricht 
ed aber nicht, daß der Erlös für das verkaufte Fidei- 
conmmißgefinde, weldher fortan defien Surrogat mit 
Fideicommißgualität bildet, zum Ankaufe von Werth» 
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papieren verwendet reſp. dieſe Werthpapiere mieber in baares 
Geld zum Anfaufe anderer Wertpapiere umgefeßt werben, denn 
diefe Operationen fhliegen bier weder eine Conſum⸗ 
tion der Gelder ein, noch ziehen fie fie nach ſich, fondern fallen 
lediglich unter dem Begriff einer Adminiſtrativ— 
maßregel, welhe unumgänglich erforderlich ift, 
um bie Fideicommißfubftang, ihrer Beſchaffenheit nach, 
nußbringendb zu machen und tem Rechte des jebesmaligen 
Fideicommißbeſitzers auf den Fruchtgenuß der Fideicom⸗ 
mißfuhftang Realität zu geben). 

Iſt aber die Kauffchillingsreftforderung für das Fidelcont- 
mißgefinde ein Zubehör des Fibeicommiffes, fo wird man aud) 
nicht in Abrede ftellen Fönnen, Daß dem Fideicommißbeſitzer 
— der ja auch im Provinzialrecht al8 Gigentbümer !) des 
Fideicommiſſes qualificirtt wird und auf deffen Namen 
deshalb die Kauffhillingsreftforderung ebenfo auszuftellen ift, 
wie dies mit den durch Verwendung des eingezahlten Theils 
des Kaufpreijes angefauften Werthpapieren, wo irgend möglich, 
gefchehen ſoll, — die Kaufſchillingreſtforderung für das verkaufte 
Fideicommißgefinde zuftehe. 

Dagegen fehlt e8 an jedem rechtlichen Anhaltspunkte dazu, 
dem Fideicommißcapitale ſelbſt furiftifhe Ber: 
ſoͤnlichkeit zugufchreiben, wie Died das eine der abgegebenen 
Gutachten behauptet, und die Kauffchillingsreftforderung damit 
einem andern Rechtöfubjecte zuzumeifen, ald dem Cigenthümer 
des Fideicommißguted, zu welchem ald Zubehör das Fideicom⸗ 
mißcapital gehört. | 

In einem anderen der abgegebenen Gutachten, welches eine 
ſolche Personification des Fideicommißcapitals ebenfalls für 
unſtatthaft erflärt, wird die Auffaſſung vertreten, daß die 
Kaufſchillingsreſtforderung für das verkaufte Fideicommißgefinde 


9) Seuffert’3 Arch. Bd. XI Nr. 68. ©. 84 u. 85. 
10) Prov.-R. Thl. II Art. 2548. 


’ 7 

dem Kurländifchen Nitterfchaftscomite für Die Fideicom— 
mißanwärter, aljo in deren Intereſſe, vermöge eines durch 
bie Allerhoͤchſt beftätigten Regeln v. J. 1870 begründeten jus 
singulare zuftehe, da der Ritterfchaftscomit6 in feiner fideis 
eommißcuratorifhen Eigenſchaft Die Integrität 
Des Kideicommiffes bezüglich des Aequivalents für das 
verkaufte Fideicommißgefinde im Intereſſe der hideitommißan. 
wärter zu überwachen, berufen ſei. 

Indem jedoch dieſe Auffaſſung den Rittetſchaftscomits doch 
nur als den legitimirten Vertreter der Anwärter 
im Intereſſe Der Integrität des Fibeicommißcapitald, alfo 
niht als ſelbſt Forderuugsberechtigten, hinſtellt 
und Dabei in Betracht zu ziehen iſt, daß die nur eventuel⸗— 
len Rechte der Anwärter doch erft durch deren 
Berufung zum Fideicommijfe eziftent werden, 
dann aber ſich eben als das Recht des Kideicom- 
mißbefigers darftellen, dürfte Die veferirte Auffaffung 
des gedachten Butachtend eigentlih nur dem Wortlaute 
nad von der hier vertretenen verjchieden fein und, außer der 
fideicommiffarifhen Vineulirung der Kaufſchillingsreſtforderung 
für da8 verkaufte Fibeicommißgefinde, nur das Moment bejon- 
ders betonen, daß, eben wegen folcher fideicommiſſariſchen Vin⸗ 
eulirung, im Antereffe der Anwärter, zur Wahrung der Integri⸗ 
tät des Fideicommiffes, eine befondere, dem Ritterſchaftscomité 
übertragene, Fideicommißcuratel gejeglicdh angeordnet - worden, 
welhe [yon gegenwärtig, noch vor der Berufung ber 
Anwärter zum Fideicommiffe, deren Fünftige Fideicommißgerecht- 
ſame zu wahren und dem’ gegenwärtigen Fideicommißbeſitzer 
gegenüber deſſen fideicommiſſariſche Beſchränkung bezüglich der 
Kaufjchillingsreftforderung zur Geltung zu bringen bat. 

Aber dieſes Forderungsrecht des Fideicommißbeſitzers, 
welches bis zur gänzlichen Tilgung der Kaufſchillingsreſtforde— 
rung für das verkaufte Fideicommißgefinde auf den jedes- 
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maligen Kideicommißbefiger übergeht, jedoch nicht 
durch Zahlungen an ihn, fondern lediglich durch 
Bahlungen an den. die Sntegrität des Fideicommiſſes 
überwachenden, Ritterſchaftscomité, gültig getilgt 
werden darf, ift, dem Gefagten zu Folge, ein fideicom- 
mijfarifh.vinculirtes, das fonit nur zum Vortheile 
des Fideicommiffesd verwendet werben Darf und einen 
Beftandtheil des Fideicommißvermögend des jedesmaligen Fidei⸗ 
commißbefißers bildet. | 

Dieſer fideicommiffarifchen Vinculirung darf daher die in 
Rede ftebende Kaufſchillingsreſtforderung eben ſo wenig, wie 
das Fideicommißgut ſelbſt, zu welchem das verkaufte 
Fideicommißgeſinde bisher gehörte, weder durch Dispoſitionen 
des jedesmaligen Fideicommißbeſitzers, noch durch allodiale Rechts⸗ 
beziehungen deſſelben reſp. zu ihm entzogen werben. 

Daß Fideicommißvermögen, zu welchem die Kauf: 
ſchillingsreſtforderung für Das verkaufte Fideicommißgefinde ger 
hört, bildet eben eine eigene, von dem Allodialver: 
mögen verjhiedene, Vermögensſphäre und in der 
Perjon des jededmaligen Fideicommißbeſitzers ift zwifchen feiner 
Eigenſchaft als Subject allodialer Rechtsverhält— 
niſſe einerſeits und feiner Eigenſchaft als Subject fidei— 
eommißrechtlicher Rechtsverhältniſſe andererſeits 
zu unterſcheiden!). 

Folgt hieraus, daß der jedesmalige Fideicommißbeſitzer 
über die fideicommiſſariſch vinculirte Kaufſchillingsreſtforderung 
für das verkaufte Fideicommißgeſinde in Feiner Weiſe zum Nach- 
theile des Fideicommiſſes Disponiren darf, alſo weder durch 
Erlaß, noch Durch eigenbeliebigen Zahlungsempfang, ohne Eine 
lieferung der empfangenen Zahlungen an den Ritterfchaftscomite, 


11) v. Öerber, Syftem des Deutichen Privatrechts, 12. Aufl. $ 8% u. 


$ 266 Anm. 4; Stobbe, Handbuch des Deutichen Privatredhts. Br. IE 
8 140 ©. 517. 
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noch Durch Veräußerung oder einen fonftigen feinerfeiti- 
gen Willensact, da ihm hierzu, mit Rüdficht auf bie 
Rechte der Anwärter, Die Dispofitionsbefugniß fehlt 
und daB bie Kaufſchillingsreſtforderung ebenfo wenig, wie fon» 
ffige Fideicommißſubſtanz, für allodiale Schulden bes 
Fideicommißbeſitzers in Anfpruch genommen werben darf, fo 
werben in Nachſtehendem noch einige Fälle zu behandeln fein, 
in welchen es ſich um allobiale Rechtöbeziehungen des Fideicom⸗ 
mißbeligerd handelt, bei denen nicht ſolche, auf Dispofition 
über die Kaufjchillingsreftforderung für das verkaufte Fideicom⸗ 
mißgefinde gerichtete, Willensacte des Fideicommiß- 
beſitzers im Spiele find. 


S 4. 

Aus dem Obenörterten ergiebt ſich fchon, daß der Fidei⸗ 
commißbejiger die Kaufſchillingsreſtforderung für das Fi⸗ 
deicommißgefinde nicht gegen eine Forderung des Eigenthümers 
bes Fideicommißgeſindes oder einer andern Perjon als Rechts⸗ 
nehmer defjelben aufrehnen, compenfiren, darf, weber 
durdy Gompenfationövertrag, noch durch Compenſationseinrede, 
denn er würde damit Fideicommißvermögen zur Tilgung 
einer Allodialſchuld verwenden, während es nicht einmal für 
Fideicommißſchulden haftet. 

Ebenſo wenig aber darf der Gigenthbümer des Fi- 
Deicommißgejindes oder fonft Jemand, ald Rechtsnehmer 
deffelben, eine ihm gegen den Fideicommißbefißer zuftehende For⸗ 
derung, ſei e8 mit oder entgegen dem Willen dieſes leßteren, 
gegen die Kaufichillingsreftforderung für Das Fideicommißgefinde 
aufrechnen, denn er würde ſich auf Diefe Weile auf Koften 
der Fideicommißſubſtanz und aus diefer für eine 
allodiale Forderung bezahlt machen, damit aljo das Fideicom- 
mißeapital feiner gejeglih angeordneten, bloß fi- 
deicommiffarifhen, Beſtimmung entziehen und ſonach 
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über Fideicommißfubftang in einer Weiſe disponiren, die felbft 
dem Fideicommißbeſitzer nicht geſtattet ift. 

Wäre eine ſolche Aufrechnung geftattet, jo wäre der Ber- 
fauf des Fideicommißgefindes, welches durch den Berfauf allo- 
diales Eigenthum bed Käufers wird, eben nicht geeignet, 
in der Kauffchillingsreftforderung für das Fideicommißgefinde 
ein ftdeicommiffarifh geſichertes Aequivalent 
zum Beften des Fideicommiſſes an Stelle des 
verfauften Sideicommißgefindes zu ſchaffen, was 
doch die Allerhoͤchſt beftätigten - Regeln über den Verfauf der 
Fideicommißgefinde in Kurland unzweifelhaft fchaffen wollten. 

Abgeſehen davon, daß rechtöbefanntlidy auf die Gompenfa- 
tionseinrede vom Schuldner rechtögültig, jowohl aus drück⸗ 
ih, als ſtillſchweigend, verzichtet werden kann 12) und, 
maaßgeblich des vom NRitterfchaftscomits gegebenen Schemas für 
die vom Käufer eines Fideicommißgefindes auszuftellende Kauf- 
ſchillingsreſtobligation, audy auf jede andere @inrede, als 
lediglich und allein auf die, urknndlich in continenti 
liquide, @inrede rechtzeitiger und geböriger Zahlung, — Das 
mit alfo au auf die Compenſationseinrede, 
Verzicht zu leiften ift, muß baher Alles, was dem aus⸗ 
gefprochenen Zwede der mehrgedadhten Allerhöchft beftätigten Re⸗ 
geln Diametral zumiderläuft, als dem Willen des Geſetzgebers 
widerfprechend und Daher unzuläffig erachtet werben. 

Aus demfelben Gefihtspunfte muß aber auch der, ebenfalls 
ohne darauf gerichteten Willen des Fideicommißbeſttzers eintre⸗ 
tende, Fall einer confusio beurtheilt werben, Die namentlich dann 
ftattfindet, wenn der Schuldner den Gläubiger oder umgefehrt 
der Gläubiger den Schulbner beerbt. 

Wollte man hier durch Die, fonft ipso jure eintretende, 
confusio die Kaufſchillingsreſtſchuld des Eigenthümers des Fidei- 


Windicheid, Lehrbuch des Pandeltenrehtä 5. Aufl. Bd. II 8 350 
in fine. 
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eommißgefindes reſp. die Forderung des Fideicommißbeſitzers auf 
den Kaufichillingäreft für daſſelbe für aufgehoben erachten, jo 
würbe die zum Fideicommißvermögen gehörende Kauf- 
Thillinasreftforderung auch in diefem Falle zur Tilgung einer 
allodialen Schuld, niht aber zum Vortheile des Fi— 
beicommiffes, verwendet und alfo des Charafterd eines 
fideicommiffarifhvinculirten Xequivalents zum 
Beiten des Fideicommiſſes an Stelle de8 durch den Verkauf 
allodial gewordenen Fideicommißgeſindes beraubt werben, was 
dem Zwecke des bezogenen Geſetzes und feinem doch wohl deut- 
lieh erfennbaren Willen offenbar wiberftritte 13). 

Mit dieſen, wie es mir fcheint fi) aus der rechtlichen 
Separation des Allodialvermögens von dem Fi— 
detcommißvermögen, bezüglich deifen ber Fideicommiß- 
befiter als ein anderes Rechtsſubject erſcheint, wie be— 
zuͤglich feines Allodialvermögend, ſich confequent ergebenden, 
Ausführungen dürfte e8 denn auch durchaus übereinftimmen, 
daß die Allerhöchſt beftätigten Regeln über den Verkauf der Fi⸗ 
deicommißgefinde in Kurland als einzigen Aufhebung 
grund der Kaufichillingsreftforderung für das verkaufte Fidei⸗ 
commißgefinde Lediglich die Zahlung an den Kurlänbi- 
chen Ritterfchaftdcomit6 anführen, während Die Zinſen des 
Fideicommißcapitals, ſowohl bes beim Nitterfchaftscomits affer- 
virten, als auch des auf dem verfauften Fideicommißgefinde ru- 
henden, den ®egenftand der Kaufjchillingsreftforderung bildenden, 
bem jeweiligen Fideicommißbefiber zu zahlen find. 

Diefe, dem jeweiligen KFideicommißbefißer gebührenden, 
Zinfen des Fideicommißcapitald gehören aber, ebenfo wie bie 
Einkünfte des Fideicommifjes überhaupt, zum Allodialver- 
mögen des Fideicommißbefigerd und kann daher der An 
ſpruch der Fideicommißbeſitzers auf diefe Zin- 


13) cf, auh Stobbel. c. $ 139 Anm.9 und Windjheidl.c. 
$ 352 Anm. 4, 
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fen ohne Beeinträchtigung des Fideicommißfonds durch Compen⸗ 
jation und durch confusio aufgehoben werben. 


S 5. 

Wenden wir und nun zu dem Falle, daß der Fibeicom- 
mißbelißer das verfaufte Fideicommißgefinde fpäter wieder Fäuflich 
erwirbt, fo ift Die juriftifche Conſtruction des dadurch entſtehenden 
Rechtöverhältnifies felbftverjtändlich immer die ſelbe, mag nun 
ber Sideicommißbefiger das Gefinde aus freier Hand oder im 
öffentlichen Ausbote, in Grundlage Des Art. 3953 Thl. III Des 
Prov.⸗Rechts, Fäuflich wieder erwerben. Nur der Unterſchied 
findet begreiflich ftatt, daß im erfteren Falle, beim Kaufe aus 
freier Hand, der Kaufpreid den noch vorhandenen Betrag der 
Kaufjchillingsreftforderung für das verkaufte Fideicommißgefinde 
deden muß, während Dies beim Kaufe im öffentlichen Ausbote, 
beim Zwangsverkaufe, nicht immer erforderlich ift, wogegen in 
beiden Fällen die Kauffhillingsrefiforderung für 
das verkaufte Fideicommißgefinde bi! zu ihrer vollffäns 
digen Bezahlung unalterirt beftehen bleibt. 

Das Gleiche aber würde auch bei der dominii impetratio 
ftattfinden müflen. 

Eine confusio bezüglih der in Rede ſtehenden 
Kaufſchillingsreſtforderung ift Bier juriftijd 
undenfbar, weil der FTaufende Fideicommißbelißer zwar 
allerdings auf Grund des Kaufs Singularfucceffor in 
das Eigenthum am früheren Fideicommißgefinde wird, 
feinesweges aber dabei eine Succeſſion in die 
Kauffhillingsreftforderung für das verfaufte 
Fideicommißgefinde ftattfindet, 

Dagegen aber ftehen fi in der That Forberung und 
Gegenforderung, nämlih die Kaufjchillingsreftforderung bes 
Fideicommißbeſitzers aus dem erften Verkaufe des Fideicommiß- 
gefindes in ihrem noch vorhandenen Betrage, und Die Forderung 
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des nunmehrigen Verkäufers des Gefindes reſp. des Subhafta- 
tiondimpetraten auf den ihm gebührenden Betrag des Kauf- 
ſchillings reſp. des pluslieiti einander in dem gegebenen Falle 
gegenüber. Es tft indeflen bier, aus den fo eben ausgeführten 
&ründen, eine Aufrehnung von Forderung ımd Gegen: 
forderung, aljo eine Gompenfation, durch welde die 
Kaufjchillingsreftforderung des KFideicommißbefißerd für Das 
verkaufte Fideicommißgefinde auf Koften der Fideicommißſubſtanz 
aufgehoben werben würde, de jure ansgefhhloffen und die 
als Yequivalent für das verkaufte Fibeicommißgefinde conftituirte 
Kauffchillingsreftforderung des Fideicommißbefiters bleibt daher 
in ihrem noch vorhandenen Betrage beftehben, bis fie durd 
Zahlung an den Ritterfhaftscomite getilgt 
worden ift. 

Da diefe Kaufſchillingsreſtforderung jedoch die Hypothek 
ded durch den erften Verkauf allodial gewordenen früheren 
Fibeicommißgefinde® belaftet und für den Betrag folder 
Belaftung den allodtalen Vermögenswerth des Gefindes für ben 
neuen Käufer jchmälert, jo vetimirt diefer von dem verabrebeten 
Kaufpreife refp. von bem pluslicitum, infoweit biefed zur 
Dedung der qu. Kauffchillingsreftforderung des Fideicommiß⸗ 
befißerd ausreicht, den entfprechenden Betrag derfelben, gerade fo, 
wie er ed thun könnte, wenn dieſe leßgebachte Forderung einem 
Dritten zuftände. 

Anftatt aber den betreffenden Betrag der Kaufſchillings 
reftforderung für Das Fideicommißgeſinde dem Verkäufer. reip. 
den Subhaftationsimpetraten jo lange zu retiniren bis 
diefer als Schuldner den in Rede ftehenden Betrag der Kauf: 
Ihillingsrefiforderung für den eriten Verkauf des Fideicommiß⸗ 
gefindes an den Ritterichaftscomit6E bezahlt und dadurch 
getilgt bat, kann der käuferiſche Fideicommißbefißer die Suche 
einfacher und für ſich ficherer Dadurch geftalten, Daß er, was 
materiell auf dafjelbe herausfommt, Taut Vereinbarung mit dem 
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Verkäufer den gedachten Betrag der Kaufichillingsreftforderung 
für das verfaufte Fideicommißgefinde von fih aus aus feinen 
Allodialmitteln an den Ritterfchaftscomits einzahlt und 
dem nunmehrigen Berfäufer refp. Subhaftationsimpetraten ums 
joviel weniger an Capital auf den demjelben gebührenden. 
Kaufpreis aus feinen Allodialmitteln zu zahlen hat, während 
hie BZinfen bezüglich des dem Ritterſchaftscomité noch nicht 
eingezahlten Betraged der Kaufichillingrefiforberung aus dem 
eriten Verkaufe des Fideicommißgefindes auf die Dem nunmehrigen 
Verkäufer reſp. Subhaftationsimpetraten zuſtehenden Zinſen des 
ihm gebührenden Kaufichillings compenfirt „werben Dürfen. 

In einer ſolchen Berechnung und reip. retentiond 
mäßigen Berrehnung liegt aber feine Compenſation, 
da Forderung und Gegenforderung nicht gegen einander 
aufgerehnet, alſo compenfirt, fondern durch 
Zahlung getilgt werden follen. 

Ebenjo wenig würde in einer fo geftalteten Netention eine 
Rovation durch ſelbſtſchuldneriſche Uebernahme 
der Kaufſchillingsreſtforderung aus dem erſten 
Berfaufe des Kideicommißgefindes Seitens des kaͤuferiſchen 
Fideicommißbeligerd liegen, vielmehr ift eine folche Novation 
juriſtiſch un denkbar, da ver Fidelcommißbefiger ſich dadurch 
zu ſeinem eigenen Schuldner würde machen wollen, 
was rechtlich unmöglich ift. 

Nur in Diefem Sinne, d. h. im Sinne eines fo 
geftalteten Retentionsrechts 1%), iſt daher Die ſ. g. felbft- 
Ihuldnerifhe Uebernahme der Kaufjäillingsreftfchulb 
für das Fideicommißgefinde Seitens des daffelbe ankaufenden 
Fideicommißbeſitzers denkbar und zuläffig und auch nurin 
dieſem Sinne beim öffentlidyen Ausbote des Gefindes vom 


14) Ueber den Unterfchied zwiichen Compenfationsrecht und Reten- 
tionsrecht Windjcheidl.c. $ 351 ©. 839 fig. 
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Ritterfchaftdcomits zu flatuiren, was in deu Ausbotbedingungen 
zu aller Sicherheit allerdings beſſer hervorgehoben werben 
müßte. 

6. 

Wird nun aber Durch folhe Dem Verkäufer gegen⸗ 
über in diefem Sinne flatuirte Mebernahme der 
Zahlung des noch vorhandenen Kapitalbetrages der Kaufſchillings⸗ 
reſtforderung aus dem erſten Verkaufe des Fideicommißgeſindes 
der Schuldner von ſeiner bezüglichen Schuld eben nicht 
liberirt, ſondern erfolgt dieſe Liberirung erſt durch die 
wirklich effectnirte Zahlung, welche ja auch inſofern 
aus dem Vermögen des Schuldners erfolgt, als er umſoviel 
weniger von dem für ihn direct an den Ritterſchafts— 
comit6 zahlenden Käufer erhält, fo beftebt auch bis 
dahin das Pfandrecht für die Kauffchillingsreftforderung 
bes Fideicommißbefißer8 aus Dem erften Verkaufe des Fideicom⸗ 
mißgefindes, ebenſo wie dieſe Teßtere felbft, welche durch 
. bieje8 Pfandrecht gefichert werden fol, alſo im Falle bes 
Zwangsverkaufs des früheren Fideicommißgefindes infoweit, als 
diefe Forderung durch das pluslicitum gededt ift, unalterirt 
fort, wenn gleid) der Pfandgläubtger nunmehr aud) Eigenthümer 
bes verpfänbeten Gefindes geworden, in Diefem Sinne alfo 
confusio eingetreten ift. 

Diefe Fortdauer des Pfandrechts für die qu. Kaufſchillings⸗ 
rechtforderung findet aber nicht bloß Deswegen ftatt, weil, 
übereinftimmend mit dem gemeinen Rechte '), im Art. 1363 
Th. III des Prov.- Rechts anerkannt worden ift, daß das 
Pfandrecht an eigener Sache im Berbältniß zu 
anderen nadhftebenden Pfandgläubigern Side- 
rungsvortheile gewährt, Die das Gigenthbum nicht giebt, 
jondern weil auch Die confusio eine öffentlihe Hypothek 


15) Windſcheid ll. c. Bd. I 8 248 ©. 808. 
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nicht eo ipso tilgt, fondern nur einen Anſpruch auf 
Serbeiführung der Löſchung der öffentlichen Hypothek in den 
Hypothekenbüchern begründen würde, der Fideicommißbe- 
fißerjedoh diefen Anſpruch zum Nachtheile der, für 
den Fall ihrer Succefjion in daß Fideicommiß 
durch dieſes Pfandrecht gleichzeitig fichergeftellten, 
Fideicommißanmwärter bezüglich des durch das plusliei- 
tum gedeckten, noch nicht bezahlten, Betrages der Kaufſchillings⸗ 
reftforderung für das verfaufte Fideicommißgefinde geltend zu 
machen, nicht befugt wäre, hiezu alfo auch wicht Die 
Zuftimmung des NRitterjchaftscomites, ohne deſſen Mitwirkung 
Die Deletion von der Hypothekenbehoͤrde nicht vollzogen werden 
dürfte, nicht füglich erlangen fönnte und ſonach, in Anleitung 
bed Art. 1598 Thl. III des Prov.⸗Rechts, Die confasio in ihrem 
bier in Rede ftehenden Sinne in Bezug auf Dritte, aljo aud) 
auf die Anwärter, nicht wirkſam werden würbe, während 
bie fünftigen Rechte der Anwärter die ſchon 
gegenwärtigen des Fideicommißbefigers ſelbſt 
find! 

Hierbei fommt nun noch in Betracht, daß, in Gemäßheit 
der vom Kurländifchen Ritterſchaftscomitoͤ in feiner fiveicommiß- 
curatoriſchen Eigenſchaft in Betreff des Verkaufs von Fideicom- 
mißgefinden erlaffenen nftructionen, — abgejehen von einem 
Pfandbriefbarlehen des Kurländifchen Creditvereins, deſſen 
Erhebung zum Beſten des Figeicommißcapitals durch den 
Ritterſchaftscomite vom Geſindeskäufer contractlich concedirt 
worden, — die Kaufſchillingsreſtforderung für das verkaufte 
Fideicommißgeſinde ſtets den erſten locus auf der Hypothek 
des Gefindes haben muß, dieſer Kauffchillingsreftforderung ſonach 
hypothecariſch nur Die, duch Annuitätenzahlungen fich jährlich, 
vermindernde, Pfandbriefſchuld an den Kurländifchen Greditverein 
vorgehen darf und daher das, ungeachtet der Vereinigung von 
Pfandreht und Eigenthum in der Berfon des das frühere 
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Fideicommißgefinde kaͤuflich erwerbenden Fibeicommißbefikers, 
fortbeftehende Pfandrecht für die Kaufſchilliugsreſtſchuld des erfien 
Erwerbers des verkauften Fideicommißgefindes von nicht zu 
verkennendem Vortheile für den jedeömaligen Bivelsommipbe 
ſitzer iſt. | 

Da das Fideicommißgeſinde durch den erſten Vertauf 
deſſelben aus dem Fideicommißvermoͤgen ausſcheidet und Damit 
allodiales Eigenthum des erſten Erwerbers wird, ſo 
folgt daraus von ſelbſt, daß der ſpätere käufliche Erwerb dieſes 
Geſindes durch den Fideicommißbeſitzer dem Geſinde nicht füglich 
eo ipso die Fideicommißqualität verleihen kann, wobei es ſelbſt⸗ 
verftändlich feinen Unterjchied machen kann, ob der Fideicommiß- 
befiter das Gefinde aus freier Hand oder im öffentlichen Aus⸗ 
bote Fäuflich erwirbt, denn in beiden Fällen wird ber 
frühere Verkauf des Fideicommißgefindes nicht rescindirt, 
nicht für wieder aufgehoben reſp. für ungültig und nicht geſchehen 
erklärt, fondern das Gefinde wird einfach verfauft, jo daß 
der Käufer Singularfuccefjor des bisherigen 
Eigenthümers wird, wie dies im Falle jeden gültigen 
Verkaufs gejchieht. 

Weann eines der abgegebenen Gutachten Darauf Gewicht 
legt, welche Abficht der Fideicommißbefißer beim Anfaufe 
des Fideicommißgefindes gehabt, jo muß dieſe Anfchauung als 
ebenfo unbegründet erachtet werden, wie die Annahme einer 
diesbezüglichen Präfumtion, welde das gedachte Gutachten 
behauptet. 

Die Abficht, welche der das verkaufte Fideicommiß- 
gefinde Fäuflich erwerbende Fideicommißbefiger Dabei etwa bei 
ſich hegt, ja ſelbſt die Abficht, melde er dabei Fundgiebt, 
ift von gar feiner rechtlichen Bedeutung für Die Frage, ob das 
von dem Fideicommißhefiger angefaufte frühere Fiveicommiß- 
gefinde die Fideicommißqualität erhalte, denn dieſe legtere kann 
begreiflih, da das verfaufte-Fideicommißgefinde Durch) nen erften 

Zeitfchrtft f. Rechtswifſ. Ig. IX, 9. 1. 
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Berkauf allodiales Eigentbum des erften Erwerberd geworben tft 
und auch nur als ſolch es weiter verfauft werden Darf, nur 
durch einen neuen, gehörigen, in die Hypothekenbücher 
der competenten Behörde eingetragenen, auf die Hypothek des 
betreffenden Grunbftüds corroborirten, Fideicommißftif: 
tungsact wieder entfliehen, und zwar in Anleitung Des 
Art. 2528 Thl. IE des Prov.Rechts. 


87. 


Nachdem in DObigem die rechtliche Stellung des Fideis 
commißbefißerd zur Kaufjchillingsreftforderung für das verkaufte 
Fideicommißgefinde näher ausgeführt und präcifirt worden, er- 
übrigt noch die Erörterung des Umfanged der fiveicommißcura- 
torifchen Befugniffe des Kurländifchen Ritterfchaftscomit63 bezüg⸗ 
lich einer ſolchen Kaufjchillingsreftforderung, ſowie die Erledigung 
einiger damit im Zuſammenhange flehenden Fragen. 

Die Befugniffe eines Fideicommißcuratorg, der im Wefent- 
lichen den ftiftungsmäßigen Beſtand des Fideicommiſſes zu 
wahren bat, Tönnen im Uebrigen jehr verjchieden fich geftalten, 
je nah dem Inhalte der Anordnung, auf Grund deren Die 
Fideicommißeuratel in's Leben zu treten bat!%). Als ſolche 
Anordnungen fommen vorzüglih in Betracht die Anordnung 
des Fideicommißftifterd felbft und, wiewohl feltener und nur 
ausnahmsweiſe, die Anordnung ded Geſetzes, jo daß aljo ber 
Wille des Stifter? oder unmittelbar das Geſetz maaß- 
gebend ift. 

Pro casu handelt es fich bezüglich des Fideicommißcapitals, 
jowohl des beim Ritterfchaftscomits aſſervirten Theils defjelben, 
ald auch Des geftundeten, den Gegenftand der Kaufſchillingsreſt⸗ 
forderung für das verkaufte Gefinde bildenden, Neftbetrages, um 


16) W. Lewis, Das Recht ded Kamilienfidelcommiffes $ 11 
©. 166 fig. 
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eine vom Geſetze ſpeciell angeordnete und Hinfichtlich 
ihrer Befugniffe durch das bezügliche Geſetz, die mehr- 
gebachten Allerhöchft beflätigten Regeln, näher normirte 
Fideicommißcuratel. 

Aus dem bereit3 im Cingange dieſer Abhandlung genau 
angegebenen Inhalte dieſer Regeln ergiebt ſich, daß die daſelbſt 
angeordnete, Dem Kurländiſchen Ritterſchaftscomitͤ zugewieſene 
Fideicommißcuratel darauf beſchränkt iſt, Die gehörige Sicher⸗ 
ſtellung und Realiſirung des Erlöjes für die verkauften Fidei⸗ 
commißgefinde und Die Anlage dieſes Erläjes, welcher einen Zu⸗ 
behör des Fideicommiſſes bildet, in ficheren zindtragenden Werth- 
papieren rejp. mit Zuſtimmung des Fibeicommißbefigers 
in einem Landgute, auf welches dann bie Fideicommiß⸗ 
qualität durch bejondern Vermerk in dem Hypothekenbuche 
übertragen wird, zu überwachen. 

Aus dem Wortlaute dieſer lebtgedachten, von einem 
Zandgute Tpeciell fprechenden, gejeßlichen Beſtimmung, 
fowie aus den agrarpolitiichen Motiven des den Verkauf ber 
Fideicommißgeſinde geftattenden und näher regelnden Geſetzes, 
dürfte aber deutlich genug erbellen, Daß der. Ritterjchaftöcomtte 
in feiner fideicommißcuratoriichen Eigenſchaft nicht befugt 
ift, den Erlös für die verfauften Fideicommißgefinde zum Ans 
faufe dieſer leßteren oder von anderen Geſinden, jo wie 
überhaupt von Grundftüden, die nicht dem Begriffe 
eines Landgutes entſprechen, zu verwenden und das 
muß ebenjowohl von den beim Ritterjchaftscomite bereitö ein⸗ 
gefloffenen, daſelbſt afjervirten, heile dieſes Erlöſes, wie von 
dem geftundeten, den Gegenftand der Kauffchillingäreftforderung 
bildenden, Theile des Kaufpreifes für das verkaufte Fideicom⸗ 
mißgefinde, gelten, da auch Diefer geftundete Theil des Kaufpreiſes 
in derjelben Weiſe zum Erlöſe des verkauften Fidelcom: 
mißgefindes gehört, wie Die Werthpapiere, in Denen 


der bereits bezahlte Theil des Kaufpreijes für 
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das Kideicommißgefinde angelegt worden, J 
gehoͤren. 

Daraus ergiebt ſich aber auch conſequent, daß das Fidei⸗ 
commißcapital zum Ankaufe von Grundſtücken, welche 
nicht dem Begriffe eines Landgutes entſprechen, 
vom Nitterfchaftscomitö nicht einmal mit ausdrücklicher 
Zuftimmungdesftdeicommißbefißkers, geſchweige 
denn ohne die Zuſtimmung oder gar gegen den 
Willen deffelben, verwendet werben barf und Die ent» 
zegengejegte Anficht, welche in mehreren der abgegebenen Gut⸗ 
achten vertreten worden, nicht wohl zu rechtfertigen ift. 

Dem Fideicommißbeſitzer bleibt es natürlich unbenommen, 
ans feinen allodtialen Mitteln in der bereitö früher ere 
Örterten Weiſe, jet es aus freier Hand, fei es im Wege des 
öffentlichen Ausbots, Das früher verkaufte Fideicommißgeſinde 
wieder als allodiales Eigenthum zu erwerben und, 
wenn er es wünjcht, Durch einen neuen Fideicommiß- 
ftiftungsaect fideicommiſſariſch zu vinculiven, aber den 
Erlös für früber verfaufte Fideicommißgefinde, 
mit Einſchluß der bezüglichen Kuuffchillingsreftforderung, darf er 
dazu, felbft mit Zuftimmung des Kurländifchen Ritterfchafts- 
comitöß, nicht verwenden, Da auch der Kurländiiche Ritters 
ihaftscomitö , feiner geſetzlichen Inſtruction gemäß, zu einer 
ſolchen Verwendung und einer feinerfeitigen Zuſtimmung an 
derjelben garnicht befugt iſt. 


68. 


Es iſt daher auch wohl ſicherlich nicht zu billigen, wenn 
in dem $ 6 in fine erwähnten der abgegebenen Gutachten die 
rehtlihe Möglichkeit einer Verwendung bes Fi— 
dbeicommißcapitald, in Verbindung mit dem 
Allodialvermögen. des Fideicommißbefiker?, 
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zum Anfaufe nerfaufter Ftdeicommißgefinde 
angenommen und gleichzeitig in ſolchem Falle die, in der 
That jeder- Grundlage entbehrende Präſumtion aufgeftellt 
wird, Daß eine Theilung des Eigenthums an dem 
ſolchergeſtalt vom Fideicommißbefiger Fäuflid 
erworbenen früheren Kideicommißgejinde in 
ein befhränftes, fideicommiffarifhvinculirtes, 
einerfeits und in ein unbeſchränktes, d. 5. freies, 
allodiales andererfeit$ nad idveellen Theilen 
einzutreten habe. 

Wäre die Verwendung bes Fideicommißfonds zum 
Ankaufe früher verkaufter Fideicommißgeſinde durch den Fidei⸗ 
commißbefitzer überall ftatthaft, was Obigem nad entſchieden 
negirt werden muß, jo würde doch ganz offenſichtlich im Falle 
einer Mitverwendung allodialer Mittel des Fidei- 
commißbefißerd zu ſolchem Ankaufe früherer Fideicommißgefinde 
die Analogie des Punkt 9 ber mehrgedachten Allerhöchſt beftä- 
tigten Regeln zur Anwendung zu fommen haben und es würbe 
alfo dem Fideicommißbeſitzer al8dann höchſtens nur Das 
Recht zuftehen, demjenigen Betrage, welchen er aus 
eigenen Mitteln, außer dem Fibeicommißcapitale, zum 
Anfaufe des früheren Fideicommißgefindes verwendet hat, den 
Charafter des Antrittöpreifes beizulegen, über 
welchen hinaus das betreffende Grundftüd nicht beſchuldet wer⸗ 
den darf. 

Gine folche Thetlung ded Eigenthums an dem vom Tibet: 
sommißbeftger folchergeftalt Fäufli erworbenen früheren Fidei⸗ 
eommißgefinde aber in ein fideicommiſſariſch vincu⸗ 
lirtes und in ein allodiales zu ideellen Theilen 
würde auch in der That nur zum Nachtheile des Fidei— 
eommifjes gereihen und daher gerade umgelehrt, aud) 
Schon im Hinblide auf Die Beflimmung des Ari. 2666 Thl. IH 
des Prov.⸗Rechts, präfumtiv nicht als gewollt anzu 
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nehmen fein, wenn bier Präſumtionen überall in Betracht 
kaͤmen, denn Die erwähnte ideelle Theilung wide eine communio, 
ein condominium, zwifchen den Allodialbefigern und den Fibei- 
commißbefttern, mit all’ den unſäglichen Nadtheilen 
der communio, begründen, die ſich ſchon aus Dem Rechts- 
grundfaße: „in communione potior est conditio prohibentis* 
ergeben. . 

Einem. auf jolche ideelle Theilung gerichteten Willen bes 
Fideicommißbefigers, felbft wenn er Mar und deutlich ausgefpro_ 
chen wäre, dürfte der Ritterfchaftscomits Schon im Fideicommißs 
interefje entgegentreten und ihm feine Zuftimmung 
verfagen müffen, jelbft wenn, per inconcessum, es ſtatt⸗ 
baft wäre, den Fideicommißfond zum Anfaufe verfaufs 
ter Fideicommißgefinde durch den Fideicommißbefiger 
zu veriwenden. 

69. 

Die fideicommißcuratoriſche Meberwachung der ntegrität 
des Fideicommißfonds Seitens des Ritterfchaftöcomit6d bringt 
es allerdings felbitverftändlich mit fih, Daß letzterer Die Bebin- 
gungen, unter denen ber Fideicommißbefiger das Fideicommiß- 
gefinde zu verkaufen wünjcht, im Intereſſe des Fideicommiſſes 
zu beprüfen, und ihnen, wenn fie dieſem Intereſſe nachtheilig 
find, feine Zuftimmung zu ‚verfagen hat, wie dies ber Punft 3 
der Allerhoͤchſt beftätigten Regeln v. %. 1870 auch ausdrücklich 
ausfpricht. | 
Daſſelbe muß aber aud) ebenfo jelbitverftändlich für Den 
Fall gelten, wenn wegen Zahlungsmanquements des Käufers des 
Fideicommißgefindes rejp. deſſen Rechtsnehmers zur Subhaftation 
des Geſindes gejchritten werden muß, denn auch bier handelt 
es fich in gleicher Weife, wie bei dem erſten Verkaufe des Fidei- 
commißgefindes, um die Wahrung der Integrität des Fideicom⸗ 
miles bezüglich des in der Kaufjchilingsreftforberung gegebenen, 
fideicommiffarifch vinculirten Aequivalents. 
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Richt minder wird audy der Ritterfchaftdcomite, wenn der 
Fibeicommißbefißer die Beitreibung der Kaufichillingsreftforderung 
für das verkaufte Fideicommißgefinde im Falle eined Zahlungs⸗ 
manquementd des Käufers reſp. deſſen Rechtsnehmers unterläßt, 
eventuell nad) vorgängiger vergeblicher diesbezuͤglicher Auffor⸗ 
derung an den Fideicommißbeſitzer, auf Koſten dieſes letzteren 
die Beitreibungsdemarchen durch Subhaſtation des verkauften 
Fideicommißgeſindes in die Hand zu nehmen nicht nur befugt, 
ſondern ſogar verpflichtet ſein. 

Bei ſolchem öffentlichen Ausbote des Fideicommißgeſindes 
aber wuͤrde ber Ritterſchaftscomitoͤ, ſchon mit Rückſicht darauf, 
daß der Fideicommißfond nach geſetzlicher Anordnung zum 
Ankaufe reſp. Rückkaufe des verkauften Fideicommißgeſindes nicht 
verwendet werden darf, auch nicht befugt ſein, ſeinerſeits 
einen Bot zu verlautbaren reſp. das Geſinde zum Fideicommiß 
anzukaufen, denn der Ritterſchaftscomito wuͤrde mit ſolchen Ges⸗ 
tionen nit dem, von ihm zu überwachenden, Fideicom⸗ 
mißinterefje dienen, ſondern demſelben umfomehr, zus 
wider der gegebenen gejeßlichen Inſtruction, entgegenbans 
deln, ald auf das fo angefaufte frühere Fideicommißgefinde die 
Sideicommißgqualität niht übertragen. werden dürfte, 
felbft nit mit Zuftimmung des Fideicommißbe- 
ſitzers, ber dem qu. Gefinde die Fideicommißqualität nur durch 
Ankauf deffelben mit feinen allodialen Mitteln und 
darauf folgende gehörige feinerfeitige Fideicom— 
mißſtiftung verfchaffen Eönnte. 

Zur Bertretung ded bier garnicht verfirenden allodia« 
len Intereſſes des Fideicommißbeſitzers ift aber der Ritter: 
Ichaftscomite überall nicht berufen. Ja er wäre nicht einmal 
befugt, den Gefichtöpunft der negotiorum gestio mit der con- 
traria negotiorum gestorum actio geltend zu machen, weil, — 
auch abgejehen davon, daß Diefe Klage dann ausgejchloffen ift, 
wenn gegen den ausbrüdlid, erklärten oder font erfennbaren, 
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pro oasu ſchon geſetzlich norgeichriebenen, Willen des do- 
mini negotii gehandelt worden, — der Ritterjcheftsconits 
als folder in privatrechtlicher Beziehung gar- 
nicht als juriſtiſche Perſon zu betradten ift und 
daher eines ſelbſtſtändigen Bermögens gänzlich 
entbehrt!?), woraus denn auch von felbft folgt, daß nicht 
ber Ritterfchaftöcomit6 a418 ſolcher, Jondern nur die je— 
desmaldenfelben bildenden natürlidben Perſo— 
nen, in privatredhtlidher Beziehung ald Träger von 
Rechten und Verbindlichleiten in Betracht kommen Fünnten. 

Diefe Rechtsbewandniß tritt ſchon in dem Umftande zu 
Tage, DaB auch die Verantwortung für etwaige 
Nichterfüllung der ihm obliegenden fideicommißcuratoriſchen 
Verpflichtungen nicht den Ritterſchaftscomité als 
jurtftifchle Berfon, fondern nur Die einzelnen ſchul⸗ 
Digen Mitglieder deſſelben, treffen würde, Die alsdann 
mitibrem Vermögen zu haften hätten, wie denn Dies 
in gleicher Weiſe bezüglich der Vormundſchaftsbehoͤrden geſetzlich 
anerkannt ift 19). 


$ 10. 


Der Ritterſchaftscomité würde alfo bei einem jolchen öffent- 
lichen Ausbote des verfauften Fideicommißgefinde& ſich lediglich 
mit der Abfafjung rejp. Controle der abgefaßten Ausbotbedin⸗ 
gungen, mit der SHerbeiführung der erforberlidh gewordenen 
Subhaftation, jo wie endlich mit der Meberwachung bed ausbot- 
bedingungsmäßigen Ginfließens der Kaufichillingsreftforberung 
aus dem erften Verkaufe des Fideicommißgefindes, inſoweit das 
pluslicitum Dazu ausreicht, zu befaflen haben. 


17) Unger, Syſtem des öſterreichiſchen Privatrehts Bd. I $ 42 
©. 326 fig, Stobbe,1l.c. Bd. 1 $49 ©. 321 u. die bei diefen beiden 
Rechtölehrern citirten Schriftiteller. 

18) Prov.R. Thl. III Art. 462 fig. 
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Ein beitimmtes pluslicitum gerade zu erzwingen, den Fi⸗ 
beicommißbeliger ‚gerabe zum Anfaufe des zur Subhaftation ge⸗ 
ftellten Fideicommißgeſindes im Meifibote zu nöthigen, würde 
nicht nur außerhalb ber Befugniffe, ſondern auch ſchlechterdings 
außerhalb der Machtiphäre des Ritterſchaftscomitoͤs Liegen. 

Folgende Källe dürften hier zu unterfcheiben fein: 

1) wenn der: Rurländifhe Breditverein zur Beitreibung 
feiner Pfanbbriefforderung zur. Subhaftation des verkauften Fi⸗ 
beicommißgefindes fchritte, wäre es nicht wohl möglich, dem 
Greditvereine, als dem exften und abfolut privilegixten Pfand⸗ 
gläubiger zu verwehren, das Geſinde qu. in Gemäßheit feiner 
Statuten zu verfaufen und dem Pluslicitanten abjubichren zu 
lafien, ohne jede Rüdficht. darauf, ob der Meiftbotichiling Die 
Kaufſchillingsreſtforderung für Das verfaufte Fidrieommißgeſinde 
ganz oder nur zum Theil oder endlich garnicht deckt. 

2) Dagegen fteht ebenſowohl gemetnrechtlich 9), wie nad 
provinctellem Rechte 2°), ſoviel über jedem berechtigten Zweifel, 
daß Diefenigen Släubiger des Gigentbümerd Des verkauften Fi⸗ 
beieommißgefindes, welche entweder überhaupt Fein Pfand⸗ 
recht an demjelben ober Doch nur ein der Kaufichillingäreftfors 
derung bes Fideicommißbefigerd aus dem Verkaufe bes Fidei⸗ 
commißgefindes nachſtehendes Pfandrecht haben, unbe 
dingt nicht befugt ſind, fi das Gefinde für einen Meift« 
bot zufchlagen zu Hafen, welcher die Forderungen der ihnen 
vorfichenden Hypothbecarter, zn denen eben auch der 
Fideicowmißbeſitzer mit jeiner in Rede flehenden, pfandrechtlich 
munirten, Kauffchillingsreftforderung, fammt Wecefiorien, gehör 
nicht vollftändig deckt und für einen ſolchen, die Kaufſchillings⸗ 
reftforberung bes Fideicommißbeſitzers für das verkaufte Fidei⸗ 


19) Windſcheid Le. $ 29. 

20) 3. Schiemann: Ein Beitrag zur Lehre von der Ertheilung 
des Zufchlages bei Subhaftationen außerhalb ded Concurſes, im VIII Bde. 
der Dorpater juriftifhen Zeitichrift S. 208 flg. 
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commißgeftnbe nicht deckenden, Meiftbot wäre der Nitterfchafts- 
comit6 auch garnicht berechtigt, den Zufchlag ertheilen 
zu laffen, wenn nachſtehende Gläubiger auf bie Subhafta- 
tton des verkauften Fideicommißgefindes angetragen haben. 

3) Wenn aber lediglich zur Beitreibung der 
Kauffhtllingsreftforderung für das verfaufte 
Fideicommißgefinde diefes sub hastam geftellt 
wird, — alfo nicht auf Antrag vorgehender ober nachftehenber 
Glaͤubiger bes Gefindeeigenthümerd, — ſo winde ber Ritter 
ſchaftscomitoͤ, um fidyer zu geben, dem Ausbote doch eine gehörige 
Abſchätzung des Werths des Gefindes zu Grunde zu legen haben, 
deren Betrag das minimum des pluslieiti zu ergeben hätte, für 
welches der Zuſchlag ertheilt werden Darf. 

4) Im Falle eine® Concurſes Aber dad Vermögen des 
Eigenthümers des verfauften Fiveicommißgefindes Dagegen würden 
die allgemeinen Grundfähe über Subhaftation von zu einer 
Concursmaſſe gehörigen Grundftüden zur Anwendung zu kommen 
haben uud der Mitterfchaftseomits hätte fein Votum bezüglidy 
ber Ausbotbebingungen, aljo auch bezüglich da8 minimum bes 
piuslieiti, in gleicher Weife, wie andere Creditoren reſp. deren - 
gehörig legitimirte Vertreter, noch vor Bewerkſtelligung bes 
Ausbots innerhalb der dazu vom Concursgerichte anberaumten 
Frift abzugeben. 

Ob und inwieweit ber Fideicommißbeſitzer daburdh, Daß er 
fh an dem Ausbote nicht betheiligt oder wenigſtens das zur 
Smbhaftation geftellte frühere Fibeicommißgefinde, zumal, in den 
Fällen sub 1 ($ 4), für ein pluslicitum erftehen läßt reſp. ſelbſt 
erfteht, weldhes jeine Kauffchillingsreftforderung fir das qu. 
Geſinde nicht deckt, fich eines dolus oder einer culpa lata ſchuldig 
macht, für welche er, wegen des dadurch herbeigeführten Verluſt's 
an Fideicommißcapital, den . Fiveicommißfolgern mit feinen. 
Allodialvermoͤgen haftet, ift eine, nad den Umftänden bes 
eoncreten Falls jedesmal zu beantwortende, anbere Frage. 
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Sollten im concreten Falle Gründe für die Bejahung 
diefer Frage genuͤgend befcheinigt fein, fo wärbe es dem Ritter. 
ſchaftscomitoͤ, nach dem wahren Sinne der ihm geſetzlich ertheilten 
Inſtruction, allerdings geftattet fein, für den erforderlichen, 
gehörig zu befcheinigenden, Betrag bei ber eompetenten Behoͤrde 
auf das Allodialvermoͤgen des Fideicommißbeſitzers Arreſt zu 
exportiren und dadurch das Imereſſe der Fideicommißanwaͤrter 
ſicher zu ſtellen. | 

Bon ſelbſt verfteht es fich übrigens, den obigen Ausfüh- 
rungen gemäß, Daß die Kaufichillingsreftobligation für Das 
verkaufte Fideicommißgefinde nur dann von der Hypothek 
deſſelben delirt werben dürfte, wenn dieſe Kaufjchillingsreft- 
forderung entweder bereit volljtändig getilgt worden oder aber 
aus dem pluslicito garnicht zur Perception kommen Tann, 
während, wenn fie aus dem pluslieito nur theilmeife zur Percep⸗ 
tion kommt, die Hypothek des qu. Geſindes zwar 
nur noch für dieſen Betrag haftet, — worüber im 
Hypothekenbuche der bezügliche Vermerk zu machen, — für den 
Reſt aber die Kaufſchillingsreſtforderung qu., als eine nicht 
durch die Specialhypothek des verkauften Fideicommißgeſindes 
weiter ſichergeſtellte, im Uebrigen fortbeſteht, zu deren 
Befriedigung dann das ſonſtige Vermögen des Schuldners, 
zumal das generell verpfändete Vermögen deſſelben, in Anjprud) 
genommen werden Tann und, fei ed Durch den Fideicommiß- 
befißer, jei e8 im Snterefje der Fideicommißanwärter durch den 
Ritterfchaftscomits, in Anfprucd genommen werden muß. 

Ebenso jelbftverftändlich dürfte es fein, daß die Deletion 
der qu. Kauffehillingsreftforderung für das verkaufte Fideicom⸗ 
mißgefinde von der Hypothek deſſelben niht ohne 
Mitwiffen und ohne Mitwirkung des Ritter- 
ſchaftscomité, welder ja auch im Intereſſe der Integrität 
des Fideicommifjes die bezügliche Forderungsurkunde bei fich zu 
afjerviren hat, geſchehen Darf. 
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Indem ich dieſe Abhandlung biermit der Deffentlichkeit 
übergebe, bin ich mir fehr wohl der großen Schwierigfeiten in 
ber juriftiichen Conſtruction der Verhältniffe bewußt, auf welche 
fi) die erörterten Fragen. bestehen und zu Deren Loͤſung ich nur 
meinerfeitd einen- bejcheibenen Beitrag zu bieten, beabſichtiget habe. 

Sollte dieſe Loͤſung berufeneren Kräften beſſer gelingen, jo 
hätte ich meine Abſicht, Dazu die Anregung zu geben, vollftändig 
erreicht. 


1. 


Zur Anwendung des verwandtichaftlihen Rä- 
herrechtd und des Einlöſungsrechts bei noth- 
wendigen Berfteigerungen von Immobilien nad; 
heutigem Livländiſchen Stadtredht. 
' Bon. 


Cand. juris Mar Ruetz. 





Die Codification ded propinziellen Privatrecht vom Fahre 
1864 enthält in den Artikeln 1613 bis 1690 eine gemeihfame, 
die Iocalen Abweichungen jedoch berüdfichtigende Darftellung der 
in den einzelnen Baltiſchen Rechtsgebieten in Geltung befindlichen 
Arten des ſeit Alters ber dem Nechtsleben diefer Provinzen 
bekannten, dem Deutſchen Mutterlande entftammenden Näherrechts 
oder Retractrechts. u 

Diie älteſte und wohl am meiften zur Anwendung gelan- 
gende Art befjelben, das verwandtjchaftliche Näherrecht oder die 
Erbiofung, zeigt und für den Kal ihrer Ausübung bei noth» 
wendigen Verfleigerungen von Immobilien nach den bezüglichen 
Beftimmungen des Livländiſchen Stadtrecht eine auffallende 
Uebereinftimmung mit dem im Artikel 3965 Theil III bes 
Provinzialgeſetzbuches behandelten, ſowohl dem Schuldner als 
deſſen nächſten Erben bei nothwendigen Verſteigerungen von 
Immobilien zuſtehenden Einloſungsrecht. 
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Diefe Uebereinftinnmung, welche — wie fpäter ausgeführt 
werden fol — nicht eine nur feheinbare, jondern eine durch die 
innere Verwandtichaft der beiden Rechtsinſtitute begründete ift, 
bat in der Praxis die verjchiedenartigften Auffaffungen über 
die bei Anwendung der Iebteren zu beobachtenden gejeßlichen 
Beftimmungen hervorgerufen. 

In Nachitehendem fol nun der Verſuch gemacht werben, 
durch eine Belenditung ber vedtlichen Natur ber. ‚betreffenden 
Nechtsinftitute und durch eine vergleichende Darftellung der auf 
dieſelben fi) beziehenden Beſtimmungen der Codification fowie 
durch Heranziehung der in neuerer Zeit. hinfichtlich ber beiden 
Nechtöverhältuiffe beobachteten Praxis des Rigaſchen Raths und 
jeiner Untergerichte, ihre Beziehungen zu einander ſowie einzelne 
bezüglich ihrer Anwendung in der Pragis entflandene Streitfragen 
klar zu ftellen. | 

- 61. 


Das Provinzialgefeßbuch Thl. II definirt das Näherrecht 
im Art. 1613 1. c. folgendermaßen: 

„Das Näherrecht befteht in der Befugniß, ein von einem 

Dritten veräußertes Immobil dadurch zu erwerben, daß 

man, vermöge eines Vorzugsrechts vor dem Erwerber, 

biejen verdrängt und in deſſen Recht eintritt" — 
und bezeichnet daſſelbe fodann im nachfolgenden Art. 1614 
ausdrüdlich als ein dingliches und daher nicht blos gegen den 
eriten, jondern auch gegen die folgenden Erwerber des dem 
Näherrecht unterworfenen Immobils audzuübendes Recht. Es 
könnte danach für das bei und in Geltung befindliche Rechts— 
injtitut die in der Theorie ſo lebhaft erörterte Streitfrage über 
die Glaffification des Netractrechts und die Natur der aus dem⸗ 
jelben entjpringenden Klage als durch dieſen Geſetzespunkt er⸗ 
ledigt angeſehen werden, allein in uͤberzeugender Weiſe hat 
Erdmann nachgewieſen ), daß das Näherrecht des Provin⸗ 


1) Dorpater Zeitſchrift für Rechtswiſſenſchaft 5. Jahrgang, VI, „Sind 
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zialgeſetzbuchs vielmehr als eine Zuſtandsobligation aufzufaſſen 
und ber Klage aus dem Retractrecht eine perſönliche Natur bei⸗ 
zulegen ift. 

Hiernach erſcheint bei dem von und zu behandeluden N 
herrecht bei Zwangsverfteigerungen. von Immobilien nach Liv⸗ 
laͤndiſchem Stabtrecht in dem VBertragsverhältniß ald berechtigtes 
Subject der nächſte Blutsverwandte 2) des Gigenthümerd bes 
zur Verſteigerung gelangten Immobils, weldyer gegen Schadlos⸗ 
haltung ?) des Meiftbieterö von diefem, ald dem durch den Gr- 
werb des dem Netract unterworfenen Immobils Berpflichteten, 
die Tradition +) desfelben bezw. Die Ceſſione) der durch ben 
Meifthot erworbenen Rechte verlangen kann. 

Als GErfolg des durchgeführten Retractanſpruchs zeigt ſich 
dann der Eintritt des retrahirenden Blutsverwandten an Stelle 
des Meiſtbieters in das durch den Zuſchlag perfect gewordene 
Kaufgeſchaͤft ®). 

$ 2. 

Der das Einlöfungsrecht behandelnde Artifel 3965 des 
Provinzialgefeßbuches, Theil III, lautet: 

„Nach Livländiſchem Stadtrecht haben, bei nothwendigen 

Verfteigerungen von Immobilien, ſowohl der Schuldner, 

als deſſen nächfte Erben, das Recht, ſechs Mochen nad) 

erfolgtem Zuſchlage das verfteigerte Immobil, gegen 

Erlegung der Metftbotfumme und der Koften, einzulöfen. 

Diejed Recht muß aber vor der Verfteigerung bei Gericht 

ausdrüdlih gewahrt worden fein.“ 


die Reallaften und das Näherrecht des Provinzialgeſetzbuchs Dingliche oder 
perjönliche Rechte ?* 
2) Prov.⸗Recht Th. III rt. 1681. 
3) Prov.-Reht Th. IH Art. 1623, 
4) Pron. Recht Th. II Art. 1632. 
5) Prov.⸗Recht Th. III Art. 1636. 
°6) Prov. Recht Th. III Art. 1621, 3944, 3963. 
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Der vorſtehende Artikel ift der einzige Der Codification, in 
welchem des Ginlöfungsrechtd Erwähnung geſchieht. Genauere 
Angaben darüber, wie der Gejebgeber Diejed Recht conftruirt 
wiſſen will, find und nicht gegeben, wir find ſomit bei ber 
Darftellung veffelben vorwiegend auf Die interpretation Des 
Geſetzes und die Anwendung der Rechtsanalogie angemwiefen. 

Das Provinzialgefegbuch erwähnt des Einloͤſungsrechts 
unter ben Forderungen ans entgeltlichen Weräußerungsverträgen 
und zwar in der vom Verkauf durch öffentliche Berfeigerung 
handelnden Abtheilung. 

Es wird bier mit Beziehung auf die Wirkungen aufgeführt, 
welche bei einer öffentlichen Verſteigerung die Ertheilung Des 
Zuſchlages an den Meiftbieter hervorruft. In Bezug auf Diefe 
Wirkungen befagt der vorhergehende Art. 3963 1. c., daß durch 
die Ertheilung des. Zufchlages der Kauf als abgeſchloſſen anzu⸗ 
jehen fei und der Art. 3964 1. c., daß durch den Zufchlag auf 
den Meiftbieter die Gefahr übergehe, er aber auch) von da an, 
auch vor der Webergabe, alle Früchte ber erftandenen Sache 
beziehe und überhaupt alle damit verfnüpften Vortheile genieße, 
jowie der nachfolgende Art. 3966, daß der Meiftbieter nach dem 
Zujchlage Die Verfteigerungöbebingungen zu erfüllen babe. 

Die aus dem YZufchlage für den Meiftbieter entjlandenen 
Rechte und Pflichten kommen für feine Perjon bezw., wenn er 
flirbt oder fein Recht veräußert, — für feinen Rechtönachfolger 
in Wegfall, jobald nad vorhergegangener Bewahrung des Rechts 
das verfteigerte Immobil binnen ſechs Wochen nach erfolgtem 
Zuſchlage vom Schuldner oder deſſen nächiten Erben gegen 
Erlegung der Meiftbotfumme und der Koften eingelöft wird. 

Infoweit Außert das Einloöſungsrecht, gleichgültig ob es 
vom Schuldner ſelbſt oder von deſſen nächſten Erben ausgeübt 
wird, die gleichen Rechtsfolgen gegenüber dem Meiftbieter wie 
das Näherrecht. ALS verfchteden erweifen ſich aber- bie Rechts⸗ 
grundlagen, welche dieſe Rechtsfolgen hervorrufen. 
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Es erjcheint nämlich nicht möglich das dem Schuldner 
felbft und feinen nächſten Erben zuftehende Einköjungsrecht ein- 
heitlich zu conſtruiren, demſelben muß vielmehr eine verſchiedene 
Natur zuerkannt werben, je nachdem es von erflerem ober von 
leßteren ausgeübt wird. 

Das dem Schuldner eingeräumte Einldſungerecht ſtellt ſich 
dar als die Befugniß den in Folge des Zuſchlages als abge⸗ 
ſchloſſen anzuſehenden Kauf !) wieder rückgängig gu machen. 
Die Bewahrung des Ginlöfungsrecht vor der Verſteigerung 
läßt den Kauf ald unter einer NRejolutivbedingung abgefchloffen 
erfcheinen, mit deren Eintritt — pro casu der Erfüllung der 
mit dem Ginlöfungdrecht verfnüpften gejeßlichen Präftanden — 
der Vertrag ald nicht mehr vorhanden angejehen werben 
‚fol. 

Es kommen in diefem Fall die oben erwähnten Wirkungen 
des AZufchlages für den Meiftbieter in Wegfall, derjelbe wird 
von jeinem Bot entbunden und erhält den eingezahlten Meift- 
botſchilling ſammt den geurſachten Koften zurüd, dem einlöjenden 
Schuldner dagegen verbleibt das Eigenthum an feinem zur 
Berfteigerung gelangten Immobil. 

Letzteres ift zwar im Geſetz nicht ausgejprochen und kann 
als vechtlihe Folge der Bewahrung des Einloͤſungsrechts auch 
sicht Schlechthin angenommen werben. ‘Denn, müfjen wir in ber 
Bewahrung des betr. Rechtd Die Hinzufügung einer auflöfenden 
Bedingung zu dem durch die Meiftbotitellung gemachten Vor⸗ 
fhlage zu einem Kaufvertrag?) exbliden, fo erjcheint es nicht 
zweifelhaft, daß nad erfolgtem Zuſchlage, durch welchen ber 
Kauf als abgeichloffen *) anzujehen ift, und, nachdem der 
Meiftbieter den Meiftbotsfchilling berichtigt Hat, für dieſen ein 


1) Urt. 3963. 3964. 
2) Art. 3175, 
3) Art. 3944. 
4) Art. 3963. 3064. 


Beitichrift f. Rechtswifſ. Sg. IX, H. 1. 3 
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Forderungsrecht auf Erfüllung des Bertrages®) d. h. auf 
VUebergabe des erfiandenen Immobils und Adjudication ®) deſſelben 
entfteht und daß erjt mit dem Eintritt der Refolutivbedingung 
der Vertrag ald nicht mehr vorhanden ?) anzufehen ift, ber 
Meiftbieter bis dahin aber igenthümer des verſteigerten 
Immobils ſein kann. 

Allein der unverkennbare Zweck des Einlbſungsrechts — 
dem Schuldner eine Rechtswohlthat zu gewähren —, läßt es 
bedenklich erfcheinen, aus der dargelegten Conftruction des 
betreffenden Rechtsinftituts die fchärfften Conſequenzen zu ziehen. 
Wir werden vielmehr annehmen müſſen, daß für den Fall der 
Bewahrung des Ginlöfungsredht3 ſeitens des Schuldners Das 
verfteigerte Immobil vor Ablauf der fechswöchentlihen Ein- 
öfungsfrift dem Meiftbieter nicht zum Eigenthum abjudicirt. 
werden darf. 

Es würden dem Schuldner anberenfalld durch den Eigen 
thumswechſel und namentlich auch dadurch, daß die bei ber 
Berfteigerung nicht herausgebotenen Hypothelen, welche in Folge 
der Meiftbotberichtigung durch den Meiftbieter und der nach⸗ 
folgenden Auftragung des verjchuldeten Immobils auf deſſen 
Namen 9) erlofhen wären, nachdem Der Schuldner wieder 
Gigenthümer des reluirten Immobils geworben, wieder aufleben 
würden und num auf feine Koften auf’8 Neue ingroffirt werben 
müßten, jo bedeutende Unfoften erwachſen, daß der Schuldner, 
der jchon die Koften des MeiftbotS zu tragen hat, kaum das 
ibm gewährte Recht als eine Rechtswohlthat empfinden und von 
demfelben Gebrauch machen könnte. Der Meiftbieter därfte aber, 
jelbjt wenn er, was gewiß nicht häufig ber Fall ift, von ber 
ihm gewährten &rleichterung — nad) Anzahlung eines beftimmten 


5) Urt. 3861. 

6) Art. 3872. 3968. 809. 810. 813. 
7) Art. 3173. 8175. 

8) Art. 3967. 1602, 
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Prorentjaped den größten Theil ber Meiſtbotſumme erſt Binnen 
einer gewiſſen Frift?) nach dem Zuſchlage einzuzahlen — nid 
Gebrauch gemadit, vielmehr. den Meiſtbotſchilling gleich. im 
Zuſchlagstermin voll berichtigt haben ſollte, kaum ein weſentliches 
Intereſſe an der ſofortigen Adjudication des meiſtbietlich erſtan⸗ 
denen Immobils haben, da er iu Folge der Bewahrung des 
Einloͤſungsrechts durch den Schuldner ohnehin. bis zum ‚Ablauf 
ber ſechswoͤchentlichen Ginlöfungsfrift darauf gefaßt fein muß, 
daß ihm fein Erwerb wiederum entwunden werde, 

Erſcheint es aber in ber Natur. bed Einlöſunggrechts 
begründet, daß der Schuldner. bis zum Ablauf der Ginlöfungsfrift 
grundbuchmäßiger Eigenthümer des ſubhaſtirten Immobils bleibt, 
jo ift bie Annahme ausgeſchloſſen, daß der Schuldner durch 
Ausübung ſeines Reluitionsrechts in Die Nechte des Meiftbieters 
eintrete und flatt feiner zum Käufer werde, da er in Diefem 
Falle Käufer feiner eigenen Sache würde, was rechtlich unftatt: 
haft wäre 10). | 

Auch wird in dem Einlöfungsredht dann nicht ein vorbe: 
haltenes NRüdfaufsrecht gejehen werden können, da auch dieſe 
Conſtruction zur Vorausfeßung haben würde, daß der Schuldner 
aufgehört hätte, Cigenthümer des verfteigerten Immobild zu 
fein !N), | 

Das Einlöfungsredht des Schuldners ftellt ſich demnach 
lediglich als Die Befugniß der, gegen Grlegung der Meiftbot- 
jumme und der often die PVerfleigerung rückgängig zu 
machen. 

S 3. 


Die Gonftruction des den nächften Erben des Schuldners 
nach dem Art. 3965 1. c. zuftehenden Einköfungsrechts ift 
weſentlich abhängig von der Feftftelung der hier berechtigt 

9) In Riga gewöhnlich 6 Wochen. u 

10) Art. 3831. 3832, 3841. 


11) Xrt. 3922. 3923. 3173. . 
3* 


36 


erfiheinenden PVerfonen. Würden nämlih unter „nächfte Exben” 
wahre Erben verftanden werben Tönnen, d. h. Diejenigen Perſonen, 
welche in Folge des Ablebens des Schuldnerd oder in Folge des 
Eintritts eined ber fonftigen Gröffnungsgründe der Erbichaft ') 
zur Erbfolge berufen wären und Die Erbſchaft erworben — alſo 
thatſaͤchlich geerbt — hätten, fo würde eine einheitliche Gonftruction 
des Einlöfungsrechts möglich fein, da Diefen Erben als Rechts: 
uachfolgern des Schuldners dieſelben Rechte zuftehen und dieſelben 
Verbindlichkeiten obliegen würden, Die ihrem Erblafler zugeſtanden 
refp. obgelegen haben). Allein diefe Interpretation der Worte 
„nächte Erben“ erjcheint nicht zuläffig. 

Zunächſt wiberfpricht dieſelbe dem bisherigen Sprachges 
brauch, da der Ausbrud „Erben“, „nächte Erben” in ſolchem Zus 
ſammenhange, wie ber Art. 3965 1. c. ihn giebt, im deutſchen 
Recht überall gebraucht wird, um Diejenigen Perfonen zu bezeich— 
nen, welche für den Fall des Todes des Veräußerers feine Er- 
ben, bezw. feine nächften Erben fein würden ?). 


Sodann ift ed die zum Art. 3965 1. c. allegirte Gejeßes- 
ftelle und deren Anwendung in der Praxis, welche Die vorer- 
wähnte Snterpretation nicht angebracht erjcheinen laſſen. 


Die betreffende Geſetzesſtelle iſt der 10 Lib. II. Cap. XXXIL 
der Statuta und Rechte der Stabt Riga, woſelbſt es heißt: 


wer]ene Es ftehet audy dem Schuldner, oder deſſen nädy« 
ſten Freunden, von Zeit geſchehener Immiſſion ex secundo 
Decreto (wenn Sie bey gejuchter Verhängung derjelben 
fih ihres Näher-Nechts Hffentlich bewahret) inner 6 Wo⸗ 


1) Art. 2581. 

2) Art. 2639., 2640. 2663. 

3) Wald, Näherreht, 3. Auflage ©. 311. Eichhorn, Ein. 
in das Deutjche Priv.-R. $ 105; Gerber, Syftem des D. Priv.R. $ 177; 
Stobbe, Handbuch des D. Priv.-Mechts II $ 87, Bunge, kiv- und 
Ehſtlaͤndiſches Privat⸗Recht II. Auflage $ 178, 185; SProvinzialgejeßbud; 
Th. III Art. 973, 974 u. a. m. 
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hen das angebothene Hauß oder Erbe zu reluiren, und 
das gebothene Geld zu Gericht zu legen, frey, jedoch, daß 
Sie auch zugleich, daB Sie haflelbe vor ſich ſelbſt Tauffen, 
endlich erhalten jollen: Thäte er, oder Sie ſolches nicht; 
fo wird der Meiftbiethende ein Herr des Pfandes unmider- 
rufih..... " | 
Vergleichen wir dieſen Gefeßestert mit: dem Inhalt bes 
Art. 3965 1. c., fo gelangen. wir zu der Annahme, daß leßterer 
eine nur in Wenigem — bezüglich .de8 Gides — modificirte 
Darftellung der in der Duelle enthaltenen Rechtsinftitute enthält 
und Daß wir auf Grund des dort gebrauchten Ausdrucks 
„nächte Freunde" berechtigt find, unter „nächften Erben“ im 
Art. 3965 1. c. nicht wahre Erben des Schuldners, ſondern Erb- 
fchaftsanwärter befjelben zu verftehen. Bei Diefer Annahme ift 
jedoch zu berüdfichtigen, daß das im $ 10 Mb, IT Gap. XXXU 
der Rigafchen Stadtrechte Dargeftellte Näherrecht bezw. Reluitions⸗ 
recht — die beiden Benennungen werden in den Älteren Quellen, 
ja, audy noch in der neueren Praxis vielfach promiscue gebraucht 
— ſich feinem Weſen nach als Näherrecht qualificirtt und daß 
die vorerwähnte Quelle fich auch als Allegat bei Den das ver- 
wandtſchaftliche Näherrecht bei Zwangsverſteigerungen von Im⸗ 
mobilien nach Livl. Stadtrecht behandelnden Artikeln der Codifi⸗ 
cation *) findet. Die uns hiernach entgegentretenbe auffallende 
Erfcheinung, daB aus ein und demjelben Rechtsinftitut — dem 
ftabtrechtlichen Näherrecht hei Zwangsverfteigerungen von Smmp- 
bilien — in der &odification zwei Rechtsinftitute gefchaffen wor- 
den find, könnte in Nachftehendem ihre Erklärung finden. . 
Die Codification hat in ihrer ſyſtematiſchen, alle baltifchen 
Nechtögebiete umfaffenden Darftellung der Erblofung als SKrite- 
rinm für Die Berechtigung zur Ausübung derjelben Die Nähe 
der Blutsverwandtſchaft mit Dem Veräußerer aufgeftellt und da: 


4) Art. 1620, 1688, 1658, 1661. 
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mit dem Ausdrud „nächfte Freunde” in der zu dem betreffenden 
Art. 1661 «dlegirten Duelle, $ 10 Lib. II Cap. XXXU der 
Rig. Stadtrechte, eine reftrictive Interpretation gegeben, über 
deren Richtigkeit ja jehr wohl noch geſtritten werden könnte. 

Der fadtrechtlichen Praxis vor der Codification fcheint 
diefe einfchränfende Interpretation jedenfalls fremd gewefen zu 
fein. Die ſtadtrechtliche Praxis hat vielmehr als Kriterium für 
die Berechtigung zur Ausübung des Näher- bezw. Reluitions⸗ 
rechts offenbar nicht die Verwandtfchaftönähe, ſondern die Erz 
benqualität angejehen und deshalb beiſpielsweiſe auch der Che 
frau des. Schuldners ein Näher⸗ bezw. Reluitionsrecht einge 
raumt?). “ | 

Hiernach Tiegt aber die Annahme nicht fern, Daß der Ge⸗ 
ſetzgeber durch Aufnahme des — wie unten gezeigt werden foll — 
zu demſelben Ziele fuͤhrenden Einlöfungsrechtd in das Geſetzbuch 
den nächſten Grbichaftsanwärtern des Schuldners ohne Ein- 
ſchrankung auf Die Blutsverwandtichaft ein Recht hat conferviren 
wollen, welches Ddenfelben vor der Codiſication entweder auf 
Grund der ausdruͤcklichen Gejeßesinterpretation — Freunde im 
weiteren Sinn — oder des Gewohnheitsrechts oder wenigſtens 
des Gerichtsgebrauchs in dem angegebenen Rechtsgebiet zuge⸗ 
ſtanden bat 86). 


5) v. Bunge's „theoretiſch⸗praktiſche Eroͤrterungen aus den in Liv⸗ 
Ehſt⸗ und Kurland geltenden Rechten” (S. 261: Beſcheid des r... ſchen 
Raths d. d. 3. April 1842; Inland Jahrg. 1845 Sp. 368: Senatsukas 
d. d. 5. Mai 1845 in Sachen Brandenburg wider Ranthon, welcher der 
finderlofen Ehefrau des Gemeinſchuldners ein Ginlöfungsredht zugeſteht) 
v. Bunge, dad liv- und ehſtländiſche Privatrecht $ 185 Anm. k. 

6) Sm Hinblick auf den Antheil, melden v. Bunge an dem Zu- 
ftandefommen der Codification gehabt Hat, erjcheint ed für die Beurtheilung 
aus letzterer fich ergebender Streitfragen befonders wichtig, die Rechtsanjchau- 
ungen kennen zu lernen, welche diefer Rechtölehrer über den in Frage kom⸗ 
menden Gegenfland bekundet hat. Die Legteitirte Anmerkung nun aus 
v. Bunge's „liv- und ehftländifches Privatrecht" fowie die Aufnahme des 
angezogenen Urtheild des x... schen Raths in die von ihm herausgegebenen 
theoretijch-practifchen Crörterungen aus den baltiichen Rechten geftatten über 
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Auf Grund des Vorftehenden wird ed auch nicht möglich 
fein die zur Erbfolge berufenen Erben des Schuldners als Die 
neben ihm ausjchließlich zur Einlöſung Berechtigten anzufehen, 
wohl aber muß den Erbſchaftsanwärtern, wenn fie nach einger 
tretenem Erbfall zur Erbfolge berufen find, ein Einlöfungsrecht 
zuftehen, jobald ein zu der Erbichaft gehörige, noch auf ben 
Namen des Erblaſſers verzeichneted Immobil zur Verſteigerung 
gelangt. 

Es werden jomit unter „nächte Erben“ im ‚Sinne des 
Art. 3965 des Provinzialgeſetzbuchs Diejenigen Perfonen zu 
verftehen fein, welche den Schuldner im Falle feines Todes oder 
des Eintritts eines fonfligen Grunde zur Gröffnung ber 
Erbichaft nach dem Geſetz beerben wilden. 

Hieraus ergiebt fich aber, daß eine einheitliche Gonftruction 
bes ſowohl dem Schuldner als au feinen nächſten Erben 
zuftebenden Einlöſungsrechts unzuläffig ift. 

Denn, hatten wir gefunden, Daß das Einlöſungsrecht des 
Schuldners in der Befugniß beiteht, die flattgehabte Verfteigerung 
rüdgängig zu machen und daß der Schuldner Eigenthümer feines 
zur BVerfteigerung gelangten Immobils bleibt, fo erſcheint Diefe 
Eonftruction für dad Einloͤſungsrecht der nächſten Erben des 
Schuldners Deshalb nicht möglich, weil benfelben ver der 
Verfteigerung ja ein Eigenthumsrecht an dem. beixeffenden 
Immobil noch gar nicht zugeflanden hat und fie fomit nicht in 
der Lage fein Tonnen, ben durch Ertheilung des Zuſchlages 
perfect geworbenen Kauf rüdgängig zu machen. 

Wir müflen das Einlöfungsrecht der nächſten Erben bes 
Schuldners vielmehr wie das Näherredht als eine Zuſtands⸗ 
obligation auffaffen, bei welcher derjenige als der Berechtigte 


feinen Rechtöftandpunft bezüglich der Anwendung der citirten Stelle der Ri- 
gafchen Stadtrechte eine Vermuthung aufzuftellen, aus welcher wir dann wohl 
nicht ohne Berechtigung einen Wahrſcheinlichkeitsſchluß auf Die ber entſpre⸗ 
chenden Geſetzebſtelle in der Codification zu gebende Deutung ziehen koͤnnen. 
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erjcheint, der einen Anſpruch auf Beerbung des Eigenthümers 
des fubhaftirten Immobils hat, als Verpflichteter aber der, dem 
das der Reluition nnterliegende Ammobil im Verſteigerungsver⸗ 
fahren zugefchlagen worden ift. 

Auf Grund dieſes Berpflichtungsverhältniffes tft der 
Meifthieter gehalten im Falle der Erlegung der Meiftbotfumme 
und der geurfachten Koften durch den reluirenden nächiten Erben 
des Schuldners, erfiteren in den durch den Zuſchlag perfect 
gewordenen Kaufvertrag eintreten zu laffen. 

Der abgefchlofjene Kauf wird bier eben nicht rüdgängig 
gemacht, fondern ed kommen nur die oben erwähnten, aus dem 
Zufchlage für den Meiftbieter entflandenen Rechte und Pflichten 
für diefen in Wegfall, indem der reluirende Erbe ihn verdrängt 
und an feiner Stelle Käufer des ſubhaſtirten Immobild wird. 

Der nächſte Erbe des Schuldners erreicht ſonach mit feinem 
Einlöfungsrecht daffelbe, was fich und ald der Erfolg der von 
den Blutsverwandten des Schuldners ausgeübten Erbloſung 
darftellt. 

S 4. 

Haben wir fo die Rechtsgrundlagen des Näherrechts und 
des Einlöfungsrecht3 bei Zwangsverfteigerungen von Immobilien 
feftzuftellen verfucht und dabei gefunden, daß das Einlöſungsrecht 
im alle der Ausübung durch Die nächften Erben des Schulbners 
die gleiche rechtliche Natur aufmeift und diejelben Rechtsfolgen 
äußert, wie das verwandtſchaftliche Näherrecht bei Imangöver- 
fteigerungen von Immobilien, fo liegt und nunmehr ob, durch 
eine vergleichende Darftellung Der betreffenden Rechtsinſtitute 
das MUebereinftimmende und Berjchiedenartige bezüglich des 
Zweckes und Gegenftandes derjelben, ver berechtigten Perſonen, 
der Ausübung der Rechte, ſowie der Wirkungen, der Erlöſchung 
und der Gollifion Derjelben und zu veranjchaulichen. 

In Gemäßheit des Art. XXI der Einleitung zum Theil 
HI des Provinzialgejeßbuchd werben wir bei der ‘Daritellung 
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bed bem nädhften. Exben des Schuldners zufiehenden Ginlöfungs- 
rechts berechtigt fein dort, wo fich für Die einzelne Nechtöfrnge 
in dem Gejeßestext eine Vorſchrift nicht findet, Die für das auf 
gleicher rechtlicher Grundlage rubende NRäherrerht in ber Codi⸗ 
fication enthaltene Beftimmung analog in Anwendung zu bringen. 


S 5. 

Der von der Gobification angegebene Zweck der Exblofung 
— bie in einer Familie in Erbgang gekommenen Immobilien 
zur Erhaltung des Anſehens und des Glanzes der Familie bei 
berfelben zu erhalten ') —, wird füglich auch als Zweck des 
Einloöſungsrechts angejehen werben dürfen. 

Der Gefeßgeber hat den worbezeichneten Zweck der be: 
treffenden Rechte jedoch noch Dadurch erweitert, Daß er ihre 
Geltendmachung aud für den Fall der Zwangsverfteigerung von 
wohlerworbenen 2) Immobilien des erften Erwerbers geftattet 
hat. (©. den folg. $). 

$.6. 

Als Gegenftand der Erbloſung bezeichnet die Codifi⸗ 
cation zunächſt ererbte !) Immobilien und geftattet Die Ausübung 
des Retractredyt3 bei wohlerworbenen 2) Immobilien nur dann, 
wenn biejelben wegen Schulden des erften Erwerbers öffentlich, 
verfteigert werben. 

Das Einlöfungsrerht, welches überhaupt nur bei Zwangs⸗ 
verfteigerungen vorkommt, macht Feinen Unterſchied zwilchen 
wohlerworbenen ererbten Immobilien. 


7. 
Während ald berechtigt zur Erblofung, wie wir oben 
bereit8 erwähnt haben, auf Grund der unzweideutigen Gejeßes- 


1) Art. 1666. 
2) Urt. 1668, 
1) rt. 1666. 1657. 
2) Art. 1658. 
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worte nur diejenigen Verwandten des Veraͤußerers anzufehen 
find, welche zur Zeit der Veräußerung feine nächften Verwandten 
find und ihn im Kalle feines Todes beerbt haben würden '), 
wird das Einlöfungsreht — vom Schuldner felbft ift Bier 
natürlich abzuſehen — nit nur ben Blutöverwaudten Des 
Veräußerers, jondern eienm größeren Kreis von Beredtigten 
zuerfannt werben dürfen. Lafjen wir ald Kriterium für Die 
Berechtigung zur Aushbung diefed Recht eben ohne Einſchraͤnkung 
auf die Blutsverwandtſchaft die Fähigkeit, Erbe des Veräußerers 
zu fein, gelten, jo müffen noch nachftehende Perſonen ald relui- 
tionsberechtigt angeſehen werben: 

1) Der Ehegatte: Aus der für die Städte Livlands 
fetgefeßten und als eheliche Gütergemeinfchaft bezeichneten Ver⸗ 
einigung bed nicht ausdruͤcklich als Sondergut vorbehaltenen 
Eingebrachten der Ehefrau mit dem Vermögen des Ehemanns, 
aus welcher Vereinigung ſich Die ausgedehnte Haftungspflicht 
der jolchergeftalt entftandenen Gejammtmaffe für die refp. 
Schulden der Eheleute ergiebt ), vefultirt für den überlebenden 
Ehegatten ein umfangreiches Grbfolgereiht ?). Auf Grund. Diejes 
Erbfolgerechts iſt ein Einloͤſungsrecht begruͤndet: 

a) für den Ehemann, ſobald ein auf den Namen der 
Frau verfchriebened Immobil, welches jedoch nicht 
Sondergut tft, wegen jolcher Schulden verfleigert wir, 
far welche Dad ganze in ber Gutergemeinſchaft begriffene 
Vermögen haftet, 

b) für die Ehefrau), fobald ein auf ben Namen des 
Ehemanns verzeichneted Immobil, fei dafjelbe Erbgut 


1) Urt. 1661. 

2) Urt. 79— 8. 

3) Art. 18191834. 

4) Zwingmann, Civilrechtliche Entſcheidungen, Band III, 
Nr. 321, Abjudicationsbeſcheid der 1. Section des Nigafchen Landvogtei- 
gerichtö d. d. 20. März 1884 Nr. 93, Beſcheid deſſelben ‚Gerichts d. d 
11. December 1884 Rr. 481. 
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oder vor Eingang ber Ehe oder während derſelben 
wohlerworben,, wegen Schulden verfteigert wird, für 
welche Die Gefammtmaſſe einzuftehen bat. 

Bei Verfleigerungen von Immobilien, in Bezug auf welde 
bem betreffenden Ehegatten ein Erbfolgerecht nicht zufteht, Fat 
auch das Ginlöfungsrecht weg. 

2) Die eingekindſchafteten Stieffinder?). 

3) Die Adoptivkinder. Die Rigaſchen Stabtgerichte 
haben in Bezug auf dieſe Frage eine conflante Praxis nicht bes 
obachtet, allein das Netrartredht wird den Aboptirten wohl ftet3 
verfagt werden müffen, da biefelben in Bezug auf das Erbrecht 
den eheleiblihen Kindern wohl gleichgeftellt find, der Unterſchied 
zwifchen Blutöverwandfichaft und bürgerlicher Verwandtſchaft an 
fih aber vom Geſetz ftet3 aufrecht erhalten wird und Privilegien 
ftrict zu interpretiren find ®). 

4) Die dur; eine nachfolgende Ehe legitimir- 
ten Kinder?) Dieſen fleht ein Einlöſungsrecht an den vere 
fteigerten Immobilien ihrer Eltern und ber Verwandten ber 
lekteren zu und umgefehrt. 

5) Die unehelichen Kinder). Diefelben erfcheinen 
einlöjung&berechtigt bei Verfteigerungen von Immobilien ihrer 
Mutter und der Verwandten derjelben und umgekehrt. 

Den sub 4) und 5) Aufgeführten wird übrigens im Hin⸗ 
blick auf die hier beſtehende Blutsverwandtſchaft auch das Res 
trachredht zugeflanden werden mälfen. 

Den gejeßlih weiter noch zur Erbfolge Beretigten — 
den öffentlichen Anſtalten und Corporationen fowie der Krone 


5) Art. 2512—2524, Zwingmann, Band II Nr. 278. 

6) Art. 187, 191, 192, 1870, 1874, Zwingmann, Band II 
Nr. 319, den angezogenen Beicheid d. d. 11. December 1884 Nr. 481 (fiehe 
Nota 4 dieſes 8) Art. XIX der Einleitung zum Theil III des Provinzial- 
rechte. 

7) Art. 173, 1873. 

8) Art. 1372. 
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(Art. 1705) — wird ein Einlöfungsrecht nicht zugeftanden wer⸗ 
den dürfen, da der im $ 5 angegebene Zweck des Rechts bei 
diefen Erbichaftsanwärtern nicht in Frage kommen kann. 

Gleichwie bei der Erblofung der nähere Verwandte ben 
entfernteren ausfehließt ), jo Tann aud der in einer fpäteren 
Claſſe zur Erbfolge Berufene ein Einloͤſungsrecht nicht geltend 
machen, wenn ber in einer früheren Claſſe Erbende ein folches ausübt. 

Die für das verwandtichaftliche Näherrecht geltenden Be⸗ 
flimmungen, daß es für Die Berechtigung des betreffenden Re⸗ 
trahenten nicht darauf ankommt, ob Dad zu retrahirende Immo⸗ 
bil von der väterlichen oder mütterlichen Seite herflammt 9), 
fowie, Daß, falld der nächite Blutsverwandte Dem Näherrecht 
ausdrüdlich oder ftillichweigend entjagt oder deſſen Anmeldung 
während der gejeglichen Verjährungsfrift verfäumt hat, Die ent- 
fernteren Verwandten den Retract nicht geltend machen Dürfen 11), 
wie ferner, daß das männliche Geſchlecht bei der Erblofung Feine 
Art Vorzug vor dem weiblichen hat !?) und fchließlich, Daß unter 
Brüdern und Schweftern, welche gleichzeitig den Retract geltend 
machen, diejenigen nachftehen, welche Durch gänzliche Abſonderung 
mit ihrem Erbtheil abgefunden find 2), find analog auf das 
Einlöfungsrecht auszudehnen. 

Desgleihen wirb beim Einlöſungsrecht Die Beſtimmung 
analoge Anwendung finden, Daß unter mehreren Brüdern oder 
Schwellen, welde gleichzeitig dad Näherrecht anmelden, 
das höhere Lebensalter entjcheidet, jo Daß Der. ältere Bruder oder 
die ältere Schweſter dem jüngeren Bruder oder der jüngeren 
Schweſter vorgeht und daß unter anderen ‚gleich nahen Ver⸗ 
wandten über den Vorzug geloost werden muß '*). 


9) Art. 1661. 
10) Art. 1668, 
11) Axt. 1664. 
12) Ari. 1668. 
13) Art. 1667. 
14) Art. 1668. 
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Eine bemerkenswerthe Interpretation bes Ausdruds „gleich- 
zeitig” im vorſtehend angezogenen Art. 1668 giebt der nad 
folgende Paſſus des Reluitionsbeſcheides der I. Section des 
Rigafchen Landvogteigerihts d. d. 10. Mat 1884 Nr. 182. 
Derjelbe lautet: 

„Der Art. 1683 febt feft, daß, „wenn mehrere aus dem⸗ 
jelben Grunde zum Retract Berechtigte ihr Necht ausüben 
wollen", „derjenige unter ihnen, welcher fein Näherrecht 
zuerft anmeldet, ven fich fpäter Meldenden“ ausſchließe. 
Diefe Beftimmung greift aber nach dem ausbrüdlichen 
Wortlaut des Geſetzes nur Platz, wenn „feiner von ihnen 
ein vorzüigliches Recht in Anſpruch nehmen kann“ und 
rüdfichtlich dieſes Zwifchenfapes wird fowohl im Text 
(mit der Wendung „wie zum Beiſpiel bei der Erblojung 
der männliche vor dem weiblichen Verwandten") als auch 
im Mlegat („S. überhaupt ꝛc.“) u. A. auch auf den 
Art. 1668 erwieſen. 

Der Art. 1683 befagt hiernach, daß das im Art. 1668 
behandelte Vorzugsrecht bei der Erblofung durch die zeit- 
liche Prävention in der Näherrechtsausübung nicht beein» 
trächtigt werde. Hält man dieſes Ergebniß zufanımen mit 
der Wortfafjung des Art. 1668: 

„Unter mehreren Brüdern — welche gleichzeitig das Nã⸗ 
„berrecht anmelden, entjcheidet — das höhere Lebensalter, 
„ſo Daß Der ältere dem jüngeren — vorgeht" — — — 
jo fommt man mit Nothwendigfeit zu dem Schluß, Daß 
mit dem Worte „gleichzeitig” im Art. 1668 eben nur die 
thatfächliche Coneurrenz von Näherrechtdaniprüchen gemeint 
ift, nicht aber eine Negel feſtgeſetzt iſt für den Fall, daß 
Brüder die zur Ausübung des Retracts erforderlichen 
Rechtshandlungen genau im felben Zeitpunfte („ganz gleich- 
zeitig”, wie ed im rt. 1684 heißt) vornehmen” 

&8 folgt aus Vorftehendem, daß innerhalb der Näherrechtö- 
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bezw. Einloͤſungsfriſt dem älteren Bruder oder der Älteren 
Schweiter der Vorzug vor. den jüngeren Geſchwiſtern gebührt, 
ohne Rüdlicht Darauf, wer von ihnen zuerſt Schritte zur Gel⸗ 
tendmachung bed Rechts gethan bat !), 

Auch die Beftimmungen, daß, wenn der nächfte gejeßliche 
Erbe Durch eigene Entfagung pder auch ingend einem anderen 
geſetzlichen Grunde von der Nachfolge in des Erblaſſers Nachlaß 
ausgeſchloſſen wird, er dadurch nicht Das ihm zuftehende Näher- 
recht verliert 16), fowie Daß für Minderjährige deren Bormünder 
das Näherrecht ausüben koͤnnen !?), haben beim Einloͤſungsrecht 
ihre bezügliche Berechtigung. . 

Nicht anwendbar ift aber beim Einloͤſungsrecht Die Bes 
flimmung, daß es genügt, wenn derjenige, der den Retract aus⸗ 
üben will, zur Zeit der Veräußerung des zu retrahirendeu Im⸗ 
mobil wenn au nur als Eubryo gelebt hat !%), da das Re⸗ 
luitionsrecht bei ber Verfteigerung bewahrt werben muß. 


88. | 

Mir gelangen nunmehr zu dem Theil unferer vergleichen- 

den Darftellung, welcher die die Ausübung des verwandt: 

Ichaftlichen Näherrecht3 und des den nächſten Erben des Schul: 

ners zuftehenden Ginlöfungsrecht bei Zwangsverſteigerungen 

von Immobilien behandelnden Beftimmungen der Godiflcation 
zum Gegenſtande hat. 

Die für die Geltendmahung der erwähnten Rechte vom 
Geſetz vorgefchriebene Form erjcheint bei flüchtiger Vergleichung 
in mancher Hinficht verjchtedenartig, bei näherer Beprüfung Der 
betreffenden Gejeßeöbeftimmungen werden wir jedoch erfennen, 
daß dieſelbe eine bei beiden Rechtöinftituten im Weſentlichen 
überetnftimmende tft. 

15) ©. auch Zwingmann Bd. IV Nr. 522. 
16) Art. 1669. 


17) Urt. 1670. 
18) Art. 1673. 
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In Anbetradyt der Dürftigfelt Der im Wet. 3065 1. c. ent⸗- 
haltenen Beitimmungen werden auch hier bei.dem Ginläjungs- 
recht vielfach näherreshtliche Normen analog in Anwendung zu 
bringen fein. 

Was zunächft Die allgemeinen Borausfeßungen ber Aus⸗ 
übung der beiben Rechte anlangt, jo find dieſe in der reditlichen 
Natur und im Weſen der letzteren gegeben und Daher Die gleichen, 

Beide Rechtsinſtitute haben eine entgeltliche Veräußerung !) 
des zu retrahivenden refp: zu reluirenben Immobils zur Voraus⸗ 
jebung und gwar muß die Beriußerung durch Abſchluß des Ver⸗ 
äußerungdvertraged, wie Solches bei der. Berfleigerung durch Er⸗ 
theilung des Zuſchlages gefchieht, vollzogen fein). 

Für das Naͤherrecht beſtimmt jobann das Geſetz, daB eine 
Uebergabe des veräußerten Immobils an den (Erwerber vor ber 
Ausübung des Rechts nicht erforderlich jei?) und erklärt weiter, 
daß eine Bintragung des Erwerbgrunded in bie Grund⸗ und 
Hypothekenbücher Die Ausubung bed Retracts nicht hindere *). 

Die Frage, ob vorftehende Rechtäregeln auch auf das Ein: 
löfungsrecht der nächiten Erben des Schuldners anzuwenden find, 
muß im Hinblid auf bie Gleichheit der NRechtögrunblagen bei⸗ 
der Inſtitute und das Mebereinftiimmende im Weſen berjelben 
wohl bejaht werben >). 

Als eine nicht zu überſehende Admeichung bei der Ausübung 
der in Rede ftehenden Rechte tritt und die Dem Näherredht 
unbefannte, vom Geſetz aber bei dem Einloͤſungsrecht ausdrücklich 
geforderte vorgängige Bewahrung dieſes Rechts bei Gericht ®) 
entgegen. Allein dieje Abweichung iſt von Feiner Bebeutung, Da 


1) Art. 1618, 1620, 1653, 3965. 

2) Art. 1621, 3944, 3968. 

8) Art. 1621. 

4) Art. 1622. 

5) Adjudicationäbefcheid der I. Section des Rigaſchen Landvogteige⸗ 
richts d. d. 3. November 1884 Pr. 432. 

6) Art. 3965. 
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rechtliche Wirkungen an die Berlautbarung der Rechtsbe⸗ 
wahrung nicht wohl geknüpft werden koͤnnen. 

Die in der Praxis vielfach auftretende Anfchauung, als 
habe die Bewahrung des Einlöfungsrechts vor der Verfleigerung 
die Wirkung, daß das dem Meiftbieter zugejchlagene Immobil 
vor Ablauf der ſechswoöchentlichen Einldfungsfrift weder Dem 
legteren übergeben noch demſelben zum Sigenthum abjudicirt 

werben dürfe, entbehrt wohl der rechtlichen Grundlage, da Die 
naͤchſten Erben des Schulbners, denen ja am zu verfteigernden 
Immobil noch gar Beine Rechte zuftehen, zu Dem eventuellen 
Meiftbieter, wenn fie nicht Gläubiger bes Subhaftaten find, noch 
in gar fein Rechtsverhältniß zu treten vermögen. Erſt durch 
den Zufchlag wird ein Rechtözuftand gefchaffen, aus welchen 
für fie ein Recht und für den Metfibieter eine Verpflichtung 
entfteht — nämlich die, den die Meiftbotsfjumme und die Koften 
erlegenben nächſten Erben des Schuldner in den durch ben 
Zuſchlag perfect geworbenen Kaufvertrag an feine, des Meift- 
bieterd, Stelle eintreten zu laffen. 

Nicht eine rechtliche, wohl aber eine thatjächliche Wirkung 
wird Die Nechtöbewahrung injofern äußern, als der Meiftbieter 
wohl nad) ihrer Anmeldung, um Weiterungen zu vermeiden, von 
der ihm gewöhnlich gewährten Friſt zur Berichtigung feines 
Meiſtbotſchillings Gebrauch machen und die Adjudication des 
verfteigerten Immobils nicht vor Ablauf der ſechswöchentlichen 
Ginlöfungsfrift beantragen wird. 

Die Wirkungen der Bewahrung des vom Schuldner jelbft 
auszuũbenden Einlöfungsrechtd ſtud oben bereitö dargelegt wor⸗ 
den ſ. $ 2. | 

Was ferner die Form der Geltendmachung der in Rebe 
ftehbenden Rechte betrifft, jo richtet der Retrahent, wie Solches 
aus der Natur diefed Rechts folgt, feinen Rechtsanſpruch gegen 
den Meiftbieter, als den Erwerber des verfteigerten Immobils. 
Diefer Anfpruch muß binnen 6 Wochen nad) gefcyehener Im- 
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missio ex secundo decreio vom Erblojungsberecdhtigten verlaut- 
bart werden und betrifft Die Herausgabe des verfteigerten 
Immobils bezw. die Ceſſion ber durch den Zuſchlag erworbenen 
Rechte. Der Retrahent bat gleich bei der Geltendmachung 
des Näherrechts dem WMeiftbieter Die Summe. Geldes, welde 
derſelbe für Das Immobil zu zahlen ſich verpflichtet, nebſt Koften 
und dem Erſatz für eiwaige Verwendungen nicht blos zu vers 
ſprechen oder durch Caution oder auf andere Weile ficherzuftellen, 
fondern Baar anzubieten und, wenn jener Das Gelb nicht 
empfangen will, Dafjelbe gerichtlich zu deponiren. Widerſpricht 
der Meiftbieter bem Näherrechtsanſpruch, jo muß nad vorher 
gegangenem Wroceßverfahren über die Rechtmäßigkeit des An 
ſpruchs richterlich erfannt werden ?). 

Beim Einlöfungsmecht ift es zwar nicht vom Geſetz aus⸗ 
geſprochen, daß. der Reluent ſich bei der Geltendmachung feines 
Anſpruches gegen den Erwerber des verfteigerten Immobils zu 
richten habe, vielmehr wird man annehmen fünnen, Daß er bios 
die Meiftbotfumme und die Koften binnen ſechs Wochen nad) 
erfolgtem Zufchlage, wie Solches die Duelle des Art. 3865 1. c 
der $ 10 Lib. II Cap. XXXUH der Rigaſchen Stadtredhte aus⸗ 
drücklich vorjchreibt, bei Gericht zu erlegen babe, allein als 
Nädsitbetheiligter und eventueller Proceßgegner ftellt fich Dem 
Reluenten doc, auch immer nur der Meiftbieter entgegen, deſſen 
durch die Verfteigerung erworbenes Recht befeitigt wird und der 
daher vor der gerichtlichen Anerkennung des ausgeübten &in« 
loͤſungsrechts gehört werden muß. Proteſtirt der Meiftbieter 
gegen die Anſprüche des Reluenten, jo wird ein gleiches 
contradictorifches , eine richterliche Entjcheidung provocirendes 
Berfahren nothwendig fein, wie beim Näherrecht und zwar wirb 
andy hier der Meiftbieter ald der zur Herausgabe des Immobils 
bezw. zur Gejlion der erworbenen Rechte in Folge der Erwerbung 


7) Urt. 1623. 16932. 1636. 1648. 1658. 
Zeitichrift f. Rechtswifſ. Ig. IX, 9. 1. 4 
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des: der Reluition ‚unterliegenden Immobils Berpflidktete in ber 
Barteirolle des Beklagten erſcheinen. 

Eine, beſondere Rechtsfolgen dußernoe, Verſchiedenheit 
zwifchen: den beiden Rechtsinſtituten durfte ſonccch auch hinſichtlich 
der Form ihrer Geltendmachung nicht zu conflativen fein. 

Da dem früher Ausgeführten zufolge der Uebergang des 
Beſitzes des verfteigerten Immobils auf den feinen Verpflichtungen 
nachgefommenen Meiftbieter Durch Die vorgängige Verwahrung 
des Einloſungsrechts feitens der nächſten Erben des Schuldners 
nicht ausgefchloffen wird, fo kann auch der reluirende Erbe, wie 
Solches beim Retract vom Gefeh vorgejehen ift ®),. in die Lage 
fommen, dem Meiftbieter noch Die auf das Immobil verwandten 
nothwendigen und nüßlichen Impenſen erjeßen zu müſſen. 

Beim Ginköfungsrecht des Schuldners kann es ſich Dagegen 
immer nur um bie Meiftbotiumme und die Koften der Ver⸗ 
Reigerung handeln, da ber Schuldner ja bis zum Ablauf ber 
Einlöfungsfeift de Eigenthums an feinem Immobil nicht ver- 
Iuftig geben ſoll und eine vorzeitige WBefibübertragung Daher 
wohl nicht in Frage fommt. 

Dem reluirenden Erben wird wie dem Netrabenten das 
echt zuftehen, falls er jelbft auf dem Immobil eine Schuld» 
forderung ruhen bat oder falld andere Gläubiger, für beren 
Forderungen das Immobil ald Hypothek haftet, ihn als Schuldner 
anerkennen wollen, den Betrag diefer Poſten von der zu 
entrichtenden Meiftbotiumme nebft Koften und Verwendungen tn 
Abzug zu bringen, nur muß die Zuftimmung ber betveffenden 
Släubiger zu ver beabfichtigten Meeiftbotsberichtigung binnen ber 
ſechswoͤchentlichen Retracts⸗ bezw. Einlöfungsfrift nachgewieſen 
werben 9. 

Auch der reluirende Schuldner wird berechtigt ſein, die⸗ 
jenigen Schuldpoſten, welche ſeine Glaͤubtger nach der Reluition 


8) Art. 1623. 1630. 
9) Art. 1624 Zwingmann Bd. II Ar. 319, Bd. VI Nr. 1008. 
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noch auf feinem. Immobil ruhen Infjen wollen,: von der au 
erlegenden Meiftbotfumme unter berfelben Vedingung wie heim 
Retraet in Abgug zu bringen. 

Die Beitimmung, daß, wenn Jemand ein Immaobil 
retrahirt, das vor verlauthartem Naherrechtsanſpruch durch 
wiederholte Veräußerungen aus Hand in Hand zu verſchiedenen 
Preiſen gegangen iſt, er — abgeſehen von den Verwendungen 
und Koſten (Art. 1630) — nur den Preis zu erlegen hat, welcher 
bei der erſten Veräußerung entrichtet wurbe.!%), findet: beim 
Einlöfungsrecht analoge Anwendung. " 

Für das Näherrerht. beftimmt das Geſetz ferner, bob der. 
Retrahent dafjelbe feinem Dritten abtreten darf, fonbern vielmehr. 
verbunden ift, wenn ber Gegner es verlangt, durch einen Eib 
zu befräftigen, Daß er ben. Retract nur für fih und zu ſeinen 
eigenen Beſten augübe ’'). 

Als Duelle zu dem vorftehenden Beitimmung enthaltenden 
Artikel des Provinzialgeſetzbuchs iſt wiederum der $ 10 Lib. 11 
Cap. XXXII der Rig. Stadtrechte allegirt, aus melden, wie, 
wir fahen, ja auch das Einlöjungsrecht hergeleitet if. Trotzdem 
findet fi) hei diefem feine Vorſchrift über einen vom Relnenten 
zu leiftenden Eid. 

Allein im Hinblid auf die Gefahr, daß das Einlöfungss 
recht nicht zur Erreichung des allein vernünftigen Zweckes Diejed 
Sonderrechtd — Erhaltung des Immobiliarbeſitzes bei der Familie 
des Schuldners — benutzt werben würde, ſondern auch in her 
Weile mißbraucht werden Fönnte, Daß der Neluent fein Recht 
nur ausübt, um auf SKoften des Meiftbieterd durch ſofortige 
Weiterveräußerung des reluirten Immobils an einen ſchon vor 
Ausübung des Rechts in Ausficht genommenen Käufer einen 
Geldgewinn zu erzielen, wird man annehmen koͤnnen, Daß ſowohl 
vom Schuldner wie von deſſen nächiten Erben bei der Relui« 

10) Art. 1628, 


11) Art. 1631. 
4% 
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tionsausuͤbung auf gegnerifches - Verlangen ein dem Petracteid 
nachzubildender Reluitionseid zu leiften jei '). 

Seiner rechtlichen Natur nad) wird der Netracteib im 
Gegenfaß zu Gerber), welder in ihn einen Schiedseid erkennt, 
in dem ‚bereit3 mehrfach angezogenen Beſcheid der I. Section 
des Rig. Landvogteigerichts d. d. 11. December 1884 Nr. 481 
als Calumnieneid characterifttt, Der ohne thatfächliche Begründung 
vom Beklagten dem Kläger auf gejeglicher Gründlage ganz all- 
gemein eventuell auch Dann nod) abgefordert werden Tann, wenn 
der von Beklagten unternommene Beweis der auf die Behaups 
tang bed Näherrechtmißbrauchs ſich ftükenden, jedoch befonders 
zu begründendenben exceptio doli mißlungen fein follte. 

Der angezogene Beſcheid fpricht hiermit aus, daB der 
Beklagte fich gegen einen Näherrechtömißbrauch keinesweges nur 
dur die Abforderung des Retracteides zu fchüßen vermag, 
fondern, daß ihm vielmehr auch freiftehen müffe, feine Behaup- 
tung über einen vorliegenden Näherrechtsmißbrauch, bevor er 
zum Netracteide greift, Durch jedes zuläffige procefjualifche Be⸗ 
weismittel in Erweis zu ftellen. 

Dieſe Rechtsanſchauung ift am angegebenen Orte ausführlich 
begründet worden. 

S9. 

Die ald Wirkungen des Näherrechtd bezeichneten Be⸗ 
flimmungen des Provinzialgefegbudys, welche die Rechtöverhält- 
niffe zwifchen dem Erwerber des Immobils und dem Retrahenten 
nach erfolgter Näherrechtsausübung regeln und ſich auf Die 
Tradition des retrahirten Immobils i), auf die Erftattung der 


12) In einzelnen Urtheilen der Rigaſchen Stadtgerichte wird die 
Verpflichtung des Neluenten zur Ableiftung eines Reluitiondeides nicht aner- 
fannt, fiehe Beſcheid des Rigaſchen Waifengerichtd d. d. 24. November 1883 
Nr. 981 und Erkenntniß der I. Section des Rigaſchen Landvogteigerichts 
d. d. 11. October 1884 Nr. 398. 

13) Syſtem des Deutfchen Privatredhts $ 176, Note 6. 

1) Art. 1682. 
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erhobenen Früchte?) und den Erfap der vorgefallenen Verſchlech⸗ 
terungen ?) jowie auf die Anerkennung von Belaftungen *) und 
die Ceſſion der aus dem Beräußerungävertrage erworbenen 
echte) beziehen, find bei dem Cinlöfungsrecht der nächften 
Erben des Schuldners analog in Anwendung zu bringen. 

Ein rechtliches Intereſſe des Verſteigerers an der Perſon 
des Meiſtbieters läßt ſich weder bei der Erbloſung noch beim 
GEinloſungsrecht conftruiren. Des Veräußerers Intereſſe ift ein 
vermögendrechtliches und bejchränft fih auf deu Empfang bes 
gebotenen Geldes gegen Hingabe des Immobils. 

Zu dem Veränßerer tritt der Retrahent bezw. Reluent nur 
in dem Fall in ein rechtliche Verhältuiß, wenn dem .Meiftbieter 
das verfteigerte Immobil noch nicht übergeben worden ift und 
den Erfigenannten bei Ausübung ihres reſp. Rechts von dem 
Meiftbieter daher auch nur das ihm gegenüber dem Veräußerer 
zuftehende Forderungsrecht auf Grfüllung des Kaufvertrages bat 
abgetreten werben koͤnnen °). 

Die verjchiebenartige rechtliche Konftruction des Ein- 
loͤſungsrechts des Schuldners einerjeitd und des feinen nächlten 
Erben zufehenden Einlöſungsrechts fowie des verwandtfchaftlichen 
Nüherrechtö bei Zwangdverfteigerungen von Immobilien anderer⸗ 
ſeits Außert auch in Bezug auf die an die Erfüllung der Ber- 
fleigerungöbedingungen — Grlegung der Meiftbotfumme und 
ber Koften — fonft gefnüpften Rechtöfolgen eine verjchiedene 
Wirkung. 

Bei Ausübung der Erblofung und des Einlöſungsrechts 
ber nächften Erben verdrängt, wie wir gejehen haben, der Re: 
trahent bezw. Reluent den Meiftbieter und tritt in beffen Nechte 


2) Art. 1838. 
3) Art. 1634. 
49) rt, 1685. 
5) Urt. 1636, - 
6) rt. 1837. 
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ein. Dir dur: den Zuſchlag perfect gewordene⸗ Kauf wird auf. 
weht erhaktent und mit der Bezahlung Der Meiſtbotfumme und 
ber Koſten, jei 68, daß dieſelbe vor Ansübung:ded Einlsſungsrechts 
ober Naäherrechts durch den Meiſtbieter ſelbſt oder daß ſie durch 
den an feine Stelle getretenen reluirenden Erben bezw. Retra⸗ 
henten bewerkſtelligt worden ſei, erloſchen daher alle auf dem 
werfteigerten Immobil laſtenden Pfandrechte und Hypotheken, 
private ſowohl als oͤffentliche, ſofern dieſelben vom Meiſtbieter 
ober den an ſeine Stelle getretenen Rettahenten bezw. Reluenten 
mit Zuſtimmung ber "betreffenden Gläubiger wicht ausdrürcklich 
als vigene Schuld übernommen worden find”). 

anders beim : Ginlöfungsrecht bes Schuldners. Durch 
Hiejed wird der burdy Die Ertheilung des Zuſchlages als abge- 
chlofien anzufehende. Kanf rüdgängig gemacht und dem Schuld⸗ 
ner verbleibt das. Bigenthbum an dem reluirten Immobil. 
Da aber ver Gigenthumdtitel Derjelbe bleibt und. mır die Ber 
fteigerung ruückgängig gemacht wird, fo bleiben alle auf dem ſub⸗ 
haftirten. Immobil ruhenden Pfandrechte und Hypotheken, foweit 
fie nicht Durch den Meiſtbotſchilling gedeckt worden, ungetöſcht. 
Der Meiftbieter, als Käufer des Immobils Fällt durch Die Re⸗ 
Inition weg: und der bisherige Schuldner, als Eigenthuͤmer des 
Inmobils ſteht wie fruͤher feinen hypothetariſchen Glaubigern 
gegenüber ». 

S 10. 


Das Einlöfungsrecht der nächſten Erben des Schuldners 
erliſcht wie das Näherreht): 

1) Durch Wiederaufffebung ber Veräußerung, welche 
e3 erzenäte. Die Beftimmungen ber Codification, daß, wenn 


7) Art. 3967, 1602. 

8) Art. 1435, Zwingmann, Bd. VI. Nr. 1126, Beſcheid der I. 
Section ded Rigafchen Landvogteigerichts d. d. 4. Oetober 4E84:Nr. 384 
und Rejolution des Rigajhen Raths d. d. 16. November: 1884 Ne. 7882. 

1) Art, 1641. 
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die Contrahenten den Veruͤußerungsvertrag, welcher das Naher⸗ 
recht erzeugt, wieder aufheben, auch has Naͤherrecht nicht zur 
BGeltung'kommt?), mid, daß dagegen die Contrahenten, nachdem 
der Retract angemeldet worden, nichts vornehmen dürfen, wo⸗ 
durch Das Ruherrecht ausgeſchloſſen werden koͤnnte, alſo auch 
den. Beraͤußerungsvertrag nicht wieder rückgängig machen) — 
dürfen wohl beim Einlöſungsrecht analog in Anwenduug * 
bracht werden. 

Hexvorzuheben iſt bier, fer nicht ſchon die Bewahrung 
des betreffenden Rechts die MWiederaufhebung des Veräußerung: 
vertrages zu hindern vermag, ſondern erſt Die Anmeldung Des 
Rechts, d. ih. Die auf Ausübnung deſſelben serien Willenſskund⸗ 
gebung *). 

2) On Entſagung von Seiten des Bereihtigten. 

Wie beim Räherredht wird auch beim Einloſungsrecht der An- 
ſpruch des Beredstigten. wegfallen, ‚menu: derſelbe feinem Recht 
nad) der Veräußerung ausbrüdlich entfagt hat). | 

Auch die Vorſchrift des Geſetzes, daß ein verglichener 
Näherrechtsanſpruch nicht wieder geltend gemächt werden duͤrfe, 
"wird für das Einloſungsrecht Geltung haben wählen 9) 

3) Durch Ablauf der fir die Ausübung des betreffenden 
Rechts vom Geſetz feflneftellten Friſt. | 

‚Die Nöüherrechtflage wie. der Reluitionsanſpruch verjähren 
beide binnen 6 Wochen nach geſchehener Immissio ex secundo 
decreto ’) bezw. nady erfolgter Ertheilung des Zufchlages-®). 

Eine befondere Prorogation der Verjaͤhrungsfriſt "ber Re: 
tractöflage im Sinne des Art. 8625 1. c. geſteht das Provin⸗ 


2) Urt. 1642, 

3) Art. 1643. 

4) Refolution des Nigaſchen Raths d. d. 18. Auguft 1884 Nr. 5551 
5) Art. :1644. | 

6) Art. 1647. 

7) Art. 10. . 

8) Art. 3965. 
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zialgejeßbuch in dem bier in Frage kommenden Nechtögebiet der 
Livländiichen Städte den Minderjährigen und Abweſenden offen- 
bar nicht zu, da in den Art. 1650, 1671 und 1672 1 c., 
weldye die für Minderjährige und Abwejende in einzelnen Bal⸗ 
tifyen Nechtögebieten geltenden Prorogationgfriften behandeln, 
bed Rechtsgebietes der Livländifchen Städte nicht Erwähnung 
geichieht. 

Hiernach wird dann eine bezügliche Prorogation der Ber: 
jährungsfrift des Einloͤſungsanſpruches auch nicht Plag greifen 
fönnen. 

Bemerkenswerth ift, daß die Praxis der Rigafchen Stabdt- 
geridhte Die Ausübung des den nächſten Blutöverwandten bed 
Eigenthümers des verfteigerten Immobils zuftehenden Näherrechts 
auch dann noch zuläßt, wenn das Immobil wegen Nichtberech: 
tigung des erften Meiftbotd für Rechnung und Gefahr des erften 
Meiftbieterd abermald verfteigert worden ift°). 


$ 11. 


Was ſchließlich Die Colliſion mehrerer Erblojungsan- 
Sprüche bezw. mehrerer Ginlöfungsanfprüche anbetrifft, jo werben 
wir folgende Fälle in's Auge zu fallen haben: 

1) Es collidiren mehrere Erblofungdaniprüche oder meh- 
rere Ginldjungsanfprüche mit einander oder es collibiren Erb- 
Iofungsanfpräche mit Reluitiondanfprüden der nächſten Erben 
des Schuldners. 

Hier werden im Hinblid auf die rechtliche Gleichartigkeit 
ber beiden Rechtöinftitute jowie in Berückſichtigung deſſen, daß 
die bei der Erblojung in Frage kommenden nächften Blutsver⸗ 
wanbten bes Schuldners ja auch zu den nächſten Erben deffelben 
gehören und mit den ſonſtigen EinlöfungSberechtigten bei ber 
Erbfolge concurriren !), lediglich die in den Art. 1683 und 1684 


9) Zwingmann, Bd. II Nr. 188, Bd. II Nr. 322. 
1) Art. 1707, 2512, 1874, 1873, 1872. 
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1. c. über. die Gollifion von Erblofungdaufprücden enthaltenen 
Beſtimmungen in Anwendung gebracht werden Zönnen.. 

2) Es collidirt das Einloͤſungérecht des Schuldners mit 
Erbloſungsanſprüchen feiner naͤchſten Blutönerwandten ober mit 
Einloͤſungsanſpruͤchen feiner nächften Grben oder es collidirt das 
Reluitionsrecht des Schuldners mit dem Retractrecht des Grund⸗ 
herrn ). 

Aus der Natur des dem Schuldner gewährten Ginlöfungs- 
rechts als einer Rechtswohlthat folgt wohl ſchon zweifellos, daß 
fein Reluittionsanfpruch etwaigen Erbloſungs⸗ oder Einldjungs- 
anfprüchen feiner nächften Blutsverwandten bezw. nächften Grben 
oder einem Netractanfprudy des Grundherrn vorgeben muß. 
Zudem würde ein Unterliegen feines Rechts bei einer Colliſion 
aus dem Grunde nicht gut möglich fein, weil, wie oben aus 
geführt worden, dem Schuldner, der fidh fein Recht vor ber 
BVerfteigerung bewahrt bat, bis zum Ablauf der Eintöjungsfrift 
das Eigenthum am fubhaftirten Immobil verbleibt und er fa 
bis dahin auch in der Lage wäre, durch Ausübung feines Rechts 
dem etwa an die Stelle des WMeiftbieterd getretenen Retrabenten 
oder Reluenten gegenüber die Verfteigerung rüdgängig zu machen. 

3) Es collidirt das Einloͤſungsrecht der nächften Erben 
des Schuldner8 mit dem grundherrlichen Metract.- 

Hier wird nach Analogie der Beſtimmung des Provinzial⸗ 
geſetzbuchs, daß in Riga der Erbloſung vor dem Näherrecht des 
Grundheren der Vorzug gebührt ?), das denfelben Zwed wie Die 
Erblofung verfolgende &inlöfungsrecht der nächften Erben des 
Schuldnerd auch dem grundherrlichen Retract vorzugehen haben. 


Aus der vorftehenden vergleichenden Darftellung erjehen 
wir, daß, ſofern es fi um das Kinlöfungsrecht der nächften 
Erben des Schuldners handelt, Die auf das verwandtichaftliche 


2) Urt. 1676. 
3) Art. 1685 Anmerkung. 
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Naherrecht bei Zwangsverfteigerungen von Immobilien fi 
beziehenden Beſtimmungen fich bei erſterem mit ‚wenigen Auß- 
unhmen augalog in Amwendung bringen laffen. a 

Die Ausnahmen betveſſen die als berechtigt erjcheinenden 
Perfonen und die Ausähung der Rechte. — 

Die Abweithungen in Bezug ‚auf die Uusübung der Rechte 
haben ſich uns als unerheblich Dargeftellt. Wir muͤſſen nur als 
einen inneren Widerſpruch hervorheben, daß die Bluisverwandten 
De Schulduers als nachſte Erben deſſelben das im Effect doch 
‚auch uur als Nähewrecht zu begeichnende Einlöſungsrecht nur 
geltend wachen können, mem ſie xine ibrzügliche Bewahrung im 
Voerſteigerungatermin verlauibart Haben, während eine ſolche beim 
Vaͤherrocht vom Geſet wicht verlangt witd. 

.. Ban Bedentang iſt Die auf. Die Berechtigung zur Ansuübung 
908 betr. Rochts ſich begiehende Abweichung. 

Die theilweiſe Verſchiedenheit dar berechtigtan Perſonen 
‚erllärt alletdiugs die :gehvennte Darſtellung der beiden Rechts⸗ 
nſtiute in der Andifiention, befremdlich bleibt es aber, daß der 
Geſeggeber au Urt: 3965 1. c. mit dem Rechte „einläfen" — 
Rachte Des Schuhners einerſelts und der nächtten Erben deſſelhen 
andererſeis gleichmäßig bazeichnet bat ohne Rückſicht darauf, daß 
bie Berjchtebenheit-bar berechtigken Perſonen auch zu einer begriff⸗ 
lichen Verſchiedenheit der hachte fuͤhrt und zwar zu derſelben, welche 
zwiſchen Dem Mäherrecht und dem Wiedereinloſungsrecht beſteht. 

Dieſe Unklarheiten kaͤmen bei einer einheitlichen Conſtruc⸗ 
tion des dem Schuldner und deſſen nächſten Erben zuſtehenden 
Ginloͤſungsrachts in: Wepfall, allein Die eine ſolche einheitliche 
Conſtruction bedingende Anterpretation des Ausdruds „nächfte 
Erben" im ht. 3965 1. c. als wahre Erben erſcheint auf 
Grund der vorſtehenden Brörterungen:. nisht angebracht. Mir 
werben daher das Gnnlöfungsrergt . ver mähften Erben des 
Schuldner wohl nur als ein Näherrecht in Anwendung bringen 
dürfen. 


Das Ausfeheiden des Wittwentheils ans Dem 
Vermögen des Schwiegervaterd bei deſſen 
| Bebzeiten, 
Eine Stage aus dem ruffifchen Civilrecht. 
| | Bon 
. Dr. juris S. Horowitz 


Einleitung. 


Non amnium, quae a mejoribus 
constitata sttnt, ratio reddi potest. 


(1..20,D. de-logibne 1, $.) 

Unter ‚ben Geſopen, * in. Rußland die Beerbung ber 
Ehegatten segeln: (Reichsgeſetzbuch A. X, Th. I, Bud 3, Ab⸗ 
ſchnitt II, Kap. 2, Ath. 5), ‘befindet fi, ‚eine Beſtimmung, 
welche micht nur dem Rechtäbewußtjein eine Laien ſeltfam er⸗ 
ſcheinen mag, ſondern auch dem kritiſchen Blick eines Juri ſten 
wegen des darin enthaltenen Widerſpruchs mit ben fſonſtigen 
Orundiähen des Erbrechts auffallen. muß. 

. Die. Verwanderung iſt nach Pil a to ber Anfang ber Phi⸗ 
leſorhie man iſt verwundert und man will begreifen. Das iſt 
der Brund., warum äich die Attikel I1804 — 1154 des X. Bd., 
Th. I des RMeichsgeſezbuches zum Gegenſtande meiner Unter⸗ 
fuchung evwählt.. habe. Die gegenwürtige Arbeit bat deren 
NReſultate darzulegen. 

Die geſetzlichen Deſtimanunger, von 1 ben die Rebe kein 
wird, haben folgenden Anhalt: 





& 


Art. 1151. Wenn der Mann verftirbt, ohne eigenes Immobiliar⸗ 
vermögen, zu hinterlafjen, kann feine Wittwe von ihrem Schwieger- 


vater (cBeRopp — der Vater ded Ehemanned) den Wittwentheil. 


aus demjenigen Theil der Immobilien des lebteren verlangen, 
welche kraft Erbrechts dem verftorbenen Sohne von feinem 
Vater zulommen würden. — rt. 1152. Ihre Forderung kann 
die Wittwe nur während ihres Lebens geltend machen, ohne babei 
durch eine Verjährungsfrift gebunden zu fein. — Art. 1153. Der 
Wittwer hat das nämliche Recht dem Schwiegervater gegenüber 
 (reerp —= Vater der Ehefrau), falls feine Frau fein eigenes 
Smmobilisrvermögen binterlafien hat und von ſolchem auch fonft 
Nichts an ihn Durch irgend einen Vertrag gelommen if. — 
Art. 1154. Das NAusfcheiden des Wittwentheils geſchieht nur 
aus denjenigen Immobilien des Schwiegervater, welche am 
Tage ded Todes des Sohnes rejp. der Tochter in feinem 
Eigenthum waren. | 

Die praftifche Anwendung der eben angeführten gejeßlichen 
Deftimmungen bietet mandye Schwierigkeiten dar, und es ent⸗ 
ftanden darüber in ber gerichtlicden Praxis eine Reihe von 
Controverſen. Indem ich unten bie Theorie des Rechtsinſtituts 
darlegen werde, werde ich auf diefe Controverſen zu Tprechen 
kommen und biejelben zu entjcheiden ſuchen. Es wird ſich dabei 
um bie richtige interpretation ber geſetzlichen Beſtimmungen 
handeln... Will man dafür.eine fichere Baſis gewinnen, fo muß 
man das fragliche Nechtöinftitut der rechtögefchichtlichen Kritik 
unterziehen: man muß deſſen hiſtoriſche Entitehung nachweifen, 
und die Entwidelung von dieſem Zeitpunkt bis zu unferen 
Tagen verfolgen. Wird es babei gelingen fefzuftellen, welchen 
Sinn das fragliche Nechtöinftitut unter gewiſſen Rechtszuſtänden 
gehabt Hat, jo wird ed vielleicht auch gelingen den Sinn zu 
finden, welchen es jegt, unter anderen Rechtszuſtänden haben 
fann. Es muß Demnach der dogmatiſchen eine rechtshiſtoriſche 
Erörterung vorangehen. 


61 


I. 

1) Die Berfaffer des zuffifchen Reichsgeſeßzbuches haben. 
ihr Material aus der vollſtändigen Sammlung ‚der Befebe ') 
geichöpft und bei jedem Artikel auf das bezügliche Ältere Geſetz 
verwiefen. Sp ift auch unter dem Artifel 1151 ber Ukas vom 
17. März 1731 als deffen Quelle angegeben (10e II. C. 3. 
N 5717). 

In dieſem Ulafe, welcher die Ueberſchrift: „von der 
Nennung der Dienfigüter (nowberiä) und Gigengiter (Borunu?) 
Immobiliarvermögen und von der Bertheilung beffelben unter 
ben Kindern, nad) dem Uloſhenje,“ führt, giebt es zwei Stellen, 
in denen der MWebergang des Ammobiliarvermögene vom 
Scywiegervater an die Schwiegertochter behandelt wird. Im 
Punkt I, am Ende, heißt e8: „wenn nach dem Berftorbenen 
eine Schwiegertochter, die Frau deffen Sohnes hinterbleibt, fo 
fol man ihre geben aus dem Theile, welcher ihrem Manne zu- 
fommen würde, von jeden 100 je 15 Tſchetwert 2)". Dadurch 
wirb jeboch weſentlich Anderes, als im Art. 1151, flatuirt: es 
handelt ſich bier um Repräfentationsrecht der Wittwe gegenüber 
der Erbichaft des Schwiegernaterd. Im Art. 1151 handelt e8 
ſich Dagegen nicht um die Erbſchaft des Schwiegervaterd, ba er 
verpflichtet wird bei feinen Lebzeiten ſeiner Schwieger- 
tochter, einen gewiſſen Theil feines Vermögens zu übergeben. 
Eine dem correfpondirende Beftimmung des Ukas von 1731 findet 
fich vielmehr in deſſen 2. Punkte, welcher folgenden Wortlaut 


bat: „Hat Jemand Söhne 2 ober 3, und ftirht bei feinen’ Lebe 


zeiten ein Sohn, weldyer feine eigene Immobilien befaß, und 

hinterläßt dieſer Sohn eine Frau mit Sinbern, ſo full man 

einer ſolchen Wittwe geben aus den Immobilien des Schwieger- 
| 1) llosaoe Coöpanie 3akoHoRs Pocciäckoä Hunepin. 


2) Zichetwert ift ein Flächenmaß, welches im XVII. Jahrhundert 
1600 DSaden gleich war. 
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vaterd (cBerpa) bei deſſen Lebzeiten, aus dem Xheil, weldyer 
dem verftorbenen Sohn gegeben werben mußte, von jeden 100 
je 15 Tſchetwert, und von den Mobilien ihms Mannes nad dem 
Uloſhenie; von den Mobhilien des Schwiegervatens ſall man ihr, 
fo lange er lebt, Nichts geben.” Des iſt unſtreitig diejenige 
Beſtimmung, welche ine Art. 1161 mit wenigen Modificationen 
wiederholt wird (danach iſt es nieht mahr näthig, daß der ver⸗ 
ſtorbene einen oder zwei Brüder habe und daß feine Withue 
mit Kindern binterbleibe). Sind wir.aber beyerhtigt zu behaupten, 
wie dies Ljubamjki thut?), daß wir hiermit zu der, urſprüng⸗ 
lichen Quelle unferes Rechtsinſtituts gelangt find, daß wir alſo 
feine hiſtoriſche Sntftehung. Dusch. dem: Hinweis auf. den Mies 
vom 13. März. 1731 beyeit3 nachgewieſen huben? Wäne dies 
ber Fall, jo müßten wir aus den Lebenshehürfnifien und ben 
Rechtszuſtaänden, wie dieſe zur Zeit Dei Erlaffes dieſes Ukas 
beſtanden, die ſonderbaren Einzelheiten der Beſtimmung, von 
ber die Rede iſt, erklären Fang oder wenigftend zu ‚erklären 
Weinen. 

Ljubawski verſucht Died and in Beriebung. auf zwei 
ſolcher Ginzelheitn. Zunächſt wirft er Pie Frage auf; woher 
wohl das Erforderniß entſtanden wäre, daß der Schwiegervater. 
2 oder 3 Söhne Haben mitfle? . Hierauf antwortet er ungefähr 
Folgendes: es ift ungerecht vom Schwiegervater einen Theil 
ſeines Immobiliarvermoͤgens wider feinen Willen megzunehmen; 
hat der Schwiegervater nur atmen Sohn, fe tft der Wittwentheil 
ber Wittwe Dickes Sohnes größer, als wenn: er 2 oder 3 Söhne 
bitte ;.e& wäre alfe in dieſem Fall: die Ungerechtigkeit noch be⸗ 
merfbarer; indem man das Erforderniß des Vorhandenſeins 
2er oder Zer Söhne hinzufügte, hat man dieſe Ungerechtigkeit 


3) Mypaass Manucrepcrpa Kcranin 1864 M 8, pag. 211: „orte 
y3akoHeHin, GyyIMn BECBMA HE MHOFONHCIOHHN, OTHOCATCA Ye Kb HO- 
BbEmMENYy BPeweHH H YCTAHOBZCHH ÖMIH HMCHHRM» Biicoyaänums 
yxasous 17ro Mapra 1731 roxa uumeparpanew Aunom ÜBanoeuom“. 
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müldern wollen. Diefe Argumenintien würde nur daun ſtichhal⸗ 
tig fein, wenn Liubamstt nochweilen:atkrde, Daß. zwingende 
Grunde für die Verſeſſer des Wnfed vom 17. März 1781 vor⸗ 
lagen, Die ungerechte Maßregel uͤberhaupt gu treffen, denn ohne 
ſolche wird Tein Geſetzgeber bewußt Ungerechtigkeiten anorhnem, 
und wird alſo nicht: nochtg haben Mittel zu: aufinnen,: um: bier 
jenige Ungerechtigkeit zu mildern, Die ex: zu bepehen Teine Ver⸗ 
aulafjung Hat. Solche zwingende Gruünde bat aber Ainbamsti 


. weder angeführt noch anzuführen verſucht. Der 2. Punkt, der 


ihm auffaͤllt ift, daß die Witiwe nur dann das beſprochene Recht 
babe, wenn ihr Mann kein eigenes Immobiliarvermögen hinten 
laſſen hatte. Dies erklärt Jubawski folgendermaßen: „es 
„rei dieſes Requiſit nur zupkllig. unter die Feder ber Verfafier 
„gekommen: und fpäter fum es ohne bie nöthige Kritik im. das 
„geltende Geſezbuch“. Wllerbings, kann es vorkommen, daß. ein 
Gefetzgeber Etwas aus alten Quellen kritiklos aufwehme, was 
für feine Zeit nicht mehr paßt. Unerklaäͤrlich und vow Lju⸗ 
bawski nicht erklärt bleibt es, mie es pafſiren konnte, daß dem 
Geſetzgeber ein Satz, der bis dahin nicht exiſtirt hatte zufüͤllig“ 
(das heißt wohl: unbewußt) unter: die Feder geiommen ijt"*). 
Wir fehen alfo, daß bei der Annahme Ljubamwsti’ä: Pie 
Beſtimmung Des P. 2 des Ukaſes vom:17. März; 1731 ſei Darin 
zum erften mal zur Welt gekommen, ſich Nichts erklären läßt. 
Diefe Annahme ift eben irrig und man Bann Darauf nicht bauen. 
Soll wirklich die hiſtoriſche Entſtehung der und fa unerklaͤrlich 
erſcheinenden Rechtseinrichtung nachgewieſen werden, jo muß man 
feine Blichke der ferneren Vergangenheit zuwenden. Darauf Deus 
tet ſchon der allgemeine Charalter des Ukas von: 1731 Bin. 
Denn es iſt eben ein: Geſetz, welches zu feiner Tendenz Die Re⸗ 
flauration des Alten gegemüber den nevatorifchen Verſuchen 
Peter des Großen hatte. Es follte dadurch das neue von Pe 


4) Im6asczkiä sa 0. p. 216, 
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ter dem Großen erlaſſene Erbſchaftsgeſetz (vom 23, Mär, 1714 
1-06 II. C. 3. X 2789) abgeſchafft, und an befien Stelle das 
alte Erbrecht des Uloſhenje wiederhergeftellt werben. Dieſes 
Erbrecht ift zum großen Theil aud ben Verhältniſſen des ſo 
genannten Dienftgüterfyfiens (mowberuan cucrema) entftanden 
und nur der Einblick in diefe Verhältnifſe kann ein Licht werfen 
auf Solche erbrechtliche Beftimmungen, zu denen Die von uns 
behandelten) gehören und mit biefen Verhältniffen innig ver: 
bunden find... 

2) Rad) der Sonfoltbirung des moscowiſchen Reiche unter 
Iwan IE, bedurfte diefed einer großen Zahl Staatödiener, ober, 
befjer :gefagt,; Zarendiener: denn der Begriff des Staatsdieners 
im mobernen Sinn. war der Damaligen Zeit noch fremd... Nicht 
nur eine große Kriegdmacht zur Behauptung gegen äußere Yeinde 
Hatte der Zar nöthig, ſondern es entfland auch in ben neu ges 
tchaffenen Prikaſen eine zahlreiche Bureanfratie. — Der Zar 
mußte für den Lebensunterhalt. und die Belohnung zahlreicher 
Dienftleute (cıyzrıne aona) forgen und es entftand dafür ein 
befonderes Syſtem, welches man das ruſſiſche Lehnsweſen nennen 
Tann. Nur darf man diefen Vergleich nicht ad consequentias 
producere | 

Man vertheilte nämlich an de Dienfilente Ländereien zur 
Benußung. Diefe BVertheilung war nicht ein Gnadenakt des 
Zaren, wie die Verleihung (noxaropanie) der Landgüter zum 
Eigenthum, melde ſchon früher zur Belohnung für ‚befondere 
Berdienfte vorkam. Jetzt hatte jever Dienftmann einen Anſpruch 
auf die Zutheilung einer beftimmten Quantität von Land. Dieſe 
BZutheilung wurte. ber regelmäßige Lohn. für Die Leiflung des 
Dienftes und dem Dienfte in jeden. Amt entſprach ein ein für 
alle mal beflimnter Betrag (okaaap) von Land. Mit einem 

5) Bgl. Hesosaup, Heropia POCCiÄCKEX TPASKAAHCKUXT 3AKO- 


HOBS, in Iloxuoe Cco6panie counneniä Bd. V 8 521 u. ff.; Kaseınns, 
UpaBa n O06n3AHHOCTH 10 HMYHIOCTBAMb H O0ASATEILCTBAME, CTP. 385. 
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Worte: Die Zutheilung von Land fpielte Diefelbe Rolle, wie Die 
Auszahlung eines beftimmten Gehalts. Wie einfach if Die Auf⸗ 
gabe des Staats, welcher feinen Dienern in beftimmten Xer = 
minen eine beftimmte Geldſumme auszablt und wie complicirt 
war fie bei dem Remunerationsmodus, welcher der Zeit, von 
der wir fprechen, eigen war. 

Schon die AZutheilung eines Grundftüds bot manche 
Schwierigkeiten Dar: ein Grundſtück ift unbeweglich, und es 
mußte die Frage entfchieven werben, in welcher Gegend es zu 
geben jet ®), aber ein Grundftüd ift außerdem individuell, und 
es mußte deshalb vermefjen und genau abgegrenzt werben. Mit 
Vermeſſung eines Grundfiüds hörte Die Aufgabe des Staats 
feineswegs auf: ein Grundftüd ift unverbraudbar und jollte 
nur zur Nußnießung überlaffen werben; der Staat hatte alfo auch 
die Nachfolge im Beſitz zu regeln. 

Bei der Vermeſſung des Grundſtuͤcks mußten vielfach Die 
Fragen über Eigenthum rejp. Beſitz entjchieden werben, bei der 
Entſcheidung der Frage, wen ein freigeworbenes Grundftäd zu- 
zutheilen jei, wurden naturgemäß denjenigen Dienftleuten ein 
vorzügliches Recht darauf zuerkannt, Die zu. bem früheren Beſitzer 
in einem nahen verwandtjchaftlichen Verhältniß ftanden ober Doc) 
zu feinem Geſchlecht gehörten. Sp kam ed, daß der Dienft- 
güterprifa8 (nowberuuf mpurass), die Behörde welcher die 
Regelung der Dienfigüterverhältnifie oblag, einen großen Ein- 
fluß auf die Geftaltung bes Grundbeſitzrechts ) und des Erbrechts 


6) Perſonen, welde höhere Stellungen einnahmen, wurden gewöhn- 
lich Dienftgüter bet Modcau (mogmockopana nousorea) gegeben, den übri- 
gen aus den Ländereien in anderen Theilen des Reichs. — Dieje Ländereien 
wurden unter dem Namen „wilde Felder“ (nakin noxa) zufammengefaßt 
. vgl darüber Usa HOB B, Cacremaruueckoe 0o6ospbuie HOMbECTHHXS IPABT 
H O6N3aHH0CTEh BP Poccin. Mock»a 1836, 


7) Die Competenz ded Dienftgüterpritas erftredte ſich übrigens auch 
auf die Eigengüter (Borunum) und deshalb war dieſer Einfluß noch bedeu- 
tender. 


Zeitſchrift f. Rechtäwifl. S,. IX, 9. 1. 5 
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gewann und fo für die weitere Entwidelung des Privatrechts 
von der größten Bedeutung geworden ift. 

Die Normen, welche der Dienftgüterprifad angewandt hat, 
find allmählich bei Gelegenheit der Entſcheidung Der einzelnen 
praktiſchen Fälle gefchaffen worden. Die Dienftleute, oder deren 
Angehörige, reichten dem Prikas Bittfchriften ein (6mam YexoM%) 
in allen ben Fällen, in welchen fie ihr Recht ſuchen ober eine 
ihren Intereſſen günftige Maßregel erlangen wollten. Auf ſolche 
Bittfchriften ergingen Entfcheidungen (mpuropepu), die für Ahn- 
liche Fälle ein Präjudiz bildeten. In wichtigen ragen wurde 
die Entſcheidung des Zaren eingeholt, und fein Darauf ertheilter 
Uns hatte gewöhnlich die Form einer allgemeinen Norm für 
alle Fälle, welde dem, der zur Entſcheidung den Anlaß gege- 
ben hatte, ähnlich waren ®). 

Uns intereffirt e8 bier nur zu verfolgen, wie aus der 
Praxis des Dienfigüterprifad, in der Frage der Wittmenverfor- 
gung diejenige Norm entilanden ift, Die wir im P. 2 des Ukas 
vom 17. März 1731 und in dem Artikel 1151 des X B. des 
Reichsgeſetzbuches gefunden. haben. 

3) Die modernen Staaten forgen für die Wittwen ihrer 
Diener dadurch, daß fie denfelben eine Penſion auszahlen oder 
Wittwencaſſen errichten. Auch der Dienftgüterprifas konnte das 
Schickſal der Wiltwen von verftorbenen Dienftleuten nicht un: 
berüdfichtigt laſſen. Died um jo weniger, al8 durch den Ukas 
vom 3. December 1628 da3 Erbrecht der Ehefrau in Bezug auf 
die Cigengüter bedeutend bejchränft wurde?). Es wurden die 
Bitten der Witwen um Gewährung eines Lebensunterhalts zu⸗ 
nächſt in der Weife berüdfichtigt, dab den Nachfolgern ihrer 


8) Eine Anzahl ſolcher Entſcheidungen ift abgedrudt in Baaanuiperiß 
Byrauops, Hcropunanecxaa Xpecrouaria, BEHHYCK> S- in unter dem Namen: 
Vxasnaa EHHTA NOMSbCTHATO NPHRASa. 

9) 2gl. Hesosuun Bd. V 3514 Seite 365 u. ff. Vrasnaa 
KEHHTA UOMECTHATO npuxasa 1. c. cTp. 226, 
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Männer im Belig der Dienfigüter die Berpflidtung auferlegt 
wurde, für den Unterhalt der Wittwe zu jorgen 9). Durch) biefe 
Maßregel war aber ber Lebensunterhalt der Witwen nicht ges 
nügend gefichert, und es wendeten fi} die Wittwen an ben 
Dienftgüterprifas, mit der Bitte, daß man ihnen and den Dienfl: 
altern ihrer Männer einen befiimmten Theil zur lebenslängli 
hen Nutznießung (ma npommroxs) audfondere. Eine Erwäh: 
nung folcher Bitte finden wir in Yrasması xuura Ilow: 
npukasa ©. 249: „und die Wittwen baten (Ouma veaomE) beim 
Zaren, da ihre Kinder fie nicht nähren, er möge ihnen auß 
den Dienftgütern, von den Kindern .abgetheilt (orn zbreä 
onpoyt), zum Lebensunterhalt (ua npoxurore) geben lafjen 
(17065 TOCyaapb noxanoBaıp). In derſelben Stelle heißt es 
weiter: „und e8 wurde ihnen zum Lebensunterhalt von den Lin⸗ 
dern abgetheilt gegeben”. Wir jehen alio, daß nunmehr Das 
Recht der Wittwe auf den Lebensunterhalt in der Weiſe verwirk- 
licht wurde, daß ihr ein beftimmter Theil des Dienftgutes ihres 
Mannes zur Nubnießung überlaſſen wurde. Wie groß dieſer 
Theil jein jollte, das wurde, bis ſich eine: feitftehende Praxis 
berausgebildet hatte, von Fall zu Fall feſtgeſetzt. Wir leſen hass 
über in Yr. Km. II. IIp. ©. 257 unter Nr. 52 folgendes: 
„Es find Hpfleute (MBopaue) und Bojarenkinder und Ausländer 
zum Dienft gefandt in die unteren (mommsoRrse) Städte mit Leo 
Pleichtichejem gegen die Kalmüden und es find auch ſolche in 
die Ufrainaftädte geſandt gegen die Tataren (nporser» Kipbik- 
ckaxp H Harafckaxs reä) und, ed wurden dieſe Hnfleute, 
Bofarenkinder, Ausländer in dieſen Zarendienſten erichlagen, 
und fie ftarben, und es blieben nach ihnen Frauen und Töchter. 
Wieviel jol man diefen. Frauen und Töchtern geben von dem 
Dienfigute (ec oraaay) ihrer Männer, Darüber giebt es im 
Dienftgüterprifas, im Ukaſenbuch, feinen Ufas des Zaren. Den 


10) ®gl. Hesoınny Bd. V, ©. 389 P. 6. 
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Frauen aber und Töchtern der Dienftleute, welche flarben im 
Dienft por Smolensf ift nach Ukas des Zaren von Dienftgü- 
tern gegeben worden: den Frauen von 100 je 20 Tichetwert, 
den Töchtern von 100 je 10%. Wir fehen bieraus, daß zwar 
für die Witwen, deren Männer vor Swolensk fielen, ein Witts 
wentheil beftimmt war, daß aber der Dienftgüterprifas fich nicht 
für berechtigt hielt, dieſe Beſtimmung ohne weiteres auf bie 
Wittwen anzuwenden, deren Männer zum Opfer anderer Feld» 
zuͤge fielen. Er erftattete deshalb in der Sache dem Zaren 
Bericht und erbat feine Entſcheidung. Diefe Iautete folgen: 
dermaßen: '') Ä 

„Am 16. Auguft 1644 Hat Herr Zar und Großfürft 
Michael Fedorowitih von ganz Rußland, nachdem er die Aus 
züge aud den betreffenden Alten gehört hat, beſtimmt: Alle 
diejenigen Dienftleute (nsopase, ıbra Goapexie H HHO3eMIIB) 
die in feinem Zarendienft in unteren Städten von Kalmücken 
und in Ufrainaftädten von Tataren erfchlagen worden find, Deren 
Frauen hat der Herr befohlen zu geben vom ‘Dienftgut ihrer 
Männer, wie es für den Dienft vor Smolenſk beitimmt war, 
von jeden 100 je 20 Tſchetwert zum Lebensunterhalt und ben 
Töchtern von jeden 100 je 10, den Frauen aber derjenigen 
Dienftleute, Die in diefen Zarendienſten flerben (koTopsuxb He 
eTAHETB co6om, die alfo im Dienfte natürlichen Todes fterben) 
hat der Herr befohlen, vom Dienftgut zu geben von 100 je 
15 Tſchetwert und den Töchtern von 100 je 7'/, (no cemH yeTb 
Cb OCMHHO) zum Lebensunterhalt; den Frauen aber derjenigen 
Dienftleute, die in feinem Dienfte 12) fterben, bat der Herr 
befoblen zu geben von jeden 100 je 10 Tijchetwert, und ben 
Töchtern je 5 und diefen feinen Ukas hat der Herr befohlen in 
das Ukaſenbuch einzujchreiben.” Die in diefem Ukas enthaltene 


11) Yr. Ka. wos. npux. ©. 258. 
12) Alſo nicht während des Feldzugs (?) 
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Normirung des Wittwentheils ift dann im Uloſhenje ganz all- 
gemein betätigt worben 1°). Ä 

Wir fehen alſo, daß nach dem Dienfigüterrecht Die Wittwe 
zum Sgebensunterhalt eine nad der Stellung und den Ver⸗ 
bienften *) ihres verftorbenen Mannes normirte Quantität von 
Land ans den Dienftgütern zur Nutznießung erhielt. 

Dieſes Land bekam fie regelmäßig (von dieſem regelmäßigen 
Falle fprachen wir bis jet) aus dem Dienfigute ihres verftor 
benen Mannes. Kann man aber fagen, dab fie Diejed Land 
kraft Erbrechts (im Wege der Succeſſion in die Rechte bed 
Mannes am Dienftgut) erhielt? Dies ift entichieden zu ver 
neinen. Die Wittwe hatte einen felbftftändigen Anſpruch auf Die 
Verjorgung von feiten des Staats. Die Folge war, daß fie 
dieſes Anſpruchs auch in dem Fall nicht verluftig ging, daß ihr 
Mann, ohne ein Dienſtgut zu binterlafien, verſtarb. Die That- 
fache, daß er dem Zaren gedient hat, genügte, um den Anſpruch 
jeiner Wittwe auf die Gewährung eines Lebensunterhalts Durch 
Zutheilung von Land zu begründen. Died iſt ganz klar im 
Ufas von 3. December 1628 ausgefprochen ): „Und den 
Frauen derfeniger verfiorbenen Männer, die fein Dienftgut ges 
habt haben, und es hatte ihr Mann nur ein Eigengut (Bor- 
yaHa) 10) und. diefen Frauen, wie befehlen die Herren (Muxanız 
Oezoposaup u Puraperp Huraruye) ſoll man geben zum 
Lebensunterhalt, nach feinem des Herren Ukas, aus dieſen Eigen» 
gütern oder aus irgend anderen Ländereien? Und unter biefem 


Punkt ift verzeichnet (mombra zyMaaro apara Oeoropa Auxa- 


yeBa): es befahlen der Herr und ber heiligfte Patriarch zu geben 


13) Yıo:kente rs. XVI 30, 31, 32. 

14) Se nachdem er im Kriege getödtet, oder doch während des Militär 
dienſtes, oder endlich zu Haufe verftarb. 

15) Vx. Ka. Iom. Ip. crp. 227. 

16) In diefem Ukas wurde, wie jwir jchon oben bemerkten, das 
Erbrecht der Frau auf ererbte und verdiente (BucıyKkeHHun) Eigengäter 
aufgehoben. 
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ihnen zum Lebensunterhalt ein Dienftgut nach Ukas aus anderen 
Ländereien, aus den Dienftgütern, wo ſich eine auswählt, und 
die Eigengüter jol man dem Geſchlecht (des Mannes) überlaffen 
und bei Mangel eines foldhen, ſoll man fie nehmen für den 
Zaren." Wir fehen, daß nach dem Rechte des Dienftgüterprifas 
der Wittwe zum Lebendunterhalt Land gegeben wurbe und zwar, 
wenn der Mann ein Dienftgut hinterlaſſen hat, aus deffen Gut 
und wenn er keins binterlafien hat, aud anderen Dienftgütern 
nach der Wahl der Wittwe. Nun Sam ed aber in der Praxis 
des Dienftgüterprifad vor, daß ein Dienfimann Fein befonderes 
Dienftgut zugethetlt erhielt, fondern, wie ed hieß, feinen Dienft 
von dem Dienftgute feined Vaters leiften mußte (cayzuıp Ch 
nombcrii orna). Died war nämlich dann der Fall, wenn ber 
Vater einige Söhne hatte, die dem Zaren dienten. In dieſem 
Fall wurde den älteren Söhnen bejondere Dienftgüter gegeben, 
Die jüngeren Dagegen jollten ihren Unterhalt aus dem Dienftgute 
des Vaters jchöpfen 1). Diefe Praxis ift wohl jo zu erflären, 
daß der Dienftgüterprifad es für überflüffig hielt zum Unterhalt 
einer und derſelben Familie zu viel Dienſtgüter zu verwenden, 
um jo mehr, als Die jüngeren Brüder grade wegen ihrer Jugend 
nur Novizen (mopura) im Dienft fein, aljo einen großen 
Gehalt nicht beanfpruchen konnten. &3 fand deshalb der Dienft- 
güterprifas für gerecht, Daß der Vater, der wohl meiftend wegen 
hoben Alters (hatte er doch fehon einige Söhne im Dienfte) 
Ichon aufgehört hatte active Dienfte zu präftiren, aus feinem 
Dienftgut die jüngeren Söhne !%) unterhalte. Es fragt fi nun, 


17) Bol. darüber IBAHOBB p. 7; Yr. Ka. Dom. Op. ©. 251. 
„Die Bojaren entichieden : diejenigen Kinder, welche abgetheilt wurden und fie 
haben neue Dienftgüter erhalten, jol man bei der Theilung der väterlichen 
Dienftgäter unter Die jüngeren Brüder nicht berüdfichtigen. Diejenigen ber 
älteren Brüder, die fein Dienftgut haben, jollen mit den jüngeren das 
väterliche Dienftgut theilen.“ 

18) Wie viele, daß hing von der Größe des väterlichen Grundſtücks 
ab, vgl. darüber FZwanom in der oben citirten Stelle. 
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wie kam die Witiwe eines ſolchen Dienfimannes, der vom 
Dienftgut feines Vaters diente, zu ihrem Lebensunterhalt ? 
Wurde ibr auch in diefem Aal aus den fonftigen Dienftgütern 
nad ihrer Wahl zum Lebendunterkalt gegeben? Hat nicht viele 
mehr dad Dienftgut ihre Schwiegervater, aus welchem ihr 
verfinrbener Mann feinen Gehalt bezog, audy ihr zum Lebens⸗ 
unterbalt dienen müflen? Diefe Frage könnte ſchon aus Wahr: 
ſcheinlichkeitsgründen bejaht werden, wenn wir darüber auch Feine 
Duellenzeugniffe vor uns hätten. Durch folhe Quellenzeugniſſe 
wird die bloße Wahrfcheinlichleit zur Gewißheit. Wir lefen 
nämlich im Ukas von 10. März 1676 19) in deflen fünfzebnten 
Punkt darüber folgendes: 

„Es bitten den Großen Herrn (6BmTp sesou» Beauxouy 
Tocyaapn) Wittwen und Sungfrauen um Lebensunterhalt und 
führen in ihren Bittfchriften aus, daß den Männern der Wittwen 
und den Vätern der. Sungfrauen feine beſondere Dienftgäter 
gegeben wurden (0Co6BIX% Aayb He 6H10) und fie dienten von 
väterlichen Dienftgütern und find im Dienfte getödtet worben 
oder farben ſonſt. Es bitten die Wittwen um ihren Lebens- 
unterhalt nady den Gehaltöbeträgen (CH OoKAan0Bp) aus den 
Dienftgütern der Schwiegerväter (m35 cBekpoBuxX» nombcriä) 
und die Aungfrauen aus denen der Großväter (usb zb 20BHX%). 
Einige Wittwen bitten nur um Zugabe zu den Fleinen Dienft- 
gütern ihrer Männer.“ | 

Sp weit die Bitte. Im Bericht, welcher darüber dem 
Baren erftattet wurde, heißt es weiter: 

„Vor dem (mpexp cero) ift im Dienftgüterprifas den 
Wittwen aus den Dienftgütern des Schwiegervaterd und ben 
Sungfrauen aus denen ded Großvaters ihr Theil ganz (BHoBp) 
oder nur die Zugabe zu den Kleinen Dienftgütern der Männer 
einigen Wittwen aud bei Lebzeiten der Schwie- 


19) Hosoyrasusa CTaTbH B% 1. C. 3. M 6883. DBgl. audy ibidem 
Nr. 700 vom 10. Auguft 7186/1677 9. 19. 
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gerpväter (u UPH XBEBEXB CBEerRpax»p) gegeben 
worden.” 

Es kam alfo in der Praxis des Dienftgüterprifas vor, daß 
aus den Dienftgütern des Schwiegervaters bei feinen Lebzeiten 
ein Theil zum Lebensunterhalt der Wittwe feines Sohnes aus: 
gefchieben wurde. In weiteren Zeilen wirb der Zar befragt, 
wie es damit in ber Zukunft zu Halten ift? ‘Die Entfcheibung 
fiel folgendermaßen aus: 

„Man fol geben den Schwiegertöchtern aus ben Dienft- 
gütern der Schwiegerväter und den Töchtern aus denen ber 
Großväter zum Lebensunterhalt fo viel- wie früher, nady dem 
Uloſhenje, was fie nach dem Gehalts betrag zu wenig erhalten 
haben 2°) (gero HMB Bb IIPOMHIORB Ch OKAAIY HE Aofaerp)“" 

Dadurch wird die frühere Praris des Dienftgüterprifas 
auch für Die Zukunft beftätigt. Dann folgt im Ukas eine auf 
den erften Blick ganz unverfländliche Beftimmung. Sie bat 
folgenden Wortlaut: 

„Hat aber ein Schwiegervater Söhne 2 oder 3, fo fol 
man denen (nämlich der Wittwe und den Töchtern) geben den⸗ 
jenigen Theil (zepe6eh), welcher feinem Sohne (dem verftorbenen) 
zufommen würbe, und Dem Vater ſoll man laffen zwei Theile; 
über den Gehaltöbetrag (cBepxp oraary) joll man den Wittwen 
und den Jungfrauen zum Lebensunterhalt Nichts geben." Was 
heißt dies? 

Klar ift nur der lebte Sag: man ſoll Nichts über den 
beftimmten Betrag geben 21). Iſt es aber nicht Jelbitverftändlich, 
daß man fo viel geben muß, als das Geſetz beitinmt, nicht mehr 
und nicht weniger. Oder kamen vielleicht Ausnahmen von Der 

20) Es ift bier an den Zul gedacht, daß die Wittwe ſchon etwas 
erhalten bat, aber weniger als ihr nach dem Gehaltsbetrag ihred Mannes 
zufam. Natürli gilt au die Beitimmung für den Fall, daß fie Nichts 
erhalten hat. 


21) Alfo der Wittwe nicht mehr ala 20 oder 10 Zjchetwert von dem 
Gehaltöbetrag, welcher ihrem verftorbenen Manne zukam. 


73 


allgemeinen Regel vor? Dies jcheint allerbings ber Fall ge 
wejen zu fein, und grade in ben Zeilen, welche der Einfchärfung, 
man foll nicht mehr geben, vorangeben, wirb ein Fall behandelt, 
in welchem weniger gegeben werben ſollte. Diefer Fall ift fol 
gender: hatte der Schwiegervater mehrere Söhne 22), fo Fonnte 
es leicht vorkommen, Daß der Gehaltsbetrag des verftorbenen 
Sohnes größer war, als ber Kopftheil, den er aus dem Dienft- 
gute des Vaters nad beiten Tode in der Theilung mit jeinen 
Brüdern befommen haben würde. In ſolchem Fall würden bie 
Wittwe und Die Töchter bei der Ausfcheidung ihrer Theile nach 
dem Gehaltöbetrag bei Lebzeiten des Schwiegerbaterd rejp. Groß- 
vaters, mehr befommen, als wenn fie Dazu erft nach deſſen Tode 
kaämen. Dies ſchien ungerecht, und man hat deshalb in ſolchem 
Hal die Ausfcheidung nicht nach dem Gehaltsbetrag, ſondern 
nach dem Stopftheile (He cn ORAAIV, H 0 ACEPEOBAME) vers 
ordnet. Die Berechnung nad) Ropftheilen jollte aber nicht ſtatt⸗ 
finden, falls der Wittwe und den Töchtern dabei mehr zukäme, 
als bei der Berechnung nach Dem Gehaltsbetrag. Dies üft, wie 
mir ſcheint, der Sinn der Schlußbeftimmung des Ukas vom 
10. Auguft 1676. 

Hiermit haben wir unfere Nachforfchungen in der Zeit des 
Dienftgüterrechtö beendet. Wir haben gejehen, Daß unter ber 
Herrihaft Diefes Rechts Das Ausfcheiden des Wittwentheils aus 
den Gütern des Schwiegervater8 bei deſſen Lebzeiten vorkam, 
daß diefe Einrichtung dann Plaß griff, wenn der verftorbene 
Sohn von den Dienftgütern feines Vater gedient hatte2?), daß 


22) Im Tert heißt ed: 2 oder 3 Söhne. Died war aber nur die 
conerete Ausdrucksweiſe der Ulajenverfafer. Sie fagten 2 oder 3 Söhne 
anftatt zu jagen „mehrere Söhne". Daß fie nicht an eine genaue beftimmte 
Zahl der Söhne dachten, darauf weiſt ſchon hin, daß fie jagten: 2 oder 3, 
Dieje Ausdrucksweiſe finden wir, außer in der angeführten, noch in mehreren 
anderen Stellen der Quellen, vgl. 3. B. Vaoxenie XVI. 34. XVI. 13. 

23) gl. Uo6bronocness, Kypcz Tpaxzauckaro npaBa. Bd. II. 
©. 813. " 
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fie in den Verhältniffen des Dienfgüterrechts vollkommen be- 
rechtigt war, und mit ben fonftigen Grundſätzen, die der 
- Dienfigüterprifas anwendete, ſich im Einklang befand. 

Wir haben fo die gejchichtliche GEntſtehung der Rechtsein⸗ 
richtung, die wir in Art. 1151 ff. des X. B. des Reichsgeſetz⸗ 
buches gefunden haben, nachgewieſen und mätlen nun zu dem 
zweiten Theil unjerer rechtshiſtoriſchen Aufgaben übergeben: 
diefe Rechtdeinrichtung von ihrem Urfprung bis zu der Geftalt, 
bie fie im geltenden Recht bat, zu verfolgen. Hierzu müfjen wir 
und zunächſt wieder dem Ukas von 17. März 1731 zuwenden. 

4. Diefer Ukas follte, wie wir oben ſchon erwähnt haben, 
das alte Erbrecht, weldyed von Peter dem Großen abgeändert 
worden war, wiederherftellen. Er enthält jedoch detatllirte Beftim- 
mungen nur über die Beerbung der Ehegatten, für das übrige 
Erbrecht verweiſt er auf ältere Quellen, namentlich auf Das Mlofhenfe. 

Seine Beitimmungen über Die Beerbung der Ehegatten 
enthalten aber audy nur altes Recht: es merden darin de Grund⸗ 
füge wiederholt, welche im Dienftgüterredht über die Verjorgung 
der Wittwe galten. Die Verfaſſer des Ukas haben aber nicht 
einfach auf das Dienftgüterrecht verweiſen Tönnen, da der Proceß 
der allmählichen @leichftellung der Eigenguͤter und ber Dienft- 
güter bereit3 feinen Abſchluß gefunden Hatte 2%), und es Feine 
Dienftgüter mehr gab. Es konnte in der Praxis ein Zweifel 
entſtehen, ob nicht mit dem Aufbören der Dienftgüter Die 
Grundjäße über die Verforgung der Wittwe auch nicht mehr 
anzuwenden feien. Diefe Grunbfäße wollten aber die Verfaſſer 
des Ukas v. 1731 feineswegs preisgeben 25), und deshalb haben 


24) Schon im Ukas von 1714 wird diefe Gleichitellung ausgeſprochen; 
im Ulas v. 1731 wird Died nur beftätigt. 

25) Tie Sorge für die Wittwe hat den Gejeßgeber um jo mehr 
beichäftigen müflen, als das fonftige Erbrecht der Frauen für dieje ein jehr 
ungünftiges war: die Frau kann man fagen, follte durch ihr günftigered Erb- 
vecht, als Ehefrau, für ihr ungünftiges ale Tochter, Schweiter zc. einiger- 
maßen entichädigt werden. 
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fie, um jedem Zweifel vorgubengen, dieſelben darin aufgezählt 
mit der von den veränderten Rechtszuſtaͤnden geforberten Modi⸗ 
fication, daß dasjenige, was früher nur für die Dienfighter galt, 
jet für das unbeweglihe Gut überhaupt gelten follte. 

Unter dieſen Grundjägen wurbe auch der aufgenommen, 
welcher von dem Ausſcheiden aus den Dienftgute des Schwiegers 
vaterd zum Lebensunterhalt feiner verwitiweten Schwiegertochter 
handelte. Dabei bat ben Berfaflern des Ukas v. 1731 als 
Duelle offenbar der oben beiprochene Ufas von 10. März 1676 
gedient. Als bejonderd geeignet zur Aufnahme mußte diejeuige 
Stelle defjelben erjcheinen, welche von ber Xheilung nach Kopf: 
theilen ſprach, denn die Xheilung nad) dem Gehaltsbetrag war 
jegt nicht mehr möglid. Dies war Die vom uns erläuterte 
Schlußbeſtimmung des Punkt 15, weiche mit den Worten anfing: 
„und bei dem Schwiegervater, der Söhne 2 oder 3 bat.” So 
fängt denn audy der Punkt 2 des Ukas von 1731 am 2°). 

Aus dem Erforbernif, daß der verflorbene Sohn feine - 
bejondere Dienſtgüter zugetbeilt erhielt, wurde dad Erforderniß, 
daß er feine eigene Immobilien binterlaffen hatte. Außerdem 
it im Ukas von 1731 noch ein Erforderniß hinzugefügt worden, 
daß nämlich Die Wittwe mit Kindern binterbleibe. Aus Diefem 
Ukas wurde diefe Beftimmung in den Swod binübergenommen 27). 
Dabei wurde das Erforderniß, daß der Schwiegervater 2 oder 3 
Söhne Habe, welches ſchon in dem Ukas v. 1731 kritiklos aus 
dem Ulas v. 1676 2) aufgenommen wurbe, ald ein unverfländ- 
liche8 und ſinnloſes fallen gelaffen. Alle übrigen Erforbernifle 
und namentlih and, daß die Witlwe eine beerbte jein fol, 
beibehalten. 

Died letztere Erforderniß finden wir in dem Swod, in 


26) Defien Wortlaut haben wir oben angeführt S. 61. | 
27) Vgl. Swod B. X, Th. I, Ausgabe 1832, Art. 720. 


28) Welhen Sinn es bier haben konnte, haben wir beiprochen oben 
3 72u78. 
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beffen 2.. Ausgabe vom %. 1842, nicht mehr: da dem modernen 
ruffifchen Erbrecht der Ehegatten der Unterſchied ber beerbten 
und unbeerbten Wittwe fonft fremd tft, und ba Das befondere 
Recht der Wittwe dem Schwiegervater gegenüber als ein Erbrecht 
aufgefaßt wurde, jo wurde Dies Erforderniß fallen gelaffen. In 
unveränberter Geftalt Fam dann biefe Beſtimmung in den jet 
geltenden Swod (Ausgabe v. 1857). 

Wir Sprachen bis jebt von dem Rechte der Wittwe. Es 
fragt fih nun: Hatte der Wittwer nicht ein correfpondirendes 
Recht feinem Schwiegervater (teors) gegenüber ? 

Am Dienftgüterrecht konnte natürlich Davon nicht Die Rebe 
jein, denn durch den Tod der Frau wurde der Dienftimann nicht 
feines Gehalts am Dienftgut beraubt und der Staat hatte Feine 
Beranlaflung für den Wittwer, als ſolchen, zu forgen. 

Sm Ukas von 1731 wurde ein wirkliches Erbrecht Der 
Ehefrau flatuirt: fie jollte aus den Gütern des Mannes nicht 
mehr zum Lebensunterhalt, fondern zum „ewigen Befib” einen 
Theil erhalten, dem Shemann wurde ein gleiches Recht gegenüber 
der Frau eingeräumt 29). 

Dieſe Gleichftelung war aber nit auf das beſondere 
Recht der Wittwe dem Schwiegervater gegenüber, von Dem im 
2. Punkt des Ukas die Rede war, ausgedehnt. 

Im Swod (Ausgabe v. 1832) wurde in Art. 722 beftimmt : 
„der Ehemann beerbt die Ehefrau nad) denjelben Regeln, wie 
die Ehefrau den Ehemann.” 

Diefe Beitimmung befand fih nach dem Art. 720, in 
welchem vom bejonderen Recht der Witwe Die Rede war ?0), und 
es entftanden in der Praxis Zweifel, ob nicht Diefe Gleichftellung 


29) Vgl. Punkt 1 des Ukas. 

30) Sm Ukas 1731 befindet ſich die Gleichltellung ded Ehemannes mit 
der Ehefrau in ihrem gegenfeitigen Erbrecht im Punkt 1, alfo vor der 
Beftimmung, die ein bejonderes Recht der Wittwe feitjegt, und außerdem 
bezieht fie fi nur auf „eigene Güter der Frau.‘ 
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auch auf die in Art. 720 enthaltene Beftimmung zu beziehen fei. 
Diefe Zweifel wurden im legislativen Wege dahin entichieben, | 
daß dieſe Gleichſtellung ſich allerdings auch auf Art. 720 beziehe, 
und e8 wurbe zu dem Art. 722 ein folgender Zufag gemacht ?') : 
„und gemäß dem Art. 720 erhält er (dev Ehemann) bei Lebzeiten 
des Schwiegervaterd (recra) den gejeglichen Theil (yrasuyı 
yacrb) aus dem Theile der Immobilien, welcher feiner verftor- 
benen Frau zukommen würde, wenn nur die Frau fein eigenes 
Xmmobiliarbermögen gehabt Hatte, und an ben Überlebenden 
Ehemann von ſolchem auch fonft Nichts durch Dotalpact (no 
paaHof) oder aus irgend einem anderen Nechtögefchäft ges 
langt war.” 

In demſelben Allerhöchſt beftätigten Reichsrathsgutachten 
war beſtimmt zu den Art. 720 und 722 ſolgende Bemerkung 
hinzuzufügen: „es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Ausſcheiden 
des geſetzlichen Theils dem verwittweten Ehegatten aus dem 
Gute ſeines Schwiegervaters und der verwittweten Ehefrau aus 
dem Gute ihres Schwiegervaters nur aus demjenigen Immobi⸗ 
liarvermögen des Schwiegervaters zu geſchehen hat, welches wirk⸗ 
lich in ſeinem Beſitze war am Todestage ſeines Sohnes reſp. 
ſeiner Tochter.“ In der Ausgabe von 1842 wurde aus dieſer 
Bemerkung zu dem Art. 720 und 722 ein ſelbſtſtändiger Art. 973. 
In die fpätere jebt geltende Ausgabe von 1857 find die beſpro⸗ 
chenen Artikel unverändert aufgenommen worden. 

Hiermit haben wir den biftorifchen Theil unferer Arbeit 
beendet und gehen zur dogmatifchen Grörterung über. Wir 
werden zunächſt den allgemeinen Charakter des Rechts der Wittwe 
refp. des Wittwerd auf das Ausſcheiden aus dem Gute Des 
Schwiegervaterd bei deſſen Lebzeiten zu beſtimmen juchen und 
dann Die darüber geltenden Normen zufammenhängend darftellen. 


31) Buc. yre. uatnie Toocya. Costa, :0r5 8. Anptıa 1837 r. 
(Hozuoe Co6panie 3akonopp AM 10110), vgl. Kaıauopp TWpuauseckiä 
Bicraurs 1862. M 10. p. 80. 


„Hukakia TOuKOCTH DpH- 
AHYeCKATO OYKBoBKCTBa He 
Bb COCTOAUHIH IPHMEPATL 
BeNpAMHPpHMOe H OÖBAC- 
HETb HEO6BACHAMORA.“ (Op- 
manckiä. Hacıkacrbeu- 
HUA mpapa PYCcKoß 3KeH- 
mAHu). 


1) Das beiprochene Recht der Wittwe refp. Des Wittwers 
wird in der Abtheilung der Givilgefege ftatuirt, welche von der 
Beerbung der Ehegatten handelt. Das Gefeß fieht darin nur 
einen bejonderd bejchaffenen Fall der Beerbung der Ehegatten 
überhaupt. Wird aber dadurch jeder Zweifel in Bezug auf Die 
jurifttfche Natur dieſes Rechts ausgeſchloſſen? Darf man denn 
ed wirklich ein Erbrecht nennen? Das Geſetz kann concrete Re⸗ 
geln aufftellen, die Subfumirung derfelben unter abftragte juri« 
ftiiche Begriffe muß e8 aber der logiſchen Thätigfeit der Wiſſen⸗ 
ſchaft überlaffen, welche durch die Auffaffung des Geſetzgebers 
nicht gebunden fein Fann. 

Das Erbrecht im fubjectiven Sinn ift die Succeffion in 
dad Recht eined Verftorbenen. Ein Recht, welches nicht alle 
diefe Merkmale in fich vereint, ift Fein Erbrecht. Prüfen wir das 
Recht der Wittwe reſp. des Wittwerd auf dieſe Merkmale Hin, 
fo finden wir, daß darin nicht eine Sücceffion in das Recht 
eines Verfiorbenen enthalten if. Viventis nulla hereditas est ??), 
und demnach ift diefes Necht Fein Erbrecht. 

Zu einer feiner Vorausfegungen gehört allerdings der Tod 
eines Chegatten, aber das Necht felbft beſteht Dem lebenden 
Schwiegervater gegenüber, ja, man Tann jagen, daß grade darin 
fein charafteriftifches Moment Liegt. Diejed Recht ift Deshalb 
von dem Recht der Wittme reſp. des Wittwerd auf den Witt: 
wentheil nady dem Tode des Schwiegervaterd aus demjenigen 
Vermögen, welches dem vorverftorbenen Ehegatten zulommen 


32) Vgl. 3.3. L. 19. L. 27 D. de acq. v. omit. her. 29, 2. 
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würde ??), fireng zu unterjcheiben. In Diefem Fall bandelt es 
fih um wirkliches Erbrecht?) dem Schwiegervater gegenüber, 
fraft des fogenannten Repräjentationsrechte 2°). Der theoretiſche 
Unterjchted der Forderung des Wittwentheils, bei Lebzeiten ‚und 
nad dem Tode des Schwiegeruaterd, hat auch wichtige praftis 
Ihe Folgen: fo kann Die Wittwe oder der Wittwer mit ihrem 
Anfpruch an ben Nachlaß des Schwiegervaters nach, defiem Tode 
leer ausgehen, falls er über den ganzen Nachlaß teftamentarifd 
verfügt hat; denn das Erbrecht ex testamento gebt dem ab in- 
tostato nor ?%). Bei Lebzeiten des Schwiegervaters kann ber 
Forderung des Witwentheils diefer Grundſatz des Erbrechts 
nicht entgegenſtehen, denn es handelt ſich eben in ſolchem Fall 
nicht um Geltendmachung eines Erbrechts. Vielmehr iſt Der Ans 
ſpruch der Wittwe reſp. des Wittwerd an den Schwiegervater, 
auf Ausſcheiden eines beftimmten Theils feines Immobiliawer⸗ 


‚mögens bei feinen Lebzeiten, ein Forderungsrecht kraft 


Geſetzes, ähnlich wie nad römiſchem Recht das Recht ber 
Tochter gegenüber ihrem Water oder Großvater auf die Gewäh- 
rung einer Dos. Diefed Forderungsrecht bat nur infofern Bes 
rührung mit dem Erbrecht ver Ehegatten, ald aus deſſen Ber: 
hältniffen der Umfang der Forderung entnommen werben muß. 

2) Bei der Darfiellung der geltenden Normen werben wir 
folgende Fragen zu erörtern haben: 

A. Wer ift berechtigt, die Ausſcheidung des Wittwentheils 
zu fordern ? 

B. Wer ift verpflichtet Diefelbe vorzunehmen ?- 

33) Art. 1149 der Civilgeſehze. 

34) Meyer, in feinem Kypcz Tpakaanckaro upapa, will das 
Recht des Ehegatten auf einen Theil des Vermögens des verfiorbenen Ehe 
gatten nicht ald ein Erbrecht gelten lafjen, troßdem, daß er darin alle Merk⸗ 
male des Erbrecht& vorfindet. 

35) In den Fällen des ig. Nepräfentationörecht3 bat der Erbe ein 
jelbftftändiged Recht auf den Nachlaß des Erblafſers, nur wird fein Theil 


mit Rüdficht auf den Theil des verftorbenen Zwijchenerben beftimmt. 
36) Vgl. Art. 1104 der Civilgeſetze. 
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Welches ift das Object der Ausfcheidung ? 
‚Welche find deren Vorausſetzungen? 
Wie wird Das Recht auf Ausſcheidung realifirt? 
Das Recht, die Ausfcheibung des Wiltwentheild "zu 
verlangen, ſteht fowohl der verwittweten Ehefrau (Art. 1151) 
wie dem verwittweten Ehemann (Art. 1153) zu. Diefes Recht, 
da es feiner Zwedbeflimmung nach eiu hoͤchſt perfönliches tft 27), 
geht auf Die Erben der Wittwe reſp. des MWittwerd nur dann 
über, wenn dieſe rejp. biefer bei ihren Lebzeiten bereit? Schritte 
zur NRealifirung ihres Anſpruchs gemacht haben, Nach dem 
Wortlaute des Geſetzes (Art. 1152) bleibt unklar, ob Diele 
Schritte in der gerichtlichen Geltendmachung beftehen jollen, oder 
ob auch jede fonftige feftftehende Willensäußerung den Anſpruch 
geltend machen zu wollen %) genüge. Mir ſcheint eine folche 
weitere Auslegung des Geſetzes die richtige zu fein. Dafür 
ſpricht auch die Auffaffung des Dirigirenden Senats, welcher 
den Uebergang auf die Erben auch in ben Källen ‚zuläßt, wo 
die Geltendmachung bei einem nicht competenten Gericht erfolgte, 
oder nicht bis zur gerichtlichen Entſcheidung verfolgt wurbe??). 
Warum jollte eine feſtſtehende private Aufforderung an den 
Schwiegervater nicht in ihrer Wirkung der Geltendmachung bei 
einem unzuftändigen Gericht gleich fommen? Die Wittwe refp. 
der Wittwer fönnen audy über ihren bereit geltendgemachten 
Anſpruch teftamentarifch verfügen *9). 

B. Berpflichtet zum Ausfcheiden des Wittwentheild ift Der 
Vater des verftorbenen Ehegatten. Da das Recht der Wittwe 

37) Aus feiner hiſtoriſchen Entſtehung haben wir erfahren, dab es 
den Zwed hatte der Wittwe einen Lebensunterhalt zu gewähren und daß erft 
viel jpäter dem Wittwer, inconfequenter Weife, daffelbe Necht eingeräumt 
wirde. 38) Wie dies im römiſchem Recht für die querela inofffeiosi testa- 
menti galt. 

39) Vgl. Pimenia Tpaxı. Kac. Aeuapramenza Ceuara r. 1878. 


Nr. 255. 
40) Vgl. ibidem 3. 1868 Rr. 269. Sache Grusdew. 


busa 
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reſp. des Wittwers gegenüber dem Schwiegervater ein Jas sin- 
galars iſt u), fo ſoll es nicht per analogiam auf die Schwieger- 
mutter ausgedehnt werben (verpflichtet find alfo nur cBeKops 
und TocTb, Nik cHexponp und Teima) *2). 

C. Der Wittwenthell ift wur ans den Immobilien bes 
Schwiegervaterd auszufcheiden und beträgt !/, 49) von dem Theile 
der Immebilien, welcher Dem verfiorbenen Ehegatten kraft geſetz⸗ 
lichen Erbrechts zukommen wärde (Art. 1151 u. 1148). 

Sa ver gerichtlichen Praxis ift eine wichtige Bontroverfe 
entſtanden, sb unter den Immobilien des Artilel 1151 ſämmt⸗ 
lie Immobilien oder nur ererbte (poxosua wrbuim) zu verſtehen 
feim. Die unteren Gerichte waren hierkber verſchiedener Meinuag, 
der Dirigirende Senat hat ſich aber entichieden für die Reſtrictiv⸗ 
interpretation des Geſetzes erklint: danach ſoll die Ausfcheibung 
des Wittwentheild nur aus ben ererbten Immobilien ſtatthaft 
fein *). Bei dieſen Entjcheidungen bat ſich der Dirigirende 
Senat von folgenden Erwägungen leiten lafjen. Der Gejeßgeber 
wollte mit dem Ausdruck Immobilien in Art. J151 nicht auch 
die wohlerworbenen Immobilien mitumfaflen, denn bei ſolcher 
Annahme würde fich ein Widerfprudy ergeben zwilchen der Vor- 
Schrift des Art. 1151 und fonftigen Grundprinzipien des ruffischen 
Civilrechts. Diefe Vorſchrift würde, erftend, nicht mit dem 
unbeſchränkten Eigenthumsrechte (Art. 420, 425, 1067) harmo⸗ 
niven, zweitens, dem Satz des Kamilienrechts wiberjprechen, 
wonad Kinder nicht berechtigt find von ihren Eltern das Aus- 
fcheiden irgend welcher Theile aus ihrem Vermögen zu verlangen 

41) Kaum kann man von irgend einem anderen Recht mit größerer 
Berechtigung jagen, daß es contra rationem juris introductum fei. 

42) Allerhochſt beftätigtes Reicherathsgutachten vom 10. Januar 1841. 

43) Diejes Y,, hat fi aus dem alten: von jeden 100 je 15 Tſchet- 
wert gebildet. 

44) Vergl. Pimenie O6m. Co6pania Ilparur. Ceuara or» 17-ro 
Anptıa 1850 r. (C6opmurs Cenartcrnxs pbueniä Tr. I M 356) und Pt- 


menie Tpeaxı. Raccanionsaro Kenapramenta Cenara no zbıy I['py3neBa. 
1868 r. M 869. 


Zeitſchrift f. Rechtswiff. In- IX.H. 1. 6 
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(Art. 394 und 696), endlich wärde fie ganz und gar unvereinbar 
fein mit der. Beilimmung, daß durch das Net der Wittwe auf 
ihren geſetzlichen Xheil die Cigenthümer nicht beſchränkt fein 
follen in der Diöpofition inter vivos und mortis causa über ihr 
wohlerworbened Vermögen (Art. 1148). Daraus fei es klar, 
daß der Gefehgeber im Art. 1151 nur an das ererbte nicht aber 
aud an: das. mohlermorbene Jmmobiliarvermögen denken konnte. 
Bei folcher Auslegung des Art. 1151 hebe ſich jeber Widerſpruch, 
denn der Eigenthümer fei in ber Dispofition über ererbte Güter 
auch jonft.bejchränft: Die Theile der Descendenten daran find 
geſetzlich normirt und koͤnnen durch den Willen des Gigenthümers 
nicht geſchmälert werden. Konnte aber der Geſetzgeber fich auch wir. 
lid) des Widerſpruchs, den der Dirigirende Senat nachzuweiſen 
ſucht, in dem Momente bewußt fein, in welchem er die be: 
treffende Beftimmung getroffen hatte ? 


Diefe Frage erörtert eingehend der Moskauer Gerichtshof 
in der Appellationsfache Grusdew*) Gr führt aus, Daß 
allerdings im Ukas von 17. März 1731, welcher dem Art. 1151 
ald Duelle diente, der Ausdruck „unbewegliche Güter" ſowohl 
ererbte wie wohlerworbene Güter umfaßt hatte, denn zur Zeit 
dieſes Ukaſes war noch der Gegenſatz zwilchen dieſen beiden Arten 
von Gütern nicht vorhanden. Diefer Gegenſatz ſei vielmehr erft 
Durch die Guadenurfunden (MaxoBaHHkIg TPAMoTH) vom Jahre 
1785 geſchaffen worden. 

Seit dieſer Zeit konnte die Beſtimmung des Ukaſes vom 
17. März 1731 und namentlich die aus ihr entnommene Bes 
flimmung der ruffifchen Givilgefege nur auf ererbte Güter be: 
‚zogen werben ald folche, in deren Dispofition der Cigenthümer 
durd) allgemeine Grundſätze beſchränkt ift, nicht aber auf wohl. 
erworbene, in deren Dispofition er vollfommen unbeſchränkt ift. 


45) Das betreffende Urtheil ift abgedrudt in Kpnmnuueckit BEcr- 
EUnRB. 1867-68 r. fluBape. 
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Das find die Gründe, welde für die Reftrictivinterpreta- 
tion angeführt werden. Weines Erachtens, wird fie aber Dadurch 
nicht genügend gerechtfertigt... Würden wir auch im umferem 
Fall für zuläfftg halten, den entdeckten Widerſpruch durch Reftric« 
tivinterpretation heben zu wollen, jo müßten wir doch conflatiren, 
daß der in diefer Richtung gemachte Verſuch nicht gelungen ift, 
da durch die vorgejchlagene Auslegung der Widerſpruch wicht 
befeitigt wird: auch über Die ererbten Güter kann der Schwieger⸗ 
vater frei disponiren *%), auch ans den: ererbten Güter Dürfen 
die Descendenten feine Ausſcheidung verlangen und es -fteht 
demnach auch das Ausicheiben aus den ererbten Gütern zu 
Bunften der Wittwe resp. des Wittwers mit dem Dispofitions: 
recht des Schwiegervaterd in Widerſpruch. 

Die angewendete Interpretationsmethode jelbft, von ihrem 
ungenügenden Reſultat abgejehen, ift im vorliegenden Kal kaum 
zuläffig, denn der Widerfpruch, auf den verwiejen wird, hat nicht 
bie Befchaffenheit, die den Richter: beredytigen würde, zu deſſen 
Hebung vom Elaren buchitäblichen Sinn eines Gejehes abzuweichen. 
Der Richter darf nur dann einen Widerfpruc in Geſetzen Durch 
Auslegung zu heben fuchen, wenn er auf einen und benfelben 
Fall, zwei oder mehrere Gejeßesfüge anzuwenden hat, Die ſich 
Direct widersprechen, von denen der eine den anderen ausschließt *7). 
Solchen Widerfpruch giebt e8 gar nicht zwilchen den angeführten 
Art. 420, 425, 4994, 996 und 1148 *9) einerfeitd, und’ dem 
Art. 1151 andrerfeits. 


46) Er darf fie nur nicht verjchenten und ift in ber teſtamentariſchen 
Verfüg ung darüber beſchränkt. 

47) Vgl. Art. 65 der Grundgeſetze ( Cooxs OCHOBBWXT 3AK0HOBB). 

48) Um jchärfiten jcheint der Widerſpruch zu fein zwiſchen dem Art. 
1151, und den Worten ded Art 1148: „Died Recht (der Frau) beichränft 
aber nicht die Befiger in freier Verfügung über ihre wohlerworbene Güter 
und in deren Vermachung.“ Dieſer Sag will aber nur ausſprechen, daß das 
Erbrecht der Wittwe kein Notherbrecht ift. Das iſt aus dem Zufammenhang, 
in dem er fteht, klar. Der Gefebgeber jagt hier: „wohlerworbene Güter,‘ 
weil er meint, daß nur in Bezug auf diefe Zweifel entftehen fünnten, da das 

6* 
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In den erſteren werben allgemeine Rechtöprinzipien aufge- 
ſtellt, in den lebteren Dagegen eine fpezielle Mafregel getroffen. 
Befindet ſich dieſe Maßregel nicht im Einklang mit jenen Prinzi- 
pien, ſo liegt nur eine fpezielle Abweichung von der allgemeinen 
Regel vor. .. 

Der Richter folk aber dies Spezialgefeß, teoß der Abwei⸗ 
ung, anwenden und nicht diefe Abweichung Dusch Interpretation 
zu verwilchen ſuchen. Das Gegentheil zu behaupten, hieße 
dem Richter eine ihm nicht zufommende Rolle des Kritilerd und 
Correctors der Geſetze zutheilen. Der Richter darf nur dann 
ein Geſeg durch Vergleichung deöfelben mit anderen Gejehen zu 
erläsitern Suchen, wenn ehne Solche Vergleichung der wörtliche 
Sinn des Geſetzes unklar wäre, oder doch Aweifel erregen koͤnnte. 
Der mörtliche Sinn des Art. 1151 iſt aber durchaus Klar. Er 
ſpricht vom Ausſcheiden eines Theil aus dem „unbeweglichen 
Bermögen‘. Unter dem „unbeweglicden Vermögen‘, ald einer 
allgemeinen Kategorie, find immer ſowohl ererbte, wie wohler⸗ 
worbene Güter inbegriffen. 

Auch aus der Geſchichte Des Artikeld ergiebt fi, daß in 
ber Duelle, aus der er gejchöpft wurde, nämli im Ukas von 
17. März 1731, unter unbeweglichem Vermögen, fämmtliche 
Immobilien, Dienſtgüter wie Eigengüter, begriffen wurden. Wie. 
jellte nun im ‚Art. 1151 diefer Ausdrud eine andere bejchräufe 
tere Bedeutung haben ? 

Die Erflärung, die hierfür in dem oben angeführten Urtheil 
der Moskauer Gerichtshof giebt, ift mehr als unverftänblid. 
Wie fol dadurd, daß im Jahre 1785 der Unterjchied der wohl⸗ 
erworbenen und ererbten Güter feftgefeßt wurde, der Sinn der 
618 dahin beftandenen und. auch fpäter nicht abgeänderten gejeb- 
lichen Vorſchrift fich verändert haben ? Dem Moskauer Gerichts- 





Dispoſitionsrecht über ererbte Güter und defien Beichräntungen, durch Rechte 
(namentlich GErbrechte) dritter Perjonen bereitd an anderer Stelle normirt 
wurde, vgl, Art. 1768 und 966 der Civilgeſetze. 
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hof ſchien es angemeſſen, daß ber Unterfchieb der ererbten und 
wohlerworbenen Immobilien auch in Bezug auf Das Necht ber 
Witwe reip. des Wittwerd durchgeführt worden ‘wäre. Kann 
man aber jagen, Daß die Aenderung im Gejebe, weil fie ange- 
meſſen war, auch wirklich getroffen worden ii? Gewiß nicht. 
Der Richter Darf in folder Weife vermeintliche oder au wirt 
lie Fehler des Geſetzgebers nicht corrigiren *). 

Die angeführten Gründe für Die NReftrictivinterpretation 
des Art. 1151 find alſo nicht ftichhaltig, und man muß demnach 
Die in der Praxis entſtandene Controverſe dahin enticheiden, daß 
das Ausſcheiden des Wittwentheils ſowohl aus dem ererbten 
wie aus dem wohlerworbenen Immobiliarvermögen zu geſchehen 
hat 0). 

D. Die Wittwe kann von ihrem Schwiegeryvater das Aus⸗ 
ſcheiden des Wittwentheils aur unter ber Vorausſetzung ver⸗ 
langen, daß ihr verſtorbener Ehemann keine eigene Immobilien 
hinterlaſſen hat (Art, 1151). Dies Erforderniß iſt nur aus der 
Entſtehung des Rechts ſelbſt zu erklären. Nach dem Dienſtgüterrecht 
konnte Die Wittwe nur dann aus dem Dienſtgute ihres Schwie⸗ 
gervaters zum Lebensunterhalt einen Theil erhalten, wenn ihr 
verſtorbener Mann feine eigenen Dienſtguͤter gehabt Hatte und 


49) Wigyn in feiner Kritik des Urtheils des Moskauer Gerichts- 
bof (KOpmans. Btcr. sa 1868 r. Ausapp) befämpft die darin enthaltenen 
thatſaͤchlichen Behauptungen und weift namentlich nach, daß der Unterjchied 
ber ererbten und woblerworbenen Güter der Suche nach, fon zur Zeit des 
Ufas v. 1731 und noch viel früher eriftirt hatte (der Unterſchied der poxo- 
BhA, BEICKYIKCHHMA, KYUICHHLMA BOTIHHH). Der Ausdrud „unbemwegfiches 
But“ in Ukas von 1731 babe ſich auf alle dieſe Arten von Gürern bezogen. 
Wigyn meint fogar, diefer Ausdrud babe außer der ländliden auch bie 
ſtädtiſchen Immobilien mitumfaßt. Diele leßtere Behauptung ſcheint mir 
nicht richtig zu fein, denn Die Beftimmung des Umfangs des Wittmentheils 
geihah in Mad v. 1731 in alter Weile (von jeden 100 je 15 Tſchetwerl), 
welche auf die ftädtifchen Immobilien (Häuſer etc.) nicht paßt. 

50) Dal. auch Is6kzenocnens r. 2 ©. 313 und Bl4. u. Kase- 
AB, OHEpKEB MPNAILY. OTHOI. BOBHUK. 13% Bacahrosanin IMYIRECTB& 
Cı6. 1885. ©. 70 und 71. 
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von ben Dienftgütern feines Waters diente. Dies war damals 
die in der Natur der Sache liegende Vorausſetzung des Rechts. 
Died kann man von der modernen Gopte dieſer Orginalbeftim- 
mung nicht jagen. Jetzt erjcheint ‚die erwähnte Vorausſetzung 
grundlog, und es kann, grade Durch dieſe Vorausfehung, in der 
praftiichen Anwendung des Geſetzes fein eigenes Ziel, Verforgung 
der Wittwe, vereitelt werden. Hatte 3. B. der verftorbene Ehe⸗ 
mann einige [_] Faden Land, jo verliert feine Wittwe jeden 
Anſpruch an den Schwiegervater; andererſeits, hatte er großes 
Mobilinrvermögen aber feine Immobilien hinterlaſſen, jo hat 
feine Wittwe außer dem Erbrecht in das Mobiliarvermögen (fie 
erhält Y/, Davon) auch einen Anſpruch an den Schwiegervater, 
auf das Ausscheiden aus deſſen Immobiliarvermögen 1). 

Auch der Wittwer Kat nur dann fein Recht gegenüber dem 
Schwiegervater, wenn feine verfiorbene Frau Feine eigene Immo⸗ 
bilien hinterlaffen hat (Art. 1153) und wenn, heißt e8 im Ge⸗ 
jeß weiter: „an ihn fonft Nichts davon gelommen iſt, weder 
aus einem Dotalpact (no panuof), noch aus irgend einem anderen 
Nechtögefchäft (no zpyromy kakomy 1m6o akty).' Dieſer letzte 
Satz des Geſetzes zeichnet fich durch feine Unklarheit aus. Un: 
far ift e8, von wen darf an den Ehemann Nichtd gelangt fein, 
unflar auch aus welchem Rechtsgeſchäft. Im Geſetz heißt es: 
„aus einem Dotalpact oder irgend einem anderen Rechtögefchäft.” 
Unter einem Dotalpact (paımaa 3amnch) verfteht man eine 
Urkunde, welche aufgenommen wird fiber Gewährung einer 
Mitgabe (mpunanoe) an eine Tochter. Diefe Urkunde wird 
zwar manchmal in der Praxis auf den Namen des Schwieger- 
ſohnes verfaßt, aber das Eigenthum an der Mitgabe gehört 
auch in ſolchem Fall nicht ihm, fondern der Tochter, Wie fol 
alſo der Schwiegerfohn aus einem Dotalpact das Eigenthum 








51) MUebrigens ift dieſe VBorausjegung vielleicht der Grund davon, — 
und das ift deren gute Seite, daß der Urt. 1151 relativ ſelten zur praftifchen 
Unwendung gelangt. 
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an einem Grundftüd erwerben koͤnnen? Dies ift ganz unver 
ftändlich. Cbenfo unverftändlich ift e8, was man unter „irgend 
einem anderen Rechtsgeſchäft“ zu verfiehen hat. Für die Anter- 
pretation dieſes dunklen Sabes giebt es gar feine Anhaltspunkte. 
Er ift aus dem Reichsrathsgutachten vom 8. April 1887 ent- 
nommen. Dieſes Gutachten tft au dem Gedanken der Aus 
gleichung der gegenjeitigen Erbrechte des Ehemannd und der 
Ehefrau entfprungen. Der beireffende Sab follte aber eine 
Abweichung von dieſem Gedanken zu Ungunften de8 Mannes 
enthalten. Wie fich Die Verfafjer des Gutachtens Diefe Abweichung 
gedacht haben, kann man aus der unbejtimmten Wortfaffung gar 
nicht erſehen. Sol der Sinn des Sapes doch enträfhfelt werben, 
und für den Richter ift Diefe Aufgabe unabweislich, fo wird er, 
wie mir ſcheint, etwa der fein: der Ehemann fol dem Schwie: 
gervater gegenüber auch dann fein Recht auf Ausfcheiden des 
Wittwentheils haben, wenn an ihn Immobiliarvermögen von 
der Frau oder einem dritten titulo gratuito matrimonii causa 
gelangt iſt 92) 

BE. Die Folge der falfchen Auffafjung des Rechts der 
Wittwe reip. des Wittwerd ald eines Erbrechts ift Die, Daß in 
der Praxis dieſes Necht in eben folcher Weife verwirklicht wird, 
als ob es ein Erbrecht wäre. Danach verlangt die Wittwe oder 
ber MWittwer Die Einführung in den Befitz (BBOIB Bo BıarbHie) 
der Immobilien des Schwiegervaterd, durch Diefe Einführung 
entfteht ein Miteigenthum, welches dann nach allgemeinen Grund- 
fäßen über die Erbichaftötheilung aufgelöft werden Tann, 

Der wahren Natur dieſes Nechts, als eines Forderungs⸗ 
rechts, würde eine andere Art der Verwirklichung entiprechen. 
Dana) müßte Die Wittwe refp. der Wittwer gegen den Schwies 
gervater Hagen auf Vornahme des Ausſcheidens und, falld der 
Schwiegervater Diejelbe verweigern würde, auf dad quod in- 


52) Dal. Do6bronoczeun a. a. o. Bd. II, ©. 616. 


88 


terest. Bei folder Nenlifirung des Rechts würde dasſelbe nicht 
mit bem freien Dispefitionsrecht bes Schwiegervaters collibiren. 

Uns bleibt noch übrig Die Fragen zu beantworten, in welchem 
Moment das Recht der Wittme, refp. bes Wittwers entfteht, und 
nad) welchem Moment der Beftand bed Immobiliarvermogens, 
aus welchen bad Ausſcheiden gefchehen fol, berechnet wird. 

Das Recht entfieht für bie Witwe mit dem Tode ihres 
Ehemanns, für den Witiwer, mit bem XTobe feiner Ehefrau. 
Bon biefem Moment an kann die Witwe oder der Witwer vom 
Schwiegervater Dad Ausſcheiden verlangen. 

Für die Berechnung des Activbeſtandes des Immobiliar⸗ 
vermoͤgens tft ſowohl derſelbe Moment, wie auch der Zeitpunkt 
ber Gelteudmachung bes Rechts maßgebend. 

Sit dieſer Beftand im Zeitpunkt des Todes des Ehemann 
refp. der Ehefrau und im Zeitpunkt der Geltendmachung bes 
Rechts der Wittwe veſp. des Wittwers unverändert geblieben, 
oder hat ex fich vergrößert, jo if für die Berechnung des Activ⸗ 
beftandes der Moment ded Todes des Ehemanns refp.bey Ghe⸗ 
frau maßgebend: Die Wittwe reip. ver Wittwer follen nicht mehr 
erhalten, als wenn fie in diefem Todesmoment das Ausſcheiden 
verlangt hätten (Ari. 1154). Hat fi) Dagegen der Activbeſtand 
verringert, jo ifi der Moment der Geltendmachung der maßge⸗ 
bende : in dieſem Kalle ſoll Die Wittwe reſp. ber Wittwer weniger 
erhalten, al3 wenn fie im Moment ded Todes des Ehemann 
reſp. der Ehefran ihr Recht geltend gemacht haben würden. Durch 
Hinausſchieben der Geltendmachung, ald Etwas zufälliges, ſoll «ifo 
einerfeitß der Betrag ded zu erbaltenden Immobiliarvermoͤgens 
nicht vergrößert, andererſeits der Schwiegervater in feinem 
Dispoſitionsrecht über fern Gut micht geſchmälert werben 3?) 

Wie ift e8 aber, wenn der Actiobetand des Immobiliar⸗ 
vermögenö zwar berjelbe geblieben tft, aber der Theil, der daran 


53) Vgl. Karauops a. a. 0. ©.85 und 86. Tlo6bromonepn a. a. 0 
II. Bd. ©. 315. 
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dem verſtorbenen Ehegatten zukommen wuͤrde, ſich in dem Zeit⸗ 
punkt der Geltendmachung des Rechts dadurch größer oder kleiner 
darſtellen würde, daß die Zahl ſeiner Miterben ſich verkleinert 
(durch den Tod) oder vergroͤßert (durch Geburt) hat? 

Mir ſcheint, daß derjenige Theil in Betracht zu ziehen iſt, 
den er erhalten haben wuͤrde, wenn er im Moment ſeines Todes 
zur Erbſchaft des Vaters berufen wäre. Dadurch wuͤrde zwar im 
Fall der Vergrößerung der Zahl der Miterben, deren Erbſchaft 
vermindert werden, aber deren Recht collidirt mit dem Recht der 
MWittwe deshalb nicht, weil ed vor dem Tode des Vaterd gar 
nicht exiftirt. 

Das Recht der Wiitwe refp. des Wittwers verjährt nicht 3*) 
und wird auch nicht Durch Die Gingehung einer neuen Ehe aus⸗ 
geſchloſſen ®°). (Art. 1152). 


564) ine Reminidzenz ded alten Characterd des Wittwentheild als 
nothmwendigen Lebensunterhalts, der für fie nicht durch Ablauf der Zeit aus⸗ 
geichlofjen werden darf. " 

55) Eine Confequenz der neueren Auffaſſung des Wittwenrechts als 
eines Erbrechts, welches von dem Gedanken des nothwendigen Lebendunterhalts 
unabhängig fein ſoll. 


—üú — — en — 
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IV. 


Die Stellung des Provincialgeſetzbuchs zur 

Lehre vom Depoſitum, insbeſondere zu der 

Frage vom Uebergange deſſelben in den Dar— 
lehns- und Leih-Vertrag 


von 


cand. juris %. Baron Schoulz:Uicheraden. 


Einleitung. 


Die Aufgabe, welche der Verfafjer vorliegender Arbeit zu 
löſen bejtrebt gewefen ift, befteht in einer allgemeinen Darftellung 
des depositum nach römiſchem und provinciellem Recht bei be— 
jonderer Berüdfichtigung Der Frage, ob derjenige Aufbewahrung3- 
vertrag, Durch welchen dem Depofitar der Gebrauch der hinter: 
legten Sache geftattet wird, in Grundlage des Provincialrechts 
als depositum zu betrachten fei, oder nicht vielmehr mit dem 
Moment des wirklichen Gebrauches, refp. der dazu ertheilten Er- 
Yaubniß al® in ein mutuum oder commodatum umgewandelt 


angeſehen werben müfle. \ 


Menn wir die auf das depositum bezüglichen Artikel des 
provinciellen Privatrecht? in Bezug auf ihre Quellen näher in's 
Auge fallen, fo finden wir, daß die Letteren fait ausſchüeßlich 

Zeitſchrift f. Rechtswifſ. Ig. IX, H. 2 u. 8. 


legenden Stellen des corpus juris unter bie in Rebe ftehenden 
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römifchrechtliche find, indem entweder überhaupt nur die grund- 





Artikel gefegt find, oder fich dafelbft zwar Citate einheimifcher 
Quellen vorfinden, die jedoch zum größten Theil auf römijch- 
rechtliche Beftimmungen zurüdzuführen find. Es dient daher 
bie Lehre vom depositum mit als ein Beleg dafür, daß bie 
Einfachheit der Grundſätze de8 dem einheimifchen Provincial- 
recht zu Grunde liegenden deutſchen Rechts über das Recht der 
Forderungen und die Damit verbundene Dürftigfeit der Quellen- 
beftimmungen die Veranlaffung dazu gegeben haben, daß das in 
dDiefer Lehre vollitändig ausgebildete römijche Recht hier einen 
umfafjenderen Einfluß gewonnen hat, als in den übrigen Theilen 
des provinciellen Privatrecht. 

Das heutige provincielle Recht der Forderungen beruht 
eben, wenngleich e8 auch in einzelnen einheimifchen Quellen aus- 
führlichere Bearbeitungen gefunden hat '), faſt ausfchlieklich auf 
gemeinrechtlichen Grundſätzen und e8 beziehen fich nur wenige 
der überhaupt bloß in geringer Anzahl vorhandenen Modificatio- 
nen, welche das gemeine Recht hier erfahren hat, auf die Lehre 
vom depositum. 

Ziehen wir da8 foeben Dargelegte in Erwägung, fo find 
wir bei vorliegender Unterfuchung darauf angewiefen, vor Allem 
die gemeinrechtliche Theorie in Betreff de3 zu behandelnden Stof- 
fe8 näher zu beleuchten, um alsdann an der Hand der hierbei 
fich ergebenden Refultate die im Provincialrecht enthaltenen Ge⸗ 
fegeöbejtimmungen zu prüfen und zu einer Antwort auf die im 
Laufe der Unterfuchhung fich ergebenden Fragen zu gelangen. | 

Was die äußere Anordnung und Eintheilung des Stoffes | 
anbetrifft, jo ift zunächft in dem erften Abſchnitt das depositum | 
im Allgemeinen behandelt und hierbei eine nähere Beleuchtung 


1) Hier ift bejonderd zu erwähnen das 4. Buch des EL. R. u. L. R. 
Bol. Bunge, liv. u. eftl. Priv. R. I. Theil, pag. 495. 
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der im Provinctalrecht zur Geltung gelangten römifchrechtlichen 
und deusfchrechtlichen Normen , welche dieſen Bertrag betreffen, 
vorgenommen worden. Während in Diefem Abfchnitt die Ein- 
theilung des Provincialeodeg im Großen und Ganzen beibehal- 
ten worden ift, find — mit Rüdficht auf den Inhalt des fol- 
genden Abſchnitts — hier alle Diejenigen Fragen, welche fi) 
ausfchlieglich auf das depositum irregulare beziehen, unberührt 
geblieben und nur diejenigen Momente zur Erörterung gelangt, 
welche das depositum regulare und irregulare in gleicher Weife, 
ober nur Die erfigenannte Art des Verwahrungsvertrages im Bes 
jonderen betreffen. Daß die dritte Form des Hinterlegungsver- 
trage8 — die Sequeftration — fowohl bier, als im Folgenden 
unberüdfichtigt bleibt, ift Durch den Umftand begründet, daß bie- 
jelbe von dem Haupt- Thema unferer Unterfuchung. nicht tan- 
girt wird 2). 

In dem zweiten Abſchnitt ift alsdann das depositum ir- 
regulare und ber Uebergang des depositum in den Darlehns- 
und Leihvertrag insbeſondere behandelt und am Schluß besfel- 
ben das Refultat der ftattgehabten Unterfuchung in Form einer 
Beantwortung der Eingangs erwähnten Frage zufammengefaßt 
worden. 


2) In Bezug auf die Form der Darftellung in diefem Abjchnitt waren 
zwei Wege möglich; Entweder fonnte man alle diejenigen Beftimmungen des 
Provincialrechts vollftändig meglaffen, bei denen weder eine gemeinrechtliche 
Controverſe, nad eine Abweichung vom römiſchen Recht zu beiprechen war 
und jodann nur die übrig bleibenden Beltimmungen näher erörternd behan- 
dein, oder man konnte bei einer gleichzeitigen kurzen Darftellung jämmtlicyer 
den Verwahrungsvertrag betreffender Artifel die Unterfuchung ber bejonders 
zu beprüfenden Beitimmungen gehörigen Ortes einjchalten. Um des befjeren 
Zuſammenhanges und der klareren Ueberſicht willen ift leßterer Meg gewählt 
und dabei die Form beobachtet worden, daß alle diejenigen Säge, welche bloß 
eine kurze Inhaltsangabe der Artikel des Prov. Priv. R. enthalten, in die 
Zeilen eingerüädtmwurden (cfr. pag. 94, 97 ıc.). 


— — — 


71 


94 





I. Abſchnitt. 
Das depositum im Allgemeinen. 


$ 1. Begriff und Erforderniſſe des Verwahrungsvertrages. 


Unter dem regelmäßigen depositum verftehen wir den⸗ 
jenigen Vertrag, durch welchen ber eine Contrahent — 
Deponent — dem anderen — Depofitar — eine bemeg- 
fihe Sache zur wnentgeltlichen Aufbewahrung unter ber 
gleichzeitigen Verpflichtung, ihm biefelbe auf Verlangen zu- 
-rüdzugeben, übergiebt. Ob der Deponent Eigenthümer der 
Sache ift, fommt nicht in Betracht, während der Depofi- 
tar dieſes nicht fein darf. ‚Hingabe und Empfangnahme 
fönnen auch durch Stellvertreter vorgenommen werden. 
Wenngleich die Aufbewahrung — wie erwähnt — unent> 
geltlich gejchehen muß, fo wird Der Begriff des depositum 
durch eine freiwillige, nicht bevungene Belohnung, oder das 
Verſprechen eined Koftenerfages von Seiten de8 Deponen- 
ten nicht aufgehoben. Das depositum fegt — als Real- 
eontract — zu feiner Entftehung die thatfächlich erfolgte | 
Hingabe und Annahme der zu deponirenden Sache voraus, Ä 
wenngleich ein Uebereinfommen, in depositum zu nehmen, | 
bereit8 vorhanden fein und al® pactum de contrahendo | 
einen Anſpruch auf Abſchluß des verabredeten Hauptver- | 
trage8, oder auf Schadenserfag begründen kann. 

Daß der Hinterlegungsvertrag ein Realvertrag jei, iſt üb- 
rigen für das heutige Recht nicht unbeftritten, indem verjelbe 
z. B. von Unger?) als Confenfualvertrag bezeichnet wird. 

Hiergegen ließe fich jedoch — unter Berüdfichtigung Des 
foeben über das pactum de contrahendo Gefagten — einwen⸗ i 
ben, daß dem Character des depositum gemäß eine Verpflichtung 








3) Jahrb. f. Dogm. VII, pag. 16 fg. 
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des Depofitar8 in den meiften Fällen nicht vor der thatjächlich 
erfolgten Annahme des zu beponirenden Gegenftandes begründet 
erſcheinen wird und ſomit eine Obligation aus dem ‚depositum | 
nur re zu entftehen vermag. 

Es ift hier noch zu erwähnen, daß nach altrömifcher Auf- 
faffung das depositum als folche8 noch feine Obligation, fon- 
bern nur bie Möglichkeit der Entftehung einer foldhen durch De- 
liet begründet, fomit alfo nicht das Verhältniß an fich, fondern 
dag Delict, für welches Erſteres die Gelegenheit bietet, Die Ver- 
pflichtung erzeugt habe °). | 

Dieſe altrömiſche Anjchauung tft nun aber unferer heuti⸗ 
gen vollfommen gewichen. Mit der zunehmenden Erfenntniß über 
das objective Unrecht hat die moderne Auffaffung an Boden ge- 
wonnen, nach welcher die Begriffe „Sontract” und „Delict” ein- 
ander direct ausjchließen und wol Niemand heutzutage bei 
den aus PVertragsverhältniffen entfpringenden Anfprüchen und 
Klagen ein fie begründendes Delictömoment in dem Sinne ver- 
langen wird, daß der Vorwurf widerrechtlicher Handlungsweiſe 
porzuliegen braucht. 

Indem an die Stelle der Delictöflage bei dem depositum 
die Eontractöflage getreten ift, hat fich eine Umwandlung voll- 
zogen, welche nicht vereinzelt daſteht, ſondern ganz allgemein in 
der Gefchichte des Obligationenrechts zu beobachten ift und zur 
Erkenntniß der Thatfache geführt hat, welcher Shering durch 
die Worte Ausdruck verleiht: „Es hat fich Die Idee der obliga- 


toriſchen Kraft des Berhältniffes erſt durch den Gefichtöpunct 


des Deliets hindurcharbeiten müſſen“ >). 

Wir werden bei Beſprechung der Haftung des Depoſi— 
tars Gelegenheit habeñ auf dieſen Punkt nochmals zurückzu⸗ 
kommen. 





— — 


9 Jhering, Das Schuldmoment im römtjchen Privatrecht pag. 31. 
5) Jhering a. a. O. pag. 36. 
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$ 2. Rechtsverhältniſſe aus dem Verwahrungsvertrage. 
A. Berbindlidfeiten des Depoſitars. 


Haben wir in dem vorigen, den Begriff und die Erforder- 
niffe des Verwahrungsvertrages betreffenden Paragraphen nicht 
Beranlaffung gehabt römifchrechtlihe und provincialrechtliche Nor⸗ 
men einander gegenüberzuftellen, weil bie begüglichen Beſtimmun— 
‚gen feine Verfchiedenheiten aufweifen, fo iſt uns hier eine jolche 
Gelegenheit mehrfach geboten, indem Die Durch den Character des 
germanischen „Treuhandvertrages“ im Provincialrecht herborgerus 
fenen Modificationen gerade in Betreff der Verbindlichkeiten des 
Depoſitars — und zwar in Form einer größeren Betonung der⸗ 
felben — zur Geltung gelangen und die dem beutichen Rechte 
entftammende, im Provincialrecht recipirte Rechtsregel „Hand 
muß Hand wahren” bezüglich der Rückforderung des deponirten 
Gegenftandes eine nicht unweſentliche Modification der römijch- 
rechtlichen Grundfäte herbeigeführt hat. Außer dieſen werden 
noch einige, von den eben erwähnten Motiven unabhängige Ab- 
weichungen zu befprechen fein. | 

Der Sat des römijchen Nechts: „depositum est, quod 
custodiendum alicui datum est“ ift wol nur fo zu verjtehen, 
daß der Depofitar feinen Raum zum Zweck der Aufbewahrung 
der beponirten Sache hergebe, nicht aber fo, daß er die Ber- 
pflichtung zu einer bejonderen Bewahrungsthätigfeit übernehme ). 
Da ferner der Depofitar aus dem Gefchäfte feinen Vortheil 
zieht und fomit nach gemeinrechtlicher Anfchauung Feine VBerbind- 
Yichkeit zu einer eigentlichen Sorgfalt zu folgen ift, erfcheint e8 
ber Billigkeit entfprechend die Verpflichtungen des Empfängers 
nur auf ein geringe® Maß zu bejchränfen. 








6) 1. w pr. Dig. depositi vel contra (16, 3). 

7) Windſcheid, Lehrb. d. Pand. Rechts, Bd. IL, 8 377, Anm. 1. 
Hierauf beruft ih au Seuffert, Prakt. Pand. Recht, Br. OD, $ 316, 
Unmtg. 3. 
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Daß dem gegenüber das deutſche Recht die Verbinplichkei- 
ten des Depofitars ftärker betont wiſſen wollte, ſehen mir bereits 
aus dem Umſtande, daß die Ausdrüde „treue Hand, Treuhän- 
der, Treußträger” ftet8 eine Perfon bezeichnen, welcher die Be- 
forgung und Verwaltung fremder VBermögendangelegenheiten an⸗ 
vertraut wird. Es werden mit den genannten Ausbrüden 3. B. 
die Zeftamenter (Tejtamentderecutoren), der Vormund, derjenige, 
welcher einen Vaſallen in feinen Rechten und Verpflichtungen 
vertritt, jowie auch der Depofitar bezeichnet). Zwei Momente 


ſcheinen demnach hier beſonders hervorgehoben zu fein: Einmal 


die dem Depofitar obliegende Bewahrungs thätigteit, fodann 
das bemfelben von Seiten des Deponenten entgegengebrachte 
Vertrauen. 

Die Verbindlichkeiten des Depofitard find nun im Einzel- 
nen folgende : 

Beim regelmäßigen depositum erhält der Depofitar 
die bloße Detention der Sache, ift nicht berechtigt Diejelbe 
zu brauchen, jondern verpflichtet fie aufzubewahren und auf 
Verlangen de8 Deponenten fofort in specie cum omni 
causa zurüczugeben, d. h. fowohl das Zubehör, als auch 
was die deponirte Sache bei ihm an Früchten getragen 
hat, mitzugeben. &8 fann aber auch unter Umftänden 
die Herausgabe deſſen, wa8 der Depofitar an Stelle der 
hinterlegten Sache in Händen hat, die Zurückgabe der 
Letzteren vertreten, oder die actio depositi zuſtändig blei- 
ben, trogdem daß die deppnirte Sache cum omni causa 
reftituirt worden ift. Erſteres iſt 5. B, der Fall, wenn der 
Erbe des Depofitard unfchuldig verkauft hat und die Un— 
möglichkeit eines Rückkaufes vorliegt, letzteres, wenn fich 
der Depofitar nur gegen Bezahlung zur Zurücdgabe der de— 
ponirten Sache hat bewegen laſſen ). Der Depofitar fann 


——— 





8 Albrecht, Die Gewere, $ 23, pag. 231. 
9) Brinz, Lehrb. d. Pandelten, Bd. II, $ 317, Anmig. 76. 
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im Falle ein Dritter bie deponirte Sache vindieirt, Die 
Eigenthumsflage durch den Beweis, daß die Sache bei 
ihm niedergelegt worden, von fich abwenden !9. 

Was den Ort der Neftitution anbetrifft, fo ift im 
Allgemeinen der jeweilige Lagerort maßgebend; joll die | 
Rückgabe jedoch anderswo erfolgen, ſo werden Gefahr und 
Koften des Transportes vom Deponanten getragen, falls 
die Rejtitution am anderen Orte in Folge bejonderer Ber- 
abredung, oder auf fein ausdrückliches Verlangen gefchieht, 
dagegen fallen die Transportfoften dem Depofitar zur Laft, 
jofern ein Ortswechſel durch feine Arglift eingetreten tft, 
ber Deponent aber die Reftitution am früheren Orte be- 
anfprucht. 

Der Depofitar hat an denjenigen zu reitituiren, Der 
aus Dem depositum forderungsberechtigt ijt und zwar 1) 
an den Deponenten, wobei es gleichgültig ift, ob berfelbe 
ein Recht auf die Sache hatte, oder nicht; 2) an die von 
dem Deponenten zum Empfange bevollmächtigte Berfon und 
3) an die Erben und fonftigen Rechtsnachfolger des De- 
ponenten. Die Einſprache berechtigter dritter Perfonen 
darf hierauf feinen Einfluß ausüben, wenn die Sache nicht 
von Gericht? wegen mit Bejchlag belegt worden iſt!), Ä 
vielmehr haben fich diefelben au den in den Beſitz zurüd- | 
gelangten Deponenten (depositor possidens) zu halten. | 

| 
| 





RL 


Der Depofitar ift verpflichtet Die Sache auf Verlan- 
gen des Forderungsberechtigten ſofort herauszugeben. 
Aus dieſer Eigenthümlichkeit des depositum, daß nämlich 
vom Momente ber Deponirung an auch ſchon bie Refti- 
tutionsverbindlichfeit eintritt und damit die Möglichkeit zur 





10) Bgl. Prev. R. Bd. II, Art. 899. 
11) Bol. Zwingmann, Civilrechtl. Enticheidungen, Bd. V, 
Nr. 815, pag. 256 fg. | 


— — — —— — — — 
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Klage gegeben iſt, laſſen ſich folgende Beſtimmungen ab⸗ 

leiten: | 

1) Ein im voraus verabrebeter bejtimmter Termin der Rück⸗ 

forderung ift für den Deponenten nicht bindend. 

2) Die fofort eintretende Reftitutionsverbinplichkeit ſchließt 

jede Compenſations⸗ und Retentiongeinreve auß. 

Ad 1. Was den eriten Punki anbetrifft, fo bebarf Derfelbe 
wol Teiner näheren Erörterung, denn eine jede Verabredung, 
unter den Contrahenten, welche ven Deponenten binden foll, 
würde das depositum zum Gegenftande des Intereſſes für den 
Depofitar machen und demnach dem Character des Hinter- 
legungsvertraged widerfprechen. 

Wie läßt ſich nun aber im Vergleich mit dem Obigen die 
Beitimmung des Provineialrechts erflären, der zufolge der Depo- 
fitar unter Unftänden gleichfall® an einen verabredeten Enbter- 
min nicht gebunden, ſondern berechtigt fein fol die Rücknahme 
ber beponirten Sache von dem Deponenten auch vorher zu ver- 
langen und wie verhält fich diefe Beftimmung des Art. 3802 
zu ber oben !?) angebeuteten Thatfache einer im Provincialrecht 
ih findenden ftärferen Betonung der Verbindlichkeiten des De— 
poſitars? Kann nicht aus dieſer Thatfache gefolgert werben, daß 
der Depofitar gerade nad) Vrovincialvecht verpflichtet fein müßte 
die Sache eine gewiße Zeit hindurch aufzubewahren und indbe- 
fondere, wenn ein Endtermin vereinbart worden war, denſelben 
einzuhalten? Es kommt ferner hinzu, daß eine von dem Depo⸗ 
ſitar zu jeder beliebigen Zeit vorzunehmende Reſtitution den 
Grundſätzen über den Verzug des Gläubigers widerſpricht, was 
wir im Folgenden zu beweiſen ſuchen wollen. 

Die mora ereditoris hat — wie befannt — zweierlei Vor⸗ 
ausfegungen: die fog. Oblation von Seiten des Schuldners 
und die wilffürliche Nichtannahme der dargebotenen Leitung von 








12) Vgl. pag. 96. 
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Sätiten ber Gläubigerd. Als eine Wirkung dieſer mora ift un- 


ter Anderem das Recht des Schuldners anzufehen den Gegen 


ſtand der Leiftung gerichtlich zu deponiren '°). Auf diefe Beftim- 


mung ift auch in dem, unferen Fall behandelnden Art. 3802 
ausbrüclich verwiefen und fomit angenommen worben, daß ber 
Deponent dann in Verzug kommt, wenn er die vor dem fejtge- 
jegten Termin angebotene Leiftung ohne gefeglichen Grund nicht 
annimmt. Denn daß in den Anfangsworten des Art. 3522, 
um welchen e8 fich in casu handelt, von einem Verzuge des 


Gläubiger die Rede ift, wenngleich fich Diefer Ausbrud da⸗ 


jelbft nicht findet, ergiebt fich unzweifelhaft aus einer Verglei- 
chung dieſer Anfangsworte mit dem Art. 3312, welcher die VBor- 
ausfegungen der mora creditoris enthält: 

Der Art. 3522 beginnt mit den Worten: „Wenn der 
Gläubiger die Annahme der vom Schuldner in gehöriger Weife 


‚ angebotenen Erfüllung ohne gefeßlichen Grund verweigert”,... 


Während der Art. 3312 Yautet: „Der Gläubiger kommt 
in Verzug, wenn ihm felbft oder feinem Stellvertreter vom Schuld⸗ 
ner in gehöriger Weife, zu rechter Zeit und am gehörigen Orte, 
bie Leiſtung angeboten ift, und er dieſelbe ohne rechtmäßige 
Gründe nicht angenommen hat“, 


Der ſoeben angeftellte Vergleich führt und ferner zu fol- 


gender. Wahrnehmung: In beiden Artikeln ift erwähnt, daß Die 


Erfüllung in gehöriger Weile angeboten fein muß. Was aber 
unter Anderem hierzu erforderlich ift, giebt der Art. 3312 an, 
welcher die Worte „zu rechter Zeit und am gehörigen Orte” ein- 
ſchaltet. Alfo zu rechter Zeit fol die ErfüllungSbereitichaft 
von Seiten de8 Schuldners an den Tag gelegt werden, damit 
eine mora creditoris eintrete und der Schuldner das Recht er= 
halte fich durch depositum judiciale feiner Schuld zu entlevigen. 





13) Vgl. Art. 3325, Anmkg. u. Urt. 3522 fg. Pr. R. Bd. II. 
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Unter dieſer „rechten Zeit können wir aber — im Falle ein 
Keiftungstermin von den Contrahenten feſtgeſetzt worden ift — 
doch wol nur diefen und feinen anderen Zeitpunct verftehen. 

Es fehlt jomit in dem Falle des Art. 3802 an einem we- 
fentlichen Erfordernifje der Oblation und damit auch der mora 
ereditoris, an der Erfüllungsbereitichaft zu der Zeit, da geleiftet 
werden fol. 

Wenn aber in Grundlage des eben genannten Artikels 
trog fehlender Vorausfegung dennoch die Wirkung der mora 
creditoris eintritt, fo find wir veranlaßt hierin den Beweis für 
die oben aufgeftellte Behauptung zu fehen, daß die dem Depo- 
fitar gewährte Befugniß dem Deponenten jederzeit zu rejtituiren 
im Widerfpruch zu den Grundfäßen über den Verzug des Gläu— 


| bigers fteht. 


Mas läßt fih nun aber zur Erklärung diefer auf Gewohn- 
heitgrecht beruhenden Beftimmung des Art. 3802 im Sinne einer 
Vertheidigung derfelben anführen ? 

Es ift hier vor Allem hervorzuheben, daß der Depofitar 
die Abnahme der deponirten Sache vor dem convenirten Termin 
nur dann zu verlangen berechtigt ift, „wenn er in die Lage 
fommt, daß er die Sache mit Sicherheit, oder ohne feinen eige- 
nen Nachtheil, nicht länger behalten Tann.” Alfo nur in drin- 
genden Fällen it e8 dem Depofitar, im Gegenjah zum Depo- 
nenten, geftattet ben vereinbarten Termin als nicht bindend zu 
betrachten und erjcheint damit der Character ded Vertrages als 
eined vorzüglich den Wortheil des Deponenten bezwmedenden — 
wenn auch in weniger ausgeprägter Form, als im gemeinen 
Recht — gewahrt. Ihr eigentliche Motiv findet die in Rebe 
itehende Beſtimmung wol darin, daß e8 als eine Forderung ber 
ausgleichenden Gerechtigfeit erjcheint dem Depofitar ein Mittel 
zu gewähren, wodurch er verhindern kann, daß der Dienft, wel- 
chen er dem Deponenten ohne jeden feinerjeitigen Vortheil, ledig- 
lich aus Freundfchaft, oder Gefälfigfeit erweift, von Letzterem 
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zu feinem (d. b. des Depofitard) eigenem Schaden ausgebeutet 
werde. IJ 

Erwägen wir das für und wider bie mehrerwähnte Be— 
ſtimmung des Art. 3802 Angeführte, ſo werden wir wol zu dem 
Schluß gelangen müſſen, daß, während einerſeits der oben bar- 
gelegte Widerfpruch nicht geleugnet werben kann, andererſeits ge- 
rade bie im Provincialrecht fich findende ftärkere Betonung ber 
Berbindlichkeiten des Depofitard e8 rechtfertigt, wenn demſelben 
die Möglichkeit geboten wird, fich vor einer willfürlichen Aus- 
nußung ſeines Freundſchaftsdienſtes bi8 zu dem Grade, Daß er 
jelbft Nachtheil erleidet, zu fehlten. 

Aus der ſoeben angeftellten Unterfuchung läßt fich alfo er= 
tennen, Daß fich das römiſche Recht im vorliegenden Falle mehr 
an ben eigentlichen Character des Vertrages gehalten und zugleich 
den Widerſpruch mit den Grundfäten über die mora vermieden 
hat, während im Provinctalrecht den Anforderungen der über den 
Feftfegungen des gewöhnlichen Rechts ftehenden Bilfigfeit mehr 
Rechnung getragen und in Folge defjen durch den Art. 3802 
eine Ausnahme von den bezeichneten Grundfäßen conjtruirt wor⸗ 
den ift . | | 

Ad 2. Iſt dadurch, daß der Depofitar auf die hinterlegte 
Sache Verwendungen gemacht hat, oder dadurch, daß ihm durch 
den deponirten Gegenftand ein Schaden erwachſen iſt, ein Ge- 
genanfpruch de8 Empfängers begründet, fo fann er denfelben nur 
in separato (Durch die depositi actio contraria) geltend machen, 
nicht aber durch Retention, oder Compenfation. 

Diefer Satz ift im gemeinen Recht nicht unbeftritten, indem 
z. B. Seuffert!d) behauptet, dem Depofitar ſei — wenn 
auch nicht Compenfation, — fo doch Retention wegen gemachter 
nothwendiger Verwendungen geftattet. Er erwähnt zwar felbft 


14) Dgl. Prov. R. Bd. IN. Art. XX der Einleitung. 
15) Seuffert, Pract. Pand. Redt, Bd. II, 8 316, Anmtg. 16. 
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der 1. 11 pr. Cod. depositi (4, 34), von welcher er fagt, fie 


fcheine die exeptio retentionis, wie compensationis ganz allgemein 


auszufchließen, meint jedoch es ergebe fih au8 dem Zufammen- 
hange, daß die qu. Vorſchrift „nur von foldhen Gegenforberun- 
gen zu verftehen fei, welche nicht aus dem eigentlichen depositum 
ſelbſt entftanden find“. Es wäre der Vorwurf de8 Treubruches, 
welcher im Allgemeinen denjenigen treffe, der Die deponirte Sache 
nicht fofort auf Verlangen des Deponenten zreftituirt, in dem 
Falle nicht begründet, wenn der Depofitar die hinterlegte Sache 
nur folange retiniren will, bis ihm die gemachten nothwendigen 
Auslagen vergütet werden. | 

Zwar muß zugegeben werden, daß daß Ältere römifche 
Recht dem Depofitar.ein Retentionsrecht rücfichtlich der impensae 
necessariae gewährte '°), jedoch ift die Zuläffigkeit deſſelben ge- 
gen die actio depositi in ber Folge Durch die angeführt 1, 11 
Cod. depositi (4,34) außgejchlojfen worden. Auf Grund der⸗ 
jelben, jowie der Nov. LXXXVIII und endlich der Art. 7 u. 8 
B. IV Tit. 5 des Ef. N. u. LR. fchließt fich das Provincial- 
recht der in der gemeinrechtlichen Theorie herrſchenden Auffaf- 
fung an '”). 

Trotz des allgemeinen Geboted einer unmweigerlichen fofor- 
tigen Rückgabe der beponirten Sache an die oben !e) als forbe- 
rungsberechtigt bezeichneten Perfonen erkennt das gemeine Recht 
— wenn biejed auch nicht unbeftritten ift — gleichwohl in zwei 
Fällen Ausnahmen an. Diefe Fälle find folgende: 

1) Der Depofitar behauptet Eigenthümer der Sache zu 
fein und ift im Stande fein Recht fofort liquid zu erweifen. 

2 Die deponirte Sache war eine geftohlene. und zugleich 








16) Theor.-pract. Erörterungen von Bunge und Madai, B. II, 
pag. 232, Note 29, 

17) Ebend. pag. 253, wo jedody Statt der Art. T’und 8 in dem Tert 
fälſchlich 6 und 7 angegeben find. 

18) Vgl. pag. 98. 


104 


mit dem Deponenten beanfprucht der Eigenthümer die Heraus⸗ 
gabe derſelben . 

Die erſtere Ausnahme ſtützt ſich vornehmlich auf die J. 15 
Dig. depositi vel contra (16,3): „Qui rem suam deponi apud 
se patitur vel utendam rogat, nec depositi nec commodati ac- 
tione tenetur ...“, fowie auf die Worte der 1. 45 Dig. de div. 
reg. jur. ant. (50,17): ... neque depositum ... rei suae con- 
sistere potest...“ 

Die Befreiung des Empfängers von der Reftituttonspflicht 
unter den sub. 1 erwähnten Umftänden muß auch nad) Provin- 
cialrecht, jedoch nur für den Fall anerkannt werden, daß fich Die 
deponirte Sache bereit im Augenblid der Hinterlegung im Ei- 
genthum des Empfängers befunden hat, da laut Art. 3780 
(welchem die angeführten römifchrechtlichen Quellen zu Grunde 
gelegt find) zum Begriff des depositum gehört, Daß der Gegen- 
ftand desfelben fich nicht im Eigenthum des Depofitarß befinden 
barf. Da ſomit im vorliegenden Fall überhaupt fein depositum 
vorhanden ift, fo bleibt ſelbſtverſtändlich die Geltendmachung der 
actio depositi ausgefchlofjen. 

Hat dagegen der Depofitar das Eigenthumsrecht an ber 
ihm übergebenen Sache erft nach ftattgehabten Empfange der- 
felben erworben, fo ift zur Zeit der Uebergabe unleug- 
bar ein contractus depositi vorhanden geweſen und der Depo⸗ 
fitar Daher, falls er hernach als Eigenthümer mit der actio 
depositi belangt wird, in Grundlage des Art. 3792 nur dann 
befugt dad gegenwärtige Dafein des Hägerifchen Rechts 
verneinend die Rüdgabe des deponirten Gegenftande8 zu verwei—⸗ 
gern, wenn auf Die Sache ein gerichtlicher Bejchlag gelegt wor⸗ 
den ift. 

Die zweite römifchrechtliche Ausnahme beruht auf der 1. 31 


— — — — — — 


19) Seuffert, Pract. Pand. Recht, Bd. DI, $ 316, pag. 203 fg. 
Theor.-pract. Erörterungen von Bunge u. Madai, 3. DI, pag. 226 fg. 
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Dig. depositi vel contra (16,3), welche diefen Fall durch eine 
ausdrückliche Entſcheidung zu Gunften des Eigenthümers klarſtellt. 
Madai?q) meint, die Frage, ob dieſe Ausnahme als auch 
für das Provincialrecht geltend anzufehen iſt, hänge von der 
Auffaffung ab, welche die Endworte des Art. 7, Buch IV, Tit. 5 
des EL. R. u. ER. finden. Diefelben lauten: ... „fo mag ſich 
dawider“ (d. h. wider die auf Verlangen des Deponenten ein- 
tretende Pflicht zu ungefäumter Rücgabe) „niemand mit ber 
Compenfation, ... noch einiger anderer vorzüglicher Exceptionen 
und Einreden gebrauchen oder behelfen“. | 

Würden diefe Worte nämlich dahin verftanden, als ob der 
Depofitar überhaupt gar feine Einreden geltend machen darf, 
jo müße in casu dem Diebe und. nicht dem Eigenthümer reſti— 
tuirt werden, faße man hingegen die qu. Worte fo auf, als ob 
nur einige andere Einreden, welche nicht fpeciell genannt 
find, nicht vorgebracht werden dürfen, jo wäre die Anwendbar⸗ 
feit der erwähnten lex 31 möglich. 

Der letteren Auffaßung, für welche bie Billigfeit ſpricht, 
jchließt ih Mapdat an. 

Daß jedoch die sub 2 erwähnte Ausnahme bei der Codi— 
fieation von 1864 nicht anerkannt worden ift, unterliegt nah 
Art. 3792 feinem Zweifel. Als Veranlaſſung diefer Nicht-An- 
erfennung bat vielleicht Die von einzelnen neueren Suriften ge- 
theilte Anficht gedient, e8 fei die Beftimmung ver 1, 31 Dig. 
dep. vel contra (16, 3) durch die 1, 11 Cod. depositi (4, 34) 
und die Nov. LXXXVII aufgehoben worben, ober der Umſtand, 
daß biejenige Auslegung der Endworte des mehrermähnten Art. 7, 
welche von Madai befürwortet wird, einen mindeſtens gejuchten 
Character trägt. 

Es wird alfo auch hier der Einfpruch des Eigenthümerd 
die Verweigerung der Nüdgabe,an den Dieb nur dann rechtfer- 








20) A. a. D. pag. 228. 
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tigen, wenn auf bie Sache ein gerichtlicher Befchlag gelegt wor- 
ben ift, in Gemäßheit des Grundſatzes, daß auch der angeblich un⸗ 
rechtmäßige Beſitz fo lange geſchützt wird, bis das dagegen behaup- 
tete beſſere Recht dargethan und gerichtlich feſtgeſtellt worden iſt. 

Wir gelangen jetzt zur Erörterung der Frage, in welchem 
Grade der Depoſitar für abſichtlich rechtswidriges Handeln, oder 
den Mangel der ſeinem Verpflichtungsverhältniße angemeßenen 
Achtſamkeit und Sorgfalt, ſowie endlich für den Zufall verant- 
wortlich gemacht wird. 

Das römifche Recht fegt in diefer Beziehung feft, daß ber 
Depofitar zunächft für dolus und lata culpa einftehen muß, 
d. h. daß er jchuldig wird, fobald er feine Verbindlichkeit zur 
Rückgabe wißentlich nicht erfüllt, durch dolus oder culpa lata 
die Sache zu Schaden bringt, oder zu Grunde gehen läßt. 
Das Gebiet des zufälligen Unterganges und der zufälligen 
Deterioration, bei welcher der Deponent die Gefahr zu tragen 
hat, ift, demnach hier ein fehr ausgedehntes. Gelbftverftänd- 
ih kann der Umfang der Haftung durch befondere ver: 
tragsmäßige Feftjegungen, ſofern biejelben dem Grundcharacter 
des depositum nicht weſentlich widerfprechen, erweitert werben. 
Abgejehen hiervon ift aber eine jtrengere Haftung des Depofitard 
für folgende Fälle feftgefeßt: Hat ſich der Depofitar zum Ge- 
ſchäfte hinzugebrängt, oder unaufgefordert angeboten, ſo haftet 
er auch für culpa levis in abstracto, hat er aber den deponirten 
Gegenitand ohne Erlaubniß des Deponenten in eigenem Ge⸗— 
brauch verwendet, jo muß er felbit für ven zufälligen Schaden 
einftehen und, wenn Geld deponixt worden war, Binfen zahlen. 
Bei dem regelmäßigen depositum liegt eine Verpflichtung zur 
Zinszahlung, außer dem eben erwähnten Falle der Strafzinfen, 
nur noch dann vor, wenn der Depofitar in mora fommt. Die 
Leiftung vertraggmäßiger Zinfen tft aus dem Grunde hier völlig 
ausgeſchloſſen, weil der Gegenftand des depositum nicht ange- 
griffen werden darf. 
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Werfen wir einen Blid auf den Entwidelungsgang, wel⸗ 
chen die altrömifche Auffafjung des vorliegenden Verhältniſſes 
(von welcher bereit8 oben auf pag. 95 die Rede war) erfahren 
bat, um zu der heutigen, ſoeben bargelegten hinburchzubringen, 
fo finden wir, daß die auf dolus und culpa lata beruhende Ver⸗ 
ichuldung des Depoſitars — als ein crimen perfidiaee — die 
Snfamie, die Verpflichtung zur Leiftung des vollen Schabener- 
ſatzes und die Berechtigung des Klägers zur Ableiſtung des ju- 
yamentum in litem nad) ſich 309. Im Falle eine8 ex necessi- 
tate und zwar in der Noth des Aufruhrs, Brandes, Einfturzes 
und Schiffbruche8 vorgenommenen depositum (dep. miserabile) | 
ging die directa depositi actio — falls gegen ben Thäter felbit 
geklagt wurde — fogar auf das Doppelte. Der Erbe des do- 
Iofen Depoſitars haftete dagegen nur für dag Einfache. Was 
die Anficht einiger Juriſten anbetrifft, daß die Klage gegen folche 
Erben nur innerhalb eines Jahres angeftrengt werben konnte, jo 
glauben wir derfelben nicht beipflichten zu dürfen, halten e8 viel- 
mehr für richtig den Sinn ber hier in Frage fommenden 1. 18 
Dig. dep, vel contra (16, 3) mit Bangerow dahin zu ver- 
jtehen: dat die Klage gegen die jelbjt nicht fchuldigen Erben 
des doloſen Depofitard immer nur in simplum gehe, ſelbſt 
wenn fie innerhalb eines Jahres angeftellt werben follte 2"). 
Diefe Auffafung wird von Vangerow durch die richtige 
Tolgerung begründet, daß, wenn e8 wahr wäre, daß im Falle 
bed depositum miserabile die Klage gegen die Erben nur inner 
halb eine® Jahres angeftellt werden dürfe, dieſes um jo mehr 
bei dem gewöhnlichen depositum gelten müffe. 

Die Umzgeftaltung der altrömifchen Auffaßung in die mo- 
berne beruht aber auf folgenden Momenten. Es erſcheint na— 
türlih, daß die Rechtsordnung eines Volkes, welches fich auf 





21) Bangerow, !ehrb. der Pandekten, Bd. II, $ 630, pag. 
414 fg. 
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den Anfangsftufen feiner Entwidelung befindet, nur durch thä- 
tiges Mitwirken der Einzel-Inbividuen aufrecht erhalten werben 
fann und daß das Bedürfniß nach Vergeltung für ein erlittenes 
Unrecht, nach perfünlicher Satisfacttion eine hervorragende Rolle 
jpielt, während die Erfenntniß des objectiven Unrechts, welches 
— von jeber fubjectiven Empfindung ‚unabhängig — an fid 
befteht und als folches einer rechtlichen Sühne bedarf, nur mans 
gelhaft ausgebilbet if. Aus dieſem natürlichen Satisfactions- 
bebürfniß ift e8 zu erklären, daß die Strafe auf dem. Gebiete 
des Privatrechtd in Älterer Zeit eine größere Rolle fpielte, als 
heutzutage, jo daß auch für den von und behandelten Vertrag 
urfprünglich eine infamirende Klage wegen dolus beftand. Doch 
nicht nur in der Strafe der infamia, fondern auch in der dem 
Kläger eingeräumten Befugniß zur Ableiftung des juramentum 
in litem läßt fi in gewißem Sinne ein Anzeichen für das 
Borhandenfein der dem älteren Recht eigenen heftigen Reaction 
gegen erfahrenes Unrecht erbliden, indem biefer Eid — folange 
dem Richter die Befugniß einer Feſtſetzung des höchiten Maßes 
und einer Ermäßigung des bejchiworenen Quantums nicht zu: 
ftand — den Schuldigen ganz in Die Hände des Verlegten gab. 

Wie fich noch heutzutage bei einem wenig entwidelten Volke, 
oder einem mangelhaft gebildeten Einzel-Individuum Die Erfchei- 
nung beobachten läßt, daß die Erfennini vorhandenen Unrechts 


nur infoweit fich vorfindet, als das Letztere mit einem Verſtoß 


gegen das einfache fittliche Gefühl und mit einer klar zu Tage 
tretenden Schuld verbunden ift und e8 unter foldhen Umftänden 
einer langdauernden Schulung auf dieſem Gebiete bedarf, um 
ein Erkennen des objectiven Unrecht, welches rein fachlicher 
Ausgleihung bedarf, herporzubringen, jo hat auch in der Ge- 
ſchichte des Eivilrecht® Das fubjective Bedürfniß des Gekränkten 
nach Vergeltung erft allmälig dem Gebanfen einer einfachen 
Schadensausgleihung Plat gemacht, womit dann die Idee der 

Strafe der des Schadenerjates gewichen ift. Treffend characte- 
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riſirt Iher ing dieſen Entwickelungsproeeß durch die Worte: 


„Wenn die Idee des Rechts wächſt, ſterben die Strafen ab, der 
Aufwand von Strafmitteln ſteht im umgekehrten Verhältniß zu 


der Vollkommenheit der Rechtsordnung und der Reife der 


Volker” 22). 

Indem der Schadenerfaß mit dem Gedanken einer Befrie⸗ 
digung des perjünlichen Bergeltungsbedürfnifjes nichts zu thun 
hat, ſondern nur eine einfache Wieberherftellung des durch das 
beſchädigende Ereigniß geftörten Rechtszuſtandes bezweckt, ift e8 
motivirt, daß derjelbe — im Gegenfa zu den unvererblichen 
römiſchen Privatitrafen — als Inhalt einer gewöhnlichen reiper- 
feeutorifchen Klage auch gegenüber den Erben realifirt werben 
fann und daß fomit Die actio depositi, welche im älteren römi- 
ſchen Recht nicht paffiv auf die Erben überging, nach neuerem 
Recht gegen dieſe zuftändig tft. 

Was das juramentum in litem anbetrifft, fo hat fich auch 
deſſen Character in der Folge dadurch weſentlich verändert, daß 
dem Nichter- vorbehalten ift die Erlaubniß zur Ableiftung deſſel⸗ 
ben zu gewähren, oder zu verweigern, fowie auf das Maß ber 


Schätzung beftimmend einzuwirfen. Nach gemeinem Recht ift 


ferner der Erfüllungseid an die Vorausſetzung einer contumacia 
auf Seiten des Beklagten, ober einer Durch feinerfeitigen dolus 
hervorgerufenen Verhinderung des Kläger die Größe des erlit- 
tenen Schadens genau nachzumeifen gefnüpft 2°). 

Welche Stellung nimmt nun das Provinzialrecht zu der 





22) Jhering, Das Schuldmoment im röm. Priv. Recht, pag. 67. 
2) Bol. Seuffert, Prakt. Pand. Recht, Bd. Il, $ 316, pag. 204. 
„Giebt der Depofitar eine verjchloffen oder verfiegelt deponirte Sache, z. B. 
eine Kifte, einen Sad und dergl. geöffnet zurüd, und der Deponent behaup: 
tet, daß mehr darin geweſen, als ſich jegt vorfinde, jo kann er darüber, wenn 
noch andere Berdachtögründe vorliegen, zum Erfüllungseide zugelaffen werden. 
Die Zulaffung zum Erfülungseide wird nicht ftattfinden können, wenn der 
Depofitar zu beweifen vermag, daß die Erbrehung ganz ohne jeine Echuld 
geſchah, und er dieſelbe, ſobatd er ſie bemerkte, dem Deponenten angezeigt 
babe’. 
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RR ſoeben befprochenen Lehre ein und welche Abweichungen treten. 
— uns hier im Verhältniß zum gemeinen Recht entgegen ? 

N: Wir haben ſoeben gejfehen, daß das gemeine Recht — von 
We. einzelnen Ausnahmen abgeſehen — ben Depoſitar im Allgemei- 





N nen nur für dolus und lata culpa verantwortlich macht. Dem 
DE gegenüber finden wir im Provincialvecht Die Beftimmungen ber | 


Be Art. 3782 und 3785, nach welchen der Depofitar einmal für 


7 bie diligentia quam suis rebus, fodann aber „bloß für Gewif- 
= jenlofigfeit und grobes Verfehen dem Deponenten verantwortlich“ 


erſcheint. Endlich beftimmt der Art. 3786: „Die Uebereintunft, 


* daß der Depoſitar auch nicht für Gewiſſenloſigkeit haften ſolle, 
es ift unwirkſam“. 

DER Indem wir über die letztgenannte Beftimmung in aller 
* Küurze hinweggehen zu können vermeinen, weil dieſelbe dem im 
E u gemeinen Recht ebenfall8 anerkannten abfoluten Character des 
nn dolus vollkommen entjpricht, wollen wir die beiden erfterwähnten 


Artikel einer näheren Beprüfung in Bezug auf Form und Inhalt 
F unterwerfen und in dem Folgenden die beiden Fragen zu beant- 
1 worten fuchen : 


* 1) Wie läßt ſich der ſcheinbare Widerſpruch zwiſchen den 
Fo Beftimmungen des Art. 3782 und 3785 erklären ? 


. m | und 2) Auf welchen Motiven beruht die im Provincialtecht ſich 
— findende ſtärkere Betonung der Pflichten des Depoſitars? 

Ad J. Gehen wir auf den Character der beiden Begriffe, 
in welchen uns die contractliche Verſchuldung entgegentritt, näher ! 
ein, jo finden wir, daß in Bezug auf den dolus feine Grade 
*. der Schuld unterſchieden werben, ſei es, daß — wie im gemei- 
nen Recht — zum Begriff deſſelben erforderlich iſt, daß der | 
Thäter den rechtswidrigen Erfolg gewollt hat (in welchem Falle 
e8 alſo auf die größere oder geringere Intenfivität dieſes Willens 
nicht anfommt), fei e8, daß — wie im Provincialrecht — Die 
bloße Aufnahme der bezüglichen That in das Bewußtfein des 
Handelnden, auch ohne die Abficht einen rechtswidrigen Erfolg 
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herbeizuführen, zum Begriff de dolus genügt ?*), Dagegen wer- 
ben bei der culpa, mit Rüdficht auf Die größere oder geringere 
Sorgfalt und Aufmerkfamkeit des Handelnden, im gemeinen 
Recht drei verſchiedene Stufen unterfchieden und gerade in dieſer 
Elaſtieität ihrer Begriffes ift Die Möglichkeit gegeben Die brei 
Hauptmaßftäbe verfelben: die culpa lata, die culpa levis in 
concreto und culpa levis in abstracto dem Character jedes ein- 
zelnen Eontractverhältnifjes entjprechend zur Anwendung zu brin- 
gen. Bon dem eben dargelegten Standpunct des gemeinen Rechts 
aus beurtheilt wäre demnach in den Beſtimmungen der Art. 
3782 und 3785 zweifellog ein Widerfpruch enthalten. 

Anders verhält e8 fich aber im Provincialrecht, welches — 
die mittlere der drei genannten Abſtufungen ausfcheidend — 
überhaupt nur zwei Maßftäbe ber culpa anerfennt 2°) und in der 
Bernachläffigung der diligentia quam suis rebus nicht eine culpa 
levis, jondern vielmehr ftet8 eine culpa lata erblickt °), Der 
Grund, aus welchem das Provincialrecht dieſe ftrengere Stellung 
eingenommen und von einer feineren Nüancirung der ben Ber- 
pflichteten je nach Cigenartigfeit des einzelnen Contractöverhält- 
niſſes eventuell treffenden Schuld abgefehen bat, bürfte in der, 
auch von einzelnen Vertretern des gemeinen Rechts getheilten 
Anſchauung zu finden fein, daß Denjenigen, welcher ein „Ber- 
fehen von dieſer concreten Art in feinen eigenen Sachen nicht 
begeht, innerhalb der fremden Sache (Obligation) dagegen fich 
zu Schulden kommen läßt”, eine lata culpa trifft, da hierin 
„und mag das Verſehen noch fo gering fein, eine Unteblichfeit 
(fraus), Darin etwas der bona fides gleich dem dolus malus 
Entgegengefegtes, alſo gleich dieſem ... unerläßlich Verpöntes“ 


liegt?). 








24) Prov. R., Bd. III, Art. 3290. 
25) Prov. R., Bd. II, Art. 3295. 
ı 26) Prov. R., Bd. II, Art. 3206. 
27) Brinz, Lehrb. der Pandelten, Bd. II, $ 267, pag. 255. 
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Ad. 2. Neben diefer principiellen Anfchauungsweife des 


Provincialrechts über die Grade der contractlichen Verſchuldung 
im Allgemeinen dient als Motiv einer fpeciellen ſtärkeren Beto- 
nung der Haftung des Depofitard der Umftand, daß der Eha- 
racter des Treuhandvertrages, ſowie die Grundjäße des älteren 
deutfchen Rechts vom Tragen der Gefahr in Vertragsverhältnif- 
fen im Provincialrecht meift beibehalten worden find 2%). Dieſe 
Grundſätze laſſen fich in folgender Weiſe zufammenfaflen: Der- 


jenige , welcher Traft eines Vertrages eine fremde Sache befigt, 


hat den zufälligen Schaden oder Untergang derjelben zu tragen, 
wenn er die Vortheile des Gebrauch! oder Genuſſes der Sache 
genießt, oder fonft einen Gewinn davon hat, dagegen trägt er 
die Gefahr des Zufalls nicht, wenn der Vortheil Lediglich auf 
Seiten des Gebers ift 2%), Es tft hier alfo derjenige Ausgangs- 
punct, von welchem aus allein ein wahres Verftändniß für Die 
Theorie der contractlichen Haftung gewonnen werden kann, näms 
lich das Intereffe der Eontrahenten, zum leitenden Brincip er- 
hoben worden: Wer aus dem Gefchäfte gewinnt, auf dem rubt 
auch die größere Laſt desſelben, wer (wie ber Depofitar beim 


regelmäßigen depositum) eine Gefälligfeit.erweift, hat eine ge— 


ringere Haftung auf fich zu nehmen, als Derjenige, welcher (wie 
der Deponent) diefelbe empfängt. 
Bon diefem Gefichtspuncte ausgehend hat das Provindial- 


— — 





28) D. 5. von dem Livl. 8. RR. (L. R. R. Cap 191), dem rig. (Rig. 


St. R. Bd. IT, Tit. 8) und lüb. Stadtrecht (Lüb. St. R. Bd. II, Tit. 3, 
$ 1) und den Piltenſchen Statuten (Pilt. Stat. Tb. I, Tit. 6, $ 1). Die 
jelben verlangen (in Uebereinftiimmung fowohl mit älteren deutfchen Volksge⸗ 
jegen, al® auch mit dem Sacdjenjpiegel Bd. II, Art. 5, $ 3) von dem De: 


pofitar den Eid der eigenen Schuldlofigfeit an dem Berluft der fremden . 


Sade, wenn er von der Berantwortlichleit für den Untergang derjelben befreit 
ſein fol. Dagegen fchließen fih das Eſtl. L. R. (B. IV, Lit. 5) — mit 
einer einzigen Ausnahme und die Curl. Stat. ($ 93) bier ganz d. römijchen 
Rechte an. 

29) Vgl. Albrecht, Die Gemere, pag. 135 und Bunge, Liv u. 
Eſtl. Priv. R., Th. I, $ 214, pag. 491 fa. 
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recht gleichzeitig den eigenthlimlichen Character des germanifchen 
Treuhandvertrages, welcher ein näheres perfünliches Vertrauens⸗ 
verhältniß Der Contrahenten vorausſetzt, im Auge behalten und 
ift auf dieſe Weife in den nachftehend angegebenen, die Berant- 
wortlichkeit des Depofitars vegelnden Beitimmungen der Man 
nigfaltigfeit der fich bei dem depositum ergebenden Verhältniſſe 
gerecht geworben: 

Hat der Depofitar die Grenzen de eigentlichen de- 
positum nicht überfchritten, fo ift er zu einer Exrfagleiftung, 
welche ftet3 nach dem einfachen Werthe des Schadens be- 
rechnet wird, verpflichtet, wenn er entweder doloſer Weiſe, 
oder durch culpa lata, d. h. alſo — nad dem oben Ge- 
ſagten — ſelbſt durch eine Nachläffigfeit, welche er fich in 
eigenen Angelegenheiten nicht hätte zu Schulden kommen 
lafjen, den Untergang, oder die Verjchlechterung der depo⸗ 
nirten Sache veranlaßt hat?) Iſt er jedoch über bie 
Grenzen bes eigentlichen depositum, welche durch die bloße 
Aufbewahrung des deponirten Gegenftandes fejtgeftellt find, 
hinausgegangen, indem er von der beponirten Sache ver- 
tragswidrig Gebrauch machte, namentlich diefelbe veräußerte, 
‚ober wenn er mit der Ablieferung im Berzuge war, fo hat 
er felbft die Gefahr des Zufalls zu tragen und, wenn - 
Geld deponirt worden war, Binfen zu zahlen. Die Be- 
ftimmungen des römifchen Recht8, daß der Depofitar, wenn 
er fich unaufgefordert zum Geſchäfte gedrängt hat, felbit 
für levis culpa einftehen muß, fowie daß der Umfang der 
Haftungen deſſelben durch beſondere Feſtſetzungen der Con⸗ 


— t —— 





30) Einen Beleg dafür, daß auch die nah objectivem Maßſtabe 
bemeffene culpa lata in Grundlage dee Provincialrechts mit Beziehung auf 
dad depositum — in Folge der dem Depofitar obliegenden Bewahrungethä- 
tigkeit — eher angenommen wird, als dieſes durch die römiſchrechtliche Defi⸗ 
nition derjelben (1. 213, $ 2 Dig. de verb. signif. [50, 16]) gerechtfertigt 
erjcheinen würde, fiehe in Zwingmann, Cilvilrechtliche Entſcheidungen 
Bd. IV, Nr. 657, c. pag. 420 fg. 
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trahenten erweitert werden kann, gelten auch für das Pro- 

vincialrecht. Eine befondere Beachtung verdient der Um— 

ftand, daß das EHE. R. u. LR., welches hier ganz den 

Grundfägen des römiſchen Rechts folgt), im B. IV’ 

Tit. 5, Art. 4 in Gemäßheit germaniſcher Rechtsanſchau⸗ 

ung feftjeßt, daß ein depositum auch in dem Falle beſtehe, 

wenn der Depofitar „für die Bewahrung Lohn, Stätte 
geld, oder andere Erftattung empfähet” und daß berjelbe 
in folchem Falle „für allen Schaden, Gefahr und bege- 
bende Unfälle” des hinterlegten Gute „zu antworten ge= 
halten” ift. — Die Verpflichtungen wegen der beponirten 

Sade, fowie die Haftung wegen Gewifjenlofigfeit, nicht 

aber auch wegen andermeitiger Verfchuldung des Depofi- 

tar8 gehen auf die Erben befjelben über. 

In Betreff des juramentum in litem ift an biefer Stelle 
noch hervorzuheben, daß das Provincialrecht bei dem Schätzungs⸗ 
eide von dem Falle der contumacia, fowie von der gemeinrecht- 
fichen Befchränfung abfteht, daß Die Klage auf ein restituere 
oder exhibere gerichtet fein muß. Es bejtimmt vielmehr, daß 
in jevem Fall, wo der durch dolus, ober lata culpa zugefügte 
Schaden nicht anders zu ermitteln ift, der Geſchädigte das Recht 
haben fol fi zur Beetdigung der von ihm jelbft vorgenomme⸗ 
nen Schäßung zu erbieten ?2). 

Es bleibt hier noch übrig des bedeutjamen Einfluffes Er- 
wähnung zu thun, welchen die im Provincialrecht recipirte ?%) 
Nechtsregel „Hand muß Hand wahren“, oder „wo man feinen 
Glauben gelaffen hat, da muß man ihn wieder fuchen“ auf die 
Lehre vom depositum und zwar bezüglich der Rückforderung des 
beponirten Gegenftandes ausübt. 


31) Dgl. pag. 112, Note 28 am Ende. | x 
32) Prov. R. Bd. III, Art. 3456. 
335) Prov. R. Bd. IH, Art. 923. 


A ma __.. 
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Die deutſchrechtliche Anſchauung, daß nur die thatſächliche 
Dispoſition über Mobilien den Eigenthümer derſelben dritten 


Perſonen gegenüber als ſolchen legitimire, dient dieſer Regel zur 


Grundlage und hat zu der Beſtimmung geführt, daß ſich der 
Eigenthümer, wenn er eine bewegliche Sache freiwillig einem 
Anderen anvertraut und dieſer Andere den Befitz weiter auf ei⸗ 
nen Dritten übertragen hat, nur an den erſten Empfänger, dem 
er einmal getrauet hat, nicht aber an den dritten Beſitzer der 
Sache halten kann. Die Eigenthumsklage gegen jeden Inhaber 
der Sache war daher bloß in den Fällen anwendbar, in welchen 
die Sache wider den Willen des Eigenthümers, alſo durch Ent- 
wendung oder Verlorengehen, aus bem Gewahrſam desſelben 
gekommen war. 

Die obige germaniſche Rechtsanſchauung hat jedoch in ih— 
rer urſprünglichen Geſtalt im Provincialrecht nicht fortbeſtehen 
können, da die Codification von 1804 auch das gemeinrechtliche 
Prineip der Vindication contra quemcungue possidentem aner- 


kannt hat ?*) und dadurch gendthigt war eine Verſchmelzung die- 


jer beiden Grundfäge vorzunehmen. Durch folche Verjchmelzung 
hat jene alte Regel neben einigen geringeren Beſchränkungen °°) 
in8befondere in zweifacher Beziehung wejentliche Modificationen 
erfahren: Einerſeits darin, daß als neue? Requifit zu der Art 
des Befigerwerbes durch den Dritten die bona fides hinzugefügt 
ift, andererſeits darin, daß der Dritte bloß in Form einer Aus⸗ 
nahme feinen reblichen Erwerb von einer Perſon, welcher die 
Sache von dem Eigenthümer anvertraut war, mittelft einer Ein- 
vede der Bindication gegenliber opponiren kann und ſtriet erwei⸗ 
ſen muß 0). 


34) Prov. R. Bd’ IT, Urt. 897. 

35) Prov. R. IH, Art. 924, 925, Bd. 926, 4205. 

36) C. Erpmann, Die Bindication beweglicher Sachen nach pro- 
vincielem Recht (Dorpater —* f. Rechtswiſſenſch, IV. Jahrg., Heft 3, 
pag. 307 fg.). 
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Wenden wir die Regel „Hand muß Hand wahren” in ih: 
rer heutigen provinciakzechtlichen Geftalt auf das depositum an, 
fo’ gelangen wir zu folgenden Sätzen: War der Deponent Ei- 
genthümer der hinterlegten Sache, deren Befig in der Folge von’ 
dem Depofitar weiter auf einen Dritten übertragen wurde, ſo 
kann ſich ber bisherige Eigenthümer — vorausgefegt daß ber Er- 
werb bona fide erfolgt war — mit feinen Anjprüchen nur an 
.. ben Depofitar, nicht aber an den dritten Befiter der Sache hal- 

- ten. Durd) den bona fide erfolgten. Erwerb geht das Eigenthum 
vollftändig auf den Dritten über und es fällt fomit für ven 
Deponenten, als den urfprünglichen Eigenthlimer, jede Möglich- 
keit bie Sache wieberzuerlangen weg. Nur in einem Falle kann 

ex die NRücerftettung beanspruchen und zwar dann, wenn Die 
Sache — etwa durch Rücveräußerung — an den treulofen ur⸗ 
ſprünglichen Sontrahenten zurüdgelangt und die perfönliche Eon- 
traetsklage gegen dieſen noch nicht erlojchen ift ). 


Zwar hat Madai in feiner Schrift „Ueber die Vindica- 


tion beweglicher Sachen nach eftländifchem Landrecht” ?°) fich 
gegen die fortdanernde Gültigkeit des Deutjchrechtlichen Grund- 
fages „Hand muß Hand wahren” ausgeſprochen und auf bie 
Inconvenienzen hingewiefen, die fich aus der ferneren Anwen- 
bung dieſes Grundfages, welcher mit der gleichfalls recipirten 
zömifchrechtfichen Eigenthumsflage unverträglich erſcheint, ja fo- 
gar behauptet, es fei ein „nicht zu billigendes verfehrtes Beſtre⸗ 
ben“ der mehrermähnten Regel noch fernere Geltung vinbieiren 
zu wollen, Wenn aber diefe Regel troß ber unleugbaren prac- 
tiſchen Schwierigfeiten, welche fich aus der Vereinigung beider 
Grundfäße ergeben, dennoch durch die Eodification von 1864 in 
dem Provincialrecht aufgenommen worden ift, fo bat folches in 
Anbetracht deffen gefchehen müſſen, daß der Grundſatz „Hand 


837) Bol. C. Erdmanna.a. O. pag. 317. 
38) Theor.-pract. Erörterungen von Bunge und von M adai, 
Bd. IH, pag. 386 fg. 
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muß Hand wahren“ bereits vor der Zeit recipirt worden war, 
wo das römifche Recht in dieſer Lehre herrſchend wurbe ). Die 
hierdurch motivirte Nothwendigkeit des Fortbeſtehens beider Rechts⸗ 
ſätze ſtellte der Codification von 1864 die Aufgabe ihre Ver— 
ſchmelzung herbeizuführen und dieſe Aufgabe ift in der oben an- 
gegebenen Weife durch Einmengung jenes älteren Grundſatzes 
bis zu dem Grade, daß derſelbe mit dem allgemeinen Princip 
in Einklang gefeßt werden konnte, gelöft worden. 


B. Verbindlichkeiten des Deponenten. 


Es iſt bereits bei Beſprechung der Verbindlichkeiten des 
Depoſitars ausgeführt worden, daß das Intereſſe des Vertrages 
für die Contrahirenden den leitenden Geſichtspunet für die Be— 


ſtimmung des Maßes ihrer Haftungen bildet und daß dem Des 


ponenten, als dem Empfänger einer Gefälligfeit, in Gemäßheit 
dieſes Principg eine größere Verantwortlichkeit obliegt, als dem 
Depofitar, welcher dem Erfteren einen reinen Freundſchaftsdienſt 


leiſtet. Das Characteriftifche der Verbindlichkeiten des Deponen- 
ten befteht daher darin, daß diefelben vorzugsweife auf eine 


Schadloshaltung des Depofitarß gerichtet find. 

Sehen wir von einer Befprechung ded Art. 3802, deſſen 
auf Gewohnheitsrecht beruhenden Feſtſetzungen binfichtlich Des 
Zeitpunctes der Rücknahme des deponirten Gegenftandes oben *%) 
eine ausführliche Erörterung erfahren haben, an biejer Stelle, 
ab, fo bleibt und nur übrig der fonftigen (Durch Die Art. 
3803— 3805 normirten) Verpflichtungen des Deponenten, bezüg- 


lich welcher das Provincialrecht im Verhältniß zum gemeinen 


Recht feine Mobificationen aufweiſt und auch gemeinzechtfiche Con- 
troverſen von wefentlicher Bedeutung nicht vorliegen, in Kürze 
Erwähnung zu thun: 


39) C. Erdmanna. a. D. pag. 286, ‚oben u. Anmkg. 2 
40) pag. 101 fl. 
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Der Deponent ift verpflichtet die Koften zu erfeßen, 
welche der Depofitar auf die Erhaltung der Sache verwen⸗ 
det hat, oder welche durch die an einem anderen, als dem 
jeweiligen Lagerorte verlangte Zurückgabe derſelben entſtan⸗ 
den waren, desgleichen diejenigen Ausgaben, welche mit 
ſeiner Bewilligung gemacht worden ſind. Er iſt ferner ver⸗ 
pflichtet diejenigen Schäden zu erſetzen, welche der Depoſitar 
unverſchuldeterweiſe durch die Aufbewahrung erlitten hat 
und haftet endlich für jeden Nachtheil, welcher durch die 
geringſte Schuld von ſeiner Seite dem Depoſitar erwach⸗ 
ſen iſt. 

Hat aber der Depoſitar für die durch ſeinerſeitige 
Gewiſſenloſigkeit entſtandene Vernichtung, oder Verſchlech⸗ 
terung des deponirten Gegenſtandes dem Deponenten Er—⸗ 
ſatz geleiſtet, ſo iſt er berechtigt von Letzterem die Ceſſion 
ſeiner Anſprüche gegen den unmittelbaren Urheber des 
Schadens zu verlangen. | 


C. Berhältniß mehrerer Deponenten und meb- 


rerer Depofitare, 


Diefelben Gründe, welche ein genauere8 Eingehen auf die 


Beſtimmungen ber Art. 3803—3805 überflühig erfcheinen Tiefen, 
veranlaffen und auch den Inhalt der das Verhältnig mehrerer 
Deponenten und Depofitare betreffenden Art. 38063810 (ber 
Bollftändigfeit vorliegender Darftellung wegen) an dieſer Stelle 
nur fur, wiederzugeben : 


Sind beim depositum auf der einen, oder anderen, 
oder auf beiden Seiten mehrere Perſonen vorhanden, fo 
greifen folgende Beitimmungen Plap : 

1) Bei theilbaren Gegenjtänden fann von mehreren Depo- 
nenten, refp. mehreren Erben eine8 Deponenten jeber 
feinen Antheil an dem deponirten Object fordern. Hat 
er die Leitung empfangen, fo ift er den Mitgläubigern 


ul 8 
’ 
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zum Erſatz wegen Verluſtes, oder Verminderung ihrer 
reſp. Antheile nicht verpflichtet. 

2) Bei Untheilbarkeit des Gegenſtandes kann dagegen von 
jedem der mehreren Deponenten, reſp. Erben eines De⸗ 
ponenten das Ganze gefordert werden, ſobald er den 
Depofitar gegen die Anſprüche der Anderen ſicherſtellt. 
Anderenfalls kann er nur auf gerichtliche Depofition des 
Gegenjtandes Klagen. 

Es wird demnach bier — als Ausnahme von den allge- 
meinen Beftimmungen über die Wirkung folidarifcher Schuldver⸗ 
hältnifje*") — durch die von Seiten eine8 Gefammtgläubigers 
Durchgefegte Forderung das Klagerecht der übrigen Mitgläubiger 
nicht ſchon an fich aufgehoben, 


3) Hat von mehreren Depofitaren, welche ſolidariſch ver- 


pflichtet find, einer das Ganze geleiftet, fo befreit er 
hierdurch die übrigen von ihrer Verbindlichkeit. 

4) Wa8 mehrere Depofitare, oder mehrere Erben eines De- 
pofitar8 durch gemeinfamen dolus verbrechen, präjtiren fie 
— wegen Untheilbarfeit des Grundes — ſolidariſch, da⸗ 


gegen tritt bei Gewifjeniofigfeit nur eine 8 Depofitars 


eine Haftung der anderen nicht ein. 


Auch hier haben wir e8 mit einer Ausnahme zu thun und - 


zwar bezüglich derjenigen Regel, nach welcher da8 pflichtwinrige 
Benehmen des einen Gefammtichuldner einen Einfluß auf die 
Berpflichtungen der übrigen äußert *2). 
5) Mehrere Erben eines Depofitard haften — wenn ihnen 
perjönlich Keine Verſchuldung zur Laft fallt — nur nad) 
Verhältniß ihrer Antheile.- 


41) Vgl. Prod. R. Bd. IH, Art. 3339, 
42) Vgl. Prov. R. Bd. II, Art. 3352, 
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DO. Abſchnitt. 
Das depositum irregulare und der Mebergang des 
depositum in den Darlehns- und Seihverfrag. 


Wenn wir ung in diejem Abſchnitt die Frage zur Beant- 
wortung vorlegen, ob derjenige Aufbewahrungsvertrag, durch 





welchen dem Depofitan der Gebrauch ber hinterlegten Sache ge 


ftattet wird, in Grundlage de8 Provineialrechts als depositum 
zu betrachten fei, oder ob derſelbe ‚nicht vielmehr mit dem Mo- 
ment des wirflichen Gebrauch8 rejp. der dazu ertheilten Erlaub⸗ 
niß als in ein mutuum ober commodatum umgewandelt ange- 
fehen werden müfle, ſo find wir veranlaßt an dieſer Stelle zu- 
nächft auf das Wefen des fog. depositum irregulare näher ein 
zugehen und durch genaue Begriffsftimmung diefer Art des Hin⸗ 
terlegungsvertrageß feitzuftellen, in wieweit ein Obligattonsver- 
haͤltniß, welches über die Grenzen des in dem vorigen Ahfchnitt 
erdrterten depositum regulare hinausgeht, dennoch nach den 
Grundfägen des Hinterlegungsvertrages behandelt werden Tann. 
Denn erfi nach Feftftellung des depositum - Begriffes in feiner 
ganzen Ertenfibilität wird uns die Möglichkeit gegeben fein 'Die- 
jenigen Momente herauszufinden, weldhe die Umwandlung des 
depositum in ein mutuum, oder commodatum herporbringen 
und in zweifelhaften Fällen einen ficheren Schluß auf das 
Borhandenfein des einen, oder anderen der erwähnten drei Ver⸗ 
träge geftatten. | . 

Ein fog. depositum irregulare wird nun aber nach gemei- 

nem Recht in folgenden Fällen angenommen : 

1. Wenn fungible Sachen in der Weiſe hinterlegt wur- 
ben, daß diefelben nicht in specie zu reftituiren find, 
jondern daß nur tantundem ejusdem generis zurüdge- 
geben werben foll und 
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2. Wenn eine jpeciell beftimmte Sache deponirt, zugleich 
aber dem Depofitar der Gebrauch derſelben gejtattet 
worden ift. 

Bereit bei oberflächlicher Betrachtung dieſer beiden Arten 
des Hinterlegungsvertrages tritt die Aehnlichkeit ver erfteren mit 
dem mutuum, fowie die Annäherung der leteren an das com- 
modatum beutlich hervor und es entiteht Die Frage: Worin un- 
terfchetven fich diefe beiden Arten des depositum vom Darlehn-, 
bzwſ. Leihvertrag und wodurch ift ihre Klaffificirung unter den 
allgemeinen Gefchlechtd- oder Gattungsbegriff des depositum be⸗ 
gründet? 

Das gemeine Recht erflärt nun in Beziehung hierauf 
Folgendes : 

Ad 1, Werben Bungibilien, 3. B. Gelder, dem Depofitar 
unverfiegelt, oder unverfchloffen übergeben etwa aus dem Grunde, 
um die betreffende Summe einerfeit8 ber größeren Steherheit 
wegen in fremden Gewahrfam zu bringen, anbererfeitS jedoch 
jeberzeit disponibel zu haben, fo tft ein ſolches Gefchäft feinem 
Srundeharacter nach offenbar ein depositum *°). Durch die offene 
Uebergabe der betreffenden Gelder zeigt aber der Deponent, daß 
es ihm nur auf die Summe, nicht auf die einzelnen Gelbftüde 
ankommt und in diefem Umftande Tiegt die Begründung deſſen, 
daß e8 dem Depofitar freifteht — falls er mur dafür forgt, daß 
die deponirte Summe jederzeit von ihm erhoben werben kann — 
über das Empfangene nach Belieben zu disponiren. Denn es 
folgt befanntlich aus dem Weſen der Fungibilität, daß nicht die 
einzelnen species, oder Individuen in Betracht kommen, fondern 
nur die beftimmte Quantität und Qualität Berückſichtigung fin- 
bei. Ob nun das in ber angegebenen Weife abgefchloffene Ge- 
ſchäft im einzelnen Fall zu einem depositum regulare wird, 


43) Bgl. Bangerow, Lehrbuh d. Pandelten, Bd. III, $ 680, 
pag. 416. 
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oder nicht, liegt — falls nicht mit der außdrüdlichen Verabre- 
bung „ut tantundem solveretur‘‘ hinterlegt worden ift, wodurch 
fofort ein depositum irregulare begründet werden würde!) — 
in der Hand des Depofitard, welcher durch Nichtbenugung der 
ihm übergebenen Summe den Uebergang des urfprünglich beftehen- 
den depositum regulare in ein depositum irregulare hindern 
fann. lebt er Dagegen das aus der Natur des beponirten Ob- 
jeets folgende Gebrauchsrecht aus, jo gehen — indem hier, wie 
beim Darlehn, wegen der nunmehr beiberfeitd anerkannten Fun- 
gibilität die Verbindlichkeit zur Reftitution in genere begrünbet 
ift — Eigenthum und Gefahr in Betreff der einzelnen. empfan- 
genen Stüde auf ihn über. 

Wenn nun das hier vorliegende Gefchäft, welchr8 einerfeits 
von dem depositum regulare ſoweit abweicht, daß deſſen wefent- 
lichfte Merkmale (der Zweck der bloßen Aufbewahrung der bepo- 
nirten Sache ohne irgend welchen Nugen und die Verpflichtung 
zur Rüdgabe defjelben individuell beftimmten Gegenftandes, wel 
cher fomit während der ganzen Dauer des Vertrages ein in An: 
fehung des Depoſitars fremder bleibt) bei demſelben in Wegfall 
fommen und Durch geradezu entgegengejeßte Momente (die Ueber: 
gabe und Annahme einer vertretbaren Sache bei Verpflichtung 
zur Rüdgabe von nur ebenfoviel, womit die Geftattung des Ge- 
brauches und die Mebertragung des vollen Eigenthums verbun- 
ben ift) erjeßt werden und welches andererfeit8 dem mutuum 
foweit nahe kommt, daß es ſämmtliche Merkmale des Lebteren 
(welche ſoeben angeführt find) in fich fchließt, dennoch als Un- 
terart des Hinterlegungsvertrage8 angefehen und nach den Grund- 
ſätzen defjelben behandelt werden ſoll, fo wird ſolches gemein: 
rechtlich in folgender Weife motivirt: 


Aus den Gefeßen, welche die Suftinianifche Compilation _ 


44) Bl. Schmid im Ardiv f. d. eiviliſtiſche Praxis, Bd. XXX, 
pag. 96. 
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über das in Rebe ftehende Gejchäft enthält?°), wird von ben 
meiften Suriften übeinftimmend gefolgert, daß der hier vorliegende 
Vertrag dann als depositum behandelt werden muß, wenn die 
Abficht der Eontrahenten auf letzteres Geſchäft gerichtet ift und 
daß fomit als weſentlichſtes Unterſcheidungsmerkmal beider Ge- 
ichäfte (Darlehn und depositum irregulare der foeben behandel⸗ 
ten Art) die Verſchiedenheit ihrer Intention angefehen werden 
muß +9. Dieſe Verſchiedenheit der Intention äußert ſich aber 
darin, daß das mutuum im Interefje des Empfängers, oder beim 
verzinslichen Darlehn im SIntereffe beider Contrahenten, gegeben 
wird, während beim depositum der Anftoß zum Gefchäfte vom 
Hinterlegenden und deſſen Bebürfniß ausgeht und daſſelbe jei- 
uem Wefen nach nur auf den Vortheil des Deponenten gerichtet 
ift. Bon diefem Geſichtspunkte aus laſſen fi dann auch Die 
nachftehenden Verſchiedenheiten beider Contractsverhältniſſe erflä- 
ren, welche nach heutigem Recht gültig find: 1) die exceptio 
compensationis, bei dem mutuum zuläffig, ift bei Dem depositum 
ausgefchloffen; 2) Die exceptio non numeratae pecuniae ijt bei 
dem depositum unftatthaft, bei dem mutuum Dagegen anwend- 
bar; 3) das privilegium exigendi ift beim depositum anerkannt, 
nicht. aber beim mutuum; 4) das depositum geftattet zeitlich eine 
beliebige Zurückforderung ber hinterlegten Summe, dad mutuum 
jtellt eine folche nur ausnahmsweife frei; 5) Conventionalginjen 
werden in der Regel nur beim Darlehn und nur felten beim 
depositum irregulare ftattfinden +"). — Streitig if, ob der Em 








45) Hier find bejonderd hervorzuheben: 1. 24 Dig. dep. (16, 3); 
l. 25, $ 1 eodem; 1. 26, $ 1 eodem ; 1. 28, eodem; 1. 29, eodem; 1. 9, 
$ 9 D. dereb. cred. (12, 1), 1. 10 eodem; 1 31 Dig. loc. cond. (19, 2). 

46) Vgl. Arndts, Lehrb. d. Pandelten, $ 286, pag. 513; Brinz, 
Lehrb. d. Pandelten, Bd. II, $ 317, pag. 602; Schmid, im Ardhiv f. d, 
civiliſt, Praxis, Bd. XXX, pag. 89; Seuffert, Pract. Pand. Recht, 
Bd. II, s 317, pag. 204; Vangerow, Lehrb. der Pandelten, Bd. II. 
$ 630, pag. 421; Windſcheid, Lehrbuch des Pandektenrechts, Bd. IL, 
5 379, pag. 425 ꝛc. 

47), Schmid im Archiv f. d. civilift. Praris Bd. XXX, pag. 83 fg. 

Zeitſchrift f. Rechtswiff. Ig. IX, 5° 2 u. 8 9 
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pfänger auch ohne Verfprechen Zinfen zahlen muß, wenn er 
burch den Gebrauch des beponirten Geldes einen Vortheil erlangt 
hat. Windfcheid behauptet, eine folche Anficht ftehe mit den 
Quellen in Wiberfpruch und fei auch durch das Weſen des Ge- 
Schäftes nicht gerechtfertigt, weil der Empfänger hier die Gefahr 
übernimmt *), wogegen Vangerow den in ben bezüglichen 
Quellenzeugnifien feiner Anficht nach übereinftimmend vorhande- 
nen Sinn dahin verfteht, daß „wer Gelder fo deponirt, daß nur 
tantundem rejtituirt zu werden braucht, ... dann, wenn der De 
pofitar von der ihm dadurch eingeräumten Befugniß Gebraud 
gemacht und die Gelder für fich benutt hat, in Gemäßheit der 
Natur eines judicium bonae fidei, mit der actio depositi Sinfen 


fordern” könne 10). Hieraus geht hervor, daß, wenn bei dem in - 


Rede ftehenden Gefchäft der Wille ver Parteien auf ein depo- 
situm gerichtet ift, da8 Vorhandenfein eines folchen anzunehmen 
ift, troßdem daß von den fonftigen Grundfägen dieſes Vertrages 
bi8 zu dem Grade abgewichen wird, daß der Depofitar nur tan- 
tundem zu reftituiren verpflichtet, alfo zum Gebrauch der Sache 
befugt und fogar zur Zahlung von Zinfen verbindlich fein fol. 

Ueber Die Frage, ob im einzelnen conereten- Fall ein mu- 
tuum oder depositum irregulare anzunehmen ift, wird Daher zu- 
nächft die ausdrückliche Beftimmung der Parteien — falls eine 
Solche überhaupt vorliegt — entſcheidend fein; anderenfalls muk 


auf den Willen der Contrahenten aus den oben erwähnten Un- 


terfcheivungsmerfmalen Durch Folgerung geſchloſſen werden, wobe‘ 
insbefondere die sub 4 und 5 angeführten (Beftfegung eine? 


Termins für die Rückforderung und Bingftipulation) einen Schluß 


auf die Natur des Rechtögefchaftd ermöglichen. Liegen aber folche 
Anhaltspunkte nicht vor, dann wird für das Vorhandenfein bed 
einen oder anderen Vertrages nur der allgemeine Gefichtspunft 
als Ausfchlag gebend angefehen werden müffen, ob durch das 





48) Windſcheid, Lehrb. d. Pand. Redts, Bd. I, 8 379, Anm. 2. 
49) Bangeromw, Lehrb. d. Pandelten, Bd. IH, $ 630, pag. 419. 
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Geſchäft der Augen des Gebers oder des Empfängers in erfter 
Linie erzielt werden foll °9.' 

Ein Mebergang des depositum in den Darlehnsvertrag 
liegt aber dann unzweifelhaft vor, wenn beide Parteien eine folche 
Umwandlung beabfichtigt haben und wenn ihr Wille, das frühere 
Nechtsverhältnig aufzuheben und in einen anderen Vertrag um⸗ 
zufchaffen, Har if. Solche ift dann der Fall, wenn fungible 
Sachen zunächſt deponirt und entweder nachher (auf Antrag bes 
Depofitard °'), oder fofort bei der Hebergabe (ohne Antrag des 
Empfängers, jedoch bei nachheriger Acceptation beffelben) Die 
Erlaubniß zum Gebrauch der Sade von dem Deponenten aus⸗ 
drüdlich erteilt worden ift. Denn der im erften Fall vorliegende 
Antrag des Depofitard, Durch welchen er eine ihm ſchon an und 
für ſich (durch die Natur des deponirten Gegenſtandes) zuftehende 
Befugniß dennoch erbittet, ſowie die im zweiten Fall ſofort aus⸗ 
drüdlich ertheilte Erlaubniß des Deponenten zum Gebrauch der 
bereit8 offen deponirten fungiblen Sache befunden in unzweideu⸗ 
tiger Weife den Zwed, das auf den Nutzen des Deponenten ge- 
richtete depositum aufzuheben und an deſſen Stelle das ben 
Nutzen des Empfänger? bezwedende mutuum treten zu laſſen und 
enthalten fomit das Anerbieten einer Novation. ine Verſchie- 
denheit findet bei diefen beiden Arten der Umwandlung des de- 
positum in ein mutuum (in Bezug auf den Zeitpunkt, in wel⸗ 
chem dieſelbe vor fich geht) infofern ftatt, al8 im erften Fall 
durch den bloßen Vertrag — d. h. mit dem Augenblic der auf 
Grund des gejchehenen Antrages erfolgten Einwilligung, im 
zweiten Fall durch einen befonderen Apprehenfionsact — d. h. 
mit dem Augenblid des auf Grund der gejchehenen Erlaubnif 
erfolgten Gebrauches — der beabfichtigte Darlehnsvertrag feinen 
Anfang nimmt’). Wenn nun einzelne Schriftfteller der Anficht 








50) Schmid im Arhiv f. d. civ. Praxis, Op. XXX, pag. 89. 

51) Ebendaj. pag. 90, Note 25. 

52) Bangeromw, Lehrb. d. Pandelt., Bd. IH, $ 630, pag. 421 fg. 
9* 
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find, daß das mutuum in ben erwähnten Fällen immer in dem 
Augenblick eintrete, in welchem der Conſens darüber vollendet ift, 
ſo bildet dieſe Anſchauung — wie von einem Vertreter derfelben 5°) 
richtig hervorgehoben worden ift — zu der vorerwähnten infofern 
feinen Gegenfaß, als der Conſens im erften Fall ſofort bei der 
Gebrauchsgeſtattung (mit Rücficht auf den bereit8 vorliegenden 
Antrag), im zweiten Fall dagegen erft mit der durch den wirfli- 
chen Gebrauch erklärten Webereinftimmung des Depofitar vor: 
liegt, der Gebrauch fomit bier zur Vollendung der angebotenen 
Novation nothwendig ift. 

Ad 2. Die zweite Art des -depositum irregulare , welche 
fich dadurch charakterifirt, daß eine fpeciell beitimmte Sache de- 
ponirt, zugleich aber dem Depofitar der Gebrauch derfelben ge- 
itattet wird, ift in den Quellen des römijchen Rechts nicht vor⸗ 
gefehen, muß jedoch gleichfalls und zwar nach Analogie des ſo— 
eben befprochenen Falles gemeinrechtlih als beftehend anerkannt 
werden?). Es nähert fich Diefelbe — wie erwähnt — dem 
commodatum.in ähnlicher Weife, wie der sub 1 erürterte Fall 
dem mutuum. Doch wird bei dieſer Art des depositum irregu- 


lare von den allgemeinen Grundfäßen bed Hinterlegungsvertrages 


nur in einem wejentlichen Punkte abgewichen und zwar nur 
infofern, al8 der Zweck der bloßen Aufbewahrung durch Die hier 
ertheilte Erlaubniß des Gebrauches verändert wird, während Die 
Verpflihtung zur Rüdgabe veffelben individuell beftinmten Ges 
genſtandes, welcher ſomit nicht in das Eigenthum des Depofttard 
übergeben darf, verbleibt. — Als wefentlichfte8 Unterjcheidungs- 
merfmal dieſes depositum irregulare von dem commodatum 
werden wir nach Analogie des vorigen Falles gleichfalls die 
Verſchiedenheit der Intention beider Gefchäfte anfehen müfjen, 








55) Shmid, a. a. DO. pag. 90, Note 25 am Ende. 
54) Dgl. Seuffert, Pract. Pand. Recht, Bd. II, $ 317, Note 4 
ud Shmid, aa. D. pag. 98 fe. 
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indem da8 commodatum auf.den Nuten des Empfängers, das 
depositum irregulare dagegen auf den Vortheil de8 Geber8 we- 
fentlich gerichtet if. Auch laſſen fich aus dieſer Verſchiedenheit 
der Intention gewiſſe Unterſchiede in beiden Contractsverhältniſſen 
erklären, welche nach heutigem Recht folgende find: 1) Während 
der Depofitar nur für delus und culpa lata verantwortlich ift, 
hat der Commodatar für omanis culpa einzuftehen; 2) die excep- 
tio retentionis und die ax@!Btio compensationis können wol der 
actio commodati, nicht aber Der actio depositi entgegengejtellt 
werben; 83) die exceptio non numeratae pecuniae, welche — 
nach Anficht einiger Schriftftellee — beim commodatum ftatt- 
findet, ift beim depositum — unbeftritten — ausgeſchloſſen; 
4) beim commodatum bildet die Feitfegung eines Termins für 
die Rückgabe die Regel, während das depositum eine beliebige 
NRüdforderung der übergebenen Sache gejtattet°?). 

Handelt e8 fich nun um die Beurtheilung eines "einzelnen 
eoncreten Falles, jo wird die interpretation des Rechtögefchäfte 
bei Berüdfichtigung vorftehender Kriterien in einer dem oben 3°) 
angegebenen Verfahren analogen Weife ftattfinden müßen. 

Was endlich den Hebergang des depositum in den Leih- 
vertrag ambetrifft, fo wird ein folcher im Allgemeinen feltener 
ftattfinden, al8 die Umwandlung in den Darlehnsvertrag, und 
zwar aus dem Grunde, weil ber für Die privative Novation er- 
forberliche animus novandi bei dem fveben behandelten Gefchäft 
nur dann anzunehmen fein wird, wenn er durch. beiberjeitige 


_ ausbrüdliche Erflärung der Contrahenten befundet ift. Denn es 


weicht die erfte Art des depositum irregulare — wie oben dar⸗ 
gelegt worden ift — von dem regelmäßigen depositum in deſſen 
wejentlichiten Merkmalen ab und enthält jämmtliche Merkmale 
des mutuum; deßhalb genügt dort das bloße Vorhandenfein des 





55) Schmid, a. a. O. pag. 102 fg. 
56) pag. 124 fg. 
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animus novandi, um die Umwandlung des depositum in den 
Darlehnsvertrag zu erzeugen, während bei der zweiten Art des 


dopositum irregulare nur in einem weſentlichen Punkte von 


den allgemeinen Grundfägen des Hinterlegungsvertrages abge— 
wichen wird und daher zur Umwandlung deſſelben in das com- 
modatum die ausdrückliche Erflärung der Parteien, das depositum 
aufzuheben und an deſſen Stelle ven Leihvertrag treten zu laſſen 
erforderlich. ift. ww. 

Nachdem im Vorftehenden bie gemeinrechtliche Theorie in 
Bezug auf das depositum irregulare und die Ummandlung des 
depositum in den Darlehnd= und Leihvertrag dargeftellt worden 
ift, werden wir zu unterjuchen haben, in wieweit ein depositum 
irregulare auf Grund des Provincialrecht3 anzunehmen ift und 


in welchen Fällen bier ein Mebergang des depositum in die be= 


zeichneten Verträge ftattfindet. 

Die für die Beurtheilung obiger Frage weſentlichſten Ge— 
fegesbeftimmungen des Provincialrechts find zunächſt enthalten 
in den Art. 3784, 3794, 3811 und 3812, welche dem vom de- 
positum handelnden (IX) Hauptſtück angehören. Neben diefen 
ift jedoch auch der von der Novation handelnde Art. 3586, wie 
fi) aus dem Folgenden ergeben wird, für die in Rede ftehende 
Unterfuhung von bejonderer Bedeutung. 

Aus der Beſtimmung des Art. 3783, welche Yautet: „Der 
Verwahrer darf die in Verwahrung genommene Sache nicht ge⸗ 
brauchen, wenn ihm die Befugniß dazu nicht ausdrücklich oder 
ſtillſchweigend eingeräumt iſt“ gelangen wir zunächſt zu dem 
Schluß, daß ein depositum auch in dem Falle beſtehen kann, 
wenn von den allgemeinen Grundſätzen befjelben fomweit abgewi— 
chen wird, daß dem Depofitar der Gebraudy der Sache freifteht, 
oder m. a. W. daß ein depositum irregulare auch im Provin- 
cialrecht anerfannt wird. 

Ob aber biefe Anerkennung in demfelben Umfange ftatt- 
findet, wie ſolches nach der oben Dargelegten gemeinrechtlichen 
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Theorie der Fall ift. oder nicht, — darüber enthält ver allegirte 
Artikel keine näheren Beſtimmungen, verweift jedoch auf die Art. 
3794 und 3811 fg., welche die genauere Feftfeßungen in Betreff 
auf die provincialrechtliche Abgrenzung des unregelmäßigen de- 
positum , ſowie den Uebergang des Hinterlegungsvertraged in 
da8 mutuum enthalfen. 

Der Art. 3794 beftimmt: ... „Sind... vertretbare Sa⸗ 
hen ausdrücklich mit der Beftimmung deponirt worben, Daß ber 
Empfänger nur diefelbe Quantität oder Summe zurlidzugeben 
ſchuldig fein folle, over fehlt e8 zwar an einer derartigen aus⸗ 
drücklichen Beſtimmung, die vertretbaren Sachen find aber un⸗ 
verſchloſſen und unverfiegelt dem Empfänger zugezählt, zugemefjen 
oder zugewogen worden, jo hat der Depofitar das Niedergelegte 
nur in gleicher Menge und Güte abzuliefern”. 

Auf dieſen Artikel nehmen direct Bezug : 

a) Art. 3788,,: „Wenn der Bertrag in der im Art. 3794 
angegebenen Weiſe abgefchloffen iſt“, fo hat der Depofitar bie 
Gefahr des Zufalls zu tragen. 

b) Art. 3796, Anmkg.: „Hat ber Depofitar nicht Die Ver- 
pflichtung, die deponirte Summe in denfelben Stücken zurüczu- 
geben (Art. 3794), fo hat er für die Benugung des Geldes bis 
zur Rüdforderung feine Zinfen zu entrichten“. 

Aus den hier angegebenen drei Gefetesftellen jcheint zwar 
auf den erjten Blick hervorzugehen, daß das Provincialrecht Deu 
oben sub 1 behandelten Fall des depositum irregulare mit feinen 
Folgen vollftändig anerfannt?”) und daß fomit auf den hier 
vorliegenden Vertrag auch alles Dasjenige Anwendung finden 
müſſe, was bei Erörterung jener Art des unregelmäßigen depo- 
situm nach gemeinem Recht ausgeführt worden ift, eine genauere 





57) Wobei in Bezug auf die Zinsverbindlichfeit die von Wind» 
Iheid vertretene Anſchauung zur Geltung gelangt ift. (Val. pag. 
124 oben). 
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Beprüfung und Bergliederung des Art. 3794 wird jedoch zeigen, 
daß eine ſolche Anjchauung wol zum größten Theil, jedoch nicht 
in ihrem ganzen Umfange zutreffend wäre. 

Der Art. 3794 enthält,. fowiet er bier in Betracht kommt, 
d. h. bei Weglaffung ſeines erſten Satzes, zwei verjchtedene 
Fälle und ließe ſich — nach Maßgabe dieſer Verſchiedenheit ge- 
theilt — folgendermaßen faſſen: 

1) Sind vertretbare Sachen ohne jede ausdrückliche Bes 
jtimmung in der Weife deponirt worden, daß fie dem Empfänger 
unverfchloffen und unverflegelt zugezählt, zugemeſſen oder zugezo- 
gen wurden, fo hat der Depofitar das Niedergelegte nur in 
gleicher Menge und Güte abzuliefern. | 

2) Sind vertretbare Sachen ausdrücklich mit der Beſtim— 
mung beponirt worden, daß der Empfänger nur biefelbe Quan- 
tität oder Summe zurüchugeben fchuldig fein folle, jo hat der 
Depofitar das Niedergelegte nur in gleicher Menge und Güte ab- 
ul iefern. 

Eine Vergleichung dieſer beiden Fälle ergiebt zunächſt, daß 
die Deponirung fungibler Sachen ſtets zur Folge hat, daß der 
Depoſitar nur ebenſoviel zurückzugeben verpflichtet iſt und daß 
es daher der ausdrücklichen Beſtimmung „ut tantundem solve- 
retur“ zur Herbeiführung dieſer Folge nicht bedarf. Denn es 
ergiebt ſich — wie wir bereit? zu erwähnen Gelegenheit hatten 
— ſchon aus der Natur des beponirten fungiblen Objectd bie 
Verpflichtung zur Rückgabe von nur ebenfoviel, Daraus aber das 
Gebrauchsrecht für den Empfänger und durch Ausübung dieſes 
Recht? der Mebergang ded Eigenthums und der Gefahr in Betreff 
der einzelnen empfangenen Stücke auf denfelben. 

Eine Verfchiedenheit zwifchen der gemeinrechtlichen und pro- 
vincialrechtlichen Auffaffung hinfichtlich des im Art. 3794 behan- 
delten depositum zeigt fich aber dann, wenn der Depofitar das 
ihm zuftehende Gebrauchgrecht ausübt. 

Nach gemeinrechtlicher Theorie äußerte die Hinzufügung ber 
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außprüdlichen Beitimmung „ut tantundem solveretur“ hei Be⸗ 
gründung des Gefchäfts nur injofern einen Einfluß, als bereits 
im Falle einer vesbezüglichen Einwilligung des Depofitars, d. h. 
alfo im Falle einer Verabredung über die Rüdgabe von nur 
ebenjoviel, daß depositum regulare in ein depositum irregulare 
überging, fo daß es alfo auf den Gebrauch nicht mehr ankam, 
während bei der Deponirung von Fungibilien ohne Hinzufügung 
einer folchen ausdrüdlichen Beftimmung die Umwandlung des 
zunächſt vorliegenden depositum regulare in ein depositum ir- 
“ regulare erft mit der thatfächlichen Ausübung des dem Depo- 
fitar an fich zuftehenden Gebrauchsrechts eintreten Tonnte >9), 
Nach Provincialrecht ift Dagegen der von dem Depofitar vor⸗ 
genommene Gebrauch der deponirten Fungibilien in beiden Fällen 
des Art 3794 und zwar in jedem derſelben von wefentlich verjchie- 
dener Bedeutung, zu deren Erkenntniß ein genauere Eingehen 
auf den Inhalt des Art. 3586 an diefer Stelle erforderlich ift. 
Der Art. 3586 lautet: „Eine Novation wird nicht ver- 
muthet: e8 muß vielmehr die Abficht, einen Neuerungsvertrag 
abzufchließen, von den Eontrahenten ausdrücklich außgefprochen 
fein, oder Doch aus den Umftänden unzweifelhaft fich ergeben“. 
Faßt man vorftehende Gefegesftelle in der Weife auf, daß 
die Abficht, eine Novation vorzunehmen, oder der animus no- 
vandi — weil er nicht vermuthet wird — in Grundlage des 
Provincialrecht8 mit Sicherheit nur dann angenommen werben 
darf, wenn er mit ausdrücklichen Worten erflärt worden ift, fo 
daß die gemeinrechtliche novatio tacita, bei welcher das Vorhan⸗ 
denjein des animus novandi aus concludenten Thatfachen gefol- 
gert werden kann, ausgeſchloſſen bleibt, jo ließe fich Dagegen 
einwenden, daß eine folche Auffaffung einerfeit8 den Schlußmwor- 
ten des allegirten Artikels widerfpricht, andererjeit8 aber. in ihrer 
practifchen Anwendung fi als mangelhaft erweifen würbe. 


58) Vgl. pag. 125. 
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Denn in wieweit fol im einzelnen Tall die Abficht einen Neu- 
erungsvertrag abzufchließen präcifirt werden? Berlangt man von 
den Sontrahenten, daß fie in jedem Falle ausprüdlich erklären, 
welches Rechtsverhältniß namentlich durch die Novation aufges 
hoben und welches neue namentlich an deſſen Stelle begründet 
werden fol, oder auch nur, daß fie ausdrücklich erklären an 
Stelle des alten ein neues Rechtsverhältniß abfchließen zu wollen, 
fo könnte diefen Erfordernifjen einerſeits wegen Unfenntniß ber 
rechtöwiflenfchaftlichen Begriffe im Allgemeinen, ſowie der juri- 
ftifehen termini techniei im Befonderen von den meiften Gon- 
trahenten nicht entfprochen werben, andererſeits würde fich ein 
jolche8 Vorgehen deßhalb wenig empfehlen, weil durch das ftrenge 
Feſthalten an der äußeren Form leicht ein Ueberſehen der wah, 
ven, jedoch nicht geäußerten Abficht herbeigeführt werben könnte. 

Um aber der Erfenntniß des wahren Willens möglichit 
nahe zu fommen, glauben wir den Art. 3586 in der Weiſe in- 
terpretiren zu müfjen, daß der animus novandi auf Grundlage 
des Provincialrecht8 in allen den Fällen als vorhanden anzus 
nehmen ift, wenn beide Eontrahenten entweder ausdrücdlich er- 
flärt haben das frühere RechtSverhältnig aufheben und dafür ein 
neues eingehen zu mollen, oder wenn fie ſolche Handlungen vor- 
nehmen, welche den wejentlichiten Erforberniffen und Merkmalen 
des zwifchen ihnen beſtehenden Rechtsverhältniſſes widerfprechen, 
hingegen mit den wefentlichften Erforderniffen eines anderen 
NechtSverhältniffes ühereinftimmen. 

Betrachten wir nun die beiden Fälle des Art. 3794 von 
diefem Gefichtöpunfte aus, fo finden wir, das der von dem De- 
pofitar vorgenommene Gebraudy der deponirten fungiblen Sa— 
chen folgende Wirfungen äußern muß: 

Tal 1. Hat der Deponent dem Depofitar fungible Sa 
chen zwar unverſchloſſen, jedoch ohne ‘irgend welche ausdrückliche 
Beftimmung über Rückgabe von nur ebenfoviel zur Verwahrung 
übergeben, fo liegt hierin alferding8 wegen der Natur des depo⸗ 
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nirten Gegenftandes das Recht des Gebrauches für den Em- 
pfänger, doch genügt dieſer Umftand in Anſehung der ftrengen 
Faſſung des Art. 3586 noch nicht dazu, das Vorhandenſein ei⸗ 
nes animus novandi al® „unzweifelhaft“ anzunehmen. Wir wer- 
den daher folgern müfjen, daß nach Provincialrecht, ebenfo wie 
nach gemeinem Recht, bier das bisher beſtandene depositum re- 
gulare durch den wirklichen Gebrauch der Sache in ein deposi- 
tum irregulare umgewandelt wird. 

Fall 2. Hat Dagegen der Deponent dem Depofitar fun- 
gihle Sachen unverſchloſſen übergeben, dabei aber ausdrücklich 
beftimmt, daß der Empfänger nur diefelbe Quantität oder Summe 
zurüdgeben folle, fo fann in diefer ausdrüdlichen Betonung der 
dem Empfänger auch ohne befondere Erlaubniß bereit3 zuftehen- 
den Gebrauchsbefugniß doch nichts anderes gefehen werben, als 
bie Abficht mit dem Augenblid des Gebrauches der Sache an 
Stelle des vorzüglich auf den Nutzen des Deponenten gerichte- 
ten depositum das auf den Vortheil des Acceptanten gerichtete 
mutuum treten zu lafjen. Es wird dieſes auch Dann anzuneh⸗ 
men fein, wenn abfichtlih, oder irrthümlicherweife der Vertrag 
dennoch als „Berwahrungsvertrag” bezeichnet worden ift, denn 
der Begriff eine8 Contract hängt von feinem Inhalt, von dem, 
was in ihm intendirt worden ift, nicht aber von feiner Bezeich- 
nung ab. Wir werben Daher den animus novandi, welcher im 
erſten Fall nicht vermuthet werden burfte, im vorliegenden Fall 
als einen „aus den Umftänden unzweifelhaft fich ergebenden“ 
anfehen müfjen. Der thatjächliche Gebrauch der Sache, welcher 
hier nicht in Folge ihrer Fungibilität eintritt, fondern den Eon- 
jend des Acceptanten befundet, dient alddann zur Vollendung 
der angebotenen Novation und bezeichnet Damit den Zeitpunkt 
des Ueberganges des bis dahin beftandenen depositum regulare 
in den Darlehnsvertrag. 

Wir erfehen hieraus, daß der ſoeben erörterte Fall des 
Art. 3794, von demjenigen Gefichtpuncte aus betrachtet, wel- 


1314 
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chen wir aus den provincialrechtlichen Beitimmungen über die 
Berechtigung zur Annahme einer Novation gewonnen haben, bei 
Sleichartigkeit der Vorausſetzungen, diefelben Wirkungen nach 
fich zieht, welche im Art. 3812 feſtgeſtellt find. 

Was die Beitimmungen dieſes letzteren, ſowie des Art. 
381139) im Einzelnen anbetrifft, jo ſtimmt das Provincialrecht 
in Bezug auf die Beurtheilung der in dieſen Gefekesftellen be- 
handelten Fälle der Umwandlung des depositum in. den Dar- 
lehnsvertrag mit derjenigen gemeinrechtlichen Anſchauung völlig 
überein, welche oben (pag. 123 ff) dargelegt worden ift, jo daß 
an diefer Stelle ein Hinweis auf die dafelbft befindlichen Aus- 
führungen genügen bürfte 

Die Art. 3813: und 3814 enthalten ferner Feftfegungen 
welche außerhalb des Rahmens unjerer Darftellung liegen, da 
fie au8 der Natur des Darlehns folgen und daher in dem Ab- 
jchnitt über dieſen legteren Vertrag gleichfalls anzutreffen find 80). 

Was endlich die provincialrechtliche Beurtheilung des zwei— 
ten Hauptfalle® des depositum irregulare, jowie des Uebergan—⸗ 
ges des depositum in den Leihvertrag anlangt, fo ift bier gleich- 
falls auf das im diefer Beziehung (und zwar auf pag. 126 ff) 
bereit3 ausführlicher Dargelegte zu vermweifen, weil das Provin- 
eialrecht — gleich dem gemeinen Recht — über dieſe Art des 
unregelmäßigen depositum feine fpeciellen Beftimmungen enthält, 
die allgemeinen Feftfegungen der Art. 3784 und 3585 aber, 
auf biefe Fälle angewandt, hinfichtlich der an bezeichneter Stelle 
vorgenommenen Crdrterungen feine Abweichungen erzeugen. 








59) Urt. 3812: „Zſt gleich bei der Depofition verabredet worden, 
Daß der Tepofitar, fall® er ed in Zukunft wünſchen follte, die ihm übergebe- 
nen vertretbaren Sachen benußen. dürfe, jo geht erft von dem Augenblide des 
wirflichen Gebrauches derjelben das depositum in ein Darlehn über“. — 
Art. 3811: „Bilden vertretbare Sachen den Gegenftand des Depofitums 
und dem Depofitar wird in der Folge von dem Deponenten der beliebige Ge⸗ 
braudy der Sache geftattet, jo geht, vom Augenblid der ertheilten Erlaubniß 
an, das Depoſitum in ein Darlehn über“. 

60) Bol. Prov. R. Bd. IN. Art. 3643 und 3668. 
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Sp bleibt und denn zum Schluß noch übrig das Refultat 
der in biefem Abſchnitt borgenommenen Unterfuchungen in Form 
einer Beantwortung der Eingangs aufgeftellten Frage in Kürze 
zufammenfajfen : 

I. Derjenige Aufbewahrungsvertrag, durch welchen dem 
Depofitar der Gebrauch der hinterlegten fungiblen, oder nicht 
fungiblen Sache geftattet wird, iſt zunächſt in jedem Falle als 


_ depositum zu betrachten. 


1. Mit dem Moment de wirfliden Gebraud 8 
geht aber das depositum in ein mutuum über: 

a) Wenn die fungible Sache mit der ausprüdlichen Beftimmung, 
ba der Empfänger nur diefelbe Quantität oder Summe 
zurüdzugeben jchuldig fein folle, deponirt worden ift. 

b) Wenn die fungible Sache mit der Verabredung deponirt 
worden ift, daß der Empfänger, falls er e8 in Zufunft 
wünjchen follte, den übergebenen Gegenſtand benußen dürfe. 
III. Mit dem Moment der ertheilten Erlaubniß 

geht das depositum in ein mutuum über, wenn nad) ftattge- 
habter Deponirung fungibler Sachen der Depofitar auf die &e- 
ftattung des Gebrauches derſelben ausdrüdlich angetragen bat. 
IV, Das depositum geht in ein commodatum mut 
dann über, wenn der Gebrauch der deponirten fpeciell beſtimm— 
ten Sache bei der ausdrüdlichen Erklärung beider Contrahenten 


. geftattet und angenommen worben tft, daß fie ftatt eines Hin- 
terlegungövertrages einen Leihvertrag eingehen wollen. 


V. Sm den Fällen aber, wo entweder fungible Sachen 
ohne jede ausbrüdliche Beſtimmung fchlechthin als folche depo⸗ 
nirt worden find, oder bei der Hinterlegung nicht fungibler Sa- 
chen deren Gebrauch geftattet worben ift, verwandelt ſich das 
urfprünglich beftandene depositum regulare durch den thatfäch- 
lichen Gebrauch, bzwſ. die Annahme der Geftattung desfelben in 
ein depositum irregulare, 
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V. 
Die Ehrverlekung 


| nad; dem Entwurf der Redaktionsfommillion 


des neuen Strafgeſetzbuchs für Rußland 


von 


cand. jur. Ernft von Samſon⸗Himmelſtjerna. 





Abſchnitt L 


Syſtematiſche Eintheilung des im VI. Abſchnitt 
(Bett. 72—82)*) des Entwurfs behandelten Stoffes. 


Der VII. Abfchnitt des Befonderen Theile des Entwurfs 
ber Redaktionskommiſſion eines Strafgeſetzbuchs für Rußland 
handelt von den „Ehrverlegungen (ockop6aenia)“ und bedroht 


*) Entwurf der Redaktionskommiſſion 
eines 
Strafgejegbuds für Rußland. 
Bejonderer Theil. 
VD Abſchnitt: Ehrverlegung”). 

Art. 72. Wer fi durch eine, für den Beleidigten oder für ein, wenn 
auch verftorbenes Dlitglied feiner Zamilie, ehrenrührige Behandlung oder 
Aeußerung der vorfäßlichen Beleidigung fchuldig macht, wird mit Arreft oder 
Geldſtrafe bis zu fünfhundert Rubel beftraft. 

Art. 73. Wer fi) durch Verbreitung ehrenrühriger Thatjachen, wenn 
auch in Abweſenheit ded Berlepten, der Schmähung jhuldig macht, wird mit 
Gefängniß bis zu ſechs Monaten beftraft.. 

*) Nah ber von Dr. Fr. Bretener im Uuftrage der Rebaftionstommiffion veröffent- 
lichten Ueberſetzung des ruffiichen Textes. 





137 


ala ſolche in den Artilen 72, 73 und 81 brei verbrechertfche . 


Handlungen mit Strafe. 

Solche find: 

1) Die Beleidigung im engeren Sinn: o6nna. 
Diefelbe umfaßt in Folge der Zulaſſung des Begriffs der mittel- 





Art. 74. Die Beleidigung oder Schmähung: 
1) des Oberhaupteß oder diplomatifchen Vertreters eined auswärtigen 
Staates; 

2) eines Religionddieners bei Berrichtung des Gotteddienftes oder einer 

geiftlichen Amtshandlung; 

3) einer Amtd- oder einer im öffentlichen Dienite ftehenden Perfon bei 

oder in Beranlafung der Erfüllung ihrer Obliegenbeiten ; 

4) der Mutter oder des ehelihen Vaters; 

5) in einem Erzeugniß der Preſſe, in einer Schrift oder Abbildung, 

welche mit Wiffen des Schuldigen Verbreitung gefunden; 

6) Öffentlich begangen; 

7) einer Umtöperjon bei Ausübung ihrer Dienftobliegenheiten began- 

gen, wird mit Gefängniß beitraft. 
Art. 75. Die Beleidigung wird, menn fie durch Gewalt oder durch 
eine Ehrverlegung von Seiten des Verlegten hervorgerufen worden ift, mit Geld- 
firafe biß zu 50 Rubeln beftraft. Dem Gericht flieht das Recht zu, den 
Schuldigen für ftraffrei zu erklären. 
Art. 76. Wer fich einer Ehrverlegung jhuldig madt, kann nad Er: 
meſſen des Gerichts für ftraffrei erklärt werden, wenn ſich der Berlebte an 
ihm duürch Zufügung einer Körperverlegung oder einer Ehrverletzung gerächt hat. 
Art. 77. Die Berbreitung ebrenrühriger Thatjachen gilt nicht als ver- 
brecherifch, wenn der Angeſchuldigte 
1) die Wahrheit der verbreiteten Thatſachen beweift ; oder 
2) wenn er beweift, daß die Verbreitung im ftaatlichen oder öffentli- 
hen Nutzen oder zur Bertheidigung feiner perjönlichen Ehre oder 
der Ehre jeiner Familie ftattgefunden und daß er vernünftigen 
Grund hatte, die verbreiteten Thatſachen für wahr zu halten. 

Aud in Diefen Fällen kann indeß der Angejchuldigte wegen Beleidi- 


gung beftraft werden, fofern eine joldye in der Form oder in den Umftänden - 


der Verbreitung liegt. 
Art. 789). Der Beweis der Wahrheit ift ausgejchloffen und Freijpre« 
hung kraft Art. 77 nicht geitattet, wenn die verbreitete Thatſache: 
1) ſich auf das Privat: oder Familienleben des Verleten bezieht und 
Die Berlautbarung ftattgefunden bat: durch ein Erzeugniß der 





*) Die Ueberfeßung ift ungenau, wörtlih würde der Art. 78 lauten: Der einer 
Schmähung Angeklagte kann keinen Beweis der Wahrheit führen und kann nicht, kraft Art. 77, 
freigefprochen werden, wenn der verbreitete Umftand ꝛc 


Zat 
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baren Beleidigung auch die nach dem deutſchen Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buch $ 189 als felbftftändiges Delikt zu ſtrafende „Befchimpfung 
bes Andenkens Berftorbener.” 

2) Die Shmähung: omosopenie, welche als eine 
Verbindung des Syſtems der Verleumdung und der Diffamation 
erfcheint und auch die „üble Nachrede” des $ 186 des deutſchen 
Strafgeſetzbuchs umfaßt. 
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Preſſe, eine Schrift oder Abbildung, welche mit Wiſſen des Schul⸗ 
digen verbreitet worden, oder durch eine öffentliche Rede; oder 

2) eine verbrecheriiche Handlung bilden, welche nur auf Antrag des 

Verletzten verfolgbar ift, jofern die Strafverfolgung nicht erhoben 
wurde; oder 

3) eine verbrecheriiche Handlung bildet, bezüglidy welcher ein freifpre- 

chendes Urtheil erfloffen ift; oder 
) fih auf das Oberhaupt oder den diplomatischen Vertreter eines 
auswärtigen Staates bezieht. 

Art. 79. Iſt Die Strafverfolgung wegen ber zur Laſt gelegten verbre- 
cherifchen Handlung ſchon erhoben, fo wird das Strafverfahren wegen Schmä- 
bung nicht eingeleitet, das bereits eingeleitete aber fiftirt, bis zur Fällung eines 
gerichtlichen Urtheild oder bis zu einem Einftelungsbeichluß in der Hauptjache. 

Art. 80. Ergeht eine Berurtheilung wegen Beleidigung oder Schmä⸗ 
bung, jo ſteht dem Gericht das Recht zu: 

1) das Urtbeil auf Untrag des Verlegten, nad) Maßgabe des Art. 34 

des Allgemeinen Theild, zu veröffentlichen; 

2) wenn bie Beleidigung oder Schmähung in einer periodifchen Drud- 

Ihrift und nicht zum erften Male begangen worden, die Ausgabe 
derfelben von einem bis zu ſechs Monaten zu filtiren. 


Art. 81. Wer eine wifjentlich faljche Thatſache verbreitet, welche den 
gewerblichen oder Handelskredit einer Perjon, einer Gejellihaft oder Anftalt, 
oder dad Vertrauen in die Befähigung einer Perfon, die Pflichten ihres 
Standes oder Berufes zu erfüllen, untergräbt, wird mit Arreft oder Geld- 
ftrafe bis zu fünfhundert Rubel beftraft. 

Hat die Verlautbarung durch ein Erzeugniß der Preſſe, eine Schrift 
oder Abbildung, welche mit Wiſſen des Schuldigen verbreitet worden, oder 
durch eine öffentliche Rede ftattgefunden, jo tritt Gefaͤngniß bis zu ſechs 
Monaten ein. 

Art. 82. Die Strafverfolgung wegen der in dieſem Abſchnitt vorge: 
ſehenen Handlungen wird nur auf Antrag des Verletzten erhoben, wenn aber 
die Chrverlegung gegen eine Amtöperfon begangen ift, auch auf Anzeige oder 
mit Ermädtigung ded unmittelbar Vorgejeßten. 





—— 
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3) Die Creditgefährdung. 

Durch die Ueberſchrift „Ehrverletzung“ wird infofern der 
Inhalt der nach diefem Abfchnitt zu ftrafenden Handlungen nicht 
gedeckt, als einmal die Crebitgefährbung nad) Annahme der Re- 
baktionsfommiffion ſelbſt) nicht ‚immer einen Angriff gegen 
die Ehre einer Perjon zu enthalten braucht, desgleichen auch 
bie Beleidigung eines Religionsdieners (Art. 74, 2) nit 
ale Ehrenkränkung, fondern als Mißachtung der Religion 
beftraft wird ; dann aber erjcheint die Eintheilung aus dem 
Grunde als eine zu enge, weil auch im VII. Abfchnitt des 
Entwurfs: „Offenbarung von Geheimniffen” im Art. 83 ber 
Thatbeftand folcher Vergehen behandelt wird, melche nach dem 
Geſichtspunkt der Ehrverlegung beurtheilt werben; ferner weil 
die Beleidigung von Gliedern des Katferlichen Haufes im Ent- 
wurf gleich dem geltenden Recht und dem beutfchen Strafgefeh- 
buch zur Kategorie der Staatöverbrechen gerechnet wird. Im⸗ 
merhin aber wird bie im Entwurf getroffene Eintheilung beffer 
zur Orientirung dienen fünnen, al die des geltenden ruffifchen 
Rechts, welches die unzüchtigen Handlungen (Art. 1523—1532 
bes Strafgejegbuch8) gleichfalls als Injurien jraft und in dem 
Geſetz über die von den Friedensrichtern zu verhängenden Strafen 
die perfönlichen Beleidigungen, die VBerleumdung und die Offenba- 
rung. anvertrauter Geheimniffe in der Abficht, Die Ehre Jemandes 
zu fränfen, mit den Drohungen und Gewaltthätigfeiten in einem 
Hauptftüct behandelt; und endlich fogar die Fälle der Diffama- 


. tion in das 5. Hauptftüd Ser Strafgejegbuchs: „UWebertretung 


der Preßverordnungen” verweilt. 

Die Eintheilung des Gattungsdelikts einzig und allein nach 
dem Mittel, durch welches die Ehrverlegung begangen wurde, 
wie ſolches im älteren Recht und auch in der früheren ruffifchen 
Geſetzgebung ftattfand, ift in der neueren Zeit fallen gelaffen 


1) Motive zum Entwurf. €. 537. 
10 
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worden, indem neben dem Mittel die Beichaffenheit des dolus 


in Betracht gezogen wird ?). Im geltenden ruffiichen Recht macht 
ſich jene Eintheilung nach dem Mittel allein noch in vielen Be- 
ziehungen geltend, wofür die in den verfchievenen Abfchnitten 


befindlichen und wenig einheitlichen Beftimmungen über die Ehr⸗ 


verlegungen Zeugniß ablegen; troßdem aber hat inshefondere im 
Geſetz über Die von. den Friedensrichtert zu verhängenden Strafen 
neben dem Mittel der dolus als Eintheilungsgrund mehr Be⸗ 
rüdfichtigung gefunden. 


Bei der Zerglieverung des Sattungsbenitts hat fich die Re- 
daktionskommiſſion von dem GefichtSpunft leiten laſſen, „daß fich 


ſämmtliche Angriffe gegen die Ehre auf zwei Grundtypen zurück⸗ 
führen laſſen“, nämlich?) : 

1) „Auf eine verächtliche Beurtheilung Anderer, auf die 
Meinungsäußerung durch ein Benehmen, oder durch Ausdrücke, 
welche nach den geſellſchaftlichen Anſchauungen als entehrend 
gelten, oder 

2) auf die Verbreitung von Gerüchten, welche Handlun- 
gen eined Anderen, oder gewilje auf ihn bezügliche Umſtände be- 


treffen und ihn in den Augen Dritter berabzumürdigen, feinen 


guten Ruf zu beflecfen geeignet find“. 

Trotz obiger Thatbeſtandsmerkmale dürfte ſich eine ftrenge 
Scheidung zwifchen der Beleidigung und der Schmähung nicht 
immer ergeben Fünnen; Denn während bei der Schmähung Die 
Berlautbarung vor dritten Perjonen als ein weſentliches Merk- 
mal erjcheint, ohne welches der Thatbeſtand nicht möglich ift 
(Bergl. Motive ©. 486), kann auch bei der Beleidigung, ohne 
den Begriff derjelben zu alteriren, die Verlautbarung in Gegen 
wart dritter Perfonen ftattfinden. Zu dem. genügt zum That- 
beftand der Schmähung ſchon eine zufällige Anmejenheit britter 





2) Dochow, in Holtzendorff's Handbud ©. 342. 
8) Oretener ©, 43 und 44. 
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Perſon, da eine direfte Mittheilung an Dritte nicht erforderuich 
iſt (Vergl. Gretener S. 50). | 

Der Wortlaut des Art. 73 erfordert ferner fein vorſähliches 
Ausſprengen ehrenrühriger Thatſachen, d. h. die Abſicht, welche 
darauf gerichtet iſt, dritten Perſonen gegenüber einen ehrenrüh— 
rigen Umſtand zu verbreiten, ſondern nur den Vorſatz die Ehre 
Jemandes zu verlegen, alſo dasjelbe Thatbeſtandsmerkmal, wel⸗ 
ches auch für die Beleidigung des Art. 72 verlangt wird. 

Es bliebe mithin häufig als hauptunterſcheidendes Merk⸗ 
mal zwiſchen der Beleidigung und der Schmähung das für die 
Begriffsbeſtimmung höchſt unſichere Criterium der Bezeichnung 
von näheren Angaben der ehrenrührigen Thatſachen übrig, welche 
überdies bei der Schmähung, nicht nach ihren individuellen Be— 
ſonderheiten, nach Ort, Zeit und Umſtänden bezeichnet zu werden 
brauchen *)”. Aber ſelbſt dieſes Merkmal muß dort fortfallen, 
wo dem Verletzten genau beſtimmte, ehrenrührige Thatſachen an- 
gedichtet werden, und eine Schmähung aus dem Grunde aus— 
geſchloſſen fein muß, weil feine dritte Perſon zugegen war ?). 

Ebenſo wenig wie dad Mittel der Begehung allein, kann 
auch ber Charakter der objektiv verlegenden Handlung einen 
richtigen Eintheilungsgrund des Gattungsdelikts abgeben, fondern 
e3 müßte neben bemfelben auch die Befchaffenheit des dolus in 
Berüdfichtigung gezogen werden, wie er fich in ber Handlung 
manifeftirt. Es dürfte Daher die von der Redaktionskommiſſion 
projeftirte Verbindung der Verläumdung und der üblen Nachrede 
zum Thatbeftande eines Delikts wegen der Verſchiedenheit des 
in denſelben fundgethanen verbrecherifchen Willens feine correfte 
fein. Bei einer Eintheilung des Gattungsdelikts dürfte die that- 
beſtandliche Scheivung des deutfchen Strafgeſetzbuchs in Belei- 
Digung, üble Nachrede und Verläumdung als die richtigfte und 


4) Gretener ©. 50. 
5) Motive ©. 466 und 487. 


10* 


142 


am meiften zu empfehlende erfcheinen. Unter die genannten brei 


Begriffe liegen fih ohne Schwierigkeit alle denkbaren Fälle von- 


Ehrenkränkungen fubjumiren. Auch wäre e8 durchaus: wünfchens- 
werth in Bezug auf daB Strafmaß die Berleumdungsfälle von 
denen der üblen Nachrede fchärfer auseinander zu halten. Die 
Strafe einer zu dem Zweck erlogenen und verbreiteten Thatfache, 
um den guten Ruf Jemandes zu untergraben, dürfte nicht prin- 
eipiell auf derjelben Stufe ftehen, wie diejenige für die Verbrei- 
tung eines, von Anderen als möglicher Weije wahr vernomimenen 
Gerüchts, deſſen Wahrheit der Thäter aber nicht nachzuweiſen 
vermag; dad Moment der wifjentlichen Unwahrheit weift bereits 
auf ein Dolusmerkmal, welches auf eine niederträchtige Gefin- 
nung des Verleumders deutet, deren grunbfäßlich ftrengere Be- 
ahndung ficherlich wünfchenswerth erfchiene. 


Abſchnitt IL. 
Die Beleidigung im engeren Sinn. 
A. Der Begriff der Beleidigung. 


Eine Begriffspefinition der Beleidigung giebt der Entwurf, 
entfprechend den neueren weſteuropäiſchen Geſetzbüchern nicht, 
ſondern ſtellt nur die Beleidigung begrifflich der Schmähung 
gegenüber, indem er die weſentlichſten Merkmale der letzteren im 
Wortlaut des Art. 73 angiebt. Eine Fixirung von einzelnen, 
den Begriff genauer beſtimmenden Momenten wäre vielleicht 
nicht überfläffig, „denn ber Geſetzgeber, Tann nicht auf gleich 
förmige, ficher leitende Anfichten über die Ehre bei allen Rich: 
tern rechnen ©)”. 

Die „ehrenrührige Behandlaug oder Aeußerung“ (im 





6) Freudenſtein, „Syftem ded Rechts der Ehrentränfungen” 
1880 ©. 7. 
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Art. 72) kann den Begriff der Beleidigung noch nicht vollftändig 
beftimmen. Durch eine Faſſung des Art. 72, wie ich fie im 
Anbange Art. 1 vorgefchlagen habe, wäre der Thatbeitand ge- 
nauer beterminirt, ohne daß dem richterlichen Ermeſſen ein frei- 
erer Spieltaum benommen wäre, die Volksanſchauungen, jowie 
die Umjtände des Einzelfalles zu Rathe zu ziehen ). 

Zudem würde die proponitte Faſſung durchaus nicht den 
Intentionen der Redaktionskommiſſion widerſprechen: benn die— 
felbe hebt bei der Stage, ob der Gejehgeber im Geſetze ſelbſt gewiſſe 
Begriffsmerkmale der Ehrverlegung bezeichnen fol, in den Mo- 
tiven (S. 445) ausdrüdlich hervor, daß ſolches aus dem Grunde 
erforderlich fei, „weil die Gerichtöpragiß in Injurienfachen ohne 
beftiminte -Fingerzeige Teicht der äußerften Unbeftimmtheit ver- 
fällt “. | 


B. Object der Beleidigung. 


Als Object einer Beleidigung erfcheint zunächft nur die 
Ehre einer phufifchen Perfon 9), wie fich folcheg aus dem Begriff 
der Ehre, als eined perfünlichen Recht? auf Achtung der fittlichen 
Perfönlichkeit ergeben muß. | 
Die in der Theorie des Strafrechts fonft unbeftrittene 
Regel, daß jede Individuum Objekt einer Beleidigung fein 
Tann, unterliegt fowohl im geltenden ruſſiſchen Recht, als auch 
in ben Beitimmungen der Redaktionskommiſſion bedeutenden 
Mopdificationen: hier wie dort fol die Beleidigung eines Abmwe- 
. jenden (savgnaa o6mna) feine Strafe verwirfen können. & 
enthält dieſes Princip eine Begriffsbeſchränkung der Beleidigung, 


7) Bergl. hierzu Mittermaier in Weidtesd Nectölerikon 
S. 880 > | | 

8) Ueber die Begriffäpefchränfungen in Beziehung auf das Object ſiehe 
unten „Object der Beleidigung". - 

9), Motive ©, 472. 
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wie fie feinem der übrigen europäifchen Gejegbücher bekannt ift, 
und wie fie wohl einzig in ihrer Art dajteht. 

Im Entwurf feldft ift nicht einmal angeveutet, daß ein 
Abweſender untaugliches Objekt einer Beleidigung ift. Gleich 
dem Strafgeſetzbuch enthält auch das Friedensrichtergejek feine 
direkten Beftimmungen hierüber; inbeffen ift wiederholt vom 
Criminal = Caffationd - Departement des Senat® der Grundfak 
ausgefpeochen worden, daß die mündliche Beleidigung eines Ab- 
weſenden nicht ſtrafbar iſt 9). Ein direkter Hinweis auf dieſes 
Princip im Wortlaut des Art. 72 wäre unbebingt erforderlich, da 
dasſelbe eine Begriffsbeſchränkung involvirt, ‘wie fie fich feines- 
wegs von jelbft verfteht und auch nirgends‘ Durch Die Theorie 
ergänzt werben kann 1, | | 

Daß der Art. 73 dur) die Worte: „wenn auch in Abwe⸗ 
fenheit des Verletzten“ einen indirecten Schluß auf das Vorhan⸗ 
denjein jenes Princip8 geftattet, wie bie Redaktionskommiſſion es 
annimmt, könnte nicht genügen und ſich zu dem auch aus bey 
Zufammenhange beider Artifel (72 und 73) noch nicht von felbft 
ergehen, denn e8 wäre eine Interpetation jener Worte in dem 
Sinne näher liegend, daß durch diefelben bloß der Thatbeftand 
der Schmähung charakterifirt werden fol. Durch den Mangel 








10) Vgl. Motive ©. 470; ferner Taganzef S. 150. Erläuterun⸗ 
gen zum Strafgeſetzbuch. 

11) Aus der Faſſung des Art. 72, wie fie Schütze (S. deſſen Ab- 
handlung, „zur. Kritit des Entwurfs eined Strafgeſetzbuchs für Rußland“, 
S. 28 ff) vorſchlägt: „Wer vorläglich einem Anderen feine Mißachtung 
desjelben oder eines, wenngleich verftorbenen Mitglieded der: Familie deöjelben 
fundgiebt, wird wegen Beleidigung mit 2c. beftraft‘‘, könnte fi noch nichtg 
deutlich genug ergeben, „daß die Kundgebung dem unmittelbar oder mittelbar 
zu Kränkenden gegenüber gejchehen fein muß”. Zuden würde, wenn aud aus 
dieſer Fafſung erfichtlih wäre, daß die Kundgebung dem Beleidigten gegen- 
über audgedrüdt werden muß, dem Umftande nidht Rechnung getragen, dag 
die Motive aud die Möglichkeit einer ſchriftlichen Beleidigung anerkennen, bei 
weicher die Anweſenheit ded Beleidigten gar nicht erforderlicy jft. Es brauchte 
aljo die Beleidigung nicht immer in Gegenwart des zu Kräntenden ſelbſt zu 
erfolgen. 
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einer ausdrücklichen Betonung dieſes Princips wäre der Richter 
in der Lage dad Geſetz nicht ohne Hülfe der Motive, oder einer 
anderweitigen Literatur anzumenden, was insbeſondere in An- 
betracht des Umſtandes nicht zweckdienlich erfcheinen dürfte, daß 
eine juriftiiche Vorbildung bei dem Friedensrichter, welcher für 
alle Injurienproceffe Die competente Inſtanz bildet, nicht ver- 
langt wid. 

Was nun das Weſen jened Prineips, eine hinterrüc® be- 
gangene Beleidigung für ftraffrei zu erflären, anbetrifft, fo er- 
jcheint die Berechtigung eines folchen ftrafrechtlichen Satzes nach 
-Teiner. Seite und nach feinem einzigen Gefichtöpunfte aus zu 
begründen. Wenn eine derartige Beleidigung für ftraflos. er 
klärt wird, fo fteht das in directem Wiberfpruch mit dem von 
ber neueren Theorie adoptirten Sabe des römifchen Rechts: 
| „Pati quis injuriam, etiamsi non sentiat, potest !2)'*. 
„Zur Beleidigung“, bemerkt in diefer Hinfiht Doch o w (in 
Holtzendorffs Handbuch S. 388) fehr treffend, „it nicht 
erforberlih, Daß der Beleidigte fich verlegt gefühlt hat. -Das 
Gefühl des Beleidigten entjcheidet nur darüber, ob die Beleidi- 
gung verfolgt werben ſoll, oder nicht, aber nicht Darüber, ob eine 
Beleidigung Überhaupt vorhanden iſt. Es würde dies eines ber 
unficherften Kriterien für den Begriff ber Beleidigung fein”. 

Für die fchriftliche Injurie wird überdies der Begriff der— 
felben von dem Gefühl des Verlegten in unferem Recht in fofern 
nicht abhängig gemacht, als für die Vollendung derfelben das 
Durchlefen des injuriöfen Inhalts gar nicht verlangt wird ). 
Die Möglichkeit, daß durch eine einfache fehriftliche Injurie ein 
Abweſender beleidigt: werben Tann, hat bereit3 das Princip durch⸗ 
brochen, denn ein Unterfchied zwifchen biefer und der hinterrücks 
‚begangenen Beleidigung würde nur in Bezug auf das Mittel ber 








' 12) L. 3. $ 2. D. de injuriis et famosis libellis 47,10. 
13) Bergl. Motive ©. 472. 
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Berlegung vorhanden fein; das Mittel allein aber Kann nicht 
ven Begriff der Handlung beftimmen, d. h. ob biefelbe eine 
rechtmäßige ift, oder nicht. 
Eine unausbleibliche Folge muß bei der Straflofigfeit ver 


Beleidigung eines Abwefenden darin beftehen, daß der Delikts⸗ 


charakter der Handlung in einem hefonderen Umfange von der 


Handlungsfähigfeit des Verlegten abhängig werden muß, fo daß 


nach Analogie der Straflofigfeit der Beleidigung eines Abmwe- 
fenden auch Kinder, Geiftesfrante, Perſonen, welche fich in einem 
bewußtlofen Zuftande befinden ꝛc. von den Motiven als untaug- 
liche Objekte einer Beleidigung bezeichnet werben. 

Auf Grund der Annahme einer gemeinf amen Familienehre 


entſchied der Senat, daß die Beleidigung eines Abweſenden nur 


in dem Fall verfolgt werden kann, wenn ſie in Gegenwart: der 
Verwandten des Abmejenden erfolgte ). Das Unzulängliche 
dieſes Schutzes, welcher durch die Zulafjung des Begriffd der 
mittelbaren Injurie geboten wird, Liegt auf der Hand. 

Nach der bisherigen Praxis der Criminal-Cafjations-De: 
partements des Senat? erſtreckt fich Die Straflofigfeit einer hin- 
terrücks begangenen Beleidigung fogar joweit, daß Diefelbe auch 
in dem Falle angenommen werben fol, imo. ber Beleidiger Te 
manden den Auftrag ertheilte, die verächtliche Kundgebung dem 
Abweſenden zu übermitteln '), 

Die Redaktionskommiſſion hat mit fo vielen althetgebrach— 
ten Prineipen des geltenden Rechts, welche ſich als unhaltbar 
erwieſen, gebrochen; wenn ſie nun dieſes Princip aufrecht er- 
halten will, weil e8 „in der Praxis fo feſtgewurzelt ift“,. fo Dürfte 
das an fich noch ‚Feine hinreichende Veranlaffung fein, einen 


14) Bergl. Zaganzef, ©. 150. 

15) In dieſer Beziehung jcheint die Senatprarid eine (ömantende de: 
wefen"zu jein (TZaganzef, N. %9, ©. 151). 

Lochwitzk y führt in feinem Lehrbuch ©. 602 leider ohne Angaben 
der Quellen einen Fall an, der im entgegengejegten Sinn entjchieden worden ift. 
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Grundſatz nicht auszurotten, welcher, ganz abgeſehen von ſeinen 
eigenen Mängeln, in ſo vielen Beziehungen Conſequenzen zur 
Folge hat, welche gleichfalls nicht zu rechtfertigen ſind und unſe— 
ren Anſchauungen nicht entſprechen. 

Liegt Doch in dem Ausdruck „hinterrücks“ (saouno) nicht 
vielmehr ein Merkmal, welches die Strafbarkeit der dadurch an- 
gedeuteten Begehung erhöhen follte, anftatt die Strafe aüszu— 
ſchließen. 

Abgeſehen von den Ausnahmen, welche durch die Straf- 
Iofigkeit der Beleidigung eines Abweſenden .entjtehen, giebt es 
nach unjerem Recht in Beziehung auf Das Object einer DBelei- 
digung noch andere wejentlihe Modificationen im Vergleich zur 
Theorie. Diefelben laſſen ſich weniger auf den Begriff der Be- 
leivigung, als auf: andere Umftände zurüdführen. Hierher ge- 
hören zunächft die Beleidigungen zwifchen Ehegatten, bei welchen 
durch die Auffaffung des ruſſiſchen Rechts über das Wefen der 
ehelichen Beziehungen nicht unbedeutende Abweichungen von der 


- Theorie verurfacht werden. Gleich dem beutfchen Reichsſtrafge— 


fegbuch, dem code penal und dem geltenden ruffifchen Recht ent- 
hält auch der Entwurf der Redaktionskommiſſion im Wortlaut 
des Geſetzes keine fperiellen Vorſchriften über Ehrverlegungen 
zwiſchen Ehegatten. Während es ſich nach deutſchen und fran- 
zöſiſchen Recht, wenn. auch nicht principiell, fo Doch nach der 
Praxis des Gerichtsgebrauchs!6), feftftellen läßt, daß folche Ehren- 
kränkungen nicht ftraflo8 bleiben müffen, hat das Criminal-Caf- 
jationd-Departement des Senats dieſe Frage dahin entſchieden, 
daß Beleidigungen zwifchen Ehegatten, al® mit dem Weſen der 
ehelichen Beziehungen unvereinbar, nicht unter Strafe geftellt 
werden Tonnen !). Eine Klage des einen Ehegatten gegen den 


anderen ift, abgefehen von ben Verleumbungen zwifchen den 


. 16) Oppenhoff, Commentar, Note 8 zu 8 185, ferner Motive 
©. 462 Anmerkung. 
17) Zaganzef ©. 147. 
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Ehegatten, dem Falle eines groben Mißbrauch der ehelichen 
Gewalt und der Verlegung der ehelichen Pflichten (nach Art. 
1583 - 1585 des Strafgeſetzbuchs), nur dann geſtattet, wenn die 
Beleidigung an einem öffentlichen Orte begangen wird, oder die 
Handlung den Charakter einer Gewaltthätigfeit hat i0). 

Diefe Grenze, welche Die Senatspraxis gezogen, und welcher 
fih auch der Redaktionskommiſſion angefchloffen hat !'”), dürfte 
als eine zu enge bezeichnet werden, „Die Gemeinjamfeit - der 
Intereſſen“, heißt e8 in den Motiven, „die Nothwendigkeit ge- 
genfeitiger Conceffionen, die Einheit der Ehre läßt die Ernie- 
drigung des einen Ehegatten durch eine verächtliche Behandlung 
des Andern als undenkbar erjcheinen”, 

Anders verhält es ſich mit der Verleumdung. Dieſelbe ſoll 
nach den Beſtimmungen des geltenden Rechts, wie auch nach 
Anſchauung der Redaktionskommiſſion, recht wohl eine Klage be- 


gründen können, weil durch eine Verleumdung ber gute Ruf, 


welcher nicht, wie die Familienehre, ein Gemeingut beider Ehe⸗ 


gatten bildet, verlegt wird, und derjelbe eine gerichtliche Wieder⸗ 


herſtellung im Falle einer Verlegung erheiſcht ?0). 

Es dürfte wohl kaum einem Zweifel unterliegen, daß auch 
einfache Beleidigungen zwiſchen Ehegatten, als Ausdruck einer 
Verachtung kundthuenden Geſinnung, recht wohl geeignet wären 
„die Einheit der Ehre“ und die „Gemeinſamkeit der Intereſſen“ 
aufzuheben, oder doch mindeſtens zu alteriren, ſo daß von einer 
Einheit der Familienehre, welche doch nur in ſoweit vorhanden 
ſein dürfte, als ſie mit der perſönlichen Ehre der einzelnen Fa— 
milienglieder zuſammenfällt, nicht mehr die Rede ſein tann. Auch 


„die Nothwendigkeit gegenſeitiger Conceſſionen⸗ dürfte ſich nicht 


18) Taganzef, Erläuterungen zum Friedensrichtergeſetz ©. 148, 
19) Motive ©. 461 ff. Die Anfchauung, daB ſolche Beleidigungen 

nicht ftrafbar find, theilt auh.Netljudom. ern I S. 13. 
20) Motive S. 462. 
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auf einen Verzicht der Ehrenrechte ausdehnen laffen, denn als 
nicht8 Anderes Könnte es erfcheinen, wenn die: Motive eine Cr- 
niedrigung des einen Ehegatten durch die verächtliche Behandlung 
des anderen für undenkbar erklären. Es würde das mit dem 
Begriff der Ehre — eines höchft perfönlichen Recht — in ftrif- 
tem Widerfpruch jtehen. 


Diefe Beſchränkung rücfichtlich der Annahme von 1 Magen 
eined Ehegatten gegen den anderen wirb durch das noch in der 
Geſetzgebung Peters des Großen ausdrüdlich anerkannte Straf: 
vecht des Ehemanns über feine Ehefrau erflärlich.. Diefes hifto- 
riſch entwickelte Recht ift zwar im Swod Sakonow nicht mehr 
namhaft gemacht worden, dürfte aber, als auf den Sitten de 
Volkes beruhend, nicht fo fchnell auszurotten geweſen fein ?'). 


Die in der Theorie ftreitige Frage, in wieweit juriftifche 
Perfonen und eine Sollektivperfönlichleit Gegenftand einer Ehr- 
verlegung zu fein vermögen 2°), entjcheidet die Redaktionskommiſ⸗ 
fon in richtiger Weife dahin, daß, weil zunächſt nur die Ehre 
einer phyſiſchen Perſon Object einer Ehrenfränfung fein kann, bei 


einer Collektivperſönlichkeit ſolches nur in foweit möglich ift, 


als ein vermögensrechtliches Intereſſe angegriffen wird, oder 
bie Verlegung gegen die Organe bed Staats gerichtet iſt ). 
Bei dem erjten, im Art. 81 des Entwurfd näher behandelten 
Fall würde der Gefichtspunft einer Chrverlegung ganz aus- 
ſcheiden, und beim‘ zweiten Fall würde eine ideale Concurrenz 
vorliegen, fo daß bier feine Ausnahmen von der Regel, daß 


‘eine Golleftioperfönlichkeit nicht Objekt einer- Ehrverlegung fein 


fann, angenommen zu werden brauchten?*). Durch dieſe Beſtim⸗ 


| 21) Bergl. hierzu Taganzef ©. 147. 
22) Hugo Meyer, Lehrbuch des Strafrechts S. 413 u, 414. 
235) Motive ©. 475 und 476. 


24) Bergl. über die Ausnahme von dieſer Regel nad) $ 196 u. s 197 
des deutſchen Strafgeſetzbuchs Doch ow S. 338 und 339. 
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mung wäre die Möglichkeit einer Ehrverletzung der einzelnen 
Mitglieder der colleftiven Einheit nicht außgefchloffen und dürfte 
daher, wie auch nach deutſchem Recht 25), jedem Einzelnen der 
Mitglieder ein Klagerecht zuftehen. Der Entwurf wird mit 
Rückſicht darauf, daß juriftifche Perfonen als folche nicht Object 
einer Beleidigung fein künnen, im Vergleich zum geltenden ruf- 
fifchen Recht, welches im Art. 1039 und Art. 1040 des Straf 
geſetzbuchs auch juriftifche Verfonen als mögliches Objekt einer 
Ehrenkränkung anerkannt, eine nicht unweſentliche Neuerung auf⸗ 
weiſen. 

Von beſonderer Wichtigkeit wird bei einer Ehrentränkung 
von mehreren Perſonen, wenn dieſelbe gleichzeitig erfolgte, die 
Frage hinſichtlich der Strafe. Das Criminal-Caſſations⸗Depar⸗ 
tement des Senats hat in dieſer Beziehung feſtgeſtellt, daß die 
Strafe nach den Regeln der Coneurrenz zugemeſſen werben fol 9. 
Die Motive heben nur bhinfichtlich der mittelharen Beleidigung, 
durch welche mehrere Perfonen verlegt wurden, hervor, daß jede 
verfelben ein ſelbſtſtändiges Klagerecht haben ſoll?), ob in Be- 
zug auf die Strafzumeſſung hier gleichfalls, wie nach geltendem 
Recht, die Regeln über Die Eoncurrenz zur Anwendung gelangen 
müſſen, ift in den Motiven nicht betont worden; jedoch Tönnte 

hier nad) Art. 53 des allgemeinen Theil des Entwurfs der Fall 
_ einer Concurrenz überhaupt nicht angenommen werben, weil es 
ſich bei einer derartigen gleichzeitigen Ehrverlegung mehrerer Per⸗ 
fonen nicht um mehrere, fondern nur um eine einzige verbreche⸗ 
riſche Handlung handelt, und der dolus fich nicht in eine Mehr: 
beit von verbrecherifchen Willen zerlegen laſſen kann, fo daß in 
Folge der Einheit der That nur ein einzige8 Strafgefeß verlett 
worden fein ann, und demnach weder eine zwei⸗ ober mehrma— 


— 





25) Vergl. bierüber Oppenho ar Gommentr, Note 6 zu $ 185. 
26) Taganzef S. 150. 
27) Motive S. 481. 





151 


lige Beftrafung, noch auch eine höhere Strafe zugelaffen werben 
bürfte 29-29), | 

Daß auch Perfonen, welche zum Berluft von Standesrech- 
ten verurtheilt worden find, Object einer Beleidigung, wie auch 
einer Ehrverlegung überhaupt, zu fein vermögen, dürfte, obfchon 
die Motive feine Auskunft hierüber ertheilen, wohl kaum einem 
Zweifel unterliegen, weil auch nach unferem Recht durch die Ab- 
erfennung der bürgerlichen Ehrentechte nur einzelne Rechte ver- 
Ioren gehen, nicht aber die fittliche Perfünkichkeit als folche für 
verloren erklärt werden. Tann. 

In der richtigen Erwägung, daß Verſtorbene der Rechts- 
. fähigfeit und mithin auch des Rechts auf Ehre entbehren , bat 
bie Rebaltionsfommiffion die Verftorbenen felbft für untaugliche 
Dbjecte einer Ehrverlegung erklärt ?%); da aber unfer Pietäts- 
gefühl troßdem eine Beftrafung folcher Beleidigungen erheifcht, 
fo entſchied fich Die Redaktionstommiffton, in dieſer Hinficht die 
Beftimmungen des geltenden Rechts beizubehalten und den Be— 
griff der mittelbaren Injurie zuzulafien, jo daß den nächſten An- 
verwandten des Verſtorbenen ein Antragsrecht auf Beitrafung 
zujteht, und fie zudem bei der Zufügung der Beleidigung zuge- 
gen fein müſſen, wenn nicht die Ehrverlegung in einer Schmähung 
beſteht, welche jedoch nach den für die mittelbare Beleidigung 
feftgeftellten Regeln nur als Beleivigung geftraft werben fann ?"). 

„Der Tod“, heißt ed in den Motiven, „weit entfernt bie 
Familienbande zu zerftüren, knüpft biefelben hinfichtlich der Fa— 
milienehre noch enger; der unbefcholtene Ruf des Berftorbenen, 


28) Bergl. hierzu Freudenftein S. 53 u. 55, contra Berner 
©. 443, 
29) Doch ow ©. 338 nimmt an, daß bei einer derartigen Ehrver: 
legung nur eine Strafe verhängt werden kann, die jedoch unter Berüdfichti- 
gung der Mehrheit der verlegten Perjonen feftzuftellen jet. 
30) Motive ©. 479. 
31) Motive ©. 481. 
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welcher der Mittel der Selbftvertheidigung entbehrt, wird nicht 
nur für die Hinterlafjenen theurer, ſondern verwächft noch inni- 
ger mit ihrer eigenen Ehre ??)“. | 

 - Bon einem ganz anderen GefichtSpunfte ſtraft das deutſche 
Strafgeſetzbuch die Ehrenkränkung eines Todten; nach S 189 
deſſelben wird nicht der Angriff gegen die Ehre, ſondern gegen 


das Andenken des Verſtorbenen geahndet. Wenn das deutſche 


Strafgeſetzbuch die Beſchimpfung, reſp. Verleumdung des Anden⸗ 
kens weniger ſtreng beſtraft, als die eines Lebenden, ſo geht es 
dabei von dem Gedanken aus, daß es ſich nur um ein „Analo- 
gon der Verleumdung“ handelt?7. Der Kreis der: Antragsbe⸗ 
rechtigten des $ 189 des deutſchen Strafgefeßbuchs ift in den 
Motiven 3*) in fofern erweitert, als auch die Brüder und Schwer 
ftern, außer den Eltern, Kindern und dem Ehegatten des Ber: 
ftorbenen zur Klageerhebung befugt find. 


In Anbetracht de8 Umftandes, daß der unbejcholtene Auf 
eines Berjtorbenen nicht. bloß deſſen nächiten Angehörigen theu- 
rer wird, fondern auch eine Verlegung des Pietätsgefühls an- 
derer, dem Verftorbenen etwa durch Freundſchaftsbande fehr nahe: 
ftehenden Perjonen recht wohl denkbar ift, wäre eine Erweite- 
rung des Klagerecht8 duraus wünſchenswerth. Es würde un- 
jerem verlegten Pietätsgefühl in einem bedeutend weiteren Um- 
fange Satisfaltion gewährt werden, wenn die Redaktionskom⸗ 
miſſion die Beſchimpfung Verſtorbener von einem anderen Ge- 
ſichtspunkte, etwa dem der Verletzung des religidfen oder Pietäts- 
gefühls, ftrafen wollte, wie ſolches bereit3 früher im preuſſiſchen 
Strafgefegbuch gefchehen ift 95), Durch die hierdurch ermöglichte 


— 


32) Öretener ©. 48. 

33) Vergl. hierzu Berner, Lehrbuch des Strafrechts S. 458, 
ferner Doch o w ©. 385, contra 9. Meyer ©. 414 Anmert. 6. 

34) Motive ©. 481. 

35) Vergl. hierzu Fr. Meyer, Motive zum Strafgefekbüch des nord⸗ 
deutſchen Bundes ©. 153 und 154. 
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Erweiterung des Klagerechts würde unfer Pietätögefühl jedenfalls 
gegen rohe Verlegungen vollfommen geſchützt werben können, ohne 
daß dabei die freie Beurtheilung hiftorifcher Perfünlichkeiten be- 
hindert zu werben brauchte 2°). | 


C. Die mittelbare Beleidigung. 


Im Art. 72 des Entwurfs ift der Begriff der mittelharen 
Beleidigung, der Tradition. des geltenden Rechts gemäß, aner- 
fannt worden ?. Ihre Begründung foll die mittelbare Belei— 
digung in dem Gebanfen finden, daß eine Perſon Durch bie 
Ehrenkränkung eines Gliedes ihrer Familie ſich in ihrer Ehre 
mit verlegt fühlt. | 

Eine mittelbare Beleidigung in diefem Sinn ift dem deut- 
ſchen Strafgefeßbuch nicht befannt, und wenn die Ehemänner 
und Väter im $ 195 ein Antragsrecht auf Beftrafung haben, fo 
fteht ihnen ſolches nur als Vertreter Anderer, nicht aber ala 
Beleidigten zu *). Da die mittelbare Beleidigung als eine Ber 
leidigung des fich in feiner Ehre mitverlegt fühlenden Klägers 
beftraft wird, ſo erfcheint Die Unmöglichteit der ftrafrechtlichen 
Verfolgung durch den unmittelbar Beleidigten als Bedingung 
der Klageerhebung des mittelbar Verlegten, als eine Bejtimmung 
welche die Einheit der Familienehre nur al8 eine bedingte aner- 
kennt, d. 5. fie wird vom Gefühl des mittelbar Verlegten in 
einer Weiſe abhängig gemacht, daß das wirkliche Vorhandenſein 
biefer Einheit, zufolge der bloß bebingungsmeifen Möglichkeit 
ihrer Verlegung, problematifch wird. 

Für die Annahme, daß die Familienehre nicht Die Natur 
einer moralifchen Einheit haben kann, fondern eigentlich nicht 
von der Ehre der einzelnen Familienglieder Verſchiedenes zu fein 


36) Freudenſtein ©. 42 ff; ferner Fr. Meyer ©. 155, 
38) Motive S. 479 ff. 
39) Oppenhoff, Commentar, Note 8 zu $ 188. 
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vermag, mithin nur eine Fünftliche Conſtruktion ift, dafür ſpricht 
der Umftand, daß in den Motiven der Auffaffung Raum gege- 
ben wird, daß Durch ein und dieſelbe Handlung denſelben Per- 
fonen gegenüber der Thatbeſtand zweier Vergehen — der Belei- 
digung fowohl al8 auch der Schmähung — erfüllt werden kann. 
Denn als nichts Andere bürfte Doch Die in den Motiven 
(S. 481, 3) enthaltene Beftimmung erfcheinen: „Die Ehever- 
letzung eine8 Samilienglieded erjcheint geggnüber dem mittelbar 


Beleidigten ſtets als eine Beleidigung im technifchen Sinne, 


auch wenn fie fich gegenüber dem unmittelbar Berlegten als 
Schmähung qualifictten würde”. Wäre bie Familienehre ein 
einheitlicher Rechtsbegriff, jo müßte e8 conjequenter Weife zufolge 


der Einheit des angegriffenen Objekts auch eine mittelb are. 


Schmähung geben. 

Der Begriff der mittelbaren Beleidigung erſcheint als ein, 
wenn auch durchaus unzureichendes, Surrogat für den in unfe- 
rem Necht angenommenen Grundfaß der Straflofigfeit einer hin- 
terrücl8 begangenen Beleidigung. Bei einem Ausſcheiden Diefes 
Prineips hätte die Redaktionskommiſſion den Begriff der mittel- 
baren Beleidigung, wie folches auch im deutſchen Strafgefeßbuc) 
gefchehen ift, vollfommen vermeiden fünnen. Allerdings hätte 
alsdann die Beleidigung eine Verftorbenen nicht aus dem Ge- 
ſichtspunkt der fich in ihrer Ehre mitverlegt fühlenden Angehd- 
rigen geahndet werden dürfen, fondern aus dem des religidfen 
reſp. Pietätsgefühls. - 


D. Die Handlung. - 

Die Handlung. befteht in einer „ehrenrührigen Behandlung 
oder Aeußerung“, d. h. alfo in einer widerrechtlichen Kundge- 
bung einer Verachtung ausdrüdenden Gefinnung. gegenüber dem 
Beleidigten. Was im concreten Falle dazu gehört, damit der 
Ihatbeitand der Beleidigung erfüllt werde, darüber kann nur ber 
Richter der Thatfrage eine Entſcheidung fällen, welcher bei ber 
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Beurtheilung alle eonereten Thatumftände zu berüdfichtigen hat *9, 
Dem Begriff der Beleidigung gemäß werden bloße Unhöffichkei- 
ten, Grobheiten u. f. w. den Thatbeftand einer Beleidigung noch 
nicht erfüllen können, weil dieſelben eine Erniedrigung ber fitt- 
lichen Würde nicht inpolviren. Ob auch der Entwurf, wie das 
geltende ruffifche Recht *'), Unhoflichfeiten und grobes Benehmen 
unter Strafe ftellen wird, muß noch dahin geftellt bleiben, wäre 
aber wohl faum zu erwarten. 

Gleich dem deutſchen Strafgefeßbuch 2) betont auch - der 
Art. 72 des Entwurfs nicht da8 Moment ver Rechts widrig— 
feit als eines Thatheftandserfordernifjes. Das Hervorheben der 
Nechtewidrigfeit wäre an fich nicht erfordlich, denn mer zu einer 
Kundgebung berechtigt ift, begeht durch dieſelbe noch Fein Unrecht, 
wenn er nur die Grenzen dieſes Rechtes nicht überfchreitet. 
Vergl. hierzu: Dochow in Holtzendorffs Handbuch 
des Strafrechts S. 345). Die Betonung der Rechtswibrigfeit 
im Art. 72 wäre in Anbetracht des Umftandes durchaus erfor- 
berlich, daß e8 nad unjerem Rechte auh nicht rechtswi— 
brige Beleidigungen giebt, obſchon ſonſt alle Thatbeftandserforber- 


40) Gretener ©. 44. 


41) Das geltende Recht hat in ſehr cafuiftifcher und doch unvollkom⸗ 
mener Weiſe feſtgeſetzt, daB eine grobe Behandlung von Pafjagieren jeitens 


Poſthaltern, Fuhrleuten ꝛc. (Art. 100 des Friedensrichtergejeges), ferner Grob- 


heit von Sefellen gegen ihre Meifter (Urt. 1374), und eine Nichtachtung gegen 
den Meifter und deſſen Familie feitend eines Lehrlings (Art. 1377 des Straf- 
gejegbuches) ftrafbar jei; außer den genannten Fällen verwirkt nach geltendem 
Recht eine Unhöflichkeit ꝛc. Teine Strafe. 

42) Wenn Freudenftein ©. 7 fagt, daß im $ 185 des Deutjchen 
Strafgejegbuchs das Moment der Rechtöwidrigfeit nicht verſchwiegen geblieben 
fei, und den Worten: „Wer einen Anderen beleidigt‘ die Bedeutung giebt; 
„ein Leid zufügt‘ und dabei behauptet, daß die Zufügung eines Leides nie- 
mals rechtmäßig jein fann, jo dürfte das nicht ganz richtig fein und außer: 
dem im Widerſpruch zu feinen eigenen Worten ftehen, nämlich daß audy eine 
berechtigte Kundgebung die objective Folge haben kann, daB der Behandelte in 
den Augen Dritter herabgejeßt werden kann, mithin ihm alſo doch berechtigter 
Weiſe ein Leid zugefügt wird. 

Zeitſchrift f. Rechtswiff. Ig. IX, H. 2 u. 3 11 
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niſſe vorhanden find (Vergl. hierzu: Beleidigung eines Abweſen⸗ 
den, ſowie Beleidigung zwiſchen Ehegatten S. 143 ff) ). 

Eine geſetzliche Beſtimmung, wie bie des 8 193 des Deut- 
ſchen Strafgeſetzbuchs, wäre nach den oben (S. 155) angeführten 
Argumentationen nicht abſolut erforderlich; immerhin aber würde 
die Aufnahme eines ähnlichen Artifel8 im Entwurf dem Richter 
zur Orientirung dienen können. Die Redaktionskommiſſion hält 
die Ereirung eines Artifeld, wie des $ 195 für überflüffig, weil 
es fich „aus dem Begriffe der Beleidigung“ einerfeits, und „aus 
der Natur der wiffenfchaftlichen und künſtleriſchen Kritik” anderer- 
feit8 ergiebt, daß die im S 193 des deutſchen Strafgeſetzbuchs 
angeführten Fälle „an fich eine Beleidigung nicht in fich ſchlie— 
Ben“ (Gretener ©. 44). Hiernach würde die Widerrechtlich- 
feit der Handlung auch nad) dem Entwurf in folgenden Fällen 
fortfallen, fofern nicht die Form unter welcher fie erfolgte, eine 
beleidigende war: 

1) Tadelnde Urtheile über wifjenfchaftliche, Tünftlerifche 
oder gewerbliche Leiftungen. | 

2) Aeußerungen, welche zur Ausführung oder Vertheidigung 
von Rechten, oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ge= 
macht werben. 

3) Vorhaltungen und Rügen der Vorgefehten gegen ihre 
Untergebenen. 

4) Dienftliche Anzeigen oder Urtheile von Seiten eines 
Beamten und fchlieklich: 

5) ähnliche Fälle. Hiermit foll Rangedeutet werben, daß 
die namhaft gemachten Fälle nur als Beifpiele angejehen wer- 


43) In meinem „Verſuch eine® Entwurfs” (Art. 1) babe ich die 
„NRechtöwidrigfeit” ald Thatbeftandderforderniß fortgelafjen, weil in Folge der 
im Art. 1 gegebenen Begriffedefinition der Beleidigung eine Betonung der 
Rechtöwidrigkeit ein superfluum wäre und ich zudem auch Abwefende und 
Ehegatten untereinander als mögliche Object einer Beleidigung anerkannt 
wiſſen will. 


rn 
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den können. Es würden hierher z. B. Ermahnüngen eines Geift- 
lichen gehören, ferner Beleidigungen von Kindern fetten® ihrer 
Eltern; nur daß hier auch eine beleidigende Form nicht ftraf- 
bar erfcheint. Sp entſchied auch der Senat, und die Motive 
Schließen fih (S. 461) dieſer Anficht gleichfall® an. 

Daf die Aufnahme obiger Beitimmungen doch nicht jo ganz 
überflüfftg erjcheint, al8 die Redaktionskommiſſion e8 annimmt, 
jei in Folgendem näher erörtert: 

„Die Aeußerung, welche zur Ausführung von Rechten oder 
zur Wahrnehmung berechtigter Interefjen gemacht werben”, wür⸗ 
den nad) Obigem nicht als beleidigend gelten. 

Trotzdem aber muß es nach den Motiven zweifelhaft blei- 
ben, ob eine folche Aeußerung zur Vertheidigung ftrafbar ift 
oder nicht. 

Nehmen wir ein Beifpiel, bei welchem der Widerfpruch 
zwifchen der durch Annahme des $ 193 mit anerkannten Regel 
daß die Aeußerung zur Vertheidigung eines Rechts — bier eine, 
Ehrenrechts — ftraflos ift, und zwifchen dem Art. 77, 2 des 
Entwurfs erkennbar wird. In dem legtgenannten Art. heißt es: 
die Verbreitung ehrenrühriger Thatfachen gilt nicht als verbre- 
cheriſch, wenn der Angejchuldigte beweilt, daß Die Verbreitung 
zur. Bertheidigung feiner perfünlichen Ehre oder der Ehre feiner 
Familie ftattgefunden hat, und er vernünftigen Grund hatte, die 
verbreiteten Thatfachen für wahr zu halten. A, welcher des Dieb- 
ſtahls verdächtigt wird, weil er mit dem Diebsgut betroffen wurde, 
jtelt vor Gericht Die Behauptung auf, er habe das geftohlene 
Gut von B gefauft, welcher dafjelbe geftohlen habe. Nach ber 
im $ 193 enthaltenen Regel müßte hier ganz ohne Rüdficht dar- 
auf, ob die Behauptung erweislich wahr ift oder nicht, Die Rechts⸗ 
widrigkeit derfelben fortfallen ; nach Art. 77, 2 hingegen könnte 
eine Sreifprechung des A nur in dem Falle erfolgen, wenn er 
vernünftigen Grund hatte feine Behauptung für wahr zu halten. 

Wenn die Motive (S. 462 ff) ferner die Kraft zuftehender 

11* 
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Disciplinarbefugniß ertheilten Rügen, tadelnden Bemerkungen 
gegen das Hausgefinde von Seiten des Dienftherrn, gegen Schü= 
ler von Seiten des Lehrer? u. ſ. w. nicht für ftrafbar erklären, 
jelbft wenn fie eine beleidigende Form an fih tragen follten, 
„Tofern nur nicht die Grenzen der zwifchen den betreffenden Per⸗ 
onen naturgemäß beftehenden Beziehungen überjchritten werden”, 
fo erfcheint das Doch etwas bedenklich. 

Sollten denn nicht ſchon durch einfache Beleidigungen die 
Grenzen jener naturgemäß bejtehenden Beziehungen bereit8 über- 
fchritten fein! Und wie arg müfjen die Beleivigungeu fein, da= 
mit man diefe Grenzen als überjchritten anſehen kann ? 

Im Vergleich zum geltenden Recht würden fich in diefer 
Hinficht keine BVerfchiedenheiten zeigen, denn das Criminal-Caf- 
fation8=-Departement hat wiederholt in feinen Entſcheidungen feft- 
geſtellt, daß Rügen, auch wenn fle in einer beleidigenden Form 
ertheilt wurden, nicht ftrafbar find ). 


E. Mittel der Beleidigung und die Grenzlinie 
zwiſchen der Realinjurie und der Körperver- 
legung. 


Was die Mittel anbetrifft, durch welche eine Beleidigung 
zugefügt zu werben vermag, fo kann hierzu alle8 dasjenige Dies 
nen, wodurch eine Verachtung kundthuende Gefinnung überhaupt 
zum Ausdrud gelangen kann, aljo Worte, Schrift, Abbildungen, 
Drud, ſymboliſche Handlungen und Zeichen, fowie Thätlichkeiten. 
Ob im eonereten Fall das Mittel geeignet ift, eine wirkliche Er- 
niebrigung der perjünlichen Würde hervorzurufen, darüber Tann 
nur der Richter nad) Erwägung der näheren Umftände de8 Ein- 
zelfalles entjcheiden *%). Das geltende ruffifche Recht fteht hin— 








44) Zagenzef, Erläuterungen zum riedensrichtergejeh S. 149. 
45) Bergl. hierzu Sreudenftein S. 8 und Berner Lehrbuch 
458, 
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fichtlich Diefer möglichen Mittel der Beleidigung im Wefentlichen 
auf demjelben Standpunft, wie das deutſche Strafgeſetzbuch; 
dieſes gilt insbeſonders auch von der Realinjurie des Friedens⸗ 
tichtergefeßeß ; im Strafgefegbuch ift derfelben ein ungleich wei- 
terer Umfang gegeben, indem nach Art. 1533 auch ſchwere kör⸗ 
yerlihe Mißhandlungen unter ven Gefichtspunft direkter perjün- 
licher Beleidigungen fallen. In Bezug auf die im Art. 133 
des Friedensrichtergeſetzes vorgefehene thatfächliche Beleidigung 
beftimmte da8 Criminal-Cafjationds Departement des Senats, daß 
Thätlichkeiten nur in dem Falle als Realinjurie gelten follen, 
wenn fie eine Ehrverlegung bezweden und feine gefundheitsfchäd- 
lichen Folgen haben *%). Es würde aljo hier neben der Abficht 
des Thäters auch die Schwere des Erfolges den Deliktscharakter 
der Handlung beftimmen. Dieje Intongruenz zwifchen den im 
Strafgeſetzbuch und im Friedensrichtergefet enthaltenen Beftim- 
mungen wird im Entwurf durch das Berfchmelzen beider Gefeh- 
bücher in eine8 befeitigt werben. 

Hinfichtlih der Grenzlinie zwiſchen der Realin— 
jurie und ber Körperverlegung- hat die Redaktions— 
kommiſſion nad dem Vorgange des früheren preußifchen Straf- 
gejegbuch8 *”) und dem code penal feftgeftellt *%), daß unter den 
Begriff der Realinjurie, d. h. der ehrenrührigen Behandlung des 
Art. 72, nur folche Thätlichkeiten fallen follen, welche feinen 
„phyſiſchen Schmerz oder fein Körperliche Leiden” zur Folge 
haben. Es wird mithin auf die Abficht des Thäters, um den 
Charakter der Handlung zu bejtimmen, gar fein Gewicht gelegt. 
Sehr treffend bemerkt zu diefer Frage) Dochow in Holken- 


46) Taganzef S. 158. 

47) Bergl. bierzu Fr. Meyer Motive zum Strafgeſetzbuch des nord: 
deutſchen Bundes ©. 144. | 

48) Vergl. Motive ©. 468. 


49) In ähnlicher Weile äußert ſich hierüber auh Mittermaier in 
Meist e's Rechtslexikon S. 898 ff. 
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borff8 Handbuch S. 343: „ES entfpricht unferen heutigen An= 
Schauungen nicht, geringfügige Thätlichkeiten als Körperverlegun- 
gen beftrafen zu müfjen. ‘Die Schwierigkeit, Körperverleßung 
und Realinjurie zu unterfcheiden, ift in den meiften Fällen nicht 
fo groß, als oft behauptet wird. Es ift dabei zunächft der Er- 
folg der Handlung und dann vorzugsweiſe Die Willensrichtung 
des Thäters maßgebend“. 

Eine praktiſche Bedeutung würde dieſe Frage einmal durch 
die Verſchiedenheit der beiden Vergehen zu Grunde gelegten, 
Strafen gewinnen, welche nach Art. 17 des Entwurfs für eine 
leichte Körperverletzung in Gefängniß bis zu ſechs Monaten, 
nad) Art. 72 für die Beleidigung aber nur in Arreſt ober Geld⸗ 
ftrafe bi8 zu 500 Rbl. beſteht; dann aber Durch den Umstand, 
daß bei der Teichten Körperverlegung auch der Berjuch ftrafbar 
ift, was bei der Beleidigung, wie bei einer Chrverlegung über- 
haupt, nicht der Fall ift. SHiernach wäre z. B. der Verjuch Je— 
mandem eine Obrfeige zu verfegen nicht als Beleidigung, fon- 
dern als Verjuch einer Körperverlegung zu beitrafen. 


F. Der Borfak. 


Zum Thatbeftand der Beleidigung verlangt der Art. 72 
des Entwurfs den Vorſatz. Diefes Nequifit ift auch für Die 
beöbezüglichen Bejtimmungen des Friedensrichtergefege8 nach ber 
Senatspragis für erforderlich erachtet 3%), obſchon folches für den 
Art. 130 aus dem Wortlaut deffelben nicht erfichtlich if. Wenn 
die Redaktionskommiſſion im Art. 72 den Vorſatz beſonders .her- 
vorhob >"), fo tft hierbei die im Art. 43, 4 des allgemeinen Thei- 
les de8 Entwurfs aufgeftellte Regel maßgebend gewejen, auf 
Grund welcher fahrläffig begangene Mebertretungen gleich den 
vorfäßlichen beitraft werden follen, mit Ausnahme ver im Ge- 
feß befonder8 bezeichneten Fälle. 


-_ 








50) Lochwitzky ©. 600, 
51) Motive ©. 464, 


161 


Zum Borjat verlangen die Motive (Gretener ©, 45): 
1) „Da8 Bewußtfein, daß die gebrauchten Worte und 
Ausdrücde, oder die Art der Behandlung gegen die Perſon des 
Anderen überhaupt oder doch unter gewifjen Umftänden Verach⸗ 


tung außbrüden; 


2) Den Wunſch, die Ehre des Anderen zu verlegen ober 
doch die Zulaffung der Ehrverlegung, indem man fich zu der⸗ 
jelben gleichgültig verhält”. 

Es muß alſo die Kundgebung nicht nur gewollt fein, ſon⸗ 
dern der Thäter muß auch den animus injuriandi gehabt haben, 
d. h. fich des ehrenfränfennen Charakters feiner Handlung be- 
wußt geworben fein. Der Entwurf läßt mithin in Bezug auf 


den dolus denfelben richtigen Begriff zu, wie das beutfche Straf- 


gefegbuch ꝰ2). 
G. Die Bollendung. 


Während nach deutſchem Recht die Vollendung ber 
Beleidigung im dem Augenblid eintritt, wo die Verlautbarung 
berfelben vor dem Injuriirten felbft oder vor dritten Perforien 
ftattgefunden hat, welche Regel fich auch auf die fchriftliche Be— 
leidigung bezieht, deren Vollendung gleichfalls von der Kenntniß- 
nahme des Beleidigten oder einer anderen Perfon abhängig ift M, 
müffen in diefer Hinficht nach ruffiichem Recht zufolge der Ein- 
ſchränkung des Begriffs der Beleidigung Modificationen eintre- 
ten, Sp ift bei der mündlichen Beleidigung eine Schuld 
und deshalb eine Vollendung nur dann möglich, wenn der Be 
leidigte felbft, oder deifen nächite Angehörige anweſend waren ; 
es ift mithin die Kenntnißnahme britter Perſonen für die Voll- 
endung irrelevant. Mit diefem Princip fteht Die Bejtimmung 
binfichtlich der Vollendung ſchriftlicher Beleidigungen 
im Widerſpruch. Hier genügt fchon der bloße Empfang des 


52) Bergl. hierzu Freudenſtein ©. 12 ff 
55) Doch ow ©. 347. 
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Briefes, ein Durchlefen des injuridjen Inhalts ift gar nicht er- 
forderlih. Ebenſo verhält e8 ſich mit den durch Die Prefje ver- 
lautbarten Beleidigungen 3%). 

Da der ſubjective Thatbeſtand in beiden Fällen derfelbe tft 


muß es um fo auffallender erjcheinen, daß bei der ſchriftlichen 


Beleidigung eine bloße Kenntnißnahme durdy Dritte genügt, und 
„eine: wirkliche Erniedrigung der Perfönlichkeit zur Vollendung 
nicht. erforderlich ift“, bei der mündlichen hingegen eine folche 
von der Anwejenheit des Injuriirten abhängig gemacht wird. 


Abſchnitt II. 
Die Schmähung des Artikels 73. 


Die Schmähung (onospenie) läßt fich befiniren als eine, 
dritten Perfonen gegenüber ausgedrückte, widerrechtliche Kundge⸗ 
bung durch Die Behauptung beftimmter Thatfachen, welche geeigs 
net find, bie Ehre und den guten Ruf Jemandes zu ſchädigen. 
Das Vergehen der Schmähung erjcheint als eine Verbindung ber 
Berleumdung und der Diffamation zum Thatbeftand eine Ver— 
brechen, jo daß daſſelbe ſowohl Diejenigen Fälle in fich begrei= 
fen kann, mo eine Verbreitung wiffentlich unwahrer Thatſachen 
ftattgefunden hat, als auch diejenigen der Diffamation. Letztere 
erfcheint al8 ein Vergehen, das feinen äußeren Merkmalen und 
der Form nad) fich von. der fchriftlichen Verleumdung nicht un= 
terfcheidet; der einzige Unterfchied beruht darin, daß bei Diefer 
die Unwahrheit der Anfchuldigung als ein weſentliches Merkmal 
zu betrachten ift, während biefelbe für jene gleichgültig ift 5°). 
Bon der Diffamation des Art. 1039 des Strafgeſetzbuchs, würbe 
fich die Schmähung wefentlich unterfcheiden. Einmal ift ed für 
ihren Begriff irrelevant, ob fie fchriftlich oder mündlich begangen 


54) Motive ©. 472. 
55) Taganzef, ©. 458, Erläuterungen zum Strafgeſetzbuch. 
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wurde, während die Diffamation durch die fchriftliche Begehung 
charakterifirtt wird; denn aber wirb bei der Schmähung der 
MWahrheitsbeweis in einem weiteren Umfange zugelaffen und 
ſchließlich wird bei der Diffamation als mögliches Objeet auch 
eine jurijtifche Perſon anerkannt; Object der Schmähung aber 
fann nur eine phufifche Perfon fein. Der Art. 73 würde ferner 
auch den Thatbeftand der üblen Nachrede des $ 186 des veutfchen 
Strafgeſetzbuchs umfaffen Tonnen, denn e8 würden unter den 
Begriff der Schmähung auch folche Mittheilungen fallen, welche 
im irrigen Glauben an deren Wahrheit, oder ohne klares Be- 
wußtfein von der Wahrheit oder Unwahrheit verbreitet wurden, 
auch wäre fowohl bei der Schmähung, wie bei der üblen 
Nachrede ein culpoje8 Element möglih, ohne daß gerade eine 
fahrläffige Verleumdung vorzuliegen brauchte °9). 

Sn den verjchtedenartigen Formen ihrer Begehung kann die 
Schmähung des Art. 73 fo viele thatbeſtandliche Schattirungen 
enthalten, daß fie in Diefer unbeftimmten Allgemeinheit als ein 
Vergeben von farblojer Geftaltung erjcheint; daher müßten doch 
immer wieder die einzelnen in demfelben enthaltenen Delicte be- 
arifflich auseinander gehalten werden 37), 

Objeet einer Schmähung können nad) Anficht der Re⸗— 
daktionskommiſſion nur phufifche VPerfonen und nur personae cer- 
tae fein, juriftifche Perfonen nur in foweit, als folches nad) 
Art. 81 möglich erfcheint). Da bei der Schmähung nicht die 
auf das Object bezüglichen Begriffsbeſchränkungen, wie bei ber 
Beleidigung, eintreten 9), jo können auch Abweſende, Perjonen, 
bie fich in einem bewußtlofen Zuftande befinden, Ehegatten ꝛc. 
Dbject der Schmähung fein. | 


— — 





56) Vergl. hierüber Freudenſtein S. 23 u. Gretener ©.49. 
57) Val. oben ©. 139 ff. 

58) Motive ©. 486. 

59) Bol. oben ©. 143 ff. 
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Zur Handlung gehört da8 Verbreiten (pasraamenie) oder 
Meiterverbreiten ehrenfräntender Umftände (o6cToaTeibeTBo No- 
' sopamee yecTb), wobei die Gegenwart des Gefchmähten für 
den Thatbeſtand irrelevant ift, wenn nur dritte Perſonen anwe⸗ 
ſend waren, und die Aeußerung in einer ihnen verftändlichen 
Weiſe fund gethan wurde. Zum Begriff des Verbreitend genügt 
bereit8 eine Verlautbarung vor dritten Perfonen, welche dieſelbe 
erfahren konnten. Eine bloß zufällige Anwefenheit Dritter dürfte 
dem Begriff des DVerbreitend auch ſchon genügen, wenn nur ber 
Thäter vermuthen konnte, daß die Aeußerung von Dritten ver- 
nommen werden Tonnte © 9"), 

. Die Mittel, durd welche eine Schmähung begangen 
werden Tann, find im Wefentlichen diefelben, wie bet der Belei- 
digung, nur daß hier die Thätlichkeit fortfällt. Auch ſymboliſche 
Handlungen erkennen die Motive als. Mittel an 9; 

Zum Thatbeftand der Schmähung wird Borfat verlangt. 
Im Artikel 73 brauchte auf Grund der im Art. 43, 3 des all- 
gemeinen Theils enthaltenen Beftimmung das Erforderniß des 
Borfages nicht ausdrücklich namhaft gemacht zu werben (Vergl. 
oben ©. 162). | 

Eine fahrläffige Schmähung — beißt e8 in den Motiven 
(S. 484) — z. B. in der Form eines nicht vorfäßlichen Gerüchtes 
fann nicht als werbrecherijch gelten. Zum Vorſatz gehört‘): 

1) „Da8 Bewußtfein des Thäters, daß er ein beftimmtes 
Gerücht über eine Thatſache verbreitete, welche die Ehre und den 
guten Namen ded Anderen bejchifnpfen muß und, 








60) Motive S. 485. 

61) Vgl. oben ©. 140 ff. 

62) Wenn Lohmwigty S. 607 behauptet, daß eine ſymboliſche 
Handlung nicht Mittel einer Verläumdung fein kann, jo verflit er in einem 
Irrthum, da der Senat aud) lebtere ald Mittel einer foldhen in feinen Ent: 
Iheidungen in Sachen gegen Kondakow 1869 Nr. 1039 u. Pujchtichento 1871 
Nr. 1142 anerkannt hal. Taganzef ©. 16%. 

63) Motive S. 484, 485 u. Gretener 5. 4. 
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2) der Wunſch die Ehre eined Anderen zu befleden ober 
Doch ein gleichgültiges Verhalten gegenüber dieſem Erfolg”. 

Ueber die Vollendung enthalten die Motive gar feine 
Beſtimmungen; diefelbe müßte bereit dann eintreten, fobald 
dritte Verfonen bie Berlautbarung der ehrenfräntenden Thatfachen 
vernommen haben. | 


Abſchnitt IV. 


Die Creditgefährdung des Artikels 31. 
Als drittes vom Thatbeſtand der Beleidigung und Schmä- 


hung abgefondertes Delict, welches mit befonderer Strafe bedroht 


ift, behandelt der Entwurf im Art. Sl die Ereditgefährbung, 
welche dem deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuch entlehnt worden ift. 
Diefe foftematifche Sellung und felbftftändige Faffung des 
Art. 81 über den Schuß des Credits erjcheint gegenüber der im 
$ 187 des deutſchen Strafgeſetzbuchs getroffenen Anordnung als 
eine richtigere, weil ein Zufammenwerfen des Thatbeftandes der 
Verleumdung und der Creditgefährdung wegen ber Verſchieden⸗ 
heit des beiden Vergehen zu Grunde liegenden Object! nicht gut 
möglich iſt; denn auch nach deutſchem Recht ſcheidet bei ber 
Grebitgefährdung der Geſichtspunkt der Ehrverlegung ganz aus 8. 
Es dürfte fowohl nad Art. 81 des Entwurfs, wie auch nad 
dem $ 187 des deutjchen Strafgeſetzbuchs der mögliche Angriff 
auf die Ehre nicht als ein mefentliches Merkmal des Thatbe- 
ftandes, ohne welches derſelbe nicht erfüllt zu werben vermag, 
fondern nur als ein zufällige8 Moment erjcheinen, wenn auch 
die Form Der Begehung in einer Verbreitung von Thatſachen, 
alſo ebenfo, wie bei ver Schmähung refp. Verleumdung, erfolgen 


v 


64) Vergl. hierzu Doch o w ©. 356, ferner Oppenhoff, Com— 
mentar, Note 4 zu 8 187. 
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muß, nur daß nad) Art. 81 eine „wiſſentlich falfche Thatſache“ 
verbreitet werden muß. j | 

Durch die Ausdehnung de8 Begriffes des Credits auf ben 
Perſonaleredit, gegenüber ver Beſchränkung dieſes Begriffs 
auf den Realeredit des deutſchen Strafgefegbuchg °), wird Der 
Schuß, welchen der Art. 81 auch dem Berufsfrebit verleiht, er- 
klärlich. | 

Diefer befondere Schub des Berufseredits ließe fich aus 
dem Grunde recht wohl vermiffen, weil bei einem Angriff auf 
den Berfonaleredit Doch nur der Gefichtspunft einer Ehrverlegung 
maßgebend fein könnte. Es würden fomit bei einer Verlegung 
der Berufsehre die Artikel 72 und 73 ausreichen; überdies wür- 
. den die genannten Artifel da in subsidium zur Anwendung ge- 
langen müffen, wo der Berufscredit nicht Durch eine Verbreitung 
wiffentlich falfcher Thatfachen verlegt worden war. 

Beſonders bemerfenswerth bei der Crebitgefährbung bes 
Art 81 ift abgejehen davon, daß zum Thatbeitande die Verbrei- 
tung einer wifjentlich unmwahren Thatfache verlangt wird, in Be 
zug auf das Object, daß außer dem gewerblichen und Handels- 
erebit einer phufifchen Perſon auch der Erebit einer Geſellſchaft 
und Anftalt, d. h. alſo auch eine Collectivperſönlichkeit, mög- 
Yiche8 Object der Verlegung fein kann °9). 


Abſchnitt V. 


Die qualificirfe Ehrverlekung. 
Hinfihtlih der im Art 74 des Entwurf® angeführten 
Qualificationdgründe hat die Redaktionskommiſſion im Weſent⸗ 
lichen die Princiven des geltenden Rechts beibehalten, nur daß 


65) Sreudenftein ©, 39 ff und Oppenhoff, Note4zu$ 187, 
66) Ueber die ſyſtematiſche Stellung der Qualiflcationdgrände vgl. un: 
ten ©. 169. 
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die durch Mißhandlungen zugefügten Ehrenkränkungen fortfallen, 
da biefelhen im Entwurf unter dem Geſichtspunkt der „Körper- 
verlegungen” behandelt werden. ‘Die im Art. 74 namhaft ge⸗ 
machten 7 Punkte beziehen ſich auf: 

1) Die beſondere Stellung des Verletzten; im Emmzelnen 


Beleidigung oder Schmähung: 


a. Des Oberhaupts oder diplomatiſchen Vertreters eines 
auswärtigen Staates. 

b. eines Religionsdieners bei Verrichtung des Gottesdien- 
ſtes, oder einer geiſtlichen Amtshandlung. 

c. einer Amts⸗ oder einer im öffentlichen Dienſte ſtehenden 
Perſon bei oder in Veranlaſſung der Erfuͤllung ihrer Obliegen⸗ 
heiten. 

2) Beſondere Beziehungen zwiſchen dem Verletzten und dem 
Verletzenden, d. h. Beleidigung oder Schmähung der Mutter 
oder des ehelichen Vaters. | 

3) Die Art der Begehung: | 

a. durch die Preffe, durch Schrift oder Abbildung, welche 
mit Wilfen des Schuldigen Verbreitung gefunden. 

b. die öffentlich begangene Beleidigung oder Schmähung. 

4) Die bejondere Stellung des Schuldigen im Augenblid, 
wo die Ehrenkränkung zugefügt wurbe, d. h. Beleidigung oder 
Schmähung: 

einer Amtsperſon bet Ausübung ihrer Dienftobliegenheiten‘”). 

Auffallend erfcheint im Art. 74 die Gleichſtellung der Be⸗ 
Yeidigung und Schmähung rüdfichtlich der Strafe; es ift das 
eine Beitimmung, welche dem code penal entnommen zu fein 
icheint, welcher im Art. 36 und 37 eine „offence” alfo jede 
Ehrverlegung des Oberhaupt oder eines diplomatijchen Vertre⸗ 
ter8 mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder mit Geldftrafe be- 
droht. Nach der in den Artikeln 72 und 73 gemachten Unter- 


en. 





67) Motive ©. 494, 
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ſcheidung in Bezug auf dad Strafmaß ftände zu erwarten, daR 


bie qualificirte Beleidigung der qualificirten Schmähung in Be- 
zugfauf die Strafhöhe nicht gleichftehen werde. Der Umſtand, 
daß ein Qunlificationggrund vorliegt, Könnte nicht verhindern, 
daß jedes Vergehen ein delictum sui generis bleibt; und als 
ſolches müßte, troß der vorhandenen Qualificationsgründe, Die 
Schmähung ftrengeren Strafen unterliegen, als die Beleidigung. 

Hinfichtlich der im Art. 74 angedrohten Strafe findet fidy 
zwifchen dem Wortlaut des genannten Artifeld und den Motiven 
ein Widerſpruch. Der Art. 74 hat das Minimum der Strafe 
nicht bejonder8 namhbaft gemacht, in den Motiven hingegen 
(S. 491) heißt e8, daß auf Gefängnik nicht unter ſechs Mona- 
ten erfannt werben Tann. 

Hiernach Tünnte bei mildernden Umftänden eine Gefäng- 
nißhaft von 2 Wochen vollfftrect werben, während nach dem Ent- 
wurf die Mindeftftrafe in einer eintägigen Haft beftehen würde. 

Ein zweiter Widerfpruch zwiſchen dem Entwurf und ben 
Motiven findet fi in Bezug auf die Strafe der einfachen 
Schmähung (Motive S. 491). Nach Art. 73 beträgt die Ma- 
gimalftrafe: 6 Monate Gefängniß, nach den Motiven hingegen : 
ein Jahr Gefängniß. Ä 

innerhalb der einzelnen im Art. 74 angeführten Punkte 
Tieße fich eine Cumulation von Qualificationdgründen denten, 
wie 3. DB. dffentlich begangene Beleidigung des Oberhaupts eines 
fremden Staates. 

Da nun eine einfache, dffentlich begangene Beleivigung als 
qualifieirte Ehrverlegung zu ſtrafen ift, fo müße eine an ſich 
qualifieirte und außerdem etwa noch Öffentlich begangene Belei- 
digung doch doppelt qualificirt fein und demnach eine höhere 
Strafe verwirken können; das aber ift nach dem Entwurf nicht 


möglich. — Hier würde e8 vielleicht zwecfdienlich fein, die Straf— 


ſchärfungsgründe, welche ſich auf die Art. der Begehung be- 
ziehen, alſo P. 5 und P. 6, nicht im Zufammenhange mit den 
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übrigen Punkten hervorzuheben, fondern etwa, wie folches im 
deutſchen Strafgeſetzbuch in den 88 186 und 187 in Bezug auf 
die Mittel und den Ort der Begehung gefchehen ift, in den Ar- 
tifeln 72 und 73 jelbft namhaft zu machen. Eine der vorge: 
ichlagenen. gleiche Stellung hat übrigend die Redaktionsfommif- 
fion im Art. 81 den Qualificationsgründen bei der Erebitgefähr- 
dung gegeben. | 

Wenden wir ung nun zu einer Befprechung der einzelnen 
Strafichärfungsgründe. 

Der erhöhte Straffhug von DVertretern fremder Staaten 
“mit biplomatifchem Charakter tft ein Grundſatz des internatio- 
nalen Rechtes, welcher im Entwurf billige Berüdfichtigung ge⸗ 
funden bat. Da diefer erhöhte Straffhug ſich aber nicht 
nur auf Ehrverleßungen, fondern auch auf Delicte jeder Art be- 
zieht, mithin die Qualität des Oberhaupts oder Vertreter eines 
auswärtigen Staats ein allgemeiner Qualificationdgrund ift, jo 
dürfte e& vielleicht nicht ungerechtfertigt erjcheinen, folches im 
allgemeinen Theile des Strafgefegbuch8 hervorzuheben, oder aber 
einen bejonderen Abfchnitt zu creiren wie das deutſche Strafge- 
ſetzbuch, in deſſen 4. Abfchnitte „feindliche Handlungen gegen be- 
freundete Staaten” auch die Beleidigungen geftraft werben. 

Als Grund der verjehärften Strafe im P. 2 des Art. 74 
führen die Motive (S. 499) die Mißachtung der Religion an, 
nicht die der Perfünlichkeit des Religionsdienerd. Aus dem .Um- 
ftande, daß die Ehrenfränfung bei Verrichtung einer Amtshand— 
lung erfolgen fol, um qualificirt zu erfcheinen, wird erfichtlich, 
daß ‚eine einfäche perfönliche Ehrverlegung, ohne daß dabei eine 
Mikachtung der Religion fundgethban wird, nach Art. 72 refp. 
Art. 73 zu ftrafen wäre; mithin braucht die Beleidigung eines 
Geiftlichen nicht in jedem Fall ein delictum sui generis zu fein. 
Hinfichtlih der foftematifchen Anordnung des Stoff, die fich 
doch nach dem angegriffenen Object zu richten hat, erſcheint der 
im geltenden Recht ausgefprochene Grundſatz rücfichtlich Der 
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Eintheilung infofern ein richtigerer zu fein, als die durch die 
Beleidigung eined Geiftlichen ausgedrückte Mißachtung ver Reli⸗ 
gion im britten Hauptſtück des Strafgeſetzbuchs: „Entweihen 
bes Heiligthums und Verlegen des Firchlichen Anſtandes“ behan- 
belt wird. Die Beleidigung des Religionsdieners ift bier nur 
ein bloße8 Mittel, durch welcheg der Charakter der Haupthand- 
lung nicht beftimmt werben Tann, Das geltende Recht fpricht 
aber freilich nicht davon, daß eine einfache Beleidigung eines 
Geiftlichen, ohne daß durch dieſelbe eine Mikachtung gegen Die 
Religion ausgedrückt wurde, nach den allgemeinen Regeln über 
die Ehrverlegungen als einfache Beleidigung zu ftrafen jei, und 
ift aus dieſem Grunde die Auffafjung über Beleidigungen von 
Neligionsdienern im geltenden Recht eine. zu enge. Die im 
Art. 216 enthaltenen Beitimmungen des Strafgejeßbuchs, welche 
fich ausfchlieklich gegen Beleidigungen griechifch-orthonoger Geift- 
licher wenden, find in den Motiven (S. 499) dahin erweitert 
worden, daß auch die übrigen chriftlichen Eonfefflonen, nicht aber 
auch Anhänger eined nicht chriftlichen Bekenntniſſes bei einer 
Geringſchätzung ihrer Kirche einen Rechtsſchutz haben werben. 
Die in den Artikeln 215 und 217 des Strafgeſetzbuchs hervor⸗ 
gehobenenen Strafmilderungsgründe find, wie überhaupt ſämmt⸗ 
liche cafuiftifche Beftimmungen, im Entwurf ausgefchieben. 

Wie bei der Beleidigung oder Schmähung eines Religions- 
diener bei der Ausübung feiner amtlichen Funktionen nicht bie 
perfönliche Ehrenkränkung der Grund der erhöhten Strafe ift, 
jo wenig iſt folche® auch bei der Amtsbeleidigung im BP. 3 des 
Art. 74 der Fall. Dualiflcirend wirkt bier der Umſtand, daß 
die injuriirte Perſon als Bertreter der Staatsgewalt angefehen 
wird (Motive ©. 506). &8 wird alfo auch hier die Ehrver- 
legung, als Mittel, eine Mikachtung gegen die Staatsgewalt 
auszudrücken, unter erhöhte Strafe geſtellt. 

Als vierten Qualifikationsgrund nennt der Emtwurf die 
Ehrverletzung der Mutter oder des ehelichen Vaters. Auffallen⸗ 
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ber Weiſe wirb Diefer erhöhte Strafanfpruch nicht auch dem uns - ® 


ehelichen Vater, wohl aber der unehelihen Mutter zu Theil. 


Die übrigen im Art. 131 des Friedensrichtergeſetzes bezeich⸗ 


neten Straffchärfungsgründe, wie die Beleidigung einer Perfon 
weiblichen Geſchlechts und Beleidigung ſeitens einer Perſon, welche 
durch befondere Beziehungen zu befonderer Achtung verpflichtet 
ift, hat der Entwurf in der richtigen Erwägung nicht namhaft 
gemacht, daß bei Berüdfichtigung dieſer Umftände das in den 
Artiteln 72 und 73 feftgefegte Strafmaß ausreichend fet (Motive 
©. 508). Hierin hätte die Redaktionstommiffion vielleicht noch 
weiter gehen können, indem fie ſämmtliche im Art, 74 genannten 
Dualificationsgründe hätte fortlaffen können, das Strafmaf 
in den Artikeln 72 und 73 erweitert worben wäre, PB. 1 und 2 
nicht unter dem Gefichtspunkt der „Ehrverletzung“ behandelt 


worden wären und in andere Abfchnitte verwiefen würden und 


endlich P. 5 und 6 die oben proponirte Stellung im Art. 72 
und 73 erhalten würden. Denn ebenfowenig, wie im Geſetze 
hervorgehoben zu werden braucht, Daß Die Strafbarkeit nad) Maß⸗ 
gabe etwa des Reſpektverhältniſſes fteigen müſſe, ift ſolches bei 
dem Umftande erforderlich, daß die verlegte Perfon der leibliche 
Bater, oder die eheliche oder uneheliche Mutter war, oder daß 
ber Gekränkte in Ausübung feiner amtlichen Funktionen beleidigt 


wurbe, oder bei denfelben ſelbſt Semanden verlegte. 


Die im B. 5 und 6 genanten Qualificationsgründe bes 
ziehen fich auf die Hffentliche Begehung und die Berdffentlichung. 
Diefelben find dem franzöfifchen Recht entlehnt worden, deſſen 
Bezeichnungen (publicit6, ny6auunocts, Öffentliche Begehung und 
publication, nydaurania, Veröffentlichung) die Motive (S. 509) 


aboptiren und dieſe auf die fchriftliche, jene auf die mündliche 


Ehrverlegung beziehen. 
Der Ausdrud „öffentlich begangen“ (uy6aaıHo yaHuHenHoe) 
ift gegenüber der unzureichenden Bezeichnung des geltenden Rechts: 


‚„‚uy6aaanoe m&cro‘", welche Diejelbe Art der Begehung aus⸗ 
Zeitſchrift f. Nechtöwifl. Sg. IX, H.2 u. 8. 13 
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drücken fol, wie folche8 der Entwurf verlangt, ein überaus glüd- 


lich gewählter. Die Ausdrücke „öffentlicher Ort und zahlreiche 
Berfammlung” (mmoroamauoe co6panie) Art. 131 des Frie⸗ 
dengrichtergefeße8 konnten leicht zu Zweifeln Anlaß geben, welche 
durch die Bezeichnung „Dffentlich begangen“ vermieden werden. 
Das Criminal⸗Caſſations⸗Departement des Senats definirte den 
„Öffentlichen Ort“ als einen folchen, welcher allen Perſonen ohne 
befondere Einladungen zugänglich ſei s). Der Begriff der Def- 


fentlichkeit wird nach bisheriger Praxis durch eine zufällige Ab- - 


mwefenheit von dritten unbetheifigten Perſonen nicht alterirt, wenn 
nur die Ehrverlegung an einem Orte begangen wurde, welcher 
allen zugänglich fein konnte 9), Die Motive (S. 514) legen in 
richtiger Weife bei der Beftimmung des Begriffs der Deffentlich- 
feit das Gewicht nicht auf den Ort, fondern auf den Umſtand, 
daß bei der Begehung fremde Perfonen zugegen waren, jo daß 
auch eine Beleidigung, welche an einem an fich öffegtlichen Ort 


begangen wurde, nicht immer eine qualificirte zu fein braucht, 


ſobald fonft feine Fremden zugegen waren '0). 


Die Berdffentlihung anlangend, iſt im Entwurf in P. 5 


des Art. 74 eine Beftimmung getroffen, welche ſich mit den in 
den 88 186 und 187 des deutſchen Reichsſtrafgeſetzbuchs enthal- 
tenen Qualificationsgründen dedt, nur daß im Entwurf zum 
Thatbeftand erfordert wird, daß die Einwilligung des Thäters 
zur Verbreitung zu erkennen ift (Gretener ©. 52), mithin 
die Verbreitung eine wifjentliche fein fol, während ber 8 186 
nicht verlangt, daß die Abficht des Thäterd darauf gerichtet 
ift, die Kundgebung an die Offentlichfeit dringen zu laffen ’). 








68) Taganzef Note 982 ©. 154. 

69) Taganzef Note 984 und 985 ©. 155. 

70) Ueber den Begriff „Deffentlichkeit" nad) dem deutſchen Strafge⸗ 
ſetzbuch Oppenhoff, Kommentar, Note 1 zu $ 85. 

71) Bergl. hierüber Oppenhoff Note 24 zu $ 186. 
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Abſchnitt VI. 
Die wechſelſeitigen Ehrverletzungen. 
Die Art. 75 und 76 des Entwurfs enthalten zwei Prin⸗ 


- eipien: 


. 1) Die geringere Strafbarfeit einer Ehrverlegung, zu wel- 
her der Verlegte provneirt wurde und 
2) die Sompenfation bei der Widervergeltung einer bem 
Berletten zugefügten Ehrenkränkung 2). 
Die in den genannten Artikeln aufgeftellten Regeln find 


im Anſchluß an den code penal getroffen worden, welcher die 


Eintede der Provokation nur auf Beleidigungen befchräntt, und 
fie bei der Diffamation nicht geftattet, desgleichen dieſelbe auch 
bei einer Beleidigung, welche einer Amtsperſon zugefligt wurde, 


| nicht für zuläffig erflärt ’°). 


Das den Artikeln 75 und 76 zu Grunde liegende Brincip 
iſt daſſelbe, wie bei den wechfeljeitigen Körperverlegungen, nur 
daß nad Art. 18 des Entwurfs eine Straffreierflärung des 
Provokaten nicht eintreten Tann, während in Bezug auf Art. 75 
die Motive ausdrücklich hervorheben: „Diejenigen, welche eine 
Beleidigung begangen haben, zu welcher fie provocirt wurden, 
können einer geringeren Strafe unterliegen, oder ganz ftraffrei 
erflärt werben“. Diefe Beitimmung ift übrigen? auf die Belei- 
Digung im engeren Sinn bejchränft, fo daß fie ſich auf die Fälle 
der Schmähung nicht bezieht. Ob die Compenfation, wie nad) 


franzöfiſchem und geltendem ruffiichen Recht, in ben Fällen ber 


Amtöbeleidigung, fowie bei den übrigen qualificirten Fällen aus- 
geichloffen fein fol, heben die Motive nicht hervor. 

Die provoeirende Handlung kann laut Art. 75 in einer 
Gewaltthätigkeit, oder einer Ehrverlegung des provpeirten Ver⸗ 


12) Motive ©. 515. 
73) Motive S. 515 und 516. 
12* 
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lebten beftehen, aljo eine Körperverlegung, eine Schmähung ober 
Beleidigung Im technifchen Sinn fein; bloße Unhöflichkeiten ꝛc. 
würden alfo hiernach nicht unter den Begriff der Provokation 
fallen). 

Nach geltendem Recht tritt entweber auf Grund des Art. 
188 des Frievensrichtergefeges für beide Theile Straflofigkeit 
ein, wenn der Beleidigte dem Beleidiger eine gleiche oder ſchwe⸗ 
rere Rräntung zufügte, oder aber e8 wird nad) Art. 133 die Be- 
Yeidigung, welche provoeirt wurde, milder beitraft. Der Art. 135 
verlangt, daß hierbei die Beleidigung eine thätliche fein ſoll, Doc 
hat die Senatspragis biefen Fall auch auf die einfache münd⸗ 
Yihe Beleidigung ausgedehnt, nicht aber auf die qualificirten 
Fälle des Art. 185%. Nach geltendem Recht ift mithin auch 
eine Compenfation einer Beleidigung mit einer Berleumbung 
möglich 9%. ine Ausnahme hiervon machen die Amtsbeleidi⸗ 
gungen, bei welchen eine Compenſation außgejchloffen tft N). 

Obſchon die Redaktionskommiſſion e8 nicht für nöthig er= 
achtet hat im Geſetz felbft ven Affekt als Grund der geringeren 
Strafe, refp. der Straffreiheit hervorheben zu müffen, jo fünnte 
doch nur die mildere Behandlung des provocirten Beleidigers 
dadurch gerechtfertigt werden, daß der Gemüthszuftand befjelben. 
berücfichtigt wird. Um alſo eine mildere Beftrafung oder eine 
Strafloſigkeit herbeizuführen, müßte die Widervergeltung eine uns 
verzügliche fein, wie nach dem $ 199 des deutfchen Strafgeſetz⸗ 


74) Hierüber äußert fih Netljudom (für dad geltende Recht) Lehr⸗ 
buch I, ©. 81 ff: „Doas uMeHem» NOBOR&L E% O6uab cabayerr pasymEre 
raxin AbCTBig, KOTOPLHA, HE COCTABJAA CAMH NO CEÖb OÖHAN, CAYSKATB 
TOAbEO NOÖYAHTEILHOW UPHYHHOW Kb HAHECEHIm OCKOp6LEHiR , OGOMMV- 
HHMH 350 OÖHA&MH MOTYT% WO4HTATBCA TOXILEO TAKIA AECTBia OÖHKeH- 
HATO H OÖHAIARKA, H3b KOTOPHXT KAKAOE MOTIO OHM OHTb HAKABAHO RAKB 
CAMOCTOATELILHAN OOHAA“. 

75) Motive ©. 517. 

76) Taganzef Note 1175 ©. 173. 

77) Taganzef Note 1180 ©. 175, 
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buchs "9. Daß die Erwiderung eine fofortige fein fol, verlangt 
der Entwurf nicht, weil nach Anficht der Redaktionskommiſſion 


die Eompenfation auch bei jchriftlichen Beleidigungen Pla grei- 


fen Tann, bei denen der Thäter nicht immer fofort die Verlegung 
zu erwibern vermag. Dagegen ift zur Anwendung ber Artikel 
75 und 76 erforberlih, daß zwiſchen den zu compenfirenden 
Vergehen ein caufaler Zufammenbang erfennbar ift (Motive 
©. 519). Auch das geltende Recht verlangt nicht, daß bie Er- 
widerung eine unverzügliche fein fol 9. 

Hinſichtlich des Grundes der milderen Beitrafung xeip. 
der Straflofigkeit des erften Beleidigers bemerkt Doch o w (ih 
Holtzendorffs Handbuch des deutſchen Strafrechts ©. 3 ff): 
„Es wird fingirt, daß die Strafe des erſten Beleidigers in der 
gegen ihn gerichteten erwiderten Beleidigung beſtehe“. Hierin 
kann ih Dochow nicht beipflichten, denn es Tann Niemand eine 
Strafe verhängen, der nicht die Berechtigung dazu hat, es ift 
daher auch eine derartige Fiktion nicht möglih. Cine Strafe, 
welche nicht vom Staate verhängt wird d. b. eine öffentliche ift, 
ift eben feine Strafe. Es dürfte eine mildere Behandlung des 
Provikanten überhaupt nicht eintreten, wie auch eine Compenſa⸗ 
tion im Strafrecht außgefchloffen fein müßte. Ebenſowenig, wie 
eine ſolche Da möglich tft, wo etwa ein wechjelfeitiger Diebitahl 
zwijchen Angehörigen ftattgefunden hat, dürfte fie auch bei In— 
jurten zugelaffen werden; denn bier, wie dort ift Die Strafe eine 
Öffentliche, wenn auch beide Vergehen nur auf Antrag verfolgt 
werden. Die Compenſation gehört nur in das Civilrecht, und 
da Snjurienfachen nicht mehr im Eivilproceffe anhängig gemacht 
werben follen, jo dürfte bei denfelben auch eine Strafeompenja- 








78) Ueber die Bedeutung des Ausdruds „auf der Stelle‘ im deutſchen 
Strafgeleßbuche j. Oppenboff Note 4 zu 8 199. 

79) Nekljudow, Lehrbuh I ©. 83 fagt in dieſer Beziehung: 
„DÖBHHAEMHÄ MOETB COCHATECA H HA TAKyM O6HAY, KOTOpaA 6MIA HA- 
HeceHa euy Aake HECKOAEUMH Mbcananı pantbe“. 


N 
’ er: zer , x Pi 
a eh. dur er... ‘& wir __ ı Men 
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tion nicht zuläffig fein. Wäre die Gegenfeitigfeit der Ehrver⸗ 
legungen allein das ftrafausfchließende Moment, fv müßte die 
Compenſation nicht facultativ, fondern obligatorifch eintreten. 
Daß der Richter aber, wie Freudenftein (S. 95)' behauptet 
eine Art Begnadigungsrecht ausübt, Tann auch nicht zugegeben 
werben, denn wober hat der Richter dieſes Recht? 

Die Compenfation bei geringfügigen wechfeljeitigen Ehr⸗ 
verlegungen und Körperverlegungen fünnte nur aus. rein prafti- 
ichen, jedenfalls aber nicht aus theoretifchen Gründen gerechtfer- 
tigt. werden. 

Wenn auch die Redaktionskommiſſion die bei der Erwide— 
rung erfolgte Chrverlegung als Strafe für die erfte Beleidigung 
anfehen follte, jo ließe fich doch die Beſtimmung nicht rechtferti= 
gen, daß der Provofant milder behandelt werden muß, als der 
Provokat. Diefe Möglichkeit einer ftrengeren Beftrafung des 
Provofaten gegenüber der möglichen Straflofigfeit des Provo- 
fanten liegt auch) bei einer Schmähung nad Art. 76 vor, jo 
daß fih im Refultate ergeben Tann, daß „bei der Erwiderung 
einer Verleumdung mit einer Verleumdung der Provolant mit 
Strafe verfehont werden kann, während der Provokat der ordent- 
lichen Strafe unterliegt”. (ef. Gretener ©. 53), 

Wegen dieſer dargethanen, nicht aufrecht zu erhaltenden 
Eonjequenzen wäre e8 wünſchenswerth, die beiden Artikel einer 
Abänderung zu unterziehen. Auch hätten die in demfelben ent- 
haltenen Vorſchriften der Einfachheit und Kürze wegen, ohne 
Störung des in Ihnen ausgefprochenen Grundgedanken, in einen 
einzigen Artikel zufammengefaßt werden können, etwa wie ich 
folches im Artikel 8 meines Entwurfs vorgeſchlagen habe, in wel⸗ 
chem ich den Ausdruck „auf der Stelle” (F 199 und $ 233 des 
deutſchen Strafgefeßbuch8), der leicht zu Zweifeln Anlaß geben 
fann, durch „unverzüglich“ erfeßt habe. 
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Abſchnitt VI. 


Die Berehfigungseinreden des Art. 77 und der 
Ausflug des Wahrheitsbeweifes (Art. 78). 

Der Art. 77, 1 erflärt die Verbreitung ehrenrühriger That- 
jachen.nicht für verbrecherifch, wenn der Angefchuldigte die Wahr- 
heit derfelben zu beweifen vermag. An fich dürfte ein Hervorhe⸗ 
ben der Statthaftigleit des Wahrheitsbeweiſes gar nicht erforber- 
lich fein, denn feinem Wefen nad) enthält er nur ein materielles 
Bertheidigungsrecht des Angejchuldigten, feine Freifprechung zu 


ermöglichen. Es ift das ein Recht, welches gar nicht beſonders 


namhaft gemacht zu werden braucht, weil es ſelbſtverſtändlich ift; 
wenn troßdem im Geſeztz jelbft auf Diefes Recht hingewiefen wird, 
fo fünnte das nur den Zwed haben, dem Richter eine Handhabe 
zur leichteren Orientirung zu gewähren. _ 

Die Redaktionskommiſſion hat die exceptio veritatis im 
Art. 77 auf die Schmähung und Creditgefährdung befchräntt ; 
eine Begründung, weswegen biejelbe nicht auch auf die Beleibi- 
gung im engeren Sinn ausgedehnt werden kann, lafjen die Mo- 
tive leider vermiffen. Der Wahrheitsbeweis müßte im Art. 77 


“ebenso bei der Beleidigung geftattet fein, wie er im Art. 78 bei 


einer folchen nicht immer ausgeſchloſſen fein follte. Erkennt doc 
die Redaktionsfommiffion felbft an, daß der Thatbeftand der 
Beleidigung auch in dem Vorwurf einer beſtimmt bezeichneten 
Thatfache beftehen Tann, fofern bei der Zufügung nicht britte 
Perfonen zugegen waren. Bei einer bloß beleidigten Form, bei 
einer ehrenfränfenden Behandlung und einem an und für fich 
ichon beleidigenden Ausdrud könnte ſelbſtverſtändlich von einer 
exceptio veritatis, als einer Berechtigungseinrede, nicht die Rede 
fein. Ihrem Weſen nach iſt die exceptio veritatis eine Nega⸗ 
tion des dolus, d. h. eines Thatbeſtandsmomentes, welches ſo⸗ 
wohl für die Schmähung, als auch für die Beleidigung verlangt 
wird; wenn nun durch den Wahrheitsbeweis der dolus geleug⸗ 
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net wird, fo muß auch das Moment der Rechtöwibrigfeit fort 
fallen, und folche® wäre bei einer Beleidigung ebenfo möglich, 
wie bei einer Schmähung. 

Als Refultat biefer Beſtimmung des Entwurf über den 
Ausſchluß des Wahrheitsbeweiſes bei jeber Beleidigung, Tünnte 
fich 3. B. ergeben, daß ber einer Perſon gegenüber, im Abwefen- 
heit Dritter gemachte Vorwurf, er habe einen beftimmten Dieb⸗ 
ftahl begangen, nicht bewiefen werben darf, wenn gegen ven Be— 
leibiger eine Klage anhängig gemacht wurde. 

Das deutſche Reichsſtrafgeſetzbuch läßt Die exceptio verita- 
tis auch bei einer Beleidigung zu, bei welcher der Thatbeſtand 
durch die Unwahrheit des kundgethanen Ausſpruchs bedingt wird”). 

Die Vorfehriften des geltenden ruffiichen Rechts über den 
Wahrheitsbeweis find äußerſt unvollftändige. Im Gefet der von 
Friedensrichtern zu verhängenden Strafen ift von der Zuläffig- 
feit einer exceptio veritatis weder bei der Beleidigung, noch bei 
der Verleumdung die Rebe. 

Im Strafgefeßbud wird des Wahrheitsbeweiſes nur in 
den Art. 1039 und 1040 Erwähnung gethan, doch iſt derſelbe 
auf diejenigen Fälle beſchränkt, wo die Diffamation gegen die 


dienſtliche, oder öffentliche Thätigkeit einer im Staats— oder 


Wahldienſt ſtehenden Perſon gerichtet iſt, bei der Diffamation 
einer Privatperſon iſt die exceptio veritatis mithin ausgeſchloſſen. 
Daß nad) geltendem Recht bei der Verleumdung der Wahrheitd- 
beweis möglich ift, bürfte feinem Zweifel unterliegen, denn in 
ben Worten des Art. 1535: „Wer fich erlaubt Jemanden un- 
gerechter Weife zu verleumden” dürfte für den Angejchuldigten, 
die Möglichkeit einen Wahrheitsbeweis zu führen, bereit3 ent- 
halten fein. Wird nämlich dargethan, daß das Thatbeſtands⸗ 
merfmal: „ungerechter Weife” nicht vorhanden ift, fo kann ber 
Thatbeſtand der Verleumdung auch nicht erfüllt fein. 








80) Freudenftein ©. 70. 
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Was die Form des Art. 77 des Entwurfd anbetrifft: 
(„wenn der Angejchuldigte beweift” zc.), fo wäre daran zu rügen, 
daß diefelbe in fofern feine ganz correfte ift, als die Verbrei⸗ 
tung ꝛc. nicht nur in dem Falle als nicht verbrecheriich gelten 
ſollte, wenn der Angejchuldigte den Wahrheit8beweis Tiefert, ſon⸗ 
dern auch dann, wenn der Richter ſolches thut, wozu er Doch 
ex officio verpflichtet fein müßte. 

P. 2 de8 Art. 77 erklärt einmal die Verbreitung ehren- 
rühriger Thatſachen nicht für verbrecherifch, wenn diefelbe im 
öffentlichen oder ftaatlihen Nußen ftattfindet. Hierher würde 
3. B. eine in, der Zeitung veröffentlichte Warnung von einer als 
Taſchendieb bezeichneter Perſon gehören, wo die Bekanntmachung 
zum öffentlichen Nutzen dienen könnte. In Fällen dieſer Art 
ſoll die Schuld nur dann fortfallen, wenn der Angeſchuldigte 
vernünftigen Grund hatte die verbreitete Thatſache für wahr zu 
halten; daſſelbe gilt auch für den zweiten im P. 2 vorgeſehenen 
Fall: „Die Verbreitung ze. gilt nicht als verbrecheriſch , wenn 
der Angeſchuldigte beweift, daß die Verbreitung zur Vertheidi- 


gung feiner perfönlichen Ehre oder ber Ehre feiner Familie ftatt- 


gefunden”, Daß die fubjective Ueberzeugung von der Wahrheit 
der verbreiteten Thatſache die Strafe ausſchließt, brauchte im 
Geſetz garnicht beſonders hervorgeboben zu werden, da hier ja 
der zum Thatbeſtand erforderliche dolus fehlen würde, eine 
Schmähung demgemäß garnicht vorhanden ſein könnte. 

Auch in Bezug auf P. 2 des Art. 77 würde ſich beim 
Ausſchluß der Beleidigung vom Thatbeftande im Refultate er- 
geben, daß eine bloß beleidigende Thatfache bei der Ehrverlegung 
im öffentlichen Nuten vefp. zur Vertheidigung der Ehre ꝛc. ftraf- 
bar‘. wäre, während eine Schmähung die Strafe ausfchließen 
würde. 

Abgejehen von diefem Mangel kommt die Redaktionskom⸗ 
miffion in Bezug auf den zweiten Theil des Art» 77, 2 doch 
auf die im 8 193 des deutfchen Strafgeſetzbuchs enthaltenen 


.. 


s 
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Vorſchriften zurück, welche fie doch für überflüffig hielt im Ge- 
jege jelbft hervorzuheben (oben S. 156). 

Dur die Creirung eines befonderen Artikels, wie etwa 
des Art. 7 im Anbange wäre diefen genügten Uebelftänden ab- 
geholfen.- 007 

Im Zufaß des Art. 77: „Auch in diefen Fällen Tann in= 
deß der Angeſchuldigte wegen Beleidigung beſtraft werden, ſofern 


eine. ſolche in der Form ober in den Umſtänden der Verbreitung 


liegt“, hat die Redaktionskommiſſion eine Vorſchrift getroffen, 
welche das geltende Recht im Art. 1040 des Strafgeſetzbuchs 


für den Fall der Diffamation bereits vorgeſehen hat. Seinem 


Weſen nach entfpricht er vollfommen der im 8,192 des deutſchen 
Strafgeſetzbuchs enthaltenen Regel 1-92), 

Der Art. 78 de8 Entwurfs enthält vier Fälle, in denen 
ber Beweis der Wahrheit ausgeſchloſſen tft ®°). 
"BP. 1 de Art. 78 bezieht fich auf den Ausſchluß der 
exceptio veritatis in den Fällen, wo über das Privat- oder Fa⸗ 


81) Meber dieſe Frage äußert fih ſchon Feuerbach, ſiehe deſſen 
„Lehrbuch des peinlichen Rechte 1808 ©. 250 wie folgt: „Ausſagen, welche 
eine der Ehre nachtheilige Thatjache zu ihrem Inhalt haben, werden durch 
den Beweis ihrer Wahrheit unfträflich, foferne fie nicht unter einer die Ver— 
ächtlichleit und Herabwürdigung jelbft ſchon ausdrüdenden Form geſche⸗ 
ben find”. | 

82) Sehr betreffend bemerkt Bermer, Lehrbudy bes Strafrecht 1354 
S. 470: „Man kann jede Wahrheit fagen, aber man kann nicht jede Wahr- 
heit in jeder Form ſagen“. 

83) Vergl. zu diefer Frage Freudenftein © 61 — 64; ferner: 
Mittermaier in Weieéekes Rechtslexikon ©. 896 und Berner ©. 
469, welcher fich über den Ausſchluß des Wahrheitsbeweifes folgendermaßen 
äußert: „Es wäre ein unfittlicher Zuftand der Dinge, wenn Seder verpflid: 
tet wäre, über den Anderen nur Ehrenwerthes zu jagen. Es hieße Dies bie 
Lüge zur Pflicht machen und jene kräftige Stütze des Sittlichen niederreißen, 
die darin liegt, daß dem Lafter Schande und Verachtung bewiejen wird. — 
Mas wäre überdies eine Ehre, die nicht aus dem freien Urtheil der Anderen 
hervorgeht ? Und was wäre ein Urtheil über den Anderen, das nicht frei ift? 
Das Urtheil über die Perfon muß nothwendig frei fein, wenn das Nrtheil 
noch Urtheil, wenn die Ehre noch Ehre bleiben joll?. 
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milienleben des Verlegten burch die Preſſe, eine Schrift oder 
Abbildung, welche wiljentlich verbreitet wurden, oder Durch eine 
Öffentliche Rebe eine Thatfache verbreitet worden war ®). Diefe 
Einfchräntung des Wahrheitsbeweiſes entlehnt die Redaktions⸗ 
fommifflion dem code penal. Das diefer Vorfehrift zu Grunde 
liegende Princip lautet: „Das Privatleben des Einzelnen bleibt 
ber Hffentlichen Beurtheilung entzogen”. (Gretener ©. 55). 
Wenn die Motive (S. 530) in diefer Hinficht fagen: „daß Die 
Schmähung in den Fällen der bezeichneten Art einen beſonders 
empfindlichen Charakter annimmt” und daß „je intimere Seiten 
bes Brivatlebend zur Sprache kommen, um fo peinlicher bie 
exceptio veritates werben muß, auch wenn die behauptete That- 
fache ſich als falfch erweift und ven Thäter die verdiente Strafe 
trifft“, fo könnte doch, fo wahr auch der Einwand ift, Daß der 
BVerlette durch detartige Kränfungen in befonderem Maße pein- 
Yich berührt wird, dem Zartgefühl des in feinem Privatleben Be- 
einträchtigten gerade auf Koften des öffentlidhen Inte— 
reffes fein fo großes Vorrecht eingeräumt werben. Wenn bie 
Motive fagen, daß das „öffentliche Intereffe” „in den Fällen 
ber bezeichneten Art in nur untergefrbnetem Maße betheiligt tft“, 
jo ift das nicht richtig. Denn als Conſequenz diejer Vorfchrift 
fann fich ergeben, daß Jemand durch gerichtliches Urtheil zum 
Verleumder geftempelt wird, ohne es faktich zu fein: es hieße 
das ein gefeglich fankftionirter Juſtizmord! Das kann doch nicht 
ım dffentlichen Intereſſe Liegen! Es entſteht in den Fällen des 
Art. 78, Nr. 1 folcher Art eine ECollifion: auf der einen Seite 
der Schuß des Privat und Familienlebend; auf ber anderen, 
das dem Beklagten nicht abzufprechende Necht fich zu vertheidi- 
gen, und das Recht und die Pflicht des Staates die mögliche 
Berurtheilung eine8 Unfchuldigen abzuwehren. Durch eine Lö— 


.. 84) Daß die Thatfache eine ehrenrührige fein ſoll, ift wohl nicht zu 
bezweifeln, obſchon Art. 78 dad nicht hervorhebt. 
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fung dieſer Frage in ber Weife, wie ich fie in meinem Entwurf 
(Art. 5) vorgefchlagen babe, würden bie namhaft gemachten Ge- 
fahren vermieden werben. 

Im P. 2 des Art. 78 wird ber Aueſchluß des Wahrheits⸗ 
beweiſes dort vorgeſchrieben, wo die verbreitete Thatſache eine 
verbrecheriſche Handlung bildet, welche nur auf Antrag des Ver⸗ 
letzten verfolgbar iſt, ſofern die Strafverfolgung noch nicht er⸗ 
hoben war. Auch in Fällen dieſer Art würden die oben gerüg- 
ten Gonfequenzen eintreten Tönnen.. Es würde 3. B. Jemand 
der Schmähung für ſchuldig erfannt werben können, welcher von 
einer Perjon behauptet, fie habe einen beftimmten Chebruch be- 
gangen, auch wenn dieſe Thatjache ber Wahrheit entjpricht. Es 
bürfte bier der Dispofitionsbefugniß des Berlegten über die Ver- 
folgbarfeit des Antragsdelikts und über das weitere Belannt- 


werben desſelben fein berartige8 Borrecht eingeräumt werben, da 


es auf Koften der materiellen Wahrheit gejchteht. 

Nah P. 3 wird der Wahrheitsbeweis dort ausgeſchloſſen 
wo bie verbreitete Thatfache eine verbrecherifche Handlung war, 

bezüglich welcher ein freifprechende8 Urtheil ergangen ift. 

Die im P. 3 enthaltene Beitimmung, von welcher e8 heißt, 
daß fie aus Rückſichten procefjualer Natur entiprungen fei (Mo⸗ 
tive ©. 532), ift injofern eine unvollftändige, als die in. den 
Motiven (S. 532) übrigens gleichfalls vorgeſehene Unzuläffigkeit 
des Wahrheitsbeweiſes bei rechtsfräftiger Verurtheilung in dem⸗ 
ſelben nicht enthalten ift. Der Vollſtändigkeit wegen wäre dieſer 
Zufag im Geſetze ſelbſt wünſchenswerth, In vorgejchlagener 
Faſſung würde alsdann P. 3 dem 8 190 des deutſchen Straf- 
geſetzbuchs entſprechen, nur daß der Entwurf die exceptio verita- 
tis bei der Beleidigung im engeren Sinn ausſchließt. 

Die im P. 4 enthaltene Ausſchließung der exceptio verita- 
tis bei einer Schmähung (nicht auch einer, Beleidigung) des 
Dberhaupts, oder des diplomatifchen Vertreter eined außwärti- 
gen Staates, ijt eine Vorſchrift, welche im Hinblid auf die Re⸗ 


Bi 
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ciproeität der völferrechtlichen Beziehungen in dieſer Hinficht 
nicht gut fortgelaffen werden fan. Abgefehen von dem Um—⸗ 
ftande, daß der Entwurf als Vorausfegung der Anwendung des 
Art. 78, 4 eine Gegenſeitigkeit nicht verlangt, entſpricht berfelbe 
im Wefentlichen dem $ 193 des deutfchen Strafgeſetzbuchs. 


Der Art. 79 über Nichteinleitung refp. Siftirung des Straf- 
verfahrend wegen Schmähung (die Beleidigung ift hier gleich- 
falls nicht berickfichtigt) fcheint dem $ 191 des deutſchen Straf- 
geſetzbuchs nachgebilbet worden zu fein; er enthält weiter feine 
von ber Theorie abweichenden Grundfäte. ‚Seinem Inhalt nad) 
ift Art. 79 eine ftrafprocefjuale, nicht aber eine ftrafrechtliche 
Negel, da er den ftrafbaren Thatbeftand nicht beeinflußt. Er 
würde daher eher in die Strafproceforbnung, als ind materielle 
Strafrecht paſſen. Aus diefem Grunde habe ich den Art. 79 in 
meinem Entwurf nicht namhaft gemacht. 


Abſchnitt VII. 
Die Strafen der Ehrverlehungen. 
A. Die Hauptftrafen 

Die für die Ehrverlegungen nad) dem Art. 72, 73, 74 
und 81 des Entwurf zu verhängenden Hauptſtrafen beſtehen in: 
Arreſt, Geldſtrafe und Gefängniß und zwar im Eiuzelnen, für 
bie Beleidigung Art. 72) in Arreſt oder Gelbftrafe bis zu 500 R., 
für die Schmähung (Art. 73) in Gefängniß bis zu ſechs Mo⸗ 
naten; für die qualificirten Fälle der Beleidigung und Schmä- 
bung (Art. 74) in Gefängniß; für Die priviligirte Beleidigung 
(Art. 75) in Geldſtrafe bis zu 50 Rbl.; für die Crebitgefähr- 
dung (Art. 81) endlich in Arreft oder Geldſtrafe bis zu 500 Rbl., 
in ben qualifichtten Fällen berfelben hingegen in Gefängnif bi8 
zu ſechs Monaten. Ä 
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Die im Entwurf für Chrenverlegungen angedrohten Stra- 
fen find mithin öffentliche und das Strafenſyſtem ift, wie auch im 
augenbliclich geltenden ruſſiſchen Recht, ein gemiſchtes, indem 
ftatt der für die Beleidigung im engeren Sinn und für bie 
Creditgefährbung feftgefegten Geldſtrafe auch auf Arreſt erkannt 
werden kann. Die Beibehaltung des Sühnegeldes (6esuecrze), 
als einer Privatitrafe, welcher jchon in der ‚„„Pycckan npapıa‘‘ 
Erwähnung gethban wird, und die bis zur Emanation des Frie- 
denßrichtergefeße8 neben der Criminalklage beftand °5), hat die 
Redaktionskommiſſion (Motive S. 441) für inopportun gehalten, 
weil „ver Loskauf einer Ehrverlegung durch die Zahlung einer 
Gelbfumme mit dem modernen Begriff der perfünlichen Ehre 
unvereinbar” tft, und zudem dieſe poena privata nur von folchen 
Leuten ausgenußt worden tft, welche Beleidigungen provocirten, 
„um mit'ihrer Ehre Handel zu treiben”, was zu verhindern nur 
im Intereſſe des Staates liegen kann °9. 

Ebenſo wenig, wie die Redaktionskommiſſion das Sühne 
geld als eine Privatitrafe aufrecht erhalten will, hält fie das⸗ 
jelbe in der Form einer Nebenftrafe für zwecvienlich. Außer 
aus Gründen procefjualer Natur®”) hält die Commiſſion die 
‚besgectbe“ im Sinne der deutſchrechtlichen „Buße“ Deswegen 
nicht für geboten, weil bereit8 die Civilgefege für die Erftattung 
einer durch eine verbrecherifche Handlung erwachjenen Vermögen?» 
einbuße hinreichenden Schuß gewähren (Motive ©. 442). In 
ber That könnte die Buße, als facultativ zu verhängende Neben- 
ftrafe, dann vermißt werden, wenn die Durch eine Ehrverlegung 


- 85) Urt. 138 des Friedendrichtergejeged unterfagt ed, für eine Ehrver 
legung eine Strafe zu verhängen, wenn der Beleidigte dad in den Eivilge- 
jeßen feitgeftellte Sühnegeld fordert. 

86) Motive S. 441 und Öretener S. 48 ff. 

87) Die Redaktionscommiſſion (Motive 441) befürchtet, daB hierdurch 
eine Rückkehr zu der bis 1864 nach geltendem Recht beftandenen Vereinigung 
non Civil: und Strafflage herbeigeführt werden müſſe. 
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entftandenen, dfonomijchen Nachtheile auf anderem Wege ges | 
ſchützt werden können °°). 

In Bezug auf das Strafmaß ift nach, dem Entwurf dem 
Richter ein äußerſt weiter Spielraum gelaffen und hat die Re- 
daktionskomiſſion in dieſer Hinficht in billiger Weife dem Um⸗ 
ftand Rechnung getragen, baß gerade bei Injurien unzählige 
Abftufungen der Schuld bei der Strafzumeſſung berüdfichtigt 
werden müffen, ohne daß Dabei, wie nach geltendem Recht, eine 
cafuiftifche Aufzählung einzelner Fälle erforderlich wäre. 

Vergleichen wir die im Entwurf vorgefehenen Strafen in 
Bezug auf ihre Höhe mit denen des geltenden ruffifchen Rechts, 
fo ergeben fich nicht unmwefentliche Verjchiedenheiten. 

Sp beträgt z. B. die für eine perfünliche Beleidigung 
eines Ascendenten angedrohte Strafe nad) dem geltenden Recht 
nach Art. 1534 des Strafgefegbuchs: Verweiſung nach Sibirien 
zum Aufenthalt oder Abgabe in die Eorrektionsarreftantenlompa- 
nien, verbunden mit der Entziehung aller befonderen, perfönlichen 
und Standesrechte, d. i. z. B. diefelbe Strafe, wie etwa bie 
Ausſetzung eined Kindes ſeitens feiner Eltern in Tödtungs⸗ 
abficht. 

Im Friedensgeſetz wird die Beleidigung ungleich milder, 
als im Entwurf beftraft, felbft für die qualificitten Fälle des 
Art. 135 ift als Maxtmalftrafe Arreft nicht über drei Monate 
angebroht, gegen Y/, Jahr Arreft nach Art. 72 des Entwurfs, 
refp. ein Jahr Gefängniß nad Art. 74, 

Für bie Berleumdung find im Sriedensrichtergejeg die Ma- 
zimalftrafen gleichfall® ungleich niedrigere, als im Entwurf, fo 
beträgt 3. B. nach jenem bie höchftmögliche Strafe für die Ver: 
leumdung einer Frau: 3 Mouate, nach diefem: 6 Monate Ges 
fängniß. 


/ 


88) Leber die Bedeutung der „Buße“ nad deutichem Recht ſ. Op⸗ 
penhoff, Commentar, Note 1 zu $ 188. 
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Im Strafgeſetzbuch find die Verläumdungsſtrafen wiede- 
rum unverhältnißmäßig hohe. So wird z. B. die Verleumdung 
durch ein, einer Behörde oder einem Beamten eingereichtes Pa⸗ 
pier mit Gefängniß bis zu 8 Monaten beſtraft, während nach 
dem Entwurf für daſſelbe Vergehen nur Gefängniß bis zu ſechs 
Monaten verfügt werden kann. 


Im Vergleich zum deutſchen Reichöftrafgefeßbuch erfcheinen 
die Strafen der Injurien nach dem Entwurf als viel mildere. 
Sp kann z. B. nad 8 185 und $ 186 für eine qualifieirte Be: 
leidigung refp. üble Nachrede auf zwei Jahre Gefängniß erfannt 
werden, nach dem Entwurf hingegen nur auf ein Jahr; für Die 
einfache Verleumdung ferner Tann nach $ 187 fogar Gefängniß- 
fteafe bis zu zwei Jahren eintreten, während nach Art. 73 eine 
Gefängnißitrafe von nur ſechs Monaten möglich ift, d. h. mit 
anderen Worten e8 Tann nad dem Entwurf für ein und das⸗ 
felbe Bergehen eine viermal geringere Strafe verhängt werben, 
als nad) dem deutſchen Strafgeſetzbuch. 


Beim Vergleich der im Entwurf für die Ehrverlegungen 
angedrohten Strafen mit denjenigen, welche für die übrigen 
Abſchnitte feftgefeht find, dürfte fich ergeben, daß diefelben im 
Verhältniß zu ihrer Höhe nicht zu niedrig gegriffen find; im 
Gegentheil könnten fie in ihren Marimaljägen als etwas zu 
‘hohe bezeichnet werben. Jedoch kann eine richtige Beurtheilung 
dieſes Gegenftande8 und ein Vergleich vor Erfcheinen des gan- 
zen Entwurfs nicht möglich fein. 

Die Frage, mit wie firengen Strafen Ehrverlegungen zu 
bedrohen find, dürfte im Allgemeinen nur darnach beantwortet 
werben fönnen, wie hoch der Eulturzuftand eines Staated ent- 
wickelt ift, je außgebilveter das Ehrgefühl, um fo empfindlicher 
muß eine Verlegung dejfelben werden und um fo höher muß Die 
hierfür feftgefeßte Strafe fein, damit fie volle Genugthuung zu 
gewähren geeignet ift. 
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B. Nebenftrafen. 


Neben den in den Art. 72, 73, 74 und 81 vorgeſehenen 
ordentlichen Strafen geſtattet der Art. 80 des Entwurfs noch 
nachſtehende, facultativ zu verhängenden Nebenſtrafen: 

1) Veröffentlichung des Urtheils auf Antrag des Verletz⸗ 
ten, und 

2) Siſtirung der Ausgabe periodiſcher Zeitſchriften auf die 
Zeit von 1—3 Monaten. Das geltende Recht hat im Art. 1536 
des Strafgefegbuch8 die sub 1 genannte Nebenftrafe auf bie 
Berleumdung des Strafgeſetzbuchs bejchränft; nicht deſto we— 
niger aber hat die Praxis de8 Senats die im Art. 1536 ent 
haltene Vorfchrift auch auf die, nach dem Friedensrichtergefet 
zu ftrafenden, Verleumdungen ausgedehnt 9), 

In richtiger Weife hält die Redaktionskommiſſion eine Be- 
ſchränkung dieſer Nebenftrafe auf die Verleumdung nicht für ge- 
eignet, und Yäßt daher eine Veröffentlichung des Urtheils auch 
bei der Beleidigung zu). Die im P. 2 des Art. 80 ange 


drohte Nebenftrafe lehnt fich gleichfall® an's geltende Necht an, 


nur daß die derjelben zu Grunde liegende Regel (im Art. 1046 
des Strafgefeßbuch8) in fofern modifleirt worden ift, als einmal 
diefe Nebenftrafe fich nicht blos auf Verbrechen, ſondern auch 
auf Vergehen und Uebertretungen beziehen fol, und dann eine 
gänzliche Unterdrückung der Drudichrift nicht ftattfinden fol, 
ſowie dem Herausgeber fein Verbot auferlegt werden fann, Die 
Herausgabe überhaupt irgend einer Beitfchrift zu übernehmen. 
Ihre Rechtfertigung könnte die im P. 2 enthaltene Vor⸗ 
fchrift nur in dem Umftande finden, daß das vorhandene Syftem 
über die Verantwortlichkeit der Redakteure und Herausgeber von 
Zeitfchriften ein unzureichendes ift, wobei eine andere Beftrafung 
der Schuldigen oft nicht. angewandt werden Tann (Motive 


89) Motive S. 533 und 534. 
90) Vergl. Motive S. 534. 
Zeitfchrift f. Nechtöwifl. Sg. IX, 9.2 u. 3 13 
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S. 534). Jedenfalls aber dürfte diefe Nebenftrafe nur dann 
zur Anwendung gelangen, wenn der animus injuriandi des He⸗ 
rausgebers der Zeitung erwieſen iſt. 

In meinem Entwurf habe ich dieſe Nebenſtrafe fortgelaſſen, 
weil durch dieſelbe der Zweck der Strafe, dem Schuldigen 
allein ein Uebel aufzuerlegen, oft nicht erreicht werden könnte. 


Abſchnitt IX. 
Der Sfrafanirag (Ark. 82). 


Der Art. 82 beitimmt, daß fämmtliche im VII. Abjchnitt 
des Entwurfs bedrohten Vergehen nur anf Antrag verfolgt wer- 
ben künnen; bei der Ehrverlegung gegen eine Amtsperjon fol 
neben dem Verlegten auch deſſen unmittelbar Vorgefegter an⸗ 


trag8berechtigt fein. Bon den desbezüglichen Beftimmungen des 


Strafgefeßbuchd 9) weicht der Art. 82 in fofern ab, als dem 
Gatten, den Eltern und Bormündern des Verletten keine Kla⸗ 
geberechtigung gegeben wird. 

Nach der Auffaſſung der Redaltionskommiſſion über die 
Ehrverletzung eines Religionsdieners bei Verrichtung ſeiner Amts⸗ 
handlungen hätte man erwarten müſſen, daß ſie dieſe Fälle in 
Bezug auf die Anzeige und Ermächtigungsbefugniß des Vorge⸗ 
fegten im Art. 82 nicht fortlaffen würde, fondern vielmehr die 
jelben den Amtsbeleidigungen in diefer Hinficht gleichftellen 





91) ©. Art. 1534 Anmerkung und Art. 1539 Anmerkung. 

92) Der Wortlaut ded Art. 82.ift allerdings nicht ganz präcid; im- 
merbin aber gebt Schütze (S. 31) zu weit, wenn er den Worten 
„aber wenn“ Die Bedeutung „mit Ausnahme‘ giebt. Gegen dieſe Auslegung 
Ipriht das Wort „auch“ (auf Anzeige ꝛe). Im ruffiihen Text beißt es: 
„a Öyae“ (ockop6ıenin) — „To n* (mo sanpıenio). Aus dem Wortlaut 
braucht ſich mithin noch nicht zu ergeben, daß die verlette Amtsperſon ſelbſt 
nicht antragsberechtigt ift. 
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würde. In meinem Entwurf habe ih in der Vorausſetzung, 
daß die Beleidigung eines Religionsvienerd, wenn durch biefelbe 
eine Mikachtung gegen die Religion ausgebrüdt wird, nicht als 
Ehrverlegung beftraft wird, die Antragsbefugniß des Vorgeſetzten 
nicht namhaft gemacht; deögleichen habe ich das Antragsrecht 
der Ehegatten, Väter ꝛc. ($ 195 des deutſchen Strafgeſetzbuchs) 
aus dem Grunde fortgelaffen, weil fich diefe Befugniß nicht nur 
auf Ehrverlegungen, fondern auch auf alle übrigen Delikte be- 
ziehen follte. 

Die Redaktionsfommilfion will im Art. 82 fih nur auf 
die allgemeinften Beitimmungen über die Strafverfolgung ber 
Ehrverletzungen befchränfen (Motive S. 450). Die. genaueren 
Borfohriften über die Art der Verfolgung, die Erforderniffe des 
Antrags u. ſ. w. bleiben mithin der Strafproceßordnung vorbe⸗ 
halten, weil biefelben nicht dem materiellen, ſondern dem for- 
mellen Strafrecht angehören. | 


Abänderungsvorfchläge. 


Art. 1. 


Wer einem Anderen eine Verachtung ausdrückende Gefin- 
nung vorfäglich fund giebt, wird wegen Beleidigung mit Arreſt 
oder Geldftrafe bis zu fünfhundert Rubel beſtraft. 

Fand die Beleidigung durch die Preſſe, durch eine Schrift, 
eine Abbildung, oder eine Thätlichkeit ſtatt, oder wurde fie öffent⸗ 
lich begangen, fo tritt Gefängnißitrafe ein. 
ice H Be En" : Objekt einer Beleidigung kann jede phy 

Art. 2, , 
Wer Über Iemanden eine Thatfache verbreitet, welche ge- 


eignet ift, ihn verächtlich zu machen oder in ber Öffentlichen Mei- 
13* 
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nung herabzufegen, wird, wenn nicht dieſe Thatfache erweislich 
wahr ift, wegen übler Nachrede mit Geldfirafe bis zu fünfhun= 
dert Rubel, oder Arreit beftraft. 

Fand die üble Nachrede durch die Preffe, durch eine Schrift 
oder Abbildung ftatt, oder wurde fie öffentlich begangen, ſo tritt 
Gefaͤngnißſtrafe ein. 

Art. 3. 

Wer wiſſentlich eine unwahre Thatſache verbreitet, welche 
die Ehre und den guten Ruf Jemandes zu untergraben geeignet 
iſt, wird wegen Verleumdung mit Gefängniß beſtraft. 

5 Fand die VBerleumdung durch die Prefje, Durch eine Schrift 
DE oder Abbildung ftatt, oder wurde fie öffentlich begangen, fo tritt 
| GSefängnißftrafe nicht unter einem Monat ein, 





“ Art. 4. 

Bi. Wer wifjentlich eine falfche Thatfache verbreitet, welche dem 
gewerblichen oder Handelskredit einer Perſon, einer Geſellſchaft 
x. . ‚oder Anftalt zu fchaden geeignet ift, wird mit Arreft oder Geld⸗ 
“s ftrafe bis zu fünfhundert Rubel beftraft. 

u Fand die Creditgefährdung durch die Preſſe, durch eine 
J Schrift oder Abbildung ſtatt, oder wurde fie Öffentlich begangen, 
“ fo tritt_Sefängnißftrafe bis zu ſechs Monaten ein. j 


2 Art. 5. 

Re. Die Beleidigung, üble Nachrede, Verleumdung und Erebit- 
J gefährdung gelten nicht als verbrecheriſch, wenn die Wahrheit 
J der behaupteten oder verbreiteten, ehrenkränkenden Thatſache 
nachgewieſen wird. Doch kann der Angeſchuldigte wegen Belei⸗ 
digung beſtraft werden, ſofern eine ſolche in der Form, oder in 
den Umſtänden der Behauptung oder Verbreitung liegt. 


— Art. 6. 
Der Beweis der Wahrheit iſt ausgeſchloſſen, wenn die be⸗ 
hauptete oder verbreitete, ehrenkränkende Thatjache : 
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1) eine verbrecheriiche Handlung bildet , bezüglich welcher 
ein abfolvirendes oder condemnirendeß Urtheil ergangen ift; oder 
2) fih auf das Oberhaupt oder den diplomatifchen Ber- 
treter eines auswärtigen Staates bezieht. 
| Art. 7, 

Tadelnde Urtheile über wifjenfchaftliche, künftlerifche oder 
gewerbliche Leiftungen ; Aeußerungen zur Wahrnehmung berech- 
tigter Intereſſen, oder zur Vertheidigung von Rechten, Rügen 
von Perſonen, welchen eine Disciplinarbefugniß zufteht; dienſt⸗ 
liche Anzeigen und ähnliche Fälle find nur in foweit firafloß, 
als fie feine beleidigende Yorm an fich tragen und nicht unter 
Umftänden erfolgten, welche als beleidigend gelten. 

Art. 8. 


(Kür den Ball der Beibehaltung des Brincips der Strafeompenjation 
bei wechjelfeitigen Ehrverlegungen.) 


Bei der unverzüglichen Erwiberung einer Ehrverlegung mit 
einer Ehrverlegung oder leichten Körperverletzung fteht dem 
Richter das Recht zu, für beide Angefchuldigte oder für einen 
berjelben eine mildere oder überhaupt feine Strafe eintreten zu laſſen. 

Art. 9. 

Ergeht eine Verurtheilung wegen der in dieſem Abfchnitt 
mit Strafe bedrohten Handlungen, fo fteht dem Nichter das 
Recht zu, das Urtheil auf Antrag des Verletzten nad Maßgabe 
be8 Art. 34 des allgemeinen Theils zu verdffentlichen. 

Art. 10. U 

Die Strafverfolgung einer Ehrverletzung tritt nur auf An⸗ 
trag des Verletzten ein. Bei einer Chrverlegung gegen eine 
Amtsperfon, oder ein Mitglied der bewaffneten Macht bei Ver- 
richtung ihrer Dienftobliegenheiten oder in Beziehung auf ihren 
Beruf find außer dem Verletzten auch deſſen Vorgefegte antrag3- 
berechtigt. 


Anmerkung: Ein durd eine Ehrverlegung begangened 
Verbrechen gegen den Staat oder die Religion unterliegt nicht 
obigen Normen. 





- Bemerkungen des Redactiong = Comite’3 der Sriminalabthei- 
: Inng der St. Petersburger juriftifhen Gelellfhaft zum Pro⸗ 


jeet des beionderen Theiles des Strafgeſetzbuchs. 
vi. Hauptſtück: Ehrverletzungen. 
(S. 207—228.) 


Unter obigem Titel erſchien zu Ende des Jahres 1885 in 
St. Petersburg, herausgegeben vom Redaktions⸗Comité (fo ge⸗ 
nannt im Gegenſatz zur Redaktions⸗Commiſſion), eine zweite 
Redaktion des erften Entwurfs der Redaktions⸗-Commiſſion. 

Das genannte Comité ftellt dem erften Entwurf ein von 
ihr aufgeftellte8, verändertes Project parallel gegenüber und knüpft 
an diefes feine Bemerkungen, foweit fie fich als Majoritätsbe- 


ichlüffe des Comite's ergeben. Dem jolchermaßen umgejftalteten, 


neuen Project folgen alsdann die Minoritaͤtsvota einzelne diſ⸗ 
ſentirender Comitémitglieder. 

Im Folgenden will ich den Verſuch machen, in Kürze das 
Wichtigſte aus dem 2. Project, den Bemerkungen und den Mi- 
noritätsjentiments, foweit fich diefelben auf Die „Ehrverletzungen“ 
beziehen, in deutfcher Ueberfegung wiederzugeben und an einzelne 
der projeetirten Abänderungen eine kurze Befprechung zu knüpfen. 

Eine wefentlihe Umgeftaltung de8 VII. Hauptſtückes über 
die Ehrverlegungen jcheint dem NRedaktionstomite durchaus fern 
gelegen zu haben; dasſelbe behält nicht bloß die einzelnen Ar- 
tifel des 1. Entwurfs der Reihenfolge nach bei, fondern beſchränkt 
fih auch innerhalb dieſes Rahmens nur auf Kleinere redaktionelle 
Aenderungen, welche fich hauptfächlich nur auf die Form be= 
ziehen. 

Sind auch diefe Veränderungen meift ſehr fcharffinnig und 
bie einzelnen Artifel bedeutend präcifer geftaltet, als im erften 


— — 
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Project, fo bleibt doch zu bedauern, Daß inhaltlich feine weit- 
gehendere Umänderung gejchaffen worben ift. 

Betrachten wir in der Beiprechung der Reihenfolge nach 
die einzelnen vom Redaktions-⸗Comité dem erften Entwurf, pa⸗ 


rallel gegenüber geftellten Artikel. 


. Der Art. 72 würde in der Meberfegung etwa folgenden 
Wortlaut haben: 

„Wer fich Durch Thätlichkeit, Worte oder Zeichen, welche 
für den Beleidigten ehrenkränkend find, vorfäßlich einer Beleibi- 
gung ichuldig macht, oder einer Ehrverlegung de8 Mannes, der 


Frau, der Eltern oder Kinder beffelben, wird beftraft: 


Mit Arreft auf eine Zeit von nicht mehr als drei Monaten 
und mit einer Geldbuße von nicht mehr als breihundert Rubel, . 
oder aber mit einer diefer beiden Strafen nad) Ermefjen des 


- Geriht8”. 


Ganz abgejehen davon, daß die fuftematifche Eintheilung 
des Gattungsdelikts leider vollfommen beibehalten wird, bie 
hinterrücks begangene Beleidigung gleichfall8 ſtraflos bleiben foll, 
ber Begriff der mittelbaren Beleidigung nicht ausgeſchieden wird, 
die Grenzlinie zwiſchen der Realinjurie und Körperverletzung die⸗— 
ſelbe bleibt (vgl. ©. 208 der Bemerkungen des Redaktions-Co— 
mit#’8) Kurz, eine wefentiche Veränderung In Bezug auf Bes 
griff, Subject, Object, Thatbeftand, Vorſatz und Vollendung nicht 
projectirt wird, enthält der Art. 72 in formeller Hinficht eine 
ungleich correctere Geftaltung, al8 im erften Entwurf. Einmal 
find die Ausdrücke „Behandlung und Aeußerung“ (o6xomzenie 
KH 01351BB) durch die den Thatbeftand richtiger charakterifirenden 
Worte: „Thätlichkeit, Worte und Zeichen” erfeßt worden, und 
dann ift der Ausdruck „die Ehre ſchmähend“ (nosopamik vecrb) °°) 


mit „ehrentränfend” (ockop6nreisunf aa vecrn) vertaufcht 


— * 





93) Gretener Hat die Worte mosopamiä yecrs in ber offieiel— 
len Heberjeßung ungenan durch „ehrenrührig” wiedergegeben. 
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a = u worden. Das Redaktions⸗Comitsé bemerkt hierzu ſehr treffend 


gl. S. 209 ff), daß: „Der ähnliche Gebrauch ein und deſſelben 
terminus. für die Characterifirung zweire verjchievdener Formen der 
Ehrenkränkung eine Verworrenheit der Begriffe erzeuge”. 

Durch den Zuſatz im Art. 72: „oder einer Ehrverlegung 
des Mannes, ber Frau ıc. deſſelben“ hat das Redaktions⸗Comité 
in ſehr anerkennungswerther Weiſe nicht nur die Objecte der 
mittelbaren Beleidigung genauer hervorgehoben, jondern auch den 
- Erläuterungen der Redaktions-Commiffton durchaus entiprechend 
im Wortlaut des Art. 72 andeuten wollen, daß nicht nur eine 
Beleidigung, jondern jede Art der Ehrverlegung,. aljo auch eine 
Schmähung, dem mittelbar Gekränkten gegenüber bloß als eine 
einfache Beleidigung (o6uaa) beftraft werden fol (vgl. S. 210 
ber Bem. des Red.Com.). 

Als ſehr bemerfensmwerth heben wir in Bezug auf Die mit- 
telbare Injurie und die Beleidigung Verftorbener die Ausflih- 
rungen im Minoritätsvotum der Nedaktiond-Comitemitglieder 
Kraſſowſky und Fuchs hervor, welche im Art, 72 die Worte: 
„oder eines Glieder feiner Familie, auch wenn es bereit8 ver- 
ftorben ift“ auszufcheiden proponiren, alfo die Fiktion einer Ein- 
heit der Familienehre nicht zulaffen wollen (vgl. S. 220—225 
ber Bem. des Red.⸗Com.). Die modernen Samilienverbindungen, 
heißt es (S. 222), feien durchaus nicht fo enge, als daß Die 
Fiktion einer follectiven Familienehre eintreten müfje; zudem fei 
„jedes Rechtsſubject felbit Träger und Wahrer feiner Ehre" 
(S. 223). Wenn das Recht der Klageerhebung bei mittelbaren 
Beleidigungen davon abhängig gemacht werde, daß der unmit- 
telbar gekränkte Verwandte juriftifch verhindert fei, eine Klage 
zu erheben, jo ftehe das. im Wiverfpruch mit ber Fiktion ber 

einheitlichen Familienehre (S. 222) %%). Eine folde fei aud 
m geltenden Recht nicht anerfannt; auch ohne fie Tonne dem 


94) Bol. oben ©. 153 ff. 
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mittelbar Gefräntten eine lage zu Gebote ftehen, wenn nach⸗ 
gewiefen wird, daß der Beleidiger bie directe Abficht hatte durch 
die mittelbare Beleidigung auch den anweſenden Verwandten zu 
fränten (S. 223 ff). Denfelben Rechtsichug hätte unter derglei⸗ 


chen Bedingung auch der Verwandte eines Berftorbenen (S. 224). 


„Unfere Geſetzgebung“ heißt e8 weiter auf S. 224, „hat bi8 jegt 
eine Strafverfolgung bei Ehrverlegungen von Berftorbenen nicht 
zugelafien und in unferem vffentlichen Leben ift das Bedürfniß 
einer Strafbarkeit in Ähnlichen Fällen nicht hervorgetreten“. Es 
wäre zudem derjenige, welcher über einen Verjtorbenen eine That- 
fache verbreitet, nicht einmal befugt, zu feiner Rechtfertigung die 


exceptio veritatis anzuwenden (©. 224). 


In Bezug auf das Strafmaß der einfachen Beleidigung 
feßt da8 Red.-Comite als Magimum der Geldftrafe 300 Rubel 
und bed Arrefted 3 Monate feit, und will e8 dem Richter an⸗ 
heimftellen, eine Cumulation beider Strafen eintreten zu laflen, 
ohne daß hierbei die Gelpftrafe den Charakter einer „Buße“ 
annehmen dürfte 9). 

Den Art. 73 läßt das Red.-Comits bis auf das Wort 
„„onosopenie‘‘ (Schmähung), an Stelle welches e8 den Ausdruck 
„onopouenie“ fegt, völlig unverändert ftehen. 

Onoposenie, vom Stamm nopows — Laſter, Tadel, Rüge 
ließe fi im Deutichen am richtigften durch „Läſterung“ wieder⸗ 


‚geben, over gleichfalls durch „Schmähung“, weil „Läfterung“ 


und „Schmähung” nach deutſchem Sprachgebraudy nicht fehr 


wefentlich verfchieden find. Im Uebrigen ift dieſe projectirte 


Neuerung von höchſt untergeorbneter Bedeutung. Zur Begrün- 
dung obiger Veränderung führt das Red.-Eomits (S. 209) an: 
„Der Ausdrud“ omosopenie (Schmähung) welcher im Art. 73 
des Projectd zur Bezeichnung eines ber Hauptformen der Ehr- 
verlegung dient, Tann aus dem Grunde nicht zur Benennuug 


— 


95) Bol. Bemerkungen des Red.⸗Comités ©. 210 u. 211. 
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einer abgeſonderten Form der Ehrverletzungen gebraucht werden, 
weil die Erniedrigung der Würde einer Perſon, welche in Folge 
dieſer eine Schmach (nosopr), d. h. eine Schande (erBın.) oder 
einen Schimpf (cpauſs) erfährt, nicht die Beſonderheiten derje⸗ 
nigen Form der Ehrverletzungen involvirt, welche im Projeet 
durch das genannte Wort gemeint wird, ſondern in derſelben 
Weiſe ſowohl der einfachen Beleidigung, als auch der durch Ver⸗ 
breitung ehrenkränkender (nosopamax») Thatſachen begangenen 
Ehrverletzung eigen it”. Es iſt hierbei überſehen, daß dem 


. gerügten Uebelſtande theilweiſe bereits abgeholfen worden iſt, 


indem das Red.⸗Comité für den Art. 72 den Ausdruck „mosop- 
amiä‘ (jchmähend), ‚‚ockop6HTenpHuwä un yecru‘‘ geſetzt hat?‘). 


Die Eomitemitglieder Kraſſowſky und Fuchs wollen 
im Art. 73 die Worte: „wenn auch in Abwejenheit des Ge⸗ 
ſchmähten“, weil für die Charafterifirung des Thatbeitandes über- 
flüſſig, vollig ftreihen, dafür aber im Art. 72 hervorgehoben 
wiſſen, Daß Die hinterrüd® begangene Beleidigung ftraflos bleiben 
ſoll (S. 225) 7). 


Für die qualifieirten Fälle der Beleidigung und Schmähung 
(Art. 74), defjen einzelne Punkte beibehalten werden, fchlägt Das 
Ned.-Eomits zu B. 2 und P. 4 zwei höchft zweckmäßige Zuſätze 
vor: es ſoll einmal im P. 2 auch geiftlichen Perfonen des mo⸗ 
hamedaniſchen und mofaifchen Bekenntniſſes bei Verrichtung ihrer 
Amtshandlungen, gleich den Geiftlichen einer chriftlichen: Confef- 
fion, ein erhöhter Rechtsfchug gegen Ehrverlegungen verliehen 
werden; und dann im P. 4 die Beleidigung und Schmähung 
auch de8 unehelichen Vaters qualificirt fein, fofern der Bes 
leidiger diefem feine Erziehung oder Erhaltung verbantt. 

Sehr auffallender Weife läßts das Red.⸗Comité bie beiden 


96) Vgl. oben ©. 19. 
97) Bgl. oben S. 144 ff. 
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auf die wechjelfeitigen Chrverlegungen fich beziehenden Art. 75 


und 76 gänzlich unverändert ftehen, und wendet fich auch fein 


einzige Spectalgutachten der einzelnen Comitemitglieder gegen 
die höchft unklare und komplieirte Faffung ber genannten beiden 
Artikel. | 

Als Anmerkung fügt das Red.Comité dem Art. 76 den 
im erften Project und auch in den Motiven nicht ausgefproche- 
nen Grundſatz der Unzuläffigkeit einer Strafeompenfation bei 
wechfeljeitigen Ehrverlegungen in allen Qualificationsfällen, außer 
ben öffentlich begangenen Chrenkräntungen (Art, 74, P. 6), 
hinzu °9). 

Bi8 auf eine unwefentliche redaktionelle Aenderung im 
Schlußſatz hat auch der Art. 77 ſeine Geſtalt behalten. 

Derſelbe würde lauten: 

„Auch in dieſen Fällen fann indeß der Angefchuldigte we⸗ 
gen Beleidigung beftraft werben, fofern eine folche in der Form 
der Verbreitung liegt”. 

Bemerkenswerth ift in Beziehung auf die Berechtigungs- 
einreden des Art. 77 ®. 2 das Minvritätsfentiment des Red.⸗ 
Com.⸗Mitgliedes W. C. Spaſſowſky, welcher die Befchrän- 
fung des Rechtsſchutzes der exceptio veritatis in den Fälleu für 
unbillig hält, -wo die Verbreitung ehrenfränfender Thatjachen 
nicht als verbrecherifch gilt, wenn dieſelbe im ftaatlichen oder 
Öffentlichen Nutzen, oder zur_Vertheivigung der Ehre des Ange- 
chuldigten oder feiner Familie ftattgefunden hat, In Bezug 
auf den leßteren Fall, meint Spaſſowſky (©. 226) könne 
„eine Vertheidigung der Ehre nur in den feltenften Fällen durch 
der Schmähung der Ehre eine8 Anderen ftattfinden“, und ge- 
nüge oft der Art, 76, durch den eriten Fall hingegen werde nur 
den Herausgebern von Zeitungen Veranlaffung gegeben, unmwahre, 


ehrenkränfende Nachrichten dadurch zu rechtfertigen, daß fie Or- 


98) Bol. oben ©. 173 ff. 
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gane der Oeffentlichkeit ſeien , und daß dieſe zum „ſtaatlichen 
und öffentlichen Nutzen“ dienten. 


Der Art. 78 hat in P. 1 und P. 3, welcher letztere gänz⸗ 
lich geftrichen ift, unbedeutende Abänderungen erfahren, ohne daß 
die im 1. Project für den Ausfchluß des Wahrheitsbeweiſes aus⸗ 
gefprochene Grundidee umgeftoßen wird. 

P. 1 würde in der vom Red.⸗Comitéͤ vorgefchlagenen Faf- 
fung lauten: | 

1) „ich auf; das Privat- oder Familienleben des noch le⸗ 
benden Gefchmähten (onopogennaro) bezieht, und die Verbrei⸗ 
tung ftattgefunden hat: durch ein Erzeugniß der Preſſe, eine 
Schrift oder Abbildung, welche mit Willen des Schuldigen ver- 
breitet wurden, oder in einer dffentlichen Rede, und wenn die- 
jelbe nicht hierbei hernorgerufen wurde durch die Erfüllung von, 
dem Berbreitenden auferlegten, ftaatlichen oder Hffentlichen Ob⸗ 
liegenheiten“. Für die Einfchaltung des Wortes „lebenden“ (scil. 
Verletzten) plaidirt das Red.Comito (S. 213) aus dem Grunde, 
weil e8 befürchtet, daß Durch das Ausſchluß ber exceptio veri- 
tatis bei Beurtheilung bereit8 verftorbener, biftorifcher Perfonen 
das Recht einer Kritil, zu welcher häufig „Züge aus dem Pri- 
vatleben Außerft wichtig zu fein pflegen”, beeinträchtigt werben 
könnte. 

Der vom Red.Coͤmité im P. 1 des Art. 78 hinzugefügte 
Schlußſatz erfchiene in Anbetracht der im Art. 77 2. 1 enthal- 
tenen Regel entbehrlich. 

Den P. 3 im Art. 73 will das Red.⸗Comité aus dem 
Grunde fortlaffen, weil e8 im öffentlichen Gericht8verfahren Nie- 
manden unterjfagt werben fann feine Meinung über die Schuld 
einer freigefprochenen Perfon zu verlautbaren, oder über Die Ver- 


übung einer Handlung, welche ihm nicht zur Schuld zugerechnet 


wird” (vergl. S. 213 Bem. des Red.Com.). 
Hinfichtlich des Ausichluffes ves Wahrheitäbeweifes bei 
Ehrverlegungen, welche fich auf das Privat und Familienleben 
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beziehen, will W. D. Spaſſowſky in feinem Specialgutachten 
(S. 227) die exceptio veritatis auch in den Fällen einer münd- 


Tichen Berlautbarung ehrenkränkender Thatf achen ausfchließen, weil 


„eine mündliche Verleumdung in ihren Folgen oft weit graviren- 


ber ift, als eine fchriftliche, indem e8 ſchwieriger ift, Die Urheber 
einer berartigen Verleumdung ausfindig zu machen.“ Spaſ—⸗ 
jowjty proponirt für den Art. 78, 1 folgende Faffung: 

„Wenn fie fih auf das Privat oder Familienleben des 
Geſchmähten bezieht und die Verbreitung nicht durch die Noth- 
wendigfeit ber Erfüllung ftaatlicher oder Öffentlicher Obliegen- 
heiten hervorgerufen wurbe, welche dem Verbreitenden auferlegt 
waren, oder”... 


Den Art. 79 will das Red.-Comité in Anbetracht der in 
der Criminalproceßordnung °%), enthaltenen Beftimmungen ver- 
ändern und. demſelben folgende zweckentſprechendere Form geben: 

Art. 79. „Sit die Strafverfolgung wegen der zur Laſt 
gelegten verbrecherifchen Handlung fchon erhoben, ſo wird dag 
Strafverfahren wegen Schmähung nicht eingeleitet, das bereits 
eingeleitete aber fijtirt, 618 zur Befchreibung der Rechtskraft des 
Urtheils in diefer Sache oder bis zur Fällung eine8 endgültigen 
Veſchluſſes über Beendigung der Sache“. 

Den Art. 80 läßt das Red.-Comits "völlig unverändert 
ftehen und will auch im Art. 81 für die Creditgefährdung feine 
weitere Neuerung einführen, als nur das Strafmaß erhöhen. 
Statt des Arreſtes und der Gelpftrafe ſoll Gefängniß bis zu 
6 Monaten und in den qualificirten Fällen Gefängniß ohne 
Zeitheftimmung eintreten. In den „Bemerkungen“ S. 214 heißt 
e8 in dieſer Hinficht, daß „in Anbetracht der bejonderen Bös— 
wilfigfeit bei der Handlungsweiſe und bei den äußerſt erniten 
Folgen, welche das Vergeben für den Verletzten nach fich ziehen 








99) Siehe Criminal-Procef-Ordnung, Ausgabe vom Jahre 1883. 
Art. 528, 2. | 
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& . fann“, die im Project für die Ereditgefährdung angebrohte Strafe 
1 erhöht. werben mälfe. 

Fe Für den Art. 82 fchlägt das Redaktions⸗Comité folgende 
4 Form vor: " | 

“ \ „Die Strafverfolgung der in diefem Abfchnitt vorgefehenen 
1 Handlungen wird nur auf Antrag des Verlegten erhoben, war 
$? aber die Ehrverlegung gegen eine Amtsperfon begangen, ſo auch) 
F durch ihre Vorgeſetzten“. 


5. Der Art. 82 hat durch dieſe Veränderung eine weſentlich 
vereinfachtere und präciſere Geſtaltung erhalten, ohne daß dem 
Grundgedanken der „Ermächtigung“ Eintrag gethan wird. 


ki. 


4 





| v1. | 
Das Strafredt der livländiſchen Ritterrechte. 


Bon . 
9. v. Freymann, 


cand. jur. 





Einleitung. 

Die Grundlägen unferer baltifchen Rechtsentwicdelung find 
die gleichen wie in Deutfchland. Dort hatte das Recht bereits 
eine beitimmte Geftalt gewonnen als e8 durch die deutſchen Er- 
oberer zugleich mit ihrer Sprache und ihrer Sitte in unfer Land 
verpflanzt wurde, wo e8 Wurzeln jchlug und fich von nun an 
jelbftftändig entwicelte, ohne jedoch feinen deutfchen Ursprung 
jemal8 zu verleugnen. Ja fo treu blieb e8 demfelben, daß der 
in Norddeutſchland verbreitete Sachenfpiegel, nicht nur bier an- 
gewandt wurde ), fondern auch unferen Rechtsbüchern noch im 
XIV. Sahrhundert als unmittelbare Quelle dienen fonnte?). — 


1. Live, ehſt⸗, eurländijches Urkundenbuch, herausgegeben vonB unge 


Nr. 1187 (Regeften 1400). In einer Klagefchrift der öſelſchen Doniherren 


über den Erzbifchof von Riga Heißt ed: „Die Bejchwerdeführer hätten ver: 
nommen, dad in Sachſen und einigen anderen Rändern eine ſchädliche Schrift 
(detestabilia seripta) gewöhnlich Sachſengeſetz oder Sachjenfpiegel genannt 
ſowohl bei edelen ald gemeinen Leuten gefunden werde, welche die dortigen 
Richter und Bewohner mit Hintanjegung der Canones und anderer heiligen 
Schriften feit längerer Zeit beobachten und anwenden, wodurch Gott beleidigt, 
der nächte bedrüdt werde ꝛc.“ Vergl. dafelbft Regeften Nr. 1299. b. — 
v. Bunge, Einleitung in die live, ehſt⸗ und curländijche Rechtsge⸗ 
ichichte 1849 8 48 c. 

2) v. Bunge, Ueber den Sachſenſpiegel 1827. — Den Eitaten aus 
dieſen Rechtöbüchern ift die Audgabe von 5. ©. v. Bunge, Altlivland® 
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| 5 Heißt es aber nun ſchon von jenem (1224—1230) abgefaßten 
„= Rechtöbuch, daß e8 altertümlich fe”), wie vielmehr muß dasſelbe 


pon denjenigen unjerer Rechtsbücher gelten, welche mehr als ein 
Sahrhundert fpäter zum größten Teil dem Sachſenſpiegel ent⸗ 
lehnt ſind. 

Wohl auch aus dieſem Grunde, vor allem aber weil der 
Sachſenſpiegel immerhin ein fremdes Recht enthielt, empfehlen 
baltiſche Rechtsgelehrte eine genaue Prüfung der einzelnen Sätze 
ufferer Quellen hinſichtlich ihrer wirklich. ſtaͤttgehabten Anwen⸗ 
bung auf Grund der aus jener Zeit herrührenden Urkunden 9). 
Leider liefern diefe für das Strafrecht nur geringe Beiträge. Die 
Hauptquelle diefer Darjtellung werden aljo die erwähnten Rechts⸗ 
bücher bilden; e8 Tann daher auf eine Charakteriſtik des alt- 
livländiſchen Strafrecht? füglich verzichtet und in dieſer Hinficht 
auf die deutfchrechtliche Litteratur verwieſen werden. 

Weſentlich vervollitändigt wird das Bild der damaligen 


| ftrafrechtlichen Zuſtände Durch eine Vergleichung des Landrechts 


mit den reicher entwicelten Stadtrechten®) und dem Strafpro- 


Rechtsbücher 1879 zu Grunde gelegt, dabei find aber die üblichen Kapitelzahlen 
des mittleren Ritterrechts, die Bunge an den Rand feiner Ausgabe gejeht 
bat, beibehalten. 

als Abkürzung beim Gitiren iſt gebraudt: 

aBR für das ältefte Ritterrecht. 

BL ., Brieflade Ebit: und Livlands Ivon Bungeund Toll 
1856 und 57. 

M*° , bad mittlere Ritterrecht. 

Lsp „ der Spiegel Land» und Lehnrechts (tioländifcher Spiegel). 

Ssp ,„ der Sachfenjpiegel. 

UB „ Urkundenbuch, livs, ehſt- und eurländiſches. 

—R „ Reegeſten dazu. 

WE „ das Waldemar Erihiche Lehnrecht. 

3) Homeyer, Sadjenipiegel, erfter Teil $ 3. . 

4) F. ©. v. Bunge, Geihichtlihe Entwidelung der Standeöver- 
bältniffe in Liv, Ehſt- und Eurland 1838 © V. DO. Schmidt, Das 
BDerfahren vor dem Manngericht: 1866 ©. 

5) Napierjty in Bunge, Die Stadt Riga im XIU, and XIV. 
Sahrhundert 1878 ©. 285 — 337. 3. ©. v. Bunge, Dad Herzogthum 
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zeß 9). Berner find die Bauerrechte, da auch fie von den beut- 
ſchen Eroberern ftammen für das Strafrecht ber eriten Periode 
von nicht geringem Sntereffe ’). 


— — — — — nn on 


Allgemeiner Theil. 
J. Kapitel. 


- Fehde und Friede. 


Die Fehde und ihre Bekämpfung durch die verſchiedenen 
Friedensgebote erfcheinen zum richtigen Verſtändniß aller mittel- 


Eitland unter den Königen von Dänemark 1877. ©. 297-327. 9. Grojj- 
mann ftellt in feiner Kandidatenichrift das Strafrecht der Stadtrechte aud- 


führlid dar. 


6) 8. ©. v. Bunge, die Stadt Riga im XII. und XIV. Jahr⸗ 
hundert 1878, ©. 363—368. Der). das Herzogthbum Eftland ©. 353—361. 
Der. Gejchichte des Gerichtsweſens und Gerichtöverfahrens in Liv⸗, Ehſt—⸗ 
und Eurland 1874. ©. 147—164.: v. Helmerjen Geſchicte des livlän⸗ 
diſchen Adelsrechts 1836. ©. 72 ff, 263 fi, 363 ff. 

7) Die Terte der Bauerrechte finden fich 

a. bei Bauder, Sammlung der Rechtäquellen Liv⸗ Ebſt⸗ und 
Curlands 1848. ©. 84 -91. 

b. bei F. G. v. Bunge Beiträge zur Kunde der li, ehſt- und 
eurländifchen Rechtsquellen 1833. S. 82—88, 

c. bei Ewers, des Herzogthums Ehften Ritter: und Landrechte 
1821. ©. 127—133. 

Um die Weberjichtlichkeit der Arbeit nicht Durch noch größere Häufung 
von Einzelbeftimmungen und Citaten zu beeinttächtigen find die Bauerredhte 


‚zumal fie die Grundfäge der Nitterrechte im allgemeinen betätigen, faft ganz 


unberüdfichtigt geblieben. Daher mögen die wenigen Stellen weldye nicht in 
den Rahmen der Ritterrechte bineinpafjen bier aufgeführt werden. 

Lidl. Bauerreht (bei Paucder) 34. de des Herrn Both vorsytt 
Is eynn Stupe (oder der Hald) 35. de den andern belucht nnd nicht over- 
bringen kan Is eynn Stupe. 36. Wy den andernn helpet tuegenn von wun- 


dinge wegen und nicht overbringen khan Is 1 mark. 


Wiek — Dejelihes Bauerreht bi Ewersftap. 6... . bie 
Wunden joll er befjern und vor den Borjag joll er Bofjen ein halb Mannbote.- 
Ueber vorsate im beutjchen Recht fiehe Sohn, das Strafrecht in Nord⸗ 
deutjchland zur Zeit der Rechtsbücher I. 1858. ©. 79 ff. 

Zeitfchrift f. Nechtöwifl. Ig. IX, 9.2 u. 8 14 


2 


m Rechtsbildung von fo hervorragender Bedeutung, daß 
biefer Stelle jenen fo wefentlichen Elementen des ger- 
m Staats⸗ und Rechtslebens wenigftens eine kurze Beach 
jchenft werden muß. Und zwar find e8 zwei ihrem Ur- 
und Weſen nach ganz verſchiedene Prinzipien, auf welchen 
de beruht ). Bon den beiden Arten der Fehde hatte ſich 
mittelalterliche, Durch welche ſämmtliche, auch eivilrechtliche 
je geltend gemacht werben Tonnten, erft allmählich in 
er Machtlofigteit der Gerichte herausgebilbet und auch 
(änbifchen Recht finden fi von derſelben einige 
9, während die altgermanifche Fehde in ihrer urſprüng⸗ 
jeftalt als Rache für erlittene® Unrecht und insbeſondere 
Form der Blutrache fi) in Livland langdauernder Ue— 
ı fogar rechtlicher Anerkennung erfreut hat. 
n Nachftehendem foll nun darauf hingewiefen werben, wie 
h in der Anſchauung der uns befchäftigenden Zeit die 





Wächter, Beilagen zu Vorträgen über das deutſche Strafrecht I, 
9%. Frauenſt ädt, Blutrahe und Todtihlagfühne im beut- 
telalter. 1881. ©. 35 ff. Cine genauere Darftelung der Fehde 
ndifhen Quellen findet fi in Bunges Geſchichte des Gerichtö- 
©. 144 fi. J 
M. 111, $ 1 (Lep. I, 66, $ 1). Wor ein man einen vient heft, 
ı gebraken heft, in welker achte it is, den schal he nicht antasten 
dem rechte nicht vören, he do it denn mit des richters willen unde 
a des rechten he is, 

116, $ 2 (Lep. 1, 68), Heft he overst den man geslagen edder 
umme gut edder umme gelt, de jenne vorrolget unde vorklaget 
‚ dar em kein recht vor gescheen möchte, men schal en wisen an 
adder inso vele güdere, als dat gelt werdich is, dar he en umme ge- 
ft, dar en schal en nemant utwisen, he do it denn mit des richters 


3 Nr. 405 (Auguft 1267) Otto v. Lutterberg beflimmt bie 
ı, der Kuren. $ 2. Welike irer under guden truwen dem anderen 
5 stelet oder nemet, so sal die schuldige si betalen und widergewen 
ıl bliven in einer unvruntlicher minne. UB. Nr. Nr. 748, 760. 


4 Rt. 1923 „mit &delmanns Recht als der Bauft. Receß don 1546. 


E18 neuen nordiſchen Mitcellaneen (nn M) Stüd 7 und 8, S. 338. 
eich. des Gerichtoweſens ©.149, Helmerjenan.a.D. 6.82. 


= 
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Borftellung von der Erlaubtheit, ja der Nothwendigfeit der Blut- 
rache wurzelt. Die auf und gefommenen Nachrichten über die 
Ausübung derfelben find verhältnikmäßig zahlreich io). So bes. 
richtet 3. B. der Prokurator des deutſchen Ordens im Jahr 1306, 
in Riga fei der Propft Windekindus mit feinen Genofjen er⸗ 
ſchlagen worden „ihre Verwandten aber fuchen Rache und ftellen 
den rigifchen Bürgern zu Land und zu Waffer nad), berauben 
und tödten fie, wo fie fie nur treffen“ 1), und in berjelben 
Sache fchreibt der Onfel des Erfchlagenen, Konrad Bifchof von 
Dejel: „Solche unerhörte Schandthat habe er nicht gleihmüthig 
anjehen können, vielmehr fih und feine Nachfolger zur Rache 
für verpflichtet erachtet; aus Mitleiden mit wiberftrebendem 
Herzen wolle er fich gegen ehrenvolle Genugthuung zu einem Ber- 
gleich exbieten” 9. Hier erjcheint die Fehde in ihrer urfprüng- 
lichen Geftalt als eigenmächtige Vergeltung für erlittene8 Un- 
recht, als „Urform der Rechtspflege” wie fie auch genannt wird, 


Aber nicht immer trägt die Ausübung der Blutrache diefen Cha- 


rakter. Uns ift vom Jahr 1325 ein Beifpiel von höchft kor— 
rumpierter Auffaffung derfelben erhalten. In Bernau war ein 
Straßenräuber wegen einer an Heinrich Lucowe begangenen 
Uebelthat geföpft worden, und deshalb bedroht ein Verwandter 
des Hingerichteten diefen Lucowe mit feiner Rache, indem er 
ihm zugleich da8 Betreten verfchiedener Länder verbietet 1°). Tritt 
nun: in ber vorliegenden Tehdeanfündigung der Grundgedanfe 
der Blutrache ganz in den Hintergrund, fo ift gerade diefer Tal 
für den unfühnbaren Konflift zwifchen ber öffentlichen Gewalt 
und der eigenmächtigen Selbfthilfe beſonders charakteriſtiſch. 


Außerdem läßt fich aus dieſer Stelle, wie auch aus anderen 


10) Beiſpiele für die Fehde finden ſich im VB. Nr. Nr. 622, 635, 
655, 667. Vergl. auch die Nummern der folgenden Anmerkungen. 
11) UBR. Nr. 714. 
12) UB, Nr. 618 (R. 712) vergl. UB. 667 ©. 209 f. 
13) UB. Nr. 713, b. (BR. 840, c.) vergl. Anm. 82, 
14* 
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Ten und insbeſondere Fehdebriefen '*) ſchließen, daß 
Imäßig vorher angekündigt worden ſei, zumal es 
icllich hervorgehoben wird, daß Ixeulle Hapſal er⸗ 
:inen beſchworenen Frieden gebrochen, ohne bie 
t zu. haben (indiffidans) is). Doc muß hervorge⸗ 

daß Brunner, Wächter und Frauen- 
: Ankündigung der Feindſchaft nur bei ber mittel- 
ve für erforderlich halten, während die Ausübung der 
an berartige Formen nicht gebunden geweſen fein foll. 
ten Beweis aber für die rechtlich anerkannte Stellung 
rt die Behandlung berfelben in den Rechtsblichern. 
litterrecht erfennt bie Fehde fogar ausdrücklich als 
3 Todtjchlages und ber Körperverlegung an '') und 
t Spiegel Land⸗ und Lehnrechts für diefe Verbrechen 
oder doch Bußbeftimmungen Eennt, fo faßt er die 
noch als eine felbftverftändliche Thatſache auf ). 
Nr. Nr. 795, 800, 801, 2266, auch 760, 1029, BL. 287. 
Rr. 1197, |. Anm. 150, 

nner a. a. O. 6.189. Wächter a —* S. so ff 
enſtädt a. a. O. ©. 36. 

E@R.R.56)$20.©.... unde logge "denn de ke 

mach he nicht so drege he’ere veide, 
R. R. 58). Lemet edder wundet ein den andern, dar is 
settet; men leggere en edder drege sine veide, 
36 (f. Anm. 37) zu vergleichen. Berner M. 81 (a E. R. 53) 
an lavet dat schal he losen. $ 2. Wert heaverst gerangen 
1 to laven, des en darf he nicht holden. $ 3, Lavet he 
ie, dat schal he holden. M. 82 (a B. R. 69. De sone 
‚ofte nicht losen, behalven orveide, de de vader gelavet hedde 
> ungebaren, unde rechte achult, de de vader geborget 
ud M. 71 (Anm. 22). 

129 ff, 183 f. (j. Anm. 9). M. 138 (Lep. I, 18). De, 
nicht vor den vader, vor nenerleie missedat, wenn he stervet, 
M. 221 (Lep. III, 36) $ 3. Gelt he it, edder wert he led- 
elker, urveide he Iavet edder sweret, de schal he vän rechte 
keine löfte, de he binnen venkenisse laret. M. 233 (Lap. 
ıan mot wul sinem heren, unde de here sinom manne unde 
ge volgen, unde schal helpen weren van rechtswegen umme 
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Solchen Anſchauungen gegenüber befand ſich die öffentliche 
Gewalt natürlich in einem beſtändigen Kampfe, ben ſie, wenn 
auch fehr allmählich fiegreich zu Ende führte. Bereit? 1306 be- 
fchloffen die dänischen Vaſallen in Eftland, die ſchwerſten Ber- 
brechen vor dem Richter zu verfolgen '9. Uber erſt mehrere 
Zandtagsbefchlüffe aus dem XVI. Jahrhundert befeitigen und 
verbieten das Fehderecht vollkommen 2%). Außer durch derartige 
Zandfrievendgefege wurde ber Fehde fehon fett den Älteften Zeiten 
mit noch anderen Mitteln entgegen gearbeitet. Abgejehen vom 
Verbot des Waffentragens?), find hier die fogenannten Frie- 


densgebote hervorzuheben. Durch dieſe wurden beftimmte Orte, 


veide edder umme ungerichte, dar he mit ruchte to geladen wert an einer 
apenbaren dat, unde he deit wedder sine truwe nicht. Immerhin bezeugt 
der Spiegel Land» und Lehnrechts in feiner Stellung zur Fehde einen Fort: 
jchritt gegenüber dem älteften Nitterrecht, zumal er in jeinen Bußtagen (M. 
136, Lap. II, ſ. Anm. 137) eine durchaus felbftftändige Bearbeitung der ent: 


ſprechenden Stelle des Sachſenſpiegels (II, 16 $ 5) enthält. Bunge Alt: 


livlands Rechtsb. ©. 4 und 21 Note 35 ſ. u. Anm. 188. 

19) UB.R. 713. „Sie berührten das heil. Evangelium und ſchwuren 
feft zu halten, daB für einen heimlichen Mord, Mordbrand und Raub die 
Parteien vor dem Richter erfcheinen follen und wenn fie dort nicht überwiejen 


werden, fo jol der Richter die Sache vor den Landesrath ziehn. Wenn diefer 


bei jeinem Eide jemand ſchuldig findet jo ſoll legterer den König wie den 
Anfläger zufrieden ffellen“. 

Auch DUB. Nr. 622 (R. 719). Bertrag zwiſchen dem Biſchof von 
Oeſel und der Stadt Riga. Die Sache wegen der verübten Tödtung wird 
dem Erzbiſchof und Landesherrn übergeben, wenn jte fi darüber nicht binnen 
10 Tagen einigen können. 

20) Bunge Geſch. des Gerichtsw. S. 150. Helmerſen a. a. O. 
Seite 369. 

21) M. 180 (Lsp. II, 58) $ 2. Wenn he vörkumt, (nor Gericht) so 
en schal he nicht van wapen bisik hebben, sünder swerde M. 183 (Lsp. 
U, 63) $ 1. Binnen gemenen dagen unde vrede, den de bischop but, en 
schal men nene wapen vören, sünder swerde, behalven in sinem denste. $ 2. 
Alle de dar baven wapen vören de schollen it wedden up de högesten 
wedde... UB. 1064 (R. 1262, pet. 14). Die koniglich dänifchen Räthe 
bewilligen den Sanfaftädten Freiheiten: „Wenn der Kaufmann and Land 
fommt und nad feiner Herberge gebt darf er Waffen tragen ebenfo wenn er 
zu Schiff geht. 
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kungen oder auch einzelne Perſonen *) unter einen be 
Rechtsſchutz geftellt, fo daß eine jede in oder an ihnen 
: Verlegung als ein Friedensbruch im engeren Sinn 
nd fomit eine Öffentliche Strafe, die Enthauptung zur 
tte29). Im gleicher Weife waren die Friedensſchlüſſe 
densgelübde ber Privaten unter einander mit einem be= 
dechtsſchutz ausgeftattet?*) und wurde die Beilegung ſchon 
hener Fehden begünftigt. So follte z. B. die Urfehde, 
Berföhnungs- und Friedensvertrag auch gelten, wenn 
igen worben 5), fie follte den Sohn binden, wenn fle 
x für feine Nachkommen beſchworen war ?%), Ferner 
& an „heiligen Tagen“ Friede gelobt werben ?). Alles 
gen, die dieſem Friedensgelöbnis eine vor andern Ge- 
Sgegeichnete Stellung einräumten. 
Grundlage eines ſolchen Friedensabſchluſſes bildet eine 
nd Schabenerfagleiftung deren Höhe im Wergeld recht 
war und zwar nimmt Brunner?) an, daß beim 
1 des Rechtsganges nur das Wergeld eingeflagt werben 
ihren höhere Förderungen Iebiglich im Wege außerge- 
Vereinbarungen prätendirt wurben. Jedenfalls ftiegen 


8. M. 71(a R. R. 41). Is he unvelich sines lives vor sinem 
vor sinem viende, de here schal eme vogen velicheit vor eme 
rienden, de in dem stichte wonhaftich sin, vortokomen unde wed- 
x Ehe wi. Auch Sabri I, 37, |. Anm, 88. 
. 435,19 f,e 

n 195 (Lsp. II, 7), $ 1. In der sülrigen wise schal man den 
rn den ein man vor den andern laret. $ 2 (M. 196). Breket 
ı vreden de an em gebannet is, dat geit am an sinen lif unde 


4.81, 5 1-3, {. Anm. 17. M. 221,5 3, |. Anm. 18, 

4. 82, |. Anm. 17. 

f. 126 (Lep. I, 76), $ 1. Binnen den hilligen dagen mot men 

‚ denn sinem heren to huldende edder den vreden to holdende, . 
am man, de dessülvigen dages umme undat begrepen wert... 
Irunnera.a.D. S. 100 f. 
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auch in Livland die Anfprüche in diefer Beziehung, es wurben 
taufend und mehr Mark Silber gefordert, außerdem noch feier: 
liche Leichenbegängniffe und für die „arme Seele" Meſſen, Pi- 
gilien, Spenden zu wohlthätigen Zwecken und Wallfahrten. Da 
dauerten die Verhandlungen, da8 Bieten und Fordern oft recht 
lange und ausdrüclich wird e8 vom Ordensmeiſter in einem 


Schreiben vom J. 141629) als eine livländiſche Sitte erwähnt, 


die Sühneverhandlungen nad) Möglichkeit in die Länge zu ziehen. 
In der That enthält das YivYändifche Urkundenbuch über einen 
einzigen berartigen Fall 15 Schriftftücde. Als ein Beifpiel aber 
mag bier der Vergleich zwifchen dem öſelſchen Kapitel und ber 
Stadt Riga vom Jahr 1318 aufgeführt werden, welcher bahin 
abgefchloffen worden: daß der Vogt und der Rath der Stadt 
Riga (in welcher Verwandte der Defeler Geiftlichkeit erfchlagen 
worden waren) in ber dfelfchen Kathedrale zum Evangeliften 
Johannes ein Vicarie gründen, zu welcher fie 12 Hafen für 
250 Mark rig. Gewicht aequirirt. Außerdem ſollen die rigifchen 
Domberten zum Heil der Seelen der Getödteten in ihren Kir- 
chen, wo die Tödtung begangen worden, einen Altar errichten, 
an welchem zum Gebächtniß der Getüdteten tägliche Seelmefjen 
zu ewigen Zeiten zu halten find. In den zwijchen der Narowa 
und der Düna  deögleichen auf Gothland und in den Städten 
(10 werden genannt) belegenen Klöftern follen überdies vom be- 
vorſtehenden Michaelisfeft an binnen Jahr und Tag 1000 Meſſen 
und 1000 Vigilien zu ihrem Gebächtnip gefeiert werben. Am 
nächften St. Iohannistage follen der Bogt und der Rath Diefen 
Vergleich auf dem Rathhaufe befannt machen und 8 Tage dar- 
auf in einer ihrer Kirchen eine feierliche Todtenbahre aufftellen 


— — — 





29) U. B. Nr. 2051. .. Und dasselbe hier in Lifland sitlich ist, wo 
ein edelman, der von ritterschaft ist, tot wird geslagen und wenne die hant- 
tedigen sich mit den frunden gerne vorgleichin weldin, so vorziehen en die 
frund die sune also sie lengist mugen und vorhaldin die heischunge ufs letzte. 


⸗ 


og 
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er Glodengeläut wie bei einer Beerdigung Vigilien und 
ıbhalten ıc. ꝰ). 


DO. Kapitel. 


Das Berbrehen im allgemeinen. 


1. Eintheilung der Verbreden. 

ie der beſonders geheiligte „gebotene” Friede ein Mittel 
ı Fehdewefen zu fteuern, fo war der Friede überhaupt 
Zweck des germanifchen Staats⸗ und Rechtölebens. Den 
feinen Angehörigen zu garantieren war Pflicht und Auf⸗ 
Staates, dem entfprechend gewinnt auch das Verbre— 
as dieſen Frieden ſtörte den Charakter einer gegen das 
veſen gerichteten und von dieſem zu beſtrafenden Verletzung 
atereſſen, es wird Friedensbruch, verliert aber noch nicht 
rſprünglichen privatrechtlichen Charakter. 

ieſes iſt auch der Geſichtspunkt, welcher offenbar der 
ung der Verbrechen in unſeren Rechtsbüchern zu Grunde 
Der Ausdruck Friedensbruch in dieſem allgemeinen Sinn 
ch freilich nur felten ®'), Tlatt deſſen ift das gleichbedeu⸗ 
Angericht“ wiederholt gebraucht. Darunter werden alle 
brechen zuſammengefaßt, welche mit einer öffentlichen 
bedroht ſind, als: Mord, Mordbrand, Verrath, Ketzerei, 
i, Vergiftung, Diebſtahl, Raub, Todtſchlag, Brandſtiftung, 
jt, Ehebruch und Friedensbruch im engeren Sinn 2). 





) U. B. Nr. 667 (R. 779) vergl. ©. 205. Noch andere Fälle |. 
Nr. 635, 637, 653, 655, 741, 1089, 1218, 1569, 1671, 2172, 2297. 
) Bielleicht nur in M. 182 (Lep. II, 60). We einen vredebreker- 
lor wundet, he blift des ane wandel, ift he sülf sörende betügen 
the en wundede in in der vlucht, 

) M. 181 (Lep. I, 1). $ 1. Nu vornemet um allerlei ungericht, 
Aat richter schal. In dem ersten den def, de eines verdinges wert 
den schal man hangen. $ 2. Stelet he benedden einem verdinge, 
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Daß mit diefer Aufzählung zugleich eine Eintheilung beabſichtigt 
iſt, geht aus der gleichmäßigen Behandlung hervor, die alle Un- 
gerichte erfahren. 3.8. trifft nur diefe eine Öffentliche Strafe, 
die Verfeftung kann nur eintreten, wenn die Klage „an Hals 
und Hand” geht, alſo ein ſchweres Verbrechen, ein Ungericht 
begangen worden u. ſ. mw. 6 


— 


ein merk mit einem heten isern an den backen edder an den oren, edder to 
der stupe slan, he en betere it denn mit sös marken lantgudes, $ 3. Stelet 
‚ ein def up einer borch, edder in der kerken, edder in dem stoven, edder in 
der mölen dat eines lodes wert is, dat is de galge; benedden dem gelt nicht, 
wo hirvor beret is. $ 4. ‘Wert einer betegen mit düfte, de eer düfte gebe- 
tert heft vor gerichte, des men vullenkamen mach mit dem richter unde 
anderen guden lüden de daraver gewesen sin, des mach he anders nicht 
entgan, denn mit dem isern. $ 5. -Wert överst ein seker man, de eer nene 
düfte gebetert heft, betegen um düfte he entgeit es allene up den hilligen. 
S 6. Wert he överst to dem andernmale vorklaget vor gerichte, so schal he 
sik sülf ander entseggen up den hilligen. $ 7. Wert he överst to dem drüd- 
den male vor gerichte vorklaget um düfte, so mot he sik reinigen mit dem 
isern, Sunder de kleger schal dat up den hilligen sweren, dat he dat nicht 
dorch hates willen, noch einigerlei sake willen , sunder dorch vorlust sines 
gudes, gedan. Bernet he sik, men schal en hangen; wert he höverst 
schir, de kleger geve ein mark sülvers vor sin ungemak. (Lep. Il, 2). Dat 
sülvige recht höret ok aver unrechte mate unde unrechte wage unde aver un- 
rechten kope, ift men sodant under se vindet, wente denne se sint alle dere. 
(Lsp. D, 3). Alle mörder unde de den haken roven edder mölen, 
edder kerken edder kerkhof, edder vorreder, edder mortberner 
unde alle de in eres heren bodeschop eren vramen werven unde 
nicht eres heren, de schal men alle radebreken. (Lsp. I, 4). De einen 
man sleit rovet edder bernet, sunder mortbrand, edder maget edder 
wif nottöget, unde vrredebreker, unde de in averspele begre- 
pen wert, den is it umme dat hövet aftoslande. (Lsp. II, 5). We düfte 
efte rofgut entegen nimt, edder de mit hulpe sterket, werden se daran vor- 
wunnen, men schal se richten gelik den jennen de dat don. M. 132 
(Lsp. 11, 6). Welk Christen man ungelövich is, edder mit töverie 
ummegeit edder mit vorgiftnis, unde des vorwunnen wert, den schal 
men up ein hort bernen. 

Daß aud) die Ketzerei in diefer Aufzählung Pla gefunden, erklärt ſich 
wohl aus der Beeinfluffung des Alteften germaniſchen Rechts durch die chriſt— 
lihen Anfchauungen. Wilda, dad Strafrecht der Germanen. 1842, 

| ©. 238, 961 f. oo. 
! 33) M. 115. (Lsp. I, 61.) $ 1. Okis to weten, dat men nenen man 
| vredelos leggen en mach, it en ga em an sine hant edder an sinen hals. 
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Die übrigen leichteren DVergehungen gegen Private find 
nicht unter einem gemeinfamen Namen zufammengefaßt. ALS 
am häufigiten vorfommende Bezeihnung für diefelbe erſcheint 
das mehrbeutige Wort „bröfe” (Bruch eines Geſetzes, Verſchul⸗ 
dung) ?*). Diefe Bröfe muß „gebeffert” d. bh. der Schaden dem 
Berlegten erfeßt werben, und nur in der Strafzahlung an ben 
Richter ift in diefen Fällen der ‚öffentliche Charakter des ftrafs 
baren Unrecht8 gewahrt), 


$ 2. Ane blotwunden mach ein man den andern umme den lif bringen, als 
mit slegen eder mit stoten edder mit werpen, edder anders mancherhant 
wise, dar ein sine hant edder sinen hals mede vorboret unde dar van he 
vredelos mach werden gelecht, Zu bemerten ift, daß das Rechtsbuch zwar 
die Auadrüde „an Hals und Hand’, ‚an Haut und Haar‘, „an Leib und 
Geſundheit“ fennt, von den verftümmelnden Strafen aber nur das Brand: 
marten (M. 131, $ 2, Unm. 32) erwähnt ind ed dabei dem Schuldigen frei: 
ftellt, fi von der Strafe lodzulaufen. Vergl. jedoch die Bauerrechte Anm. 7. 
Weitere Belege für die gleichmäßige Behandluug der Ungerichte bieten: 
M. 102 (Lep. I, 45). Vörsprake mach man nenem manne weigeren to we- 
sende binnen dem gerichte, dar he wonhaftich is, dar he gut inne heft edder dar 
he recht vördert, ane up einen mach, edder up sinen heren, edder up sinen 
man, ift em de klage an sinen lif, edder an sin .gesunt, edder an sine ere 
geit. M. 121 (Lep. I, 67), We also vele heft, dat beter is als sin broke, 


binnen dem rechten, de en darf nene börge setten, ift men en umme unge- - 


richt beklaget (au) M. 125 [Lsp. I 73, $ 1] ſ. Anm. 184). M. 133 
(Lsp. UI, 7). Welk richter ungericht nicht richtet, de is des sülvigen 
rechtes schuldich dat aver den jennen scholde gan (Lep. II, 8). Nemant 
is ok dessülvigen richters dink to soken plichtich noch rechtens to plegen, 


 dewile he sülvest rechtes geweigert heft.. 


34) 3. B. M. 109 (Lep. I, 54). _Wer sin swert edder wapen tüt vor 
gerichte up eines mannes schaden, de schal dem richter dat swert ünde dat 


" wapen antworden unde darto tein mark sülvers dem richter wedden vor den 
‚bröke, M. 111 (Lsp. I, 56) $ 3 Vördert he it mit rechte, so schal dat 





overste gerichte dat ordel delen des brokes, tu dem gerichte it is. M. 113 
(Lsp. I, 59) $ 1. Welk man mit apenbarer schult gewangen wert, de em 
an sine ere geit, unde wil he des vorsaken, dat schollen de kleger vullen- 
bringen sülf sövende, dat he dat gedan hadde. $ 2. Were ok de bröke 
minder, so scholde he sülf drüdde up em tügen. 

85) M. 48 (Lep. I, 37). We nicht vor gerichte kumt, wenn de 
richter dat gericht ropet, edder gewalt vor gericht deit, edder sine klage 
nicht vor gerichte vullenvöret, edder icht vor gerichte breket, edder vindet 
ordel wedder recht, de weddet dem richter, unde um allerlei bröke, de ein 


— 
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Eine dritte, der ebengefchilverten entgegengefeßte Art krimi⸗ 
nelfer Delikte find die bloß gegen die Obrigkeit, in&bejondere 
das Gericht, ausgeübten Vergehungen, welche daher auch nur 
durch eine Weddezahlung zu fühnen find 9. 


II. Die Strafbarteit des Verbreden®. 

Die Strafbarkeit einer Handlung wird durch den ihr zu 
Grunde liegenden verbrecherifchen Willen begründet, doch mußte 
derfelbe fich in einem verbrecherifchen Erfolge verwirklicht haben. 


‚ Diefer Yeßtere bejtimint dann ganz allgemein Art und Maß ber 


Stufe. . Ä 

Mur das mit Abficht ausgeführte Verbrechen ift mit 
Strafe bedroht. Zwar wird da8 nicht immer ausprüdlich er⸗ 
wähnt?”) wohl aber ftet8 voraußgefeßt, da eine duch Fahr⸗ 
läffigteit@verwarlosicheit) bewirfte Verlegung nur zum Scha= 
benerfaß (tefp. zur Wergeldzahlung) verpflichtet ?) und ein Thier 


man winnet vor gerichte, dar heft de richter dat drüdde deel van dom, de 
de bröke ut gift. Doch weddet men dicke dem richter um untucht, de men 
deit vor gerichte, dar de kleger, noch up den de klage geit, nene bute af 
winnet. M. 96, (Lsp. I, 38). Spreket ‘ein man gut an, unde klaget he 
darup, unde wert he mit reehte dar van gewiset, he blift des ane bröke 
unde ane wedde, de wile he sik des nicht underwinnet. 

36) Dal. weiterhin. 

37) Wie 3. B. in M. 86 (a R. R. 58). Sleit he einen in sinem 


- have oft huse mit vorsate unde willen dat söven bederre mans des stichtes 


weren (sweren) up den hilligen, dat se dat warliken weten, so mach he dat 
lant nicht wedder winnen, he en hebbe it dann mit leve unde gunst des 
bischops unde siner viende. Vergl. audy M. 151 (Lesp. II, 30), $ 3. Nen 
veeen vorböret keine wedde dem richter an der dat. M. 227 (Lep. Ill, 42), 
|. Seite 215 f. 

38) M. 148 (Lep. Il, 27), Ein man schal gelden den schaden, de 
van siner verwarlosicheit schüt andern lüden, it si van brande, edder van 
borne, den he nicht bewart en heft knies hoch baven der erden, edder eft 
schut edder, werpet einen man edder vee unde doch geramet hedde eines 
vogels edder anders wes; hierumme en vordelt men eme sinen lif nicht 
edder sin gesunt, ift de man wol stervet; men he mach den minschen gel- 
den edder dat vee, alse sin weregelt steit, 

Als fernerer Beitrag zu dieſem Punkt mögen die mehr ins Privatrecht 


214 


ne Strafe verwirfen kann). Unter ben Begriff 
teit fällt gleichfalls die Unterlaffung von Vorſichts⸗ 
t gefährlichen Einrichtungen, wie z. B. der Mangel 
d hohen Umzaͤumung beim Brunnen; ohne jede 
ſchließlich die cafuelle, durch höhere Gewalt 


mungen über den Thierfhaden an dieſer Gtelle aufger 
Trifft den Eigenthümer oder Hüter eines Thieres hinſichtlich 
be geurfadhten Verlehung irgend wie eine culpa [M. 1528 1. 
Felkeren ahaden eines mannes perd edder vee deit vormiddels 
‚dder sines gesindes hülde, dar schal de jenne vor antworden, 
® it gescheen is. M. 157 (Lep. II, 38) $ 2. Is he överst 
wwerdich, dar dat vee schaden deit, unde wert it gepandet, 
aal he gelden des dat veo was, ift men em tohant' bewisen 
ı na rechte, vor einen jeweliken vot sös penninge] , hat Die 
& ein Thier in Gegenwart des Hitten ftattgefunden [M. 152 
sp. I, 44) $ 1. Lemet ein vee dat ander vor dem herden 
‚et men en daramme, he mot bewisen, wat veo den schaden 
6 mot darto sweren, so schal de jennige, des dat vee is, dat 
in siner plege holden, bet so lange, dat it to velde gan 
it, he mot it gelden na sinem setendem weregelde. $ 2. 
den herden umme vee dat he nicht to dorpe gebracht en, 
ı unschult darto don, he is leddich dar af.] oder hat jemand 
Thier, wie einen biffigen Hund, einen Wolf, Eber oder Bugs 
M. 173 (Lep. Il, 61). Welk man einen hunt heft, de alupende 
ı tamen wulf, edder einen beren edder einen voss, wat de 
ıt schal he gelden, mach men dat betügen, dat he se gehol- 
an de tiit, dar se den schaden deden], oder einen Hund gegen 
t an der Seine geführt |M. 228 (Lep. III, 43). Welk hunt 
‚en schal men in benden holden, up dat he nemant en schade, 
schaden den schal de jenne gelden, dem de hunt volget, ed- 
ar he it nicht gelden mach] — fo tritt unbedingt Verpflich- 
denerfag ein. — Hat der Herr dagegen gar feine Schuld "an 
Thiere angerichteten Schaden, fo kann er ſich durch vollftäns 
auf dieſelben von jeder Haftung befreien. [M. 151 (Lep. Il, 
hunt, bere, pert, osse edder welkerhande vee it si, einen man 
aet, sin here schal den schaden gelden na rechte edder na 
verne he dat wedder in sine were nimt na der tüt, dat men 
ft. $ 2. Sleit he it örerst ut, unde en hovet noch en huset, 
Ider en drenket it nicht, so is he unschuldich an den scha- 
rinde es sik jenne ander vor sinen schaden, ift he wille. 
181), 81, jo. $2. Wert överst de jenne (ber Hüter) 
wert des mannes pert edder osse edder wagen bestediget in 
a dat, unde mach men dat tügen, de man mot betern, des 
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hervorgerufene Bejchädigung, wie folch e8 in Betreff des zufäl- 
ligen Untergangs fremder Sachen ausbrüdlich beftimmt iſt 0). 
Im Anſchluß an die Lehre von der Abfichtlichkeit unter- 
Sucht Sohn!) eine auch in unfern Rechtsbüchern Übergangene 
Stelle des Sachfenfpiegel8 (IT, 48) und zwar Yautet biefelbe 
im mittleren Ritterrecht: 
M. 226 (Lsp. II, 41) $ 1. We des andern vee 
.dödet, dat men it’ eten mot, dankes edder ane dank, de 
mot dat gelden mit sinem weregelde. $ 2. Belemet it 
de jenne, -he geldet mit dem halven weregelde edder mit 
dem halven ‚dele unde ane bote, darto beholt de jenne 
sin vee, des it sin was. M. 227. (Lsp. III, 42). $ 1. We 
överst dödet .edder belemet in einem vote ein vee, dat 


“ 


'dat vee unde wagen is, ift he dat nicht entreden kan, also verne als sin 
wagen edder pert edder ander vee wert is, dat dar upgeholden is, edder he 
mut it entberen, so beholt it de ander vor sinen schaden.] Nur wenn er 
die Thiere wieder aufnimmt und dadurch gewiffermaßen erflärt, für den durch 
fie verurfachten jhädlichen Erfolg einftehn zu wollen, hat er den Schaden zu 
erſetzen. John a. a. O. S. 109. Vrgl. au B. L. Nr. 383, 

Daß die Unabſichtlichkeit nur eine Schadenerſatzpflicht zur Folge hat, 
gebt jchon aus M. 226 und 227 f. u. hervor. Ebenſo gehört hierher M. 159 
(Lsp. I, 38). Wat ein herde binnen siner hüde vorlüst, schal he gelden. 

39) M. 151, $ 3, j. Arm. 37. 

40) M. 165 (Lsp. II, 43). Wat de röver efte wulf dem herden ‘ 
nimt, blift he ungevangen unde en schriet kein gerüchte, so dat he des 
tügen hebben möge, he mot dat gelden. — Dat der Hirte ein Gerüfte er- 
boben, und jo den deöbezüglichen Beweis erbracht, jo braucht er offenbar den 
| Schaden nicht zu erlegen” — M, 191 (Lsp. II, 2). Welk man dem andern 
sin gut deit to beholdende, wert it em gestalen, edder gerovet, edder vor- 
brant, edder stervet it, efte it vee is, he darf dar nene not umme liden, dar 
he dar sin recht to don, dat it ane sine schult gescheen is. M. 192 (Lsp. 
II, 3), $ 1. Wat men overst einem manne lenet edder settet, dat schal 
he unvordorven wedder bringen edder gelden na siner werde. $ 2, Stervet 
överst ein pert, edder ander vee binnen vorsettinge ane des jennen schult, 
de it under em heft, bewiset he dat unde dar he dar sin recht to don he 
en gelt es nicht, he heft överst sin gelt vorlaren,, dar it em vorstünde, 
M. 222 (Lsp. Ill, 37.) Wor ein man sweret edder in, truven lavet, sin lif 
mede to vorstande, edder sin gesunt, alleine mach he des nicht leisten , it 
en schadet em to sinem rechte nicht. 


41) John a. a. O. ©. 20 ff. 
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men it nicht eten mot, dankes edder ane not, he schal 
it gelden mit dem yullen weregelt unde mit bote. 
8 2. Lemet he it överst in einem ouge, he gilt it mit 
dem halven dele. $ 3. Blift överst ein vee dot edder 
lame van eines mannes schulden unde ane sinen willen, 
deit he sinen eit darto, he gelt it ane bote, alse hir vor 
gerört is. 

Die fcheinbare Gleichſtellung der Abſichtlichkeit und Unab⸗ 
ſichtlcheit im Kap. 226 erklärt Sohn folgendermaßen. ap. 226 


beftimmt im Allgemeinen für jede Verlegung Schadenerſatz. 


Kap. 227 $ 1 und 2 fegt für bie abfichtliche nod) eine Buß— 
zahlung fejt und der $ 3 deffelben Kapitel® ergiebt fich Dann aus 
dem Borhergehenden als felbftverjtändliche Konfequenz. Sohn 
hat aber bei dieſer Stelle npch andere Bedenken. Die Worte 
„dat men it nicht eten mot“ follen beveuten, daß ein an. fich 
eßbares Thier, fo getöbtet fei, Daß es ungenießbar geworden (er- 
ſtickt, krepiert). Wie folche8 aber durch Die Lähmung eines Fußes 
geſchehen könne, fei unerflärlich, ebenfo warum für eine derartige 
Lähmung das volle Wergeld zu zahlen fei. — Vielleicht Tann 
dementgegen die in Frage kommende Stelle, wie folgt interpre- 
tiert werden: Die Tödtung eines eßbaren Thieres bringt gar- 
feinen oder doch nur geringen Schaden mit fi, da der Eigen- 
thümer dasſelbe noch verzehren kann und fol, falls bie Todtungs- 
art eine Dazu geeignete gewejen. Das Wergeld umfaßt alfo hier 
zugleich Buße und Schadenserfat +2), wenn die Tödtung eine 
abfichtliche war. Da aber auch bei unabfichtlichen, culpofen 
Berlegungen der Schaden erfeßt werden muß, und biefer ein für 
ale Mal im Wergeld rechtlich figiert erfcheint, fo kann hier bie 
Unterfcheidung zwifchen abfichtlicher und fahrläffiger Verlegung 
nicht äußerlich heruortreteu. Anders liegt ber Fall im Kap. 227. 
Das Thier ift ungenießbar, der Herr hat e8 aljo um anberer 


42) Seite 82. 
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Vorzüge willen gehalten (oder e8 mag auch erft durch Die Töd⸗ 
tung ungenießbar geworden fein), da verurfacht fein Tod einen 
abfoluten durch nichts geminderten Schaden, der (durch Wer⸗ 
geld) in jeden Fall erfeßt werben muß. Die etwaige Abfichtlich- 
teit der Rechtöverlegung muß aber dann noch außerdem Durch 
eine Buße befonderd gefühnt werden. — Und nun fann man 
weiter ſchließen: Unter den Thieren, die man nicht effen kann 
werden wohl vor allem Zug- und Lajftthiere *°) gemeint fein, 


. deren wefentlicher Werth für den Eigenthümer in ihrer Fortbee 


wegungsfähigteit beftehbt. Daher ift der Schaden, der Durch di- 
Lähmung eines Fußes dieſer Thiere entfteht, . einer gänzlichen 
Vernichtung derſelben gleichzuachten und mit dem vollen. Wer- 


‚gelde zu beſſern. — Bielleicht ift noch in M. 143 ein ähnlicher 


Gedanke zu finden, wonach dem Herrn für eine ſolche Verftüm- 
melung des Knechtes die dieſen dienftunfähig macht 40 Marl 
Landgut d. h. eine volle Mannbuße zu entrichten ift **). 


Fand nun auch nach dem eben Ausgeführten die fubjektive 
Seite einer widerrechtlichen Handlung im älteren Recht ihre un- 
bezweifelbare Berückſichtigung, fo war doch der objektive Erfolg 
für die Auffaffung jener Zeit von fo großer Bedeutung, daß 
beim Mangel vefjelben eine Ahndung nicht eintreten konnte, der 
Verſuch als folder ftraflos blieb, es fei denn, daß durch 
eine ausdrückliche Strafdrohung die einzelne Verfuchshandlung zu 
einem jelbftftändigen Delikt erhoben worden war. Als ein ſol⸗ 
ches wird gewöhnlich das „Zücken des Schwertes auf eines Man- 
nes Schaden” angeführt, nach unſeren Rechtsbüchern erhält die⸗ 
ſes Verbrechen aber durch den Zuſatz „vor gerichte“ einen noch 
ganz anderen Charakter *5) und hat mit dem Verſuch nichts mehr 








43) Vergl. M. 225 in Anm. 260, 
44) Siehe Anm. 165 und 180. 
45) M. 109, |. Anm. 34. Ueber den Berfuh |. Sohn a. a. O. 
©. 140 ff. Receß von 1543. Hupel nn. M. St. 7 und 8 ©. 348. 
P. 14. Es fol auch ein jeder in erligen Gelagen . . . feine Where zuden 


. 
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fien. Eine gewiſſe Aehnlichleit mit dem Verſuch hat die 
Anklage, fofern e8 ihr umerreichter Zweck war, jemandem 
n zuzufügen, doch wirb auch fie paſſender weiter unten, 
„ſtändiges Vergehen behandelt werben *%. 

da der Anftifter und ber Theilnehmer an einem 
ben ben gleichen Willen wie der phuftiche Urheber verra- 
alle drei aber denſelben Erfolg verurſachen, fo muß fie 
e gleiche Strafe treffen. Ausdrücklich ausgeſprochen wir, 
Sag in den Rechtsbüchern nicht, wohl aber finden fich 
ndungen, wie „rades unde dades unschuldig“ oder „ane 
ab”), was darauf hindeutet, daR auf bie Anftiftung 
yellnahme Nüdficht genommen worben ifl. Später wirb 
Hefe Anfhauung vom Orbensmeifter Hermann von Brüg- 
in feiner Confirmation vom Jahr 1538 ausdrücklich be 
9. 





uft erweden; ba darüber gefparen, ſoll derjelbe mith Ernſte geftraf: 
ven. Eiche Seite 118. 

3) Giehe Geite 123. 

7) M. 85 (a R. R. 57). Vorsaket ein man des dotschlages, unde 
ıder, de den doden up sik nimmt unde wiket, so mach he des ent- 
des vorsakede , sulf sövende, de des stichtes manne sint, bederre 
he sulven des stichtes man is, Is he nicht, so sin dat ander be- 
ie de em helpen sweren, dat he rades unde dades unschuldich si; 
em de bischop oft sin richter vrede werken, bi.dem halse. M. 238 
‚ 55). Wor ein man överst in der reise ist unde ist nen hövet- 
ıen riden lüde an en unde de sinen, unde don de schaden sinem 
der sinen mannen edder sinen magen edder anders weme, dat it 
e sinen rat, unde he dat sweret up den hilligen, he blift es ane 
o ane laster. Bergl. aud U. B. Nr. 1711 „orsake des mordalages“, 
r. 251, Anm. 49. Die Anftiftung zum an fich erlaubten Selbftmord 
en nad dem Bertrage mit den Defelern von 1255 ftrafbar. U. B- 
(R. 321 pet. 5): Wenn durch Eingebung des Teufels jemand ſich 
18 Leben bringt, fo wird ein folder Exceß nicht beftraft, es fei denn, 
md zu foldem Gelbftmord Veranlaſſung gegeben. In einem andern 
mmt der Ausdrud „helper“ wor in M. 237, j. Ann. 66. 

3) Ewers a. a. D. ©. 80. „Undt so jemandt dem frevelen Manne 
:ht beypflichten würde der soll, gleich seinem Haubtmann in diesel- 
a... ohne Gnade gestraffet werden“, Vergl. auch Receß von 1543, 
an. M. St. 7 und 8, ©. 315. De over den deder (der einen 
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Um fo häufiger wird diefer Grundfag auf die einzelnen 
Fälle der Begünftigung angewandt. Der Hehler von Raub: 
und Diebsgut fol gleiche Strafe mit dem Räuber over Diebe 
leiden *°).: Ebenfo fol denjenigen, der einen Verbrecher gemalt- 
fam befreit, Die dem Befreiten zufommende Strafe treffen °%) 
Wer wiffentlich einen Verfefteten fpeift oder beherbergt, wird felbft 
friedlos gelegt >’), und wenn fehließlich ein Friebebrecher in einem 
Haufe verborgen, und der ihn mit Gerüfte verfolgende Richter, 
nicht hineingelaffen wird, fo trifft dieſes Haus die Verfeftung, 
bie Strafe flüchtiger ungehorfamer Verbrecher 52). Ja, fogar der 


Bauern erjchlagen) willen bistendich ssin... du szolen an eren Halszen 
breken. S. aud) Anm. 172, „sammt den Leittzagen“. 

49) M. 131 (Lesp. U, 5) j. Anm. 32. UB. Nr. 251 (R. 284). Bann- 
brief gegen die Strandräuber vom Erzbifhof Albert (im Jahr 1253). Wer 
einen zwijchen Kübel und Gotland handelnden Kaufmann verleßt, joll nebft 
Gehilfen (tam perturbatores quam participes seu tutores ac defensores) ercom> 
munieiert werden und wer von den den Schiffbrüdigen abgenommenen Sachen 
etwas kauft, eintaujcht oder aufbewahrt, ift, big er den doppelten Wert erftat- 
tet, von dem Eintritt in die Kirche ausgefchloffen,, gleich ald wenn er einen 
abfichtlichen Todtfchlag verübt hätte. Die weltlichen Richter jollen ſolche Ber: 
brechen derart verfolgen, daß fie fich nicht für ihre Nachläffigkeit einer Ver⸗ 
antwortung ausſetzen ... unterlafien fie es, jo wird ihnen die gerichtliche Ge⸗ 
walt entzogen und der Oberrichter geht, wenn er fie nicht entfeßt, ſelbſt feines 
Amtes verluftig.. Aehnlich UB. Nr. 291, 392. Bgl. Anm. 2835. 

50) M. 196 (Lsp. II, 8) $ 1. Welk man einen beklageden man, de 
umme ungerichte beklaget is, entvöret weldichliken, wert he gevangen in der 
dat, heschal pine liden, gelik em. $ 2. Kumt he överst en wech, men vor- 
vestet en altohant, ift men en in der dat beseen heft, it si.denn, dat he des 
untga sülf sövende mit unbespraken lüden up den hilligen. UB. Nr. 554 
(R. 634 pet. 15). 

51) M. 208 (Lsp. III, 22) $ 1. Weik man spiset edder herberget 
witliken einen vredelosen man, he is vredelos, gelik em. UB. Nr. 1029 
(BR. 1219 a. E.). Verordnung Kaijer Karls IV. vom Jahr 1359 rejp. 1366, 
Es werden alle Laien, welche einem Geiftlichen entjagen (diffidare), ihn äch⸗ 
ten, gefangen nehmen, berauben, tödten, verftümmeln, oder Perfonen, die etwas 
derart verübt, beherbergen oder irgend begünftigen würden, außer den im 
Civil- und kanoniſchen Recht angeordneten Strafen ohne weiteres für infam 
und ehrlos erflärt und dürfen zu Leinen Kandtagen und Verfammlungen der 
Edelleute zugelafjen werden. — Diefe Verordnung foll in ben Kirchen befannt 
gemacht werden, damit Niemand fi mit Nichtkenntniß entjchuldige. 

52) M. 184 (Lsp. II, 64) 8 1. Up welkerem huse edder hove men 
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terliegen, mit der das in Frage kommende Verbrechen bedroht 
war >. Allen dieſen Beſtimmungen liegt offenbar die Anſchau⸗ 
ung zu Grunde, daß der Begünftiger den flattgehabten ſchädli—⸗ 
hen Erfolg billigt, für ihn einftehn will und dadurch Den glei- 
chen verbrecherifchen Willen wie der Begünftigte Dofunentiert. — 
Doch mag diefe Strenge zum Theil auch in der Mangelhaftig- 


keit ber damaligen Rechtspflege ihren Grund haben, Da zu jener 
‚Zeit die Begünftigung gewiß befonderd gefährlich und Die Ver⸗ 


folgung der Berbrechen erſchwerend war ’*). 

Durchaus Eonfequent erjcheint e8, wenn das bloße Wiffen 
um ein Verbrechen, ſowie Die Zauberei an ih, jo lange durch 
diefelbe noch Fein Schaden angeftiftet worden, ſtraflos blieben °°). 

Mährend endlich im modernen Recht der Rüdfall em 
wejentlich qualificierendeg Moment der Streafbeftimmuug bildet, 
äußert er in unferen Rechtsbüchern auf jene gar feine Wirkung. 


Der ſchädliche Erfolg bleibt ftet3 der gleiche, alſo auch das 


Strafmaß. Wohl aber hatte die Ehre und die Vertrauenswür- 
digkeit eines Menfchen durch die Begehung eines Verbrechens be- 
beutend gelitten, und baher übte der Rüdfall auf den Beweis 
einen wefentlichen Einfluß aus, in fofern fich der wiederholt Be⸗ 
Hagte nicht mehr durch den Eid, fondern nur durch einen Giot- 


den vredebreker holt wedder recht, wenn de richter mit gerlichte darvor ge- 
laden wert, unde he en de vredebreker afeschet, als dat recht is, dat men 
dat hören möge up dem huse, gift he en nicht af edder ut to rechte, men 
vorveste de borch edder den hof unde de dar up unde inne sint. $ 2. Let 
men överst darup gan des richters baden sösse unde den kleger, de söken 
den vredebreker unde rof. so en schal men se nicht vorvesten. 

65) M. 133. ©, sm. 33. UB. Nr. 251 (Anm. 49), 291, 392. 
Als Beitrag aud dem ftäbtifchen Recht kann der Beichluß der Kaufleute zu 
Wisby vom Jahr 1287 aufgeführt werden, dem zufolge jelbft die Eideshelfer 
falls der Probant fälfchlicher Weile einen Reinigungseid geleiftet, gleich wie 
jener hingerichtet werden jollten. UB. Nr. 518. ©. Anm. 266. 

54) Wilda a. a. O. ©. 636, 

55) Vgl. weiterhin. 








321 


tesurtheil reinigen Tonnte. Bon gleicher Wirkung war fogar 
fhon die zweimafige, wenn auch unerwiefene Anklage wegen 
Diebſtahls 59), 

Dagegen gab e8 im älteren Recht einen anderen eigenar- 
tigen Steafihärfungsgrund, nämlih Die Begehung eines Ver- 
brechens an einem befriedeten Orte oder Gegenftande. 
Beſonders deutlich zeigt fich diefes in der ſtrengeren Beftrafung 
bes Raubes und Diebftahls, fofern dieſe Verbrechen in oder an 
einer Kirche, einem Kirchhof, einer Mühle, Burg, Badſtube over 
an einem Pfluge verübt find). In gewiffen Sinn iſt den 
aufgezählten Orten auch noch das Gericht hinzuzufügen und 
durch befonbere Verleihung des AfyIreht3 konnte überall 
eine derartige Befriedigung gefchaffen werden. Auch erfreuen fich 
gewiffe Perſonen, wie Geiftliche und Gerichtöglieder °9) eines 
befonderen Schußes °°). | 


- I. Wegfall der Strafbarteit. 


Begründete der verbrecherifche Wille die Strafbarfeit einer 
Handlung, fo muß der gänzliche Mangel desfelben oder auch 
ſchon die mangelhafte Entwidelung der Willensfähigkeit jede 
Strafe ausfchließen. Und in der That beftimmen die Rechts⸗ 
bücher: „rechte Thoren und finnlofe Männer fol man nicht 








56) M. 38 (Lsp. I, 29). De mit düfte edder mit rove edder mit 
morden edder mit kerkenbreken_ edder mit vorrederniss edder mit vorgift 
edder toverie vorwunnen wert vor gerichte, edder gebetert heft, wert he be- 
schuldiget anders wor, he mach mit sinem ede nicht entschuldiget werden, 
sunder twier heft he kore: dat iser to dregen edder in einen sedendigen ke- 
tel to gripen bet an de ellenpogen. M. 145 ſ. Anm. 63. Ueber die Folgen 
des Rüdfall3 beim Diebftahl vergl. Anm. 237. 

57) M. 80 (aRR. 52 $ 2)... kerkenbreken dat is dat rat. M. 131 


.(Lsp. II, 3). ©. Anm. 32. Vergl. Allfeld, Entwidiung des Begriffes 


Mord. 1877. ©. 48 f. 

58) Vgl. weiterhin. 

59) M. 186 (Lsp. II, 66). Prester edder scholer, de wapen vören 
unde nicht gescharen sin na erem rechten, deit men en gewalt, men betere 
en gelik andern leien. UB. 1029, ©. Anm. dl. 

15* 
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») und ferner, daß fein Kind „binnen feinen Jahren“ 
m verwirfen könne‘). Jedoch foll in beiden Fällen ver 
: genannten Perfonen etwa verurfachte Schaben erjegt 
. ” 

er der bei der Begehung einer Recht8verlegung vor⸗ 
Wille genügte als folcher nicht zur Begründung ber 
steit einer Handlung, wenn dieſer Wille nicht ein ver- 
her war, d. h. ſich nicht in einen bewußten Gegenfag 
tsordnung ſtellte. 

aren jemandem bie Umſtände unbekannt, bie feine Hand⸗ 
einer firafbaren machten, fo traf ihn auch feine Strafe. 
dem Markt ober fonft wo Öffentlich (apenbar) Diebs⸗ 
abgut gekauft, und dieſe Sachen dem fie rechtmäßig Be— 
enden wiebergab, hatte nichts zu fürchten 7). Die Ge 
ie an Prieftern oder Klerifern, deren Stand durch ihr 





) M. 187 (Lep. II, 68) $ 1. Aver rechte doren unde sinlose men- 
hal men ok nicht richten. 

) M. 179 (Lep. II, 57) $ 1. Nen kint mach binnen sinen jaren 
it sinen lif mede vorwerket. 

) M. 179 (Lep. II, 57) 8 2. Sleit it (ein Kind) einen man edder 
»inen, sin vormünder schal darrör betern mit jennes weregelde ift 
ı gebracht würde. $ 3. .Welken schaden it deit, den schal he 
‚ sineni werde. M. 187 (Lsp. Il, 68) $ 2. Wen se dverst (Tho⸗ 
innlofe Leute) beschedigen, ere vormünder scholen it beteren unde 
Daß diefe Pflicht Bevormundeter den Schaden (aus eigenem Ber 
zu erfeßen im Grunde eine prinzipale Haftung des Vormundes für 


eläffigteit in der Behütung des Viündels enthält, weift John nah . 


©. 105 ff. 

) M. 145 (Lap. II, 24) $ 1. Welk man apenbar gut koft, dat 
gerovet edder mit gewalt genomen is, dat he mit bider Inden be- 
1, dat he dat apenbar gekoft heft; kumt dar we na, de dat gut 
ı wil, dat en is eme nicht schedlik an sinem live, noch an sinem 
/h an siner eere, dat he dat weddergeve, so beschedliken, dat he 
’%, noch rof eer vor gerichte gebetert hebbe. $ 2. Weigerde he 
ıt gut weddertogeven, so were it düfte edder rof. $ 3. Vortmer 
mat up dem vrien markede, unde. betuget he dat up dem markede, 
et dar kein hon umme, men dat gelt heft he vorlaren, dat he 


ee A 
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Auftreten nicht zu erfennen war, verübt wurde, follte jo behan- 
delt werben, als feien die Verletzten Laien geweſen 8). Wer in 
gutem Glauben fremdes Land bebaute, hatte feine Buße (broke) 
zu zahlen °) und ausbrüdlich wird Kenntnis des Sachverhalts 
zur Beſtrafung desjenigen verlangt, der fein Vieh auf fremdem 
Lande weidete oder einen Friedloſen beherbergte 6%. Aus den eben 
aufgeführten Fällen geht alfo hervor, daß der faktiſche Irr- 
thum ftrafausjchließend wirkte. In gleicher Weife ſcheint aber auch 
ver Rehtsirrthum unter Umftänven einen Entſchuldigungs⸗ 
grund gebildet zu haben, denn ausprüdlich wirb in einer Ver⸗ 
ordnung Kater Karls IV. vom Jahr 1366 beitimmt, fie ſolle 
in den Kirchen befannt gemacht werben, damit niemand fich mit 
Unkenntnis derjelben entfchuldige — eine Maßnahme die übrigens 
nicht vereinzelt daftehtY, | 





64) M. 186. ©, Anm. 59. UB. Nr. 1029, ©. Anm. Bl. 


65) M. 156 (Lep. I, 35) $ 1. Welk man hacket unwetendes eines 
andern mannes lant, edder dat em ein ander gedan heft, wert he darumme 
beschuldiget, dewile he dat hacket unde arbeidet, he vorlüst sine arbeit da- 
ran. $ 2, Seiet he it överst unbeklaget, so beholt he de sat, unde gift si- 
nen tins, dem he en to rechte geven schal. 

M. 205 (Lsp. II, 18) $ I. We vrommet lant hacket unwetendes, 
dar en volget nene broke na, so he dat swere, dat he des nicht wüste. 
$ 2. We överst lant hacket, dat em vorbaden unde togesecht is, wert it 
em afgewunnen, he mot de gewalt betern. 

66) M. 157 (Lep. U, 36) $ I. We sin vee drift up eines andern 
mannes korn edder up sinen hoislach wedende [D. wetende, O. wiſſentlich], 
he schal em sinen schaden gelden mit recht, unde böten mit dren marken 
lantgudes. $ 2. ©. Anm. 38, M. 208. ©. Unm. 5l. ®Bergl. audy M. 237 
(Lsp. II, 54). Vorvolget de here den man edder de man den heren unde 
vorklagt he en vor sinen mannen mit rechte, he en deit wedder sine truwe 
nicht. $ 2. - Kumt he överst up sinen schaden nicht ut, unde schüt em 
schaden van em sülvest, edder van dem, de dorch sinen willen dar is, edder 
dar he helper to is unwetene, den schaden schal he gelden up recht, unde 
it en is wedder sine truwe nicht. 


67) UB, Rr. 1029. ©. Anm. 51. Eine ähnliche Beltimmung findet 
ih in einem Bertragöbrief von 1543 bei Hupel n. n M. St. Il u 12 
©. 333. „Auf Entgegennehmung der Bauern ſoll die Stadt allenthalben auf 
den Predigtitühlen verfündigen laſſen, daß ſich niemand unterftehen ſoll 2c.“ 
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Die firafrechtliche Stellung des Zwanges ift ohne 
Zweifel der des Irrthums und des Nichtwiffens analog gemefen, 


zumal e8 wieberholt anerfannt wird, daß erziwungene Gelübde 


— außer ber Urfehde — nicht erfüllt zu werden brauchen °°). 
Waren fchlieglih alle Momente vorhanden, welche die 
Strafbarkeit einer Handlung begründeten, jo konnte jene Doch 


letzung felbft provociert oder verſchuldet hatte. So fol die Züch- 
tigung eines Kindes, die es ftch durch feine „missedat* felbft 
zugezogen hat, ohne Folgen bleiben 6%), Demjenigen, der e8 ver- 
fäumt fein Korn rechtzeitig einzuführen, follen aus der Beſchädi— 


„gung desfelben keinerlei Anfprüche erwachfen ’%). Fremde Schweine 


und Gänſe können mit Hunden von den Feldern gehett werben, 
ohne daß man für Die eventuellen Folgen einzuftehen hat’. 
Der hierin außgefprochene Grundſatz findet feine weitgreifendfte 


Anwendung in der unbebingten Befugnis, einen Friedebrecher 


auf der Flucht zu vermunden oder gar zu tödten. Dieſer ftellt 





68) M. 8182. ©. Anm. 17. M. 221 (Lsp, II, 86) $ 1. Jewel- 
kes gevangenen dat unde löfte en schal to rechte nicht stede hebben, dat 
he binnen gevenknisse gelavet hebbe. $ 3. ©. Anm. 18. M. 223 (Lesp. UI, 
38). We einen man untruweliken vanget, let he en riden up sine truwe, 
de en dar gevangen heft, edder let he en sweren edder in truwen ander 
dink geloven, he en dar es nicht leisten, mach he dat vullenbringen up en, 
dat he en untruweliken to den löften gedrungen hebbe, 

69) M. 179 (Lsp. IL, 57) 8 5. Sleit överst ein man ein kint, edder 
röpet he it, edder sleit he it mit besemen dorch sine missedat, he blift des 
sunder wandel, dar he dat sweren up den hilligen ‚ dat he it anders nicht 
genlagen, denn dorch sine missedat. 

70) M. 160 (Lep. OD, 39) 8 1. Let ein man sin korn buten stan, 
bet so lange, dat ander Iüde er korn inhebben, wert it em gevrettet edder 
getrettet, men gelt it eme nicht, $ 2, Dat sülvige recht deit men umme 
tegenden, efte en de tegender nicht nemen wolde, ift de man, de en geron- 
schal, up dem velde let stan, unde den sinen buren wiset. 

71) M. 152 (Lep. N, 31) $ 3. Vrettet överst ein man der buren 
korn edder ander sat mit swinen edder mit gösen, de men nicht panden 
mach, hetzet men it mit hunden, unde biten se de hunde dot, so blift it 
ane allen wandel. 


72) M. 182 (Lsp. II, 60). ©. Anm. 81. 


— — 


noch ausgeſchloſſen ſein, wenn nämlich der Verletzte die Ver⸗ 
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ſich nämlich, da er flieht, alſo feine That nicht fühnen will, ſelbſt 
außerhalb des allgemeinen Frievens, den jeder Gemeindegenoffe 
zu ſchützen berufen ift ’®), und wirb fo eines jeden Feind. 
Unter dem gleichen Gefichtspunkt ift auch die Notb- 
wehr zu behandeln, wiewohl hier ein wefentlich neues Merkmal, 
nämlich die Vertheidigung des Rechts hinzutritt, während in den 
bisher angeführten Fällen der Schwerpunftt auf dem eigenen 
Berfchulden des Verletzten ruhte. Die Nothwehr, d. h. das 
Recht ſich gegen einen widerrechtlichen Angriff zu vertheidigen, 
wird in unſeren Quellen in weitem Umfang anerkannt. Selbſt 
der in Nothwehr verübte Todtſchlag ſoll nicht mit dem Tode 
beſtraft werden, ſondern der Thäter muß bloß das Wergeld ent⸗ 
richten, falls er den Beweis der Nothwehr genügend erbracht, 
d. h. ehe die That bekannt geworben, fich ſelbſt dem Gericht ges 
ftellt hat. Hatte er aber das zu thun verfäumt, fo foll er Jahr 
und Tag Iandesflüchtig fein’). Immerhin ift es eigenthümlich 


73) M. 188 (Lsp. II, 63). [$1u.2 ſ. Anm. 21] $ 3. Wapen mach 
men wol vören, wenn men dem gerüchte volget, unde deme schollen van 
rechte volgen alle de jennen, de to eren jaren komen sint, also verne alse 
se dat swert vören können, it en beneme denn rechte not. 

74) M. 134 (Lsp. IF 9) $ 1. Sleit ein man den andern dot dorch 
not, undg dat he dorch angest nicht bi eme blivet, dat he en vor gerichte 
bringe unde aver en richte, durch sines lives angste; kumt he sunder den 
doden vor gerichte unde bekent dat, eer men aver en klaget, unde büt he 
sik darumme to rechte, men schal em sinen hals darumme nicht vordelen. 
$ 2. Men de richter schal de vründe vörladen, erste werve, ander werve, 
jo binnen veertein nachten, edder eren heren, de manbote up to börende. 
S 3. Komen se denn nicht vör edder willen se it nicht nemen, so schal men 
it beden eren heren. $ 4. Nemen it de heren nicht, so schollen se it dem 
översten richter beden, also dat dat överst6 recht einen vreden werket. 
& 5. Welk man den vreden dar en boven breket, de schal beteren, alse hir- 
vor geschreven steit. $ 6. Bringet men överst den doden vor gerichte, eer 
de hantdeder kumt, unde wert he vorklaget, so mot he jar unde dach 
buten landes sin; wert he ok bevunden, so sleit men em dat hövet af. 

M. 178 (Lep. Il, 56) $ 1. De ok den doden vor gerichte bringet 
unde klaget vor gerichte dat ungericht, so em gedan, de schal it klagen mit 
gerüchte dorch de hanthaftige dat, de schinbar is. $ 2. Wor nene apenbare 
dat en is, dar mut men sünder gerüchte klagen, ift men des ane schaden 


a _ 


Födtung in Nothwehr, die als eine durchaus ge- 
icht einmal gegen die Lehnstreue verftößt "°), Manns 
m Sachjenfpiegel fogar eine Wedde verlangt wird, 
Toödtung eines Thieres aber feine Schabenserfag- 
bet’). Yohn's) erklärt daher die Nothwehrhand⸗ 
unabfichtliche Rechtsverlegung. Dem entgegen ließe 
annehmen, daß diefe Wergeldforberung ihren Grund 
er Rechtsordnung gegen die Blutrache und Fehde 
ine Berföhnung herbeizuführen und ber Fehde vor- 
die Mannbuße den Verwandten des Erſchlagenen 
erren angeboten werben, und fchlagen biefe alfe fie 
doch offenbar auch die Verfühnung zurückgewieſen 
am ihrer ftatt der- oberfte Nichter die Zahlung an⸗ 
dem Todtſchläger den Frieden fichern. 
find auch im Intereſſe Dritter, wie z. B. des Lehns⸗ 


‚Anm. 95. UB. Nr. Nr, 319, 713, €. (f. Anm. 13 und 82.) 
tegtgenannten Nummer zeigt Albert von Caſpel im J. 1390 
ath an, daß er einen Todtſchlag in Nothwehr begangen und 
it nah um ſich zu verantworten. Vergl. hierzu den Ver⸗ 
548 bei Hupel nan. R. St. 11, 12 ©. 393. „Die Bauern 
sthmwehre gethan, die jollen des Geleidts in der Stadt genü- 
: muthwillige Todtſchläger follen das Ebenthewer des echten 
as Erforderniß bei dem Todten zu bleiben hängt mit den 
:bformen zujammen, nad; welchen die Leide eigentlich vor 
: und mit „Gerüchte‘ beklagt werden mußte. (M. 143 $ 1 
). 

Lep. 1,:63) $ 1. Wenn ein man einen dödet edder vor- 
ien dot, bringet he en vor gerichte unde wil en vor’einen 
en, mach he des nicht vullenvören, he,schal in dersülvigen 
he den andern in bringen wolde, John a. a: O. ©. 817. 
135 (Lep. ID, 52). Wundet ok ein man sinen heren edder 
an notwrere, edder de here den man, he en deit wedder sine 
de not mit rechte up en bracht würde. Lsp. III, 49. ©. 
IL, 1481. 

184. 

In a. a. O. S. 315 ff. Berg. ug Hälfhnera.a.D. 
Alifeld a. a. O. S. 46. 
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beren, des Wirths, der Verwandten oder Reijegefährten u. a. m. 
Nothwehrhandlungen als Vertheidigung gegen „unrechte Gewalt” 
ausdrücklich geftattet %). Dabei fcheinen die Art und die Mittel 
dieſer Bertheidigung unbefchränft gewefen zu fein und ebenfo läßt 
fi mit Sicherheit vermuthen, daß ein jedes Recht für Kampf- 
fähig galt®9). Der bloße Prätert der Nothwehr blieb aber of- 
fenbar unbeachtet was in der fpäteren Zeit ausprüdlid, anerfannt 
wird), Schließlich ift noch zu erwähnen, daß zur Begründung 
der Nothwehr kein wirklicher Angriff erforberlih war, ſondern 
eine ernfte Drohung bereit8 genügte, wie aus der früher ſchon 


“erwähnten Fehde zwijchen Heinrich Lucowe und Gottfried, dem 


Berwandten des hingerichteten Straßenräubers hervorgeht. Lu- 
cowe trifft feinen Feind, der ihm die Fehde angejagt hat und 
freilich bewaffnet ift, zufällig am Strande, ‚geht ihn kämpfend an 
und erichlägt ihn, was in ven Augen der Zeitgenofjen ald „vera 
necessitas corporis et necessaria defensio* erjcheint ®?), 


\ 


- 79) Lsp. II, 49. De man mot ok wol dem bischof ünde sinem rich- 
ter unrechtes wedderstan „ unde schal helpen weren to aller wise als si he 
sin mach edder sin here; he deit darmede wedder sinen eit nicht. M. 234 
‚(Lep. II, 51). Ein jewelik man mut wol’ helpen weren stede, burge unde 
lant unde lif sines- heren unde mages unde mannes unde vrundes, wedder 
heren unde mage unde manne unde vrunde, de se mit unrechte anverdigen, 
unde mot en wedderstän edder up se kiven, unde deit wedder sine truwe 
nicht, deste he eres sülves have nicht en neme. 

M. 236 (Lsp. IIl. 53). Sinem wechverdigen gesellen, unde sinem 
werde, dar he tor herberge is, unde sinen medegesten, .unde we in gnaden 
to em vlüet, dem schal men helpen wedder aller malkem, dat he sik er- 
were unrechter gewalt, unde deit wedder sine truwe nicht. 

80) Bergl. die Quellenftellen in Anm. 74—84. John a. a. O. 
©. 308 ff. ‚ 

81) Pernauſcher Receß von 1552, Pet. 18. Bei HSupelnn M., 
St. 7, 8. S. 348. Da Mord und Todtſchlag überhanb genommen, „jollen hinfort 
ſolche Todtichläger und die um Trinkens oder anderer unrechtmäßiger, muth⸗ 
williger Urſachen, im Schein der Nothwehr foldyes beginnen, ſie feien Edle, 
Bürger oder Bauern, wider Recht nicht geichüßet noch aufgenonmen werben‘ 

82) UB. II, Nr. 713 b (dazu 713 a) f. Anm. 13. Zwar ift dieſes 
feine einheimifche Urkunde. Die darin enthaltene Auffaſſung des Todtfchla- 
ges itanımt aber von 2 Rathöheren aus Riga und Neval, die ald Zeigen 
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Der Sache nach ift den Rechtsbüchern auch ber Noth- 
ftand bekannt. Ausdrücklich ift einem Reifenden geflattet fein 


* Pferd mit Korn von einem fremden Felde zu füttern, nur darf 
FE er nicht mehr nehmen, als er mit einem Fuß auf dem Wege 
> ftehend erreichen kann und nicht8 mit fortführen. Es fol eben 
SE; mur ber Roth maßvoll abgeholfen werden °). Cin zweiter Tall 
Ran ift der Angriff von Thieren. Da aber den Quellen eine Be⸗ 
& zeichnung für ben Nothftand fehlt und in der Abwehr eines fol- 
RN hen Angriffs eine äußere Aehnlichkeit mit der Bertheibigung in 
— Nothwehr hervortritt, wird auch jene als Nothwehr bezeichnet. 


Des inneren Unterſchiedes zwiſchen dieſen beiden Handlungen 
ſind ſich die Rechtsbücher offenbar bewußt, denn während die 
Mittel der Vertheidigung gegen einen rechtswidrigen, ſchuldvollen 
| Angriff unbeſchränkt zu fein fcheinen, und fich nicht einmal eine 
Andeutung über den Exceß der Nothwehr findet, muß derjenige, 
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= ber einen Hund lähmt ober tobtjchlägt, um fich ober fein Vieh 
N 30 fehüßen, fchwören, daß er „dem nicht anders fteuern konnte“. 
Hier wird alfo, da es fich nicht um den Kampf gegen das ſchuld⸗ 
Br . N ⸗ ⸗ 
— hafte Unrecht handelt, der durch die Noth gebotene Eingriff in 
Ki. fremde Rechte, ganz wie im erſten Fall, genau begrenzt **). 

N vw für. das Feindſchaftsverhältniß der Parteien auftreten, und kann daher wohl 
* als Beleg für die Rechtganſchauung Hier zu Lande gelten. — Weiter heißt es 
J SHeinrich Lucowe habe eine Buße „nach dem Recht des Königs von Norive- 
Ze gen und des ganzen Landes entrichtet”. Datiert ift die Urkunde aus Moldes 
vi jund vom 22. Zuli 1325. — Zu bemerken ift, daß Frauenſtädt (a. a. 
* J —O. S. 86 f.) und Brunner (a. a. O. ©. 157) derartige Fälle als Fehde 
* \ und Todtfeindichaft behandeln. 

* 83) M. 181 (Lsp. II, 59). Erligget ein man, de wechverdich is, mit 
MW sinem perde, he mach wol korn sniden und geven em, so verne he reken 
Br mach, stande in dem wege mit einem vote; he en schal it Överst nicht van 


dannen vören. 

84) M. 174 (Lsp. II, 52). Sleit ein man einen hunt edder einen 
beren edder der dot, binnen dat se schaden don, he blift des ane wandel, 
ift he dat swere, dat he dat dorch notwere gedan heft. M. 227 (Lsp. II, 
42) $ 4. Belemet örverst ein man einen hunt, edder sleit he en, dorch dat 
he 'en biten wolde, edder dat he sin vee bitt up der straten edder up einem 
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Endlich gehören Die beiden Fälle fingulärer Recht-⸗ 
loſigkeit noch hier her. Bor allem war es der Frieblofe, 
welcher vollſtändig vogelfrei als „exlex‘* jeglichem Angriff preis- 
gegeben war°5) und ferner konnte daS bereit8 einmal’ „gebefjerte” 
Glied an fich bußlos verftümmelt werben. Nur für den recht8- 
widrigen Angriff als folchen war eine Buße gleichwie bei einer 
einfachen Verwundung zu zahlen ®9). 

Zum Schluß dieſes Abfchnitte8 muß noch kurz auf das 
ältere Strafverfahren, insbeſondere das Syſtem der Privatklage 
hingewiefen werden, dem zufolge alle Verbrechen und Vergehen 
gegen Private ftraflo8 blieben, wenn der Verlegte nicht die des⸗ 
bezügliche lage erhoben hatte 8). 


II. Kapitel. 


Die Sfrafen. 
Das Strafenſyſtem der Rechtsbücher ift ſtreng aber nicht 
graufam. Die Strafe fol zunächft Vergeltung für ftattgehabte 
Rechtöverlegung fein. In der Handhabung der Strafe tritt aber 


velde, he blift es ane wandel, sweret he dat up den hilligen, dat he dem 
nicht anders stüren konde, 

Sreilich ift ed noch in der heutigen Theorie beitritten, ob die Verthei⸗ 
Digung gegen einen bloß objectiv rechtswidrigen Angriff Nothwehr oder Noth⸗ 
ftand begründet. Holtzendorff, Handbud des deutichen Strafrechts 
1871-77. Bd. U, ©. 144 Note 7. 9. Meyer, Lehrbuch des deutſchen 
Strafrechts 1882. S. 299 f. Anm. 

85) Verordnung des Hochmeiſters von 1408, erwähnt von Bunge, 
Geſch. des Gerichtsweſens S. 159 Note 726. ©. Anm. 208. 

86) M. 137 (Lsp. I, 12) $ 1. Welk man den andern wundede, 
unde dat men beine darinne vünde, dat erste scholde he beteren mit dren 
marken lantgudes, dat ander mit einer, bet up tein mark, unde nicht höger. 
$ 2. Wundet men einen man an einem lede, dat em vorgulden is vor ge- 
richte, edder houwet men it all af, dar en darf he kein geld höger an vor- 
deren, denn vor ein wunde. 

87) M. 108 (Lsp. I, 53) $ 1. Men schal nenen man dwingen to 
jenniger klage, der he nicht begunt heft, wente ein jewelik man mach wol 
sinen schaden swigen, dewile he dat sülvre wil. M. 76. ©. Unm. 157. 
Dergl. Anm. 58, 
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als umverfennbarer Nebenzweck derjelben die Aufrechterhaltung 


bed Friedens in der Rechtdgemeinfchaft hervor, was ſchon aus 
den vielfachen Abfprüchen „in freundlicher Weiſe“, wie fie bie 
Brieſlade überliefert erhellt. — Zwei Güter vor allem find es, 
die zur Strafe entzogen werben, das Leben und das Vermögen, 
„Leib und Gut”. Andere Strafen kommen zwar vor, aber 
feltener, und tragen meift einen accefjoriihen Charakter. 


I. Die Todesftrafe‘). 


Die Nechtsbücher kennen folgende 4 Arten derjelben. 

1) Die Enthauptung (dat is sin hals, dat hovet af- 
slan, richten an dem högesten — dat is an dem halse) als 
Strafe für Todtfchlag, einfachen Raub, einfache Branpftiftung, 
Nothzucht, Ehebruch und Friedensbruch im engeren Sinn. (Als 
folche ift fie auch die Strafe des in ber Verfeftung Ergriffenen). 
Die Enthauptung erfcheint als die regelmäßige Todesftrafe und’ 
fpätere Geſetze erweitern den Kreis ihrer Anwendbarkeit bebeu- 
tend, worauf im befonderen Theil zurückzukommen fein wird. 

2) Das Rädern (dat rat, radebreken) als Strafe für 


Mord, Mordbrand, qualificirten, d. h. an befriebeten Orten und 


Gegenftänden verübten Raub, Verrath und groben Vertrauens⸗ 
bruch des Lehnsmanns. 
3) Das Hängen (degalge, hangen) für großen Diebſtahl. 
4) Das Verbrennen (up ein hort bernen) für 2er: 
brechen gegen die Religion. 


88) M. 79 (aRBR. 52) $ 1. Welk man rof edder huswelde vor ge- 
richte averwunnen wert, dat is sin hals; düfte de galge, is se eines verdin- 
ges wert. M. 80 (aRR. 52) $ 2. Mort unde vorredernis unde kerkenbre- 
ken dat is dat rat. M. 131, 132, ©. Anm. 32. M. 134. ©. Anm. 74. 
Fabri formulare proc. I, 37. De bade, de de vörladinge bringet, is in geban- 
nedem vrede des Översten rechtes, velich unde vri vor allem avervalle, so’ he 
sik anders nicht, denn to rechte holt, wo gesecht is. ‘Schege em dar entbo- 
ven enige gewelde klein edder grot, de is nicht der personen, sunder dem 
rechte bescheen, unde egent sik to richten, sunder alle gnade, an dem hö- 
gesten, dat is an dem halse. &. aud) Fabri V, 4, 13,49. ©. Anm. 170, 182, 
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Als fünfte Art der Todesftrafe, erwähnt Napierſky für 
das Stadtrecht das Sieben in einer Pfanne und citiert dazu 
neben dem hamburgifchen Stadtrecht von 1270 den Landtags⸗ 
receh zu Wenden vom Jahr 1422, durch welchen das Prägen 
der alten, außer Umlauf zu fegenden Münzen „bi eren und bi 
truwen und dar to bi dem ketele‘ verboten wird. Für das 
‚Randrecht erjcheint e8 aber zweifelhaft, ob Diefe in ihrer Art ein- 
zig darſtehende Beftimmung wirflich praftiiche Anwendung ge 
funvden hat, befonderd da alle andern die Münzfälfchung betref- 
fenden Urkunden nur die einfache Todesſtrafe, das „Verwirken 
von Leib und Gut” erwähnen ®”). 

Dagegen führt ein Gnabendbrief Plettenbergs vom 
Jahr 1507 den Hungertod als eine neue Strafart in das 
Landrecht ein, welcher die von einem „jchlechten Knecht” verführte 
adelige Sungfrau nebjt dem Verführer unterliegen fol, und ber 
wolmarfche Landtagsreceß von 1543 wiederholt jenen Erlaß faft 
wörtlich 09. 

Hervorzuheben tft daß fchwangere Frauen nicht höher als 
an „Haut und Haar” gerichtet werben follten®"). 


I. Berftümmelnde Strafen‘). 


Bon diefen ift nur da8 Brandmarken an der Wange 
oder an den Ohren beim Kleinen Diebftahl erwähnt. 


II, Leibesſtrafen. 
Gleichfalls beim kleinen Diebftahl findet fich als einzige 
Leibesitrafe die Öffentliche Stäupung 9). Doch fünnen diefe beiden 


89) Napierjtya. a. O. ©. 295. UB. Rr. 2682, Vgl. Bunge, 
Geſchichte des Gerichtsw. S. 76 Note 389 und Anm. 269. 

90) S. Anm. 277. 

91) M. 187 (Lsp. II, 67): Men schal nen wif richten, de ein leven- 
dich kint drecht, höger denn- to hut unde to haren, 

92) M. 131 (Lsp. II, 182) ©. Anm. 32. 

93) „Stupe — Säule oder Pfahl, woran ein DBerbrecher gebunden 
wurde, der verurtheilt war, öffentlich mit Ruthen gezüchtigt zu werden — 
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Strafen mit 6 Mark Landgut abgelöft werden. Nach dem Ber- 
trage mit den Defelern von 1241 fol die öffentliche Züchtigung 


am Sonntage auf dem Kirchhof egefutiert werben. Aber meitere 
Körperftrafen laſſen fich aus den landrechtlichen Quellen nicht 
nachweifen, obgleich die allgemeinen Ausbrüde „richten an Hals und 
Hand“ over „zu Haut und Haar” u. |. w. wohl gebraucht werben ꝰ). 


IV. Freiheitsſtrafen. 


Das älteſte Ritterrecht beſtimmt, der Todtſchlaͤger ſolle auf 
Jahr und Tag oder, wenn es ſich um einen qualificierten Todt⸗ 


ſchlag handelt, fo lange, bis er ſich mit dem Biſchof und ben 


Feinden verglichen hat, aus dem Stift weichen. Der Spiegel 
Land» und Lehnrecht3 wiederholt diefe Beitimmung für den Fall, 
daß die Notbwehr vom Todtſchläger nicht fürmlich bewieſen wor⸗ 
den war, und bebroht bie Uebertretung dieſes Gebots mit Ent 
hauptung®). Sind nun .diefe Vorjehriften als Strafprohungen 


tor stupe slan jemand (öffentlich) ftäupen, ohne da immer an eine Säule 
zu denken iſt“ SchillersLtübben, Mittelniederdeutiched Lericon. 1875 


94) 3.2. M. 187 (Lsp. Il, 67) ©. Anm. 91. UB. Nr. 169. 
Bertrag mit den Defelern von 1241 (R. 190): Für die Tödtung eines Kna⸗ 
ben jollen fie 3 Dejeringe ald Buße zahlen und die Mutter joll an 9 Sonn: 
tagen auf den Kirchhof nadt gezüchtigt werden. — Wer nad) heidnilcher 
Sitte opfert oder opfern läßt zahlt männiglid 3 Mark Silberd. Der Opfernde 
felbft wird aber an 3 Sonntagen nadt auf dem Kichhof gezüchtigt. Vergl. 
Anm. 33 und dazu die Beitimmungen ded Bauerrechts in Anm. 7. Dieim 
Text sub II und II aufgeführten Strafen Finnen zugleich als beſchimpfende 
angejehben werden und ftehen aud in diefer Hinficht in den Rechtsbüchern 
vereinzelt da. In Nr. 3571 des UB, findet fich der Ausdräd „up de stede 


setten* wobei jedoch nicht an eine beftimmte entehrende Strafe gedacht wer: 


den kann. ©. Anm. 227. Außerdem gefchieht des von der Kirche eingeführ- 
ten unehrlichen Begräbnifjes mehrfach Erwähnung S. UB, sub 
voce Begräbniß. 

95) Bergl. Anm. 206. M. 80 (aRR. 52) $ 3. Werden se mit der 
dat upgeholden, men schal se richten, % 4. Komen se averst en wech, 
men schal se vorvesten unde vredelos leggen in dem stichte, went 30 lange 
se sik vorliket hebben mit dem richter unde dem kleger. $ 5. Averst er 
gut vorbreken se nicht; dat beholt er, wif unde kinder. M. 84. (aRR. 56) 
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aufzufaffen, fo enthalten fie jedenfalls die einzige Eriminielle Frei- 


heitsftrafe, die unfere Rechtsbücher Tennen %%). Denn ald Strafe 


ift die Gefängnißhaft nad Landrecht nicht verhängt worden. 
Zwar kommt vielfach, ſowohl in den Nechtsblichen als auch in 


$ 1. Sleit ein stichtesman den andern dot, he schal wiken jar unde dach 
ut dem stichte.e $ 2. Weun jar unde dach ummekomen sint, unde wil he 
wedder in, so geve he dem bischop xiij fl. unde iiij ore, unde legge denn 
de sake af, oft he mach; mach he nicht, so drege he ere veide. M. 86. 
©. Anm. 37. M. 134 $ 6. ©. Anm. 74, Die dem zulebt angeführten Ar. 
tikel entiprechende Stelle des Sep. (II, 14 $ 2) lautet: „Brinet man aver den 
. doden vor gerichte umbegraven, unde kläget man up ine, he mut antwerden . 
umme sinen hals oder he mut den doden bereden“. Die in Rede ftebende 
Landedverweifung auf Jahr und Tag ift aljo eine fpecifiich livländiſche Be- 
ftimmung. — Iſt in ibr nuu eine jelbftändige, eigentliche Strafe zu ſehen oder 
wurzelt fie in der vielfach hervortretenden Tendenz jeden Grund zur Fehde 
möglichft zu befeitigen? — Den Bauerrechten ift die Hinrichtung ale Strafe 
des Todtichlages nody fremd. Während das Wiek: Dejelihe (Kap. 2 Ob 
ein Mann den andern todtichlägt, der joll weichen aus den Lande Jahr und 
Tag) mit dem a. R. R. in der Verbannung ded Todtichlägerd auf Jahr und 
Tag übereinftimmt, läßt das livifche (Art. 9. Eyen dotslag is XL mark) 
den Todtſchlag mit 40 Mark beffern. Vielleicht kannte auch das a. R. R. feine 
Strafe für den einfachen Todtſchlag (vergl. FGrauenftädta. a. O. ©. 4). 
Über erft nad Jahr und Tag fann das Gemeinwejen wieder den E chuß ded 
Todtſchlägers jeinen Feinden gegenüber Übernehmen. Dann erft fann er ſich 
in den Frieden des Biſchofs einkaufen, auch wenn er fich mit feinen Feinden 
noch nicht verjöhnt hatte Bunge, Geſchichte des Gerichtöwejend ©. 149. 
Eine ſolche Beſtimmung trägt aber nicht den Charakter einer Strafe an fich 
ſ. Anm. 113. Cbenjo will der Iivländifche Spiegel (I 9, $ 6, M. 134, 
j. Ann. 74) die an fich erlaubte Tödtung in Nothwehr nicht ftrafen. Doch 
wenn der Thäter die ihm zuſtehenden procefjualifchen Vortheile verſäumt hat, 
der Friede ihm nicht gewirkt werden kann, fo fol er ſich, der Sicherheit wegen, 
aud dem Rande entfernen, widrigenfalls ihn die Strafe des Todtſchlages trifft- 
— Aehnliche Vorfihtömapregelu |. Frauenſtädt a. a. O. ©. 130 und 138. 
— Oder iſt in diefer Landesverweiſung eine-Erinnerung an die alte Fried⸗ 
lofigkeit, wenngleich in milderer Form zu erbliden ? Helmerſen vermuthet, 
daß dem auf der That ergriffenen Todtſchläger auch nad) dem älteften Ritter- 
vecht Todesſtrafe gedroht habe; dann wäre aber doch wohl auch (nad a. R. R. 
52. M. 80) die Folge der Flucht des Thäterd Verfeftung und nicht einfache 
Verbannung gewejen. Helmerjena a. O. ©. 62, 63, 222, 

96) Nur im Privilegium ded Ordendmeifterde Anno an die Oefeler. 
vom Jahr 1255 (UB. Nr. 285) gejchteht der Landesverweiſung (eliminare), 
als einer nach der Gewohnheit der Eingeborenen für widernatürliche Verbre⸗ 
chen verhängten Strafe, Erwähnung. Vergl. jedoch B. L. Nr. 1999, Anm. 161. 
Dagegen gehört Nr. 1064 des U. B. ins Stadtrecht. Anm. 156. 
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den Urkunden der: damaligen Zeit, die Gefangenhaltung durch 
die obrigkeitliche Gewalt vor, dieſe trägt aber ſtets ben Cha- 


after eines proceſſualiſchen Sicherungsmittels und geht in Straf- 
fällen ber eigentlichen Execution oder der Verurtheilung vorau8?”). 
Zum Schluß mag hier noch ein Urtheil des harriſch⸗-wieriſchen 
Rathes vom Jahr 1505 angeführt werden: Die Kranfche hatte 
den Rath mit „untüchtigen Reden“ beſchmäht, ihn als partetifch 
bezeichnet u. |. w.; demnach kommen die Rathsheren überein „Daß - 
man die Frau richten ſolle und fie bis „olange „„ſetzen““, daß 
"man zu dem Gericht kommen mag”). Es fcheint, als habe 
die Strafe hier in der Haft beftanden. Mas bedeutet aber der 
Zuſatz „fo lange — daß man’ zu dem Gericht kommen mag” ? 
Sol dadurch Die Dauer der Haft beftimmt werben, oder foll 
das Gericht dann erft das eigentliche Urtheil fällen? Vielleicht 
ift in dieſer Verfügung ein Uebergang ber Praxis zur Gefäng- 
nisſtrafe zu erbliden. 


V. Strafenam Recht und an der Ehre, 


Eine Schmälerung der Ehre oder vielmehr des vollen Rechts⸗ 
genuſſes iſt den Quellen nicht unbekannt. Darauf weiſen ſchon 
die häufig wiederkehrenden Ausdrücke für den Zuſtand vollkom⸗ 





97) M. 107 (Lep. I, 52). We nene börge en hebben mach unde ok 
:nen erve en heft, den schal dat recht borgen, unde schal beide, den kleger 
unde dar de klage up geit,” holden in sinem veste also lange, bet se mit 
rechte entwe komen unde dem gerichte gelik schüt. M. 196 (Lep. III, 8), 
f. Anm. 50, M. 203 (Lsp. II, 16) $ I. Ein vorvestet man ‘mach sik wol 
utteen in allen steden in dem gerichte, darinne he vorvestet is. $ 2, Börgen 
schal he överst setien, dat he vörkamen wil; en heft he des börgen nicht, 
de richter schal en sülven börgen, bet he des rechtens plege. M. 218 
(Lsp. II, 33), $ 1. We schult vordert up einen man vor gerichte, der he 
nicht gelden mach, noch börgen setten, de richter schal em den man ant- 
worden vor dat gelt, unde also schal he en holden, gelik sinem gesinde, mit 
spise unde mit arbeit. $ 2. Wil he en spannen mit einer helden, dat mach 
he don; anders en schal he en nicht pinigen. UB. Nr. 713a, 1298, 1670, 
1778, 2589, 2670. BL. Nr. 702, 

98) BL. Nr. 652, j 
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mener Rechtsfähigleit bin, wie „bederve lude“* oder „de unbe- 
spraken sint eres rechten‘ ®) Die Urfache, welche diefe Ehre 
beeinträchtigte, war offenbar die Begehung eines Ungerichts, 
defjen man wor Gericht überwiefen worden, oder das man gebef- 
fert hatte '°0), fowie die zweimalige Anklage wegen Diebftahls 191), 
Ferner follte der Bruch eines Gelübdes !%2) und die Treulofigfeit 
gegen den Lehnsherrn unmittelbar den Berluft ber Ehre, letz⸗ 
tere auch den des Lehnguts nach fich ziehen 9%). Es fcheint 
demnach als habe der Ehrverluft in doppelter Weife, einmal ftilf- 
ſchweigend als notwendige Folge eines Verbrechens, dann auch 
ausdrücklich durch richterlicheß Urteil eintreten Tönnen !%), Zu 


9) z. B. "=. 6, 7, 53, 85, 86, 8. Auch, seker man* M. 131; |. 
auch M. 112 (Lep. 1. 57) a. GC. | 

100) M. 38 j. Anm. 56. Daher werden die ſchweren Verbrechen auch 
ale „Schuld, die an die Ehre geht” bezeichnet (3. 3. M. 113 ſ. Anm. 34). 
Die ausdrüdlichen Beftimmungen ded Sacjjenjpiegeld (1. 8851 und 65 5 2) 
über die Nechtlofigfeit fehlen in der Bearbeitung für Livland. Doch waren 
auch nad) dem linländifchen Recht die unehelich Geborenen als ſolche rechtlos 
wie aus M. 211 [Lsp. III. 25: We ein wif unwitlik nimt, der he nicht 
hebben mot, unde. winnet Kinder mit er, werden se darna gescheden mit 
rechte, it en schadet den Kindern to erem rechte nicht, de gebaren sint vor 
der schedinge, noch. dem, dat de moder drecht] und M. 212 [Lep. III. 26 
$ 1. Spreket ein man den andern aver, dat he unechte si, so mot de jenne 
sin recht darto don. $ 2, Doch mot ein man sin echte unde sin recht bet 
beholden mit getüge, denn men en darvan afwisen möge] hervorgeht, wenn 
gleich Die deöbezüglichen Beflimmungen des Sachjenfpiegeld über Kempen, 
Spielleute und Uneheliche in unferen Rechtsbüchern fehlen. Doch jcheint dies 
ſes eine mildere Form der Rechtlofigkeit gewefen zu jein, denn M. 44 $ 2 
(f. Anm. 192) hebt hervor, dat Spielleute und unehelich geborene nicht Räus 
ber⸗ oder Diebögenofjen jeien. „Genote* = Gleichftehender, Standeögenoffe. 

101) M. 131 (Lsp. II. 1,) j. Anm. 32. 

102) M. 222 |. Anm. 40. 

103) M. 39 (Lsp. I. 39). Welk man _truwelos geredet wert mit sinem 
apenen breve, edder in nöden van sinem heren vlücht, edder in sines heren 
werven untruw is, also dat he sinen egen vramen wervet und sines heren 
vorsümet, dem vordelet men sine ere unde gut, unde nicht sinen lif. Vergl. 
Anm. 272. 

104) Eine Anſicht die vielleicht auch noch bejtätigt wird durch M. 168 
(Lsp. II, 46). & 1. We sin recht vorlust vor gerichte in einer stat, de 
heft it aver alle vorlaren, ift men des in dem gerichte tuch heft. $ 2. Des 

Zeitſchrift f. Necdhtäwifj. Ig. IX, H. 2 u. 8. 16 


* 
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8 Ehrverluftes gehört 
ng de3 Reinigungs⸗ un 
eit Vorſprecher '%) ni 
inen Vorfprecher vertr 
Rechte für ſich alle 
n der Führung ber V 
ıt überhaupt nicht mel 
8 ohne Erfolg geſcholte 
3 er bie verwirlten St 
nd Ehrloſigkeit hat noc 
nden jener Zeit hervor 
e politifcher Rechte dir 


t nen man to bringende p 
r dem he rechtlos gesech 
'or den richter, dar he siı 
avertüßen möge, de scho! 
Unm.’56). Ferner M. 6, 

(Lsp. I. 47). Ein jewelik 
nder papen, wente men s 
f. Ann. 38, 

(bsp. II, 15) $ 1.. Rech 
erer klage. 

Lsp. I. 32). Klaget ein n 
ader, dat se an erem gudı 
van recht don scholden, ı 
gerichte geladen unde en 
r guder lüde vormuntschof 
(Lsp. II, 61). Welk maı 
art, dat he dat also nicht 

ordel mot he meer scheld 

Anm. 189. J 

3. Nr. 654: Ber gegen I 
ın dem deutjchen Orden in 
Bajallen des Erzftifts, vor 
rechtlos (exlex) und ehrl 
ngen zugelaffen werben un 
ver (der päpftlihen Kamme 
: Johann von Hohenhorſi 
richlagung) eonrietas nic) 
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— In der Regel wird unter den Strafen am Recht und an 
der Ehre auch die Friedloſigkeit over Verfeftung be— 
handelt, die im DVerluft ſämmtlicher Rechte bejteht. Und in der 
That hat e8 Zeiten gegeben, da die Friedloſigkeit zu den fehwer- 
ften Strafen gehörte '"2). In den RechtSbüchern ‚aber erjcheint 
fie mehr als ein progefjualifches Zwangsmittel und ift als folches 
in die Darftellung des Kriminalprozeſſes zu verweiſen 12). Zwar 
kann die Friedloſigkeit nur eintreten wenn es ſich um ein Ver⸗ 
. brechen handelt, das mit einer Strafe „an Hal und Hand“ 
bedroht ift '12); Die wefentlichfte Vorausſetzung bildet aber die 
Flucht. oder wenigften® ber Ungehorfam. des Befchulbigten '1) 
und baher fteht e8 diefem ftet8 frei, fich aus der Verfeftung zu 
ziehn '16), — Die Androhung unbedingter Todesſtrafe für Den 
Fall, daß der Verbrecher in der Verfeſtung ergriffen und über- 
führt worden ''), das Verbot ihn zu beherbergen und zu fpei- 
fen ''8) jowie die vielen anderen Nachteile !'9) mochten bie ‚Sage 


werden (13172). UB. Nr. 1029: Wer gegen die Verordnung Katfer Karla 
VI. den Schuß der Geiftlichkeit betreffend (vom Jahr 1360) handelt, fol in- 
fam und ehrlos erklärt und zu feinen Landtagen und Verſammlungen der 
Edelleute zugelaſſen werden. 

112) Vergl. Wil da a. a. O. ©. 218 ff. bſ. S. 30. 

113) Vergl. Bunge, Geſch. des Gerichtsweſens S. 157 ff. 

114) M. 115. (Lep. I, 61) ſ. Anm. 33. M. 155 (Lsp. U, 34.) $ 1 
We einen man vor gerichte vorklaget in sin antworde, wert he vlüchtig, so 
nimt he de sake up sik $ 2. Is he Överst verklaget umme ungerichte, men 
schal en altohant ‚vredelos leggen. 

115) M. 80 8 4 f. Anm. 95. M. 155. |. Anm. 114. M. 184. |. 
Anm. 52. M. 196 (Lsp. II, 8) f. Anm. 50, 

116) M. 119. (Lep. I, 66 $ 1.) Wert ein man vredelos gelecht, 
und wil sik darut teen, dem schal de richter vrede maken vortokomen unde 
mit sinem rechte van dem to werkende. M. 203 |. Anm. 97. 

117) M. 115 (Lsp. I. 62.) $ 1. Umme welkerlei saken willen ein 
man vredelos gelecht wert, wert he binnen der tiit gevangen unde vor ge- 
richte gebracht, it geit em an sinen lif, ift he der dat edder der schult mit 
rechte avertüget wert. $ 2. Tüt he sik överst ut der schult, und kumt 
ungevangen vor gerichte, unde wil sine unschult darvan don, sülf sövende 
up den hilligen, de kumt to sinen rechten und blivet der unschult quit. 

118) M. 208 ſ. Anm. 51. 

119. M. 126. (Lap. I, 76) 9 2. Binnen den hilligen dagen mot 

16* 
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n zu einer fo unerträglichen 
yilfig dem Gerichte zu ftellen 
feine Feinde zu verfühnen '= 
hin muß letzteres feine Schw 
tverhältniffen entfprechend ha 
jener Unglücklichen fowohl, 

olgten Befehdeten das Aſylre 
oerſchieden von ber Verfeftun 


n vredelosen man vangen edder 
0, 54) $ 1. Ein jewelik man m 
‚hten, dar he in vorvestet is, edd 
i$ 2. Vor. dem geistliken rechte 
lem banne is. M. 202 (Lsp. II, 
ae vormünder hebben an erer klas 
am vredelosen en darf nemant antı 
et sint. M. 247. (Lsp. II, 63 
ach men wol vorleggen edder des 
binnen dem gerichte dar he geb: 
is. 52. Vörspraken mögen se 
man, he en darf en nicht antwo 
achte tügen kan. $4. Doch mı 
klagen, Bunge, Geſch. des Gerich 
80 |. Anm. 95. 

ı welhem Umfang dad Aſylrecht hier 
uentariicpen Vorſchrift, wie fie ein @ 
UB. Nr. 600 Anm. 203), follten 
m nicht genießen. Die desbezügl 
x Heil. Maria und St. Jakob in 
8 erteilt werden, lauten aber ganz 
ilegium Papft Alerander IV. an 
. Innerhalb des Klofterd barf kei 
mer.angelegt, kein Blut vergoffen, 
ewalt verübt werden. UB. Nr. 16 
‚tzu haben wir den obgenannten ı 
ı sulebe friheid und gnade erteilt, 
he lute, die durch irs selbs heils 
gud darin flohent, mit gewalt in < 
ı noch ichts nemen solle ete. — 1 
'orburg und das Schloß eine Freiſ 
. Nr. 985. Vergl. au UB. 9 
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nifation '22), welche von der Kirche eifrig gehandhabt wurde und 
die in den Kaiferlichen Erlaſſen angedrohte Reichsacht 12°). Die 
Rechtsbücher ftellen jedoch dieſe beiden Strafen in einigen Wir- 
fungen mit dem Zwangsmittel der Verfeſtung zufammen '2*) 
und zwar binfichtlich der mangelnden Fähigkeit Zeuge, Vorſprecher 
oder Kläger zu fein, bei gleichzeitiger Verpflichtung fich auf jede 
Klage als Beklagter einzulaffen !2°). 


VI Vermögensſtrafen. 


Die Rechtsbücher Tennen dreierlei Geldleiftungen, Die jemand 
durch fein Verfchulden verwirken kann. 

1) Den Schadenerſatz, das „Gelten“ eines materiellen 
Schadens, 

2) Die Buße oder „bröke“‘, durch welche ein ideeller Scha⸗ 
den gebeſſert wird und 

3) Die dem Richter zu zahlende Wedde. 

Jedermann mußte den Schaden, den er verurſacht, in ent⸗ 
ſprechender Weiſe wieder gut machen. Dieſer Satz gilt ganz all⸗ 
gemein. Soweit es ſich aber um den rein privatrechtlichen Erſatz 
des materiellen Schadens, das bloße „Gelten“ handelt, iſt an 
dieſer Stelle nicht weiter darauf einzugehn '?%). Nun giebt es 
aber Berlegungen, die fich nicht abſchätzen laſſen, die die Perſön⸗ 
lichkeit in ihrer Rechtsſphäre kränken. Das verletzte Rechtsgefühl 
verlangt Genugthuung und das ältere Recht gewährt‘ fie ihm in 


122) 3. B. UB. Nr.Nr. 291. 606. 890. 1248. 2879. BL. Nr.Nr. 42, 
137 „daß niemand mit ihm reden, effen, trinken, kaufen, geben, ftehen, hau⸗ 
jen, höfen und überhaupt keine Gemeinſchaft mit ihm haben fol.“ 

123) Ziegenhorn, Staatsrecht der Herzogthümer Enrland und Sem⸗ 
gallen 1773. Urkundenbeilage Nr. 10. Berordnung Kaifer Karla des V. 1527. 
„Reichsacht“. Hupeln.n M. St.9 und 10 ©.443, „Des Kaijerd und 
Reiches Ungnade.“ 

124) M. 176, 202, 247 ſ. Anm. 110. 

125) Über den Verluſt der Erbanſprüche bei den Oſelern vgl. Anm. 166. 

126) Bergl. 3. B. die Beftimmungen über den Tierjchaden in Anm. 38. 
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Die Buße ift alſo eine 
inen ideellen, unwägbaren € 
Buße tritt: beſonders deutlic 
Beſtimmungen der Rechtsbü 
hadenerſatz noch Buße gezah) 
42%), Wo aber der durch 
rielle Schaden gleichfalls nie 
wie z. B. bei der Verwund 
zahlenden Buße beide Elen 
ung zuſammen enthalten 12°). 
, die Mannbuße (Wergeld), 
zu erlegen war. Ihr Betr 





Vergl. die Citate bei’ Geib, Leh 
©. 166. 
\ 3 ®. M. 140 (Lep. II, 16). $ 
et in eines andern mannes water ; 
lantgudes ; den schaden gilt he u 
»graven sin, edder houwet holt, ds 
ıgen, edder breket he sin avet, 6ı 
one up, de to markstenen gesettet 
ar vlegen, de mot IX. mark lantz 
recht, M. 157. $ 1 j. Anm. 66. 
We einen andern lenet ein port, } 
to ener tiit, holt he it aver den 
he schal dat altohant wedder geve 
darto schal he em vor sinen schad 
heft, den he hewisen kan. M. 22 
es sinen nimt mit gewelde edder ı 
dat schal he weddergeven mit bc 
argeven möge, unde schal it em g 
3 edder de it gelden schal, de sw 
a, m. |. aud Seite 213. ff. 
Y3. 8. M. 137. |. Unm. 86. Du 
jen feinen Marktpreis erhalten. A 
es einmal erlegt worden, fo hatte 
lebung dieſes Gliedes feinen Sci 
yen verkauft, an feine Stelle die er 
lag aber ein neuer unerlaubter Ei: 
don neuem gebüßt werden und jr 
en, gleich einer ſolchen. 
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Quellen ganz allgemein auf 40 Mark Landgut 9) und fpäter 
auf Die ungefähr gleiche Summe von 10 Mark Silber angeſetzt !?"). 
Schon die Thatfache, daß durch eine einmal fizierte Geldzahlung 
ſogar die Tötung eines Menfchen gefühnt werden konnte, beweift, 
daß in der Buße eine Anerkennung der Schuld, fomit eine De 
mütigung und Genugthuung enthalten ift. Auch wird für Buße- 


130) M. 90. (aBR 62) $S l...... 80 gift he manbote na lant- 
rechte, dat sint veertich mark lantgudes .... UB. Nr. 20. Brivilegium 
der nah Riga handelnden Kaufleute, erteilt von Biſchof Albert. 1211. pet. 8. 
Ist dat en mensche gedödet wert sonder unterschede vor XL mark penninge — — 
vergl. M. 143. Anm. 165. Auch findet fi) dieſe Summe als das Löſegeld 
verurteilter Bauern. Livl. Bauerrecht Art. 9. „Eyn dotslach is XL, mark 
B. L. Nr. 635 u. a. ſ. Anm. 137. 


181) UB. Nr. 169. Vertrag mit den Ofelern von 1241; si homici- 
dium contigit X. mareis argenti redimet. Nr. 453 (R. 514). Privilegium 
der Kaufleute, erteilt im Jahr 1277 von dem Erzbifchof, Biſchof zu Dfel und 
dem Ordendmeifter, „wenn ein Kaufmann auf andere Weife getötet und der 
Thäter, ergriffen wird, jo wird mit ihm nad Recht verfahren; entflieht aber 
der Thäter und wird fpäter andern Orts zur Rede geftellt, jo muß er beteren 
tehen mark silfers und die richter en sal dar nicht von ap boren.“ Siehe 
jedoch die eigentümliche Unterjcheidung der Mannbuße nach dem Stande bes 
Getöteten in den Privilegien der dänifchen Könige. UB. Nr. 626. Privile- 
gium Erich Menveds an das Michaelsflofter zu Reval vom Fahr 1307... 
concedimus insuper domirabus praemissis hanc gratiam specialem, ut si 
quem ex eorum confratribus familia aut sibi servientibus occidi contigerit, quod 
absit, pro fratre hujusmodi tamquam pro vasallo nostro et pro servitore cujus 
cunque conditionis ant status fuerit, tamquam pro Theotonico statisfarere de- 
beat et plenius emendari. Ebenſo UB. Nr. 841, die Beftätigung jener Privi- 
legien. Bunge, Herzogtum Eftland S. 311 Note 92. — Es ſcheint auch eine 
Erlegung der Mannbuße in anderen Gegenftänden z. B. Öetreide (in Nr. 813 
des UB, findet ſich eine Beicheinigung über den Empfang einer Quantität 
Getreide, die dem König von Dänemark durdy den Tod mehrer, graufam um⸗ 
gebrachten Leute verfallen war) und vielleicht Immobilien ftattgefunden zu 
baben. M. 89. (aRR 61.) $ 1. Binnen eines dorpes beslotener marke 
mach »emant eigendom betalen. $ 2. Hebben aver lude acker edder wisen 
binnen einer andern mark, das mogen se weddeschat edder manbote an be- 
holden up iglichem acker edder wise mark lantgudes mit söven manne, be- 
derve lude up den hilligen oft de acker edder wise also gut si edder beter. 
...0..$ 4. Spreken se averst manbote darup, unde sint se des wert edder 
beter. s0 mogen se man einen man eme manbote up einen acker edder up 
eine wise beholden, mit twelf man unbesprokener lude up den hilligen. 
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ig ber Ausbrud „die Gew 
Zeit genügte freilich bie 
es beginnt ein „Marten un 
e hohen Geldſummen noch 
geräte gefordert wird ). 
ıßfummen für Verwundunge 
Entſcheidung von 1529 fi 
er Gewalt“ auf die „gewö 
Eigentümlich ift e8, daß 
ahlende Summe gleichfalt 
tzteres hat aber mit der eig 
gemein und bebeutet jeber 
n8, wöher denn auch neben 
13), — Schwere Verſtüm 
‚gelbe gebefjert werden '?7) 
Seite 187 3 
Beite 208 ff. ” 
. 8. BL. Nr. 749. gür Berwu 
ne Strafe von 200 Mark und I 
15 (BL. Nr. 822) wegen Berwur 
t, Arztlohn und 16 Bade. 
3L. Nr. 992. Jürgen, Biſchof 3 
tr Johann Varensbeke ſich befla 
1 Bauern eine Hand abgehauen 
t Sande, fo erfennen wir, daß a 
re Hälfe verfallen fein follen an 
m dem Bauern, dem bie Hand < 
zu geben binnen 3 mal 14 Tage 
Untoften, Zehrung und Entführı 
ſchlagen wir die eine Gewalt geı 
ber diefen Abſpruch und fefte © 
oll nad) unferen gewöhnlichen ft 
Gnade geftraft werden. ” 
M. 148 |. Anm. 38. M. 226 uı 


1. 186 (Lep. I, 11), 81. De 
ı manbes gemechte, hande unde 
diget wert, dat schal men mit 
dem anderen den dumen afhou 
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fache ſchwere Verwundungen darf die Summe von 10 Mark, den 
vierten Teil der Mannbuße, nicht überfteigen 128). Mit den üb- 
rigen Bußſätzen, welche ſich auf 3, 12 oder 24 Pfennige und 1 
‚bis 10 Mark 120) belaufen, fteht die Wergeldfumme in keinem 
Zuſammenhang. Auch kommen Fälle vor, wo die Buße nicht 
im Voraus figtert ift 49), 

Setzte die Bußzahlung eine Verlegung der Perfünlichkeit, 
einen Eingriff in die fremde Rechtsfphäre voraus, und war es 
andererfeit8 Aufgabe des Staates, die Perfönlichkeit in ihrer Rechts⸗ 
ſphäre zu fchügen, fo geht daraus hervor, daß alle Verlegungen, 
bie nach dem damaligen Recht „gebefjfert“ werben mußten, fich 
zugleich gegen die dffentlihe Gewalt richteten, und diefe- auch 
ihrerfeit8 einen Anfpruch auf Sühne erhob. Eine folche Sühne 
hieß, fofern fie in einer Gelbleiftung beftand, Wedde; und in 
der That findet fih. in den Rechtsbüchern die Beftimmung, Daß 
jeder, der vom Gericht zu irgend einer Buße (allerlei bröke) 
verurteilt worben, auch verpflichtet fei, dem Richter eine Wedde 
zu entrichten 1). Die Wedde iſt alſo die eigentliche, öffentliche, 


lantgudes, den vinger darnegest mit V. den middelsten mit IIII., den negest 
dem lesten mit III. den ütersten mit II. marken lantgudes. Dat sulvige 
recht hebben de tenen ok. $ 3. Vortmer we dem anderen de kussen ut- 
slöge, he $cholde en beteren mit sös marken lantgudes, de vordersten mit 
dren. — So audy BL. Nr. 992, |. Anm. 135. 

j 138) M. 137 f. Um. 86. 

139) M. 131 (Lsp. TI, 1 $ 2) f. Anm. 32, M. 136 ſ. Anm. 137. 
M. 137 ſ. Anm. 86. M. 139 (Lap. I), 15). $ 1. We dar veret aver eines 
mannes acker, de beseiet is, edder.aver eine wise, de ungemeiet is, de schal 
geven vor ein gewelik rat einen artich peninge. $ 2, Ritt he, so schal he 
geven aver einen artich., $ 3. _Weret he sik, ift men en panden wolde, so 
schal he it beteren mit einer mark lantgudes. 

140) M. 224 |. Anm. 128, M. 227 |. Seite 215. 

141) M. 48 f, Anm. 35. M. 195 (Lesp. IH. 6). $ 2. Geit överst 
de klage an den hals, he mot sin weregelt geven, unde dat schal werden 
dem kleger unde nicht dem richter, sin gewedde heft he daran. .... 8 4, 
is der börgen twe, dre edder meer, unde kumt de börgeman nicht vor, all 
geven se ein weregelt edder eene schult, dar jenne umme was vorklaget, unde 
ein weddegelt, to like to gelden schal de richter se dwingen, also verne 
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zu leitende Gelpftrafe, ı 
inen Öffentlichrechklichen Cl 
je Strafe, kommt die Wer 
von der Buße bei allen 


htes wegen dwingen mach. — 
ern an die nach Livland handel 
r Totſchläger foll betern tehen ı 
apboren.” Beſchluß der dänijd 
chuldige foll „den König wie di 
© zuerft citierten Gtelle (M. 48 
ſtets den dritten Zeil der Buf 
er diefe Gelbleiftungen des Sch 
ung der Gefeße, welde dad bei 
1. 1802) geht bei der Überjegu 
und 195) von der Anficht aus, 
abgezogen worden, jo daß ber $ 
erjen a. a. O. S. 208 u. O. S 
wechen für dieſe Auffaſſung un 
Zachſenſpiegel [I, 53, $ 1... . 
‚ute mede gewint, dar hevet di 
ung des Kap. 48 (M). Berner 
ı daran® und fehließlich, daß ein 
ſehr Gewöhnliches war. [5. 8 
je, de de losinge but, ene de | 
10 sik s0 gift he manbote na Iı 
drudden.deel sinem heren, de t 
n acker edder de wise stan vor 
3 2. Wert he averst schir, jen 
vele also nu gudes daran bekaı 
mmenhang nicht ganz Mar, ber 
M. 111 (Lep. I, 56) $ 4. So 
weigert, ho breket two mark s 
gerichte. — UB, Nr. 654 f. Uı 
3.] Dann aber erfcheint die V 
des Schuldigen, und es läßt fi 
faflung dieſes Berhältniffes, bie 
ı entrichten geweſen, anführen: 
ald die Einheimiſchen es befaf 
genen Gerichte höchſt unwahrſche 
u der unentwidelten und vielf 
m Mittelalter erflären läßt; d 
tlaut des Kapiteld 48 im. mittl 
gend ift und bie citierte Stelle ı 
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Handlungen vor, welche ohne Privatperfonen zu verlegen ihre 

Spitze unmittelbar gegen bie öffentliche Gewalt kehren. Dahin 
gehören vor allen Dingen die prozefjualifchen Delikte '2), für 
welche Die einfache Werde 20 Schillinge (= 1 Pfund) beträgt, 
doeh Tann dieſe auf das zwei⸗, drei⸗, vier- und achtfache fteigen. 
Auch kommt eine Wedde von 10 Mark Silber vor). Ferner 


fie wörtlih dem Sacjjenfpiegel entnommen, welcher eine derartige Teilung 
der Buße offenbar nicht fennt. [Lep. IH, 9. $ 1. Note 8 in Homeyers 
Ausgabe. Brunner, 0.0.0.6. 165 fagt: „Bei den Franken, Yongobarden 
und Nordgermanen bildet das Sriedensgeld eine Quote der gejammten com- 
positio. Bei den Sachſfen, Frieſen und Angelſachſen wird ed dagegen als firer 
Betrag neben der Buße angeſetzt.““ Berner wird am Ende des Kap. 195 von 
einem Wergeld und einem Weddegeld gefprocdhen. Ebenfo M. 96 (Lep. I, 
38): he blift es ane bröke unde ane wedde. M. 199. (Lesp. II. 12.) 
Ynm. 251: Me mot daramme wedden unde bote geven [unde ftatt edder 
emendiert nach dem Lep.] Und jchließlidy wäre es mindeftend unnüß im Kap. 
148 hinzuzufügen, daß der Richter diejen Zeil dem, der die Buße gegeben, 
nimmt, vielmehr entzöge er dem Sieger, der die Buße gewonnen, den dritten 
Teil derfelben. Dieſer Zuſatz jcheint zu befagen, daß der Richter von ſich 
aus gegen den Beflegten eine jelbitändige MWebdeforderung gleich einem Drittel 
der verwirkten Buße erheben kann. — 

Eine ſehr altertümliche Form der Wedde enthält M. 84 (aRR 56) |. 
Anm. 95. Hier erjcheint fie noch ald Friedensgeld im eigentlihen Einn bed 
Wort. 

142) Die Duellenbelege finden fich bei den einzelnen Delikten ©. 118. 
Bunge, Geichichte des Gerichtsweſens. ©. 96 ff. 

143) M. 71 (aBR 40). 8 l. Is he nicht to antworde so legge men 
em sine dage, xiilj nacht unde echter xiiij nacht, oft he in dem stichte wonet. 
$ 3. Wonet he averst buten dem stichte, so legge men eme xj weken unde 
echter vj weken unde entbede em de dage in sin hus, $ 3. Kumt he nicht 
so averst dag unde nacht vorbi sint, so breket he dre wedden, dat sint IX 
schilling, he moge dann bewisen echte not, dat he nicht komen konde, unde 
make dat war up den hilligen, f. zu dieſem Kapitel Anm. f. in Buddenbrode 
Ausgabe a. a. DO. M. 74. (aBR 46.) $ 1. Weddet ein man vor gerichte, 
dat schal he beteren bi schinender sunnen, $ 2. Betert he nicht de wedde 
binnen dren dagen, so breket he des ersten dages twe punt, des andern dages 
iiij punt, des-drudden dages viij unde nicht hoger ; so lecht eme de richter 
sine dage echte xiiij nacht. $ 3. Beret he denne nicht so pandet de rich- 
ter... 2... M. 75 (aBR 47). $ 1. We ein unrecht ordel vindet, dat is ein 
punt, $ 2, We ein recht ordel beschelt, dat sint twe punt. M. 109. |. 
Anm. 34. M. 128 (Lsp. I 79). $ 1. Bescheldet ein man ein ordel, dat 
schal men teen an den bischop unde an sine gemeine man, als wat em mis- 
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und Gut” gehn ſolle 19. Diefer Ausprud wird aber in-jener . 
. Zeit fo häufig gebraucht 80), auch wo man nicht wohl an eine 
wirkliche Vollziehung der Todesſtrafe und Güterfonfisfation den- 
fen Tann, daß die Annahme gerechtfertigt erfcheint, es fet unter 
einer Strafprohung „bei Leib und Gut“, überhaupt eine jebe 
Kriminalitrafe gemeint, zumal das derzeitige Strafenſyſtem fich in 
biefen zwei Arten der Strafe beinahe erfchöpfte. In fpäteren Ver⸗ 
trägen über das Münzweſen wird bem Übertreter der desbezüg— 
lichen Borfchriften angedroht, er ſolle Leib und Gut verwirft 
haben 151) — eine Beftimmung, bie hier ſchon eher als eine ernft- 
gemeinte aufgefaßt werden kann, da fi) überhaupt die Anorb- 
nungen der Konfisfation auch von einzelnen Gütern mehrten, 
wie bei der verbotenen Ausführ beftimmter Waaren, Übertretung 
der Luxusgeſetze und beim unerlaubten Feilhalten. Gegenftand' 
der Konfisfation bildeten hier die betreffenden Waaren und Luxus⸗ 
‚ artifel, wobet jedoch gleichzeitig eine andere „gebührliche” Strafe 
verhängt werben ſollte 152). 

Als befondere Beitimmungen der Kittertechte find noch u 
erwähnen, daß das Schwert, welche vor Gericht „auf eines 
Mannes Schaden“ gezückt worden war, dem Richter verfiel '°9) 
und ferner die wohl aus uralter Zeit herrührende Vorſchrift, Daß 
das Haus, in welchem eine Frauensperfon genotzüchtigt worden, 


149) M. 195 |. Anm. 24. 

150) 3. B. UB. Nr. 1197. Der Ergbifchof und der Ordensmeifter 
beichließen 1383 auf Bitten der ftreitenden Parteien in Oſel, den Frieden in 
der Weile berzuftellen und zu banen, daß feiner den andern beleidigen, in Die 
djelihe Diöcefe einfallen, dort rauben oder brennen noch die Burgen angreifen 
jolle, bei Werluft feines Lebens und feiner Güter. UB. Nr. 2490. Ein Tot- 
ſchläger jucht um 1420 mit feinen Genoflen freie Geleit nach „des en nicht 
geschein mag, na dem dat sei vordeilt sint lives und gudes.” UB. Nr. 
2573 |. Anm. 268. BL. Nr. 702. Der barriſch⸗wieriſche Nat gebietet den 
ftreitenden Teilen 1508 einen Frieden „bei Leib. und Gut“. 

151) UB, Nr.Nr, 1096, 2478 |. Anm. 269. 

152) Bereinigung zu Wolmar v. 1537 in Hupeld n. n. M. St.7, 8, 
©. 307 ff. Pernauſcher Receß von 1552 dajelbft ©. 347 ſ. Anın. 173, 174. 

153) M. 109. ſ. Anm. 34. 
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niebergeriffen und alle Tiere, die beim Ve 
geweſen, getötet werben follten '%). 

Schließlich verwirkte nach dem Vertr 
von 1255 derjenige, ber feinen Erblaffer ur 
Ien getötet hatte, feinen Erbanſpruch zu C 
herrn 155), 


VIL Ablösbarkeit der dffentl 
und Begnabigung 


Der entflohene und daher friedlos gel 
das unbeftrittene Recht, fi mit feinem G 
und die ihm drohende öffentliche Strafe ab 
ohne Mitwirkung des Richters, nachdem Di 


154) M. 185. (Lep. II. 85) $ 1. Umme ne 
men uphouwen dorpes gebuwete, it en si denn, dat 
nödiget werden, Dar schal men arer richten, eddeı 
Alle dink, dat in der notnunft was, dat dar levend 
dat schal men enthöveden. Wilda a. a. O. ©. 2% 

155) UB. Nr. 285. (R. 3 U. pet. 6): Bu nı 
alle Landedälteſten für das ganze Sand ipre Zuftimt 
mand feinen Verwandten aus dem Grunde tötet, un 
werben, jo fällt fein Recht auf die Erbſchaft dem 8 
überdjed muß er bem Herrn die herfömmliche Mann 
vollftändig entrichten. 

156) M. 38 ſ. Anm. 56: M. 80 8 4 |. Anı 
116. M. 203 ſ. Anm. 97. UB. Rr. 453 ſ. Anm. 1 
19. . UB. Nr. 1064 f. Anm. 1659. VB. Nr. 1141 
1874 urkundet der Revaler Rat über einen Totſchlag 
fen begangen, worauf er auf das größere revalſche € 
ſelbſt der Sreiheit ſich erfreut. Sein Schiff und fein 
gelaffen, und diefe fein dem geltenden Recht gemäß 
den. Im Bolge deffen habe jener Schiffer mit dem . 
dem Revaler Rat einen regelrechten und feften erg 
jcloffen, jo daß er von Rechts wegen (nomine et ex 
Erlegung einer Geldjumme dem Rat genüge geleiftet 
find dergeftalt feine Schiffe und feine übrigen Güter 
den. Übrigens ſoll er den Eintritt in unſere Stabt 
Jahre lang meiden. 
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hängig gemacht war, nicht angings). Die Ablöfung felbft be- 
ftand in der Erlegung des Wergelde8 oder der Buße an den 
Kläger und der damit verbundenen Wedde an den Richter. 
Hinfichtlich de auf der That ergriffenen Verbrecher8 aber 
beftimmt das Äiltefte Ritterrecht „man fol ihn richten” und der 
Spiegel Land und Lehnrechts ſetzt auf- alle Ungerichte unbedingt - 
die Todesſtrafe, nur die Leibesſtrafe des Heinen Diebftahls fol 
ablösbar fein !5%), Doch vermuten Bunge und Napierſky, 
daß auch dem auf der That ergriffenen Verbrecher das Necht zuge- 
ſtanden habe, die Todesftrafe, falls der Kläger und der Richter 
darin willigten, abzulöfen '%), In fpäteren Seiten findet fich 


“ 


157) M. 76 (a. R. R. 49) $S 1. Wat klage vor gerichte kumt, de 
en mak men nicht vorliken ane des richters vulbort. $ 2. Wes arerst vor 
gerichte nicht beklaget wirt, dat en darf men nicht richten. M. 135. (Lsp. 
I, 10.) Kumt ein man vor gerichte unde klaget dar dem richter sine not, 
ift we it si, in welber sahen dat it si, dat it de richter mit ordel verware, 
ao mak he sich nicht vordragen edder vorliken mit dem jennen, daraver 
he geklaget, ane vulbort des richters, 

158. M. 80 (a. RR 52 8 3) f. Anm. 95. M: 131 und 132. Anm. 
32. Daöfelbe befagt auch dad Privilegium der. Kaufleute vom Jahr 1277. 
UB. Nr. 453 ſ. Anm. 131. 

159) Bunge, Herzogthum Eſtland ©. 320 Note 147. Napierjty 
a. a. O. ©. 303, vergl. au Bunge, Geſch. des Gerichtömefend S. 149. Sn 
. Bezug auf den Sachſenſpiegel vertritt Häljchner, preußiiched Strafrecht Bd. I. 
1855 ©. 44, 45 die gleiche Anfidyt. Das Streben nad öffentlicher Strafe 
tritt unter anderem auch in der Bewilligung der königlich däniſchen Räte an 
die Hanjaftädte vom Sahr 1369 hervor. (U. B. Nr. 1064): Wer fi ſchiff⸗ 
brüciged Gut aneignet, und nicht zurüd geben will, fol am Leben .geftraft 
und dieſe Strafe weder mit Gut gelöft, noch der Schuldigen ohre des Klä⸗ 
gers Einwilligung begnadigt werden. — 

Häufig geſchieht der Löſung zum Tode verurteilter Bauern Erwaͤhnung, 
doch tritt hier wohl noch das ſpecielle Moment der ausgedehnten Strafgerichts⸗ 
herrlichkeit der Lehnsmänner über ihre Bauern in den Vordergrund. M. 2 
(a. R. R. 5). $ 2. Dorch dat so verlenet en de bischop er gut mit aller 
vriheit ...... unde mit rechte in hals, in hant..... B. L. Nr. 436. 
Der Bogt zu Wefenberg beihuldigt im Jahr 1493 Zürgen M. um 5 Bauern 
Die Zürgen aus dem Zurm zu Reval geborget habe, der Rat fpricht ab: Für: 
gen folle ſothane 5 Bauern miederherftellen oder alle ihre Hälfe löſen. Nr. 
635. Urteil des harriſch⸗wieriſchen Rats vom Jahr 1503... . . und fo war 
Robrecht zuerkannt, daß die Bauern alle an ihren Hälfen gebrochen hätten. 
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häufig bei Androhung einer Todesſtrafe 
Gnade“ 160), der es beftätigt, daß bie A 
fattifch ftattgefunden hat, zugleich aber a 
der Entwidtelung des dffentlichrechtlichen € 

‚ bezeichnet. Auch ift zu bemerten, daß bie 
nunmehr als „Gnade“ erfcheint, deren S 
ausgeführten in der erften Zeit wenigfter 
einzelne Richter geweſen ift '"). 


VII Arbiträre St 


Arbiträre Strafen find auch dem 
doch gehören die abfolut unbeftimmten e 
während die Rechtsbücher, wie ſchon erwẽ 


So war da ein Bauerwirt, genannt Hans von ! 
die Brüche (de broke) nicht zugeben und begehrt 
nad) der Beliebung und Abſprache des Rats unv 
tete ich Richter dem Robrecht den Bauern mit 9 
war. So fielen feine Freunde ihn noch an, als 
antwortet war, und wollten Robrecht feine Freu 
feinen Hals möchte löfen, daß Robrecht um der 
daß der Bauer feinen Hals jo beiheidentlich löſe 
40 Mark rigiſch in 2 Terminen geben folte zc. ! 
um einen Bauern antworten die beklagten Erben 
habe einen Bauern vom Galgen gelöft und vom fe 
denfelben mit dem Kläger ausgetaufcht, vermöge ı 
Nr. 1869. Der deutjche Ordensvogt zu Neuenjd 
Leps auf deffen Bitten zwei wegen Diebftahls 31 
im Jahr 1550, 

160) z. 8. $abri, I. 68 a. E. Wol den 
den Hals vorbört, unde schal mit dem höchsten 
gestrafet werden. UB. Rt. 1064 [. Anm. 159. 
von Brüggenei v. 1538, f. Anm. 48. B. L. N 

161) Beifpiele für die Begnadigung |. U] 
Nr. 1999. Johann Zoyge verbürgt fich für feir 
Mann Hans Mer vergiftet hatte. Nach fleißige 
ſchaft der Mex felbiger Fran das Leben nadgegı 
ſchont. Sie müffe in 4 Wochen Harrien und V 
auch B. L, 635, 1250, 1859 Anm. 169. 
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zahlungen ohne jede nähere Angabe ihres Betrage® an- 
drohen 1), \ 


IX. Konkurrenz der Verbrechen. 


Abgefehn von dem einzigen im ältejten Ritterrecht vorkom⸗ 
menden Fall der Konkurrenz von Hausfriedensbruch und Tötung, 
welcher von dieſem Rechtsbuch offenbar garntcht als ein Zufam- 
mentreffen zweiter ſelbſtändiger Delikte behandelt wird 16%), fcheint 
das Ältere livländiſche Necht, nach den vom Spiegel Land» und 
Lehnrechts hervoxgehobenen Fällen zu fehließen, durchweg vom - . 
Kumulationsprinzip beherricht zu fein. Sp muß jede Wunde 
einzeln mit einer Marf gebefjert werben !%), Wer. in ber Ab- 
ſicht den Herrn zu verlegen beffen Knecht mißhandelt, muß bei- 
den büßen 108).. Wer ferner einen Mann widerrechtlich gefangen | 


162) Anm. 115. Befonderer Teil I, 2. Anm. 152. Sn jpäteren Er: 
laſſen wird zumeilen bei Anordnung einer „gebührlichen Strafe” auf frühere 
Geſetze Bezug genommen. So z. B. im Punkt 7 des Pernaufchen Reeeſſes 
von 1552 auf die Vereinigung zu Wolmar von 1537 |, Anm. 145. Mög- 
licher Weife ift aljo die Zahl der unbeftimmten Strafen eine geringere ge: 
weſen als es den Anfchein hat. 

163) Vgl, weiterhin. 

164) M. 137 |. Anm. 86. Die 3 Mark, die für die erfte Wunde ge- 
zahlt werden, erfcheinen zugleich ald Buße für die Nechtöwidrigkeit des An- 
griffs im Allgemeinen, bie ald ſolche auch bei mehrfacher Derwundung nicht 
wiederholt wird. Über 10 Mark kann die Summe der Bußen wohl deshalb 
nicht fteigen, weil dieſe jonft in feinem Verhältnis zur Buße für jchwere 
Berftümmelung, (20 Mark) u. Tötung (40 Mark) ftehn würde. Die Auf: 
faffung dieſes Punkts ift jedoch nicht unbeftritten. Bergl. Anm. 216. John 
a. a. O. ©. 268 ff. | 

165) M. 143. (Lsp. Di, 21). We eines andern mannes knecht sleit, 
edder veit, edder rovet, dorch sines heren schult unde nicht des knechtes, 
mit rechte schal he en beiden böten, he dore it denn up den hilligen sweren 
dat he dat dem heren nicht to laster edder to schaden deit, so is he der 
einen bote leddich, To laster segge ik darumme, ift he en dorch des heren 
unde nicht dorch des knechtes edder dorch erer beider schult sleit. To 
schaden segge ik darumme, ift he en also geslagen heft, dat sin here sines 
denstes an em gehindert is; dat schal he beteren sinem heren, alse de 
knecht scholde, ift he ut des heren denste ane recht gekomen were; he 

Zeitfchrift f. Rechtswifj. Sg. IX, 9. 2 u. 8. 17 
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en Herrn gegenüber, als aud) den Verwandten 
Befangenen in gleicher Weiſe verantwortlich '6%), 
gegen einen Verbrecher gleichzeitig mehrere 
cht erhoben worben find, folfen dieſe einzeln 


"Strafentompenfation. 


ſcheint auch die Retorfion berüdfichtigt zu ha⸗ 
Inad) einem Urtheil des Biſchofs zu Reval 
die eine Gewalt gegen die andere” nieberge- 
) und da8 gleiche Prinzip liegt auch teilweife 
des harriſch⸗wieriſchen Rates ') zu Grunde, 
I für die Handhabung des Recht in ber 
Igen mag: 

ſſels und Jahann Soyge teilen ein Schlaf- 
wird durch das verfpätete Eintreten bed Letz⸗ 
chreckt, daß er mit Fluchen nad) feinen Waf- 
nmt zu „Handgriffen“, wobei Paſſels Knecht 
verwundet, des letzteren Knecht Wulf aber, 
u rächen, den Knecht des Paſſels die Treppe 


nark lantgudes beteren, wente dat sülvige recht is; he 
des Iasters unde des schadens mit den hilligen jegen 
1 he geslagen edder gerangen heft. John, a.a.D. 


Lsp. I), 22). Welk einen man gevangen heft, de mot 
eliken sinem heren, sinem magen edder sinem wire, 
huldiget, dewile he en in der haflinge heft. John, 


Lsp. IH, 10) $ 2. Klagen vele Iüde up einen man 
: den andern nicht to antworden, eer he des ersten 


392 |. Mnm. 185. . 
748 vom Jahr 1611. 








⸗ 


- 
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hinunter wirft, jo daß dieſer fih den Hals bricht. Es klagt in 
diefer Sache Soyge gegen Henning Paſſels wegen Verwundung 
und das Urteil lautet: „Da Herr Henning zu Anfang nad) dem 
Gewehre mit Fluchworten zugegriffen, fo fol Herr Henning für 
die Sühne ftehn und für den erfchlagenen ungen, und Wulf 
der Knecht foll des Totſchlagshalber unbelaftet bleiben, binnen 
und außer Landes; Auch fol Johann Songe und wen Herr 
Henning Damit bedenket in jeder Hinficht damit unbelaftet blei- 
ben ...... dagegen foll Herr Henning notlo8 fein aller Be: 
laftung, die Johann Soyge und feine Angehörigen deshalb be- 
rechnen könnten, e8 ſei Berwundung, Pferbefchaden, Arztlohn ꝛe. 
— damit follen fie in dieſer Sache gänzlich geſchieden und 
freundlich vertragen fein,. nicht Darüber zu klagen inner oder 
außerhalb Landes. Wer darin bruchhaftig befunden würde fol 
brechen 100 Gulden ind Gericht und ein Sciffpfund Wachs in 
die Kirche ꝛec. — Der Grundjag daß jeder für den von ihm 
verurfachten Schaden einzuftehn hat, kommt hier in außerordent- 
lich fummarifcher Weife zur Anwendung. Der Urheber. eines 
Streites in welchem eine ganze Reihe von Verlegungen erfolgen, 


| ſoll für die ſchwerſte derſelben einſtehn, einerlei von wen fie un- 


mittelbar herrührt und wen ſie getroffen. Die weniger ſchweren 
bleiben unbeachtet, in dem fie ſich gegenſeitig aufheben, und es 
ergiebt ſich das merkwürdige Reſultat, daß der Kläger zwar eine 
Verurteilung des Beklagten herbeiführt, aber nicht auf Grund 
ſeines Klagefundaments. Mit dieſem wird er vielmehr vollftän- 
dig abgewieſen, dafür aber hinſichtlich aller aus dem betreffen⸗ 
den Streit erwachſenden Gegenforderungen des Beklagten ſicher 
geſtellt. — Dieſes Urteil erſcheint in der That als ein „Abs 
ſpruch in freundlicher Weife” wie e8 in der Brieflade beißt. 
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Befonderer Theil, 
IV. Kapitel 


Die einzelnen Berbreden. 
erbreden gegen die dffentlihe Gewalt. 


Der Bruch) de gebotenen Friedens. 
ı diefem gehört in erfter Linie der Friedensbruch im 
Sinn, d. h. die Verlegung eines Friedens, welcher von 
it Öffentlicher Gewalt außgeftatteten Perfon befonders 
worden. Die Strafe ift Enthauptung "9, 

Die Uebertretung obrigteitlicher Anordnungen. 
ı gleicher Weife, wie der gebannte Friebe, follte jedes 
obrigleitliche Gebot befolgt werden. Die neuerlaffenen 
mthielten Häufig zum Schluß eine ausdrüclliche Straf- 
ing für ben Uebertretungsfall im Allgemeinen, welche 

in ber Anbrofung hoher Geldbußen beftand '"'). 





) M. 181. (Lap. II 4) fiehe Anmerkung 32. M. 134 85, fiehe 
M. 182 (Lep. II 62) |. Anm. 31. M. 196 (Lep. I7$2) |. 
Fabri I, 37, |. Anm. 88. I, 68, ſ. Anm. 160. V, 4: Des man- 

erichte, dewile he dat heget, schal he vor averrall so kreftich be- 

unde vri sin, gelik ift de landeshere sülvest in egener person, mit 
on rade, dar sete; dadorch bruket he des amtes segel unde des 
3en, unde wol dem manrichter edder sihen volgern averval dede, 
wwraket strafe am högesten. V, 49... . (der Richter) spreke to 
tter also... . . unde darto stille stan mit hande unde munde so 

t dat minste mit dem meisten unde dat meiste mit dem minsten 
»i vorbör der högesten strafe im rechte... . . . unde banne jur 
mit den lantrrede van wegen des rechten... M. 196 jagt: dat 
a sinen lif unde an sin gut, Die übrigen Quellenftellen verhängen 
infache Todesftrafe über den Friedensbrecher, ohne der Konfiskation 
ven. Freilich „wird einmal vertragsmäßig beſchworen den Frieden 
3 des Lebens und der Güter zu erhalten (UB. Nr. 1197) und 1508 
er harriſch⸗wieriſche Rath, einen Srieden bei Reib und Gut (B. L. 
vergl. ©. 246 f. 

I) Bergl. Anm. 145. 
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Im Einzelnen enthielten diefe Gefehe neben einigen Ergänzun- 
gen des eigentlichen Strafrecht8 auch polizeiliche Berorbnungen, 
wie das Verbot der Ausfuhr von Vieh, Pferden und Lebens- 
mitteln. Und um dafjelbe beffer überwachen zu Können, war 
auch die Benukung ungewöhnlicher Wege bei Verluft des Lebens 
und aller mitgeführten Güter unterfagt 172). Ferner ift das un- 
erlaubte Feilhalten und Handeln, insbeſondere die dadurch her⸗ 
porgerufene Verführung der Bauern zum Schulden machen 177), 
fowie bie MWebertretung der Luxusgeſetze mit Konfisfation der 
betreffenden Gegenftände und „gebührlicher” Strafe bedroht !"*) 
und ſchließlich jollte noch da8 Erregen von „Unluft“ oder das 


172) Vereinigung zu Wolmar v. 1537 in Qupel, nn. M. ©t.7, 8 
©. 307: Bo fol eine jdere Ouericheitt bi Bich Bulueft und den iren, mith 
Ernfte dar to Feen, od mith Honderlichen Vlite dar uch acht hebben Taten, 
dath feine Proutandt, Viſch, Fleſch, Offen, Queck und Perde, bouen gejette, 
in duittiche Nation, Rußlandt und LKittowen, duſſen Landen to Schaden und 
Nachdeill, nicht anders den nad) dem Dlden Bollen utteforen vorgunth wer: 
den. — Damit man dad befjer überwachen kann, gebieten wir daß Niemand 
die ungewöhnlichen und verbotenen Straßen ziehe, jo aber Einer auf einem 
ungewöhnlichen Wege oder Straße gefunden würde, fol er mit Berobung alle 
dedjenigen, wes men bei jhnen findet, mit Bampt dem Leittzagen am bogften 
geftraffet werden. Pernaujcher Receß v. 1552, pet. 7, ebendaſelbſt. ©. 345. 

173) Bereinigung zu Wolmar, a. a. D. ©. 308 f. Pernaujcher 
Receß v. 1552 a. a. O. ©. 341 ff. pet. 10: Und nachdem auch in Stedten 
von ebligen, den armen Pauren die Whare auff Zeite und auffs teurefte in 
die Handt geftedet, darober Bie offt, war ßie widder fommen, angehalten und 
gepfendett werden ; das folches abgeftellet, die armen Leute nicht überladen 
mith Borgen, oder angehalten werden mochten. pet. 15) Mith dem Krugen und 
vhorkauffen, jol e& nach der gemeinen Rande Receſſ gehalten und diß valß 
jdere Boßwerung, durch guttes Aufſehen, abgeftelleth werdenn. 

174) Receß von 1543 in Hupels nn M. St. 7, 8 ©. 313 
Pernauſcher Receß v. 1552 a. a. O. ©. 347, pet. 11. — — daß fid ein je 
der jeinem Herlommen, Artb und Geborth nach, mit Kleidung, Köfte, Kin- 
delbhier und allem anderen, wie ettwan bir beuorn beiilliget, halten, auff 
damit unter Edlen und Unedlen, Erligen und Unerligen, an Mani und 
Weibsperfonen Vuterſcheitt geſpurett. Wurde ſich aber Einer oder mber uber 
fein Vermugen, Stand oder Ehre hernorbrechen, folleu neben Borlierung fol: 
her Kleidung nach Gelegenheit an jderen Ort da ehr befunden, geftraffet 
werden. . 
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„Zucken der Wehre“ bei Gelagen mit Ernſt beſtraft werben 1"), 
wie denn überhaupt das tägliche Tragen von Waffen (außer 
dem Schwert) ſchon nach den Rechtsbüchern verboten mar ''%). 

3. Der Verrat. 

Der Berrat wird mit dem Rabe beſtaſt 17), Weber den 
Begriff und Thatbeftand des Verrat läßt ſich aus den Rechts⸗ 
büchern nicht® entnehmen, nur aus der Schwere der Strafe 
fann gejchloffen werden, daß hier wohl an den fchlimmiten Fall, 
bie Konfpiration mit dem Peinde zu denken if. Um fo weit- 
ſchweifiger jchildert Hermann von Brüggeney in feiner Confir⸗ 
mation von 1538 anderweitige hochverrätheriiche Handlungen. 
Nach derſelben foll man jeden, der „wider die Rechte, Gerichte 
und Räte der Lande unbilligr und ungegründeter Weife fre- 
ventlich reden und auflehnen würde, ihre wohlgegrünbeten, recht- 
lichen und reiffichen Sententien und Abfprüche verachten und 
bie nicht halten und den Rechten mit Gewalt oder Parteien 
wiberftehen wollten” — — — an das Höchſte richten und ſtra⸗ 
fen °), Auch die Verlegung politifcher Geheimniſſe ift mit ei- 
ner Strafe „nach Gebühr” betroht 179). 


175) Ebentafelbft pet. 14, ©. 348, |. -Unm. 45. 

176) M. 180 $ 2, |. Anm. 21. M. 183 $ I u. 2, ſ. Anm. 21. 
Vermutlich find dad 8 Pfund ald die höchfte in den Rechtsbüchern vorkom⸗ 
mende Bielheit der einfachen Wedde (M. 74, |. Anm. 143) UB. Nr. 1064 
pet. 14 f. Ann. 21. 

177) M. 80, |. Anm. 88. M. 131 (Lep. D, 3) ſiehe Anm. 82. 

178) Ewers a. a. O. ©. 29 ff. vergl. auch Vereinigung zu Wol- 
mar v. 1557 in Hupel, a. a. M. St. 7, 8 ©. 306: So ßich ouer daran 
bouen jemandt an Gelieke und Rechte nicht wolde erfedigen und Bined or- 
dentlichen Gerichtöheren Ordell, anders dan durch rechtmetige Uppellation, de 
einem jdern vorbeholden, open jtan, frie Bin nnd bliuen Boll, verachten, Rot: 
terie ftiften, de Ouericheit offte Bunft jemandts mith Smareden, Leden, offte 
Schriften betaften, derfuluigen vorettlichen nachftellen, der fol bj der Due 
richeit dar be to gewelen, boflagett, und Bo he fchuldich bofunden, nad) Rechte - 
geitraffetb werden. B. L. Nr. 42, ‚ 

179) Brief Plettenberg v. J. 1510 bi Ewerd ua. a. O. S. 70 a. E. 
Ok so jemand were von guden Mannen de etzlike Artikeln uth den Privi- 
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4. Bergehen gegen dad Gericht. 

Mit einem hervorragenden Rechtsfchug war das Gericht 
ausgeftattet, denn dieſes repräfentirte Die dffentliche Gewalt und 
ber Richter vertrat unmittelbar den Landesherrn "9. Abgeſehen 
von dem befonderen Frieden, der ſtets vor ber Gerichtsfitung - 
gebannt wurde und ben jedes Glied des Gerichts genoß !®'), 
war alle Gewalt und Ungebühr (untucht) vor Gericht bei 
Strafe einer Weddezahlung verboten, welche fogar die Höhe von 
10 Marf Silber erreichte, wenn jemand fein Schwert gegen ben 
Anderen gezogen. Außerdem follte diefeg Schwert dem Richter 
verfallen fein 182). Zu den Vergehen gegen da8 Gericht gehören 
auch alle prozefjualifchen Delikte, die ſämmtlich einen Anfpruch 
des Richters auf Wedde begründen. Von diefen werden in ben 
Nechtsbüchern aufgeführt: : da8 Verſäumen der Gerichtöfigung 
feitend der Parteien ſowohl, als anch der Beifiker, troß recht- 
zeitig ergangener richterlicher Ladung !°%), die Nichtdurchführung 


legien und Rechten der Lande Harrien und Wierland in Kroegen, Bierbaen- 
ken, effte in andern unhörliken Staeden, vermeldete efite sonst mit Worden 
lutbahr machte, de vorborgen hemlik syn sollen, sall na Geböhr darför ge- 
richtet werden und in Pöen verfallen syn. 


180) M. 76 ſ. Anm. 157 Fabri V, 4 ſ. Anm. 170 j. ©: 221. 


181) Fabri I, 37, }. Anm. 88. I, 68, |. Anm. 160. V, 4 ſ. Anm. 170 
u. A. ſ. ©. 221. 

182) M. 48, ſ. Anm. 35. M. 109, ſ. Anm. 34. BL. Nr. 652 |. 
Anm. 98. Um ftärkfiten gejhüßt war insbeſondere dad Bekreuzigungsverfah⸗ 
“ ren, da eine Hinderung defjelben mit der höchften Strafe, alfo mit dem Tode 
bedroht war. Fabri V, 13. Wenneer de bref dem jegendele also to handen 
gekamen is, under des richter amteg segel, darinne he klerlick gevunden, wa- 
rumme de kleger, sin jegendeel, ‘de becrützinge also erworven, so schal he 
de bekrützinge staden ane alle wedderrede, ok in all sinem huse, have, lande 
unde lüden, dörpern, watern unde strömen, unde dem becrütziger dar nicht 
inne hindern edder beleidigen, bi vorbade der hogesten strafe im rechten. 
Fabri V, 49, j. Anm. 170. 


183) M. 48 |, Anm. 35. M. 123 (Lep. I, 70). We vor gerichte ge- 
laden wert, mit des richters teken, unde nicht en’ kumt, de schall to rechte 
wedden, he en moge denn mit sinen baden bewisen, dat it em not be- 
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einer Klage, jowie bie verſäumte Einlafjung auf eine ſolche '°9), 
die Nichterfüllung eined vor Gericht geleifteten Eides 188) und 


das Klagen vor einem unzuftändigen Gericht !*%). Crfolgte Die | 


Zahlung der Wedde nicht am felben Tage, fo ftieg fie in ben 
3 folgenden auf das 2—4 und Sfache, weiter aber nicht !*7), 
Als Strafe für die ungerechtfertigte Appellation fegt das ältefte 
Ritterricht 2 Pfund feſt, während diefelbe im Spiegel Land und 
Lehnrechts 3 Pfund beträgt ies). Und weiter follte, wer ſchon 


nomen hebbe. — M. 219. (Lap. II, 34) 8 1. De einen man vor gerichte 
beschuldiget unde em de richter to rechter antworde büt, wil he nicht ant- 
worden, noch sik mit rechte entreden, dat he to rechte nicht antworden 
scholde, so delet men en weddeaftich; also deit men ok to dem andern, 
överst to dem drüdden male, antwordet he denn nicht, so is he vorwunnen 
an der schult. — Fabri I, 9. So de richter dat recht, up des klegers vör- 
derent, nicht vulmechtigen wolde, so mot de richter vor de sake stan. Unde 
so he is nicht vulmechtigen könde, dat de gesworen personen, de he darto 
. behövet, em up sin vormanent nicht gehorsam sin wolden, so mach he sik 
solkes schadens wedder an den jennigen holden, de dem rechte nicht heb- 
ben willen gehorsam wesen. Wente’ ein jeder gesworen gutman is dat recht, 
up des richters eschent, schuldich helpen to besitten; darumme schal de 
richter, wenneer de sake wichtich is, se nicht allene bi dem bröke, darup 
gesettet, denn ok bi dem schaden, so darut entstan möchte, vördern unde 
eschen. " 

184) M. 76 (a R. R. 49) ſiehe Anm. 157. M. 48 ſ. Anm. 85 
M. 125 (Lep. I, 73) $ 1. We ungericht klaget up einen man, de nich 
jegenwerdich is, kumt he darna vör unde de kleger dat nich vorvolget und 
klaget nicht up em, he mot dem richter wedden unde darto delet men jen- 
nen van der klage leddieh — — — (Lsp. I, 74). De richter schal borgen 
hehben van dem kleger ande up dem de klage geit, dat se to rechte vör- 
kamen, — M. 135. ſ. Anm. 157. 

185) M. 127 (Lsp. 177, $ 2). Was de eit gelavet vor dem gerichte, 
men mot dem gerichte wedden. | 

186) M. 111 (Lsp. 1, 56) $ 1 f. Anm. 9 $ 2, Deit he it överst, 
he schal dem richter beteren, dat he en utgevört heft, 

187) M. 74, |. Anm. 143. Doch bezieht ſich diefe Beftimmung offen: 
bar nur auf die prozeffualifche Medde, da bie Summen auf 4 und 8 Pfund 
beftimmt find. 

188) M. 75, |. Anm. 143. M. 128, ſ. Anm. 143. Da die genann: 
ten Rechtsbücher zu verjchiedenen Zeiten und an verjchiedenen Orten abgefaßt 
jein können; (fiehe Bunge, Altlievl. Rechtsb. ©. 3 u. 4) fcheint diejer 
Widerspruch in der Meddebeftimmung nicht fo erheblich. Vergl. jedoch: 
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3 Mal erfolglo8 appellirt hatte, nicht eher ein Urtheil ſchelten 
dürfen, als bis die bereits verwirkten Strafgelder bezahlt wor⸗ 
den waren iso). Schon die Rechtsbücher beſchränkten die Ap⸗ 
pellation auf inländifche Gerichte, eine Tendenz, die fich vielfach 
in fpäteren. Privilegien wiederfindet, bis ſchließlich Plettenberg 
die Appellation an ausländifche Gerichte bei Todesſtrafe verbie- 
tet 190), Der harriſch⸗wieriſche Rath war inappellabel und be⸗ 
droͤhte von fich aus die Erneuerung von ihm gefchlichteter Rechts- 
ftreitigfeiten mit hohen Geldftrafen '). ine weitere Verletzung 
ber Autorität des Gericht8 war der Arreftbruch, doch wird daß 
Fortnehmen einer Sache aus einem, mit Beſchlag belegtem Gut, 
. als Raub bezeichnet, worauf fpäter zurüd zu kommen fein wird. 


5. Die faljche Anklage, 


ALS eine beſonders ſchwerwiegende Verlekung der gericht 
lichen Autorität mußte die falfche Anklage erfcheinen, infofern 
durch fie die dffentliche Gewalt felbft zu einer Nechtöverlegung 
verleitet werden ſollte. Zugleich lag aber auch in der falfchen 
Anklage eine große Gefahr für den Beklagten und daher tft bie 
Ahndung dieſes Vergehend außerorventlich freng, indem bier 
noch) das Taltionsprinzip zur Geltung fommt. Den faljchen Anz 
kläger follte nämlich ftet3 die Strafe treffen, die er durch feine 


Bunge, Geſchichte des Gerichtsweſens ©. 98, Note 494. O. Schmidt, 
a. 0. O. ©. 88. Außerdem ift zu bemerken, daß das Waldemar E ri dy'fche 
Lehnrecht gleichfalls für Diefen Kal eine Wedde ven 3 Pfund anordnet. 
W.E. 56, j. Anm. 143. 

189) M. 245, ſ. Anm. 110. 


190) M. 128 |. Anm. 143 Brief Plettenbergd v. 3. 1510, Bei 
Ewers 6. 69, Pet. 1. So jemand were, de dat Recht buten Landes 
wollte söken up ander Oerden eſtto Enden, sick met Vrevel edder Wedder- 
wertichkeit gegen das Recht settende soll man richten an dat höchste. 

191) W. E. 44 $ 1. Alle ordele de beschulden werden vor dem 
rechte de schal man teen vor den rat darsulves, den de konink dar gesettet 
heft. $ 2. Wat de delet unde vindet dat schal stede sin. B. L. Nr. Nr. 748, 
(j. Anm. 169.) 749 Bunge, Geſchichte des Gerichtsweſens, Seite 21 ff. 


BL DE 





g dem fälfchlich Bellagten zugedacht hatte 2). Yes 
: wurde bei dieſer Art ber Beftrafung die Böswil- 
Bgefeßt, denn ausbrüdlich wirb bei ber falfchen An- 
Diebſtahls hervorgehoben, daf, wenn ber Kläger 
Glauben beſchwor, er dem Bellagten für fein „Un 
B eine Mark Silber zu geben hatte 9°), 

ie Begünftigung und gewaltfame Befreiung von 
iſt bereit$ im allgemeinen Teil erörtert worden. " 


I. Amtsverbredgen. 


nzigen, den Ritterrechten befannten Amtöverbrechen 
zbrauch und der Nichtgebrauch der richterlichen Ge- 
erfteren Fall verwirft der Schulbige eine einfache 
r nämlich wiffentlich ein. falfches Urtheil findet, hat 
18 Strafe zu erlegen '%), Während die Ahndung 


£. 44 (Lep. I, 34) $ 1. We den andern wundet edder dö- 
efangen vor gericht vöret, unde en to einem vredebreker wil 
be des nicht vullenkomen, he sülven is vorwunnen des un- 
he an em gedahn heft. $ 2. All si ein man ein speleman 
gebaren, he en is noch rörers genote, noch deves genote. 
‚ 53) $ 3. Wentegeruchte is ein beginnen der klage, unde 
der klage nicht, he schal sülven in der schult stan. — M. 116 
. 74 a. E. Confirmation des Ordensmeiſters Herrmann von 

538 pet. 2. Bei Ewers a. a. D. ©. 79. Privilegium 
3 Sohann von der Rede v. 1550 pet. 5 und Heinrichs von 
: bei Ewerd a. a. D. ©. 26, 27. — Dagegen war nah 
Bauerrecht (Art. 44) die Strafe für eine unrichtige Klage 
gl. f Anm. ' 

131 (Lep. II, 15 7) |. Anm. 32. 

48, |. Anm. 35. M. 75, |. Anm. 148, M. 180 (Lsp. I. 82). 
er einen man ordels unde vindet he dat na sinem sinne, so he 
t wete, all is it wol unrecht, he leidet dar nene not umme, 
n wil, dat he des nicht beter en wete. — M. 214 (Lsp. III. 
ır schal gelik richten allen lüden, unde he em schal ordel 
sch schelden. — In diefem Sinne ftimmen beide Quellen des 
rechts überein, wenngleich aud Bier dad Waldemar Erich⸗ 
Urt. 56, j. Anm. 143) abweichend 2 Pfund fetiegt. 


Richter zu leiten 100). 


261 


der Suftizverweigerung je nach dem in Frage kommenden Fall 
eine verfchiedene if. Handelt es fich nämlich um ein Lingericht, 
fo wird der daſſelbe nicht verfolgende Richter mit der dem be- 
treffenden Verbrecher zulommenben Strafe und Amtsentjegung 
bedroht, wenigſtens ift Niemand verpflichtet, das Gericht eines 
folchen ferner zu befuchen 9). Dagegen hatte ber in gering- 
fügigeren Sachen fäumige Richter bloß eine Zahlung von 2 
Mark Silber an den Kläger und einer Marl an den oberften 


* 


III. Verbrechen gegen die Religion. 


Im Mittelalter war es vor allem die Kirche, welche den 
Schutz der Religion und aller mit ihr irgend in Verbindung 
ſtehenden Perſonen und Gegenſtände übernahm '). Die Ritter⸗ 
rechte widmen den Religionsverbrechen nur einen Artikel, in 
welchem die wichtigſten Arten derſelben: Abfall von chriſtl. 


Glauben, Bauberei und Dergiftung ſämmtlich mit dem Feuer⸗ 


tode, der gänzlichen Vernichtung des Schuldigen, bedroht wer- 
ben !9°), Die eben genannten Verbrechen ftanden nach ber da⸗ 


maligen Anſchauuͤng in einem engen Zufammenhang. Die Zau⸗ 


195) ſ. Anm. 53. M. 133 |. Anm. 33 U B. Nr. Nr. 251, (f. Anm. 
49.) 291, 392. Da es beim Richter nicht zu einer Klage auf handhafter 
That fommen kann, wird die Strafe für ibn wohl ftet3 in einer Buße oder 
Weddezahlung beftanden haben. 

196) M. 111 8 4, |. Anm. 141 Fabri V, 22. So nu de richter in 
alle dessem vorsümlik erspört worde, dat he de tiit nicht geachtet, unde de 
parte to rechter tiit nicht vorschreve, schal he vor den bröke stan unde den 
na stiftischem rechte-böten. — — — — 

197) 3. 3. UB Nr. 700. R. 825. Berbot Papſt Johann bed XXII. 
v. Jahre 1324. Die in der Schlacht Verwundeten zu tödten, bei Androhung 
der im fanonifchen Recht gejehten Strafen, welche nicht nur Diejenigen treffen 
jollen, die ſolches thun, fondern auch die, die es geichehen laſſen. UB. Nr. 
778, 1029 (j. Anm. 51) Nr. 1248, 

198) M. 132, |. Anm. 82, 


z 
MN Mer” 2. 7, mE 
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ofern fle in der Benutzung diabolifcher Kräfte beſtand, 
8 ſolche ſchon ein Verſtoß gegen die chriftlichen Glaubens- 
ften, und bie geheimnißvolle Wirkung des Giftes konnte 
ch berartige übernatürkiche Einflüffe. erklärt werben. So 
ud in dem gleich zu erwähnenben Vergiftungsfall den 
drungsformeln ſtets das größere Gewicht gegenüber bem 
{bft beigemeffen. Lange Zeit feheint Übrigens die Bau- 
18 folche, fofern noch fein rechtswidriger Erfolg bewirkt 
raflos geblieben zu fein. Denn noch i. J. 1542 werben 
3eiber, die in fremdem Auftrage Salz zum Bwede eines 
ırbes befprochen und vergiftet haben follen, verbrannt, da⸗ 
ift bei berfelben Gelegenheit von ber Beſtrafung eines 
8, ber gleichfall8 befennt, „Zauberei gebraucht zu haben“ 
tebe 19%), Außer ben genannten finden ſich im Vertrage 
n Oeſelern von 1241 einige geringere Vergehungen gegen 
figion. Nach demfelben fol-für Fleiſchgenuß an Faften- 
md für das Opfern nad) heidniſcher Sitte eine halbe, 
rei Mark Silber gezahlt, der Opfernde aber außerdem 
n 3 Sonntagen nadt auf dem Kirchhof gezüchtigt wer- 
. Landtagsbeſchlüſſe aus der fpäteren Zeit erwähnen 
veciell der Gottesläfterung, welche als das allgemeinfte 
ndverbrechen der Zauberei, Wahrfagerei, dem Aberglau- 
ſ. w. gleichgeftelft wird 207), 


89) B. L. Nr. 19901200. 

00) U. B. Nr. 169 fiebe Anm. 94. 

O1) Vereinigung zu Wolmar von 1697. Be Hupel,n.n.M. 
3. ©. 808 u. 304. Pernaufdher Receh v. 1552 pot. 2, dafelbft S. 342. 
yenannter Stee heißt e8 unter Underem, die Bauern follen von den 
Zerthümern „Zauberey und dergleichen Gotsläfterung, welche billigt 
bögften zu ftraffen abgeleiteth werden" ꝛc. Da bier die Strafbeftim: 
ar beiläufig erwähnt wird, ift anzunehmen, daß darunter überhaupt 
Bftrafe zu verftehen fei, ohne daß die Urt derjelben bezeichnet werden 
che für Diefe Verbrechen ftet8 im Verbrennen beftand. 





| 
1 
| 
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IV. Verbrechen gegen das Leben. 


1. Der Mord. 


Die Rechtsbücher unterfcheiden noch Mord und Todſchlag 
in altgermanifcher Weife, wenigſtens wird eine offene, wenn auch 
mit Vorſatz verübte Tödtung noch nicht al8 Mord, fondern als 
Todſchlag bezeichnet, und dem entjprechend behandelt 202), Da- 
gegen ſcheint der Gebrauch diefer Ausdrücke in der Folge ſchwan⸗ 
fend zu werden. Das Wefentliche beim Mordbegriff war, wie 
Wilda nachweiſt, die Verwerflichfeit der Gefinnung des Thä- 
ter. In den älteften Zeiten ‘zeigte fich dieſe in der Heimlich⸗ 
keit, im feigen Verbergen der That. Später dagegen, als die 
Staats⸗ und Rechtsordnung erſtarkt war, erſcheint die offene, 
freche Auflehnung gegen jene, wie die Tödtung durch Straßen⸗ 
räuber beſonders gefährlich und ſtrafwürdig. So finden ſich 
auch in den Urkunden vom Ende des XIV. Ihrhdts. an „offen⸗ 
bare Mörder“ (publicus latro) neben „heimlichen Mördern“ 
erwähnt und unterliegen beide, wo fie zuſammen genannt wer- 
ben, der gleichen Behandlung 7%, Der Mord wird mit den 


— — 


202) M. 86, ſ. Anm. 37. Auch im Wier⸗-Oeſelſchen Bauerrecht, 
(Cap. 3) heißt es: „— denn verleugneten fie — jo wäre es Mord.“ 

203) Wilda, ©. 706, z. B. U.B. Nr. 453, (ſ. Anm. 131) Nr. 600. 
Bruchſtück über das Aſhlrecht. — Liber homo fugiens ad ecclösiam non est 
inde violenter extrahandus, quantum cumque gravias maleficia perpetraverit 
nec inde damnari debet ad mortem velad poenam, sed tamen super eo quod 
inique fecit est alias legitime puniendus, et hoc- est verum nisi sit publicus 
latro (openbar morder) vel nocturnus populator agrorum id est vastator vel 
combustor qui de nocte comburit segetes vicinorum. B 713 |. Anm. 19 Nr. 1099. 
Bündniß des livl. Ordensmeiſters mit dem König von Schweden v. 3. 1375: 
Vergehen ſich die Leute eined Landes dermaßen, daß fie aus Furcht in’d an- 
dre ziehen, jollen fie dort ruhig ded Zriedens genießen. So lange fie nichts 
gegen ihr Heimatland oder ihre Nachbarn vornehmen, sunder openbare mor- 
dere edder hemelike mordere, vorredere edder dive edder ander lude de 
bevunden worden an lesterliken broken, desse lude solen des vredes nicht 
bruken. UB. Nr. Nr. 1187. 1248. 1289. Ullfelda a. O. 6©. 64 f. 
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ierbrechen zufammengeftellt und dem entfprechend mit 
m und fehimpflichften Strafe, dem Rabe bedroht 20%), 
Mörder, fo wurde er friedlos gelegt, doch follte er, 
idere fehwere Verbrecher auf Grund von Verträgen 
ıchbarländer Teinen Frieden haben und wahrfcheinlich 
auch die Afyle nicht zugänglich 20%), 

ver Totſchlag. 

ältefte Ritterrecht zählt den Totſchlag nicht unter den 
en Verbrechen auf. Es unterfcheidet zwifchen dem 
id dem qualiftzirten, d. h. dem in Haus oder Hof 
jenen vorfäglich begangenen Totſchlag, und bebroht 
Landesverweiſung auf Jahr und Tag nebft einer 
ng von 13 Gulden und 4 Deren, diefen dagegen 
fteter Landesverweiſung, bis ſich der Schuldige mit 
f und feinen Feinden verglichen hat. Andrerſeits 
hingewiefen werben, daß ber offenbar unſchuldig um 
ellagte zum Beweiſe feiner Unſchuld, 6 Eiveshelfer 
oraus hervorgeht, daß ber Totfchlag auch vom älte⸗ 
echt als ein ſchweres Verbrechen aufgefaßt wird 20%), 
eiſe haben ſich in diefen Beftimmungen, Refte bes 
518 erhalten, jedenfalls aber find fie durch die An- 
es Sachſenſpiegels bald verbrängt worden, wonach 
ig ohne weitere Unterſcheidung als Ungericht behan- 
tt Enthauptung bedroht wird 7), 

%. 80 {. Xnm. 88. M, 191 (Lap. 15) f. Anm. 32. 

J. B. Nr. Nr. 600 und 1099 . Anmerkung 208. Pernaufcher 
te 1662, pet. 18. Bei Yupelm.n. M. Et. 7,8 ©. 357, 
Dagegen vergl. U. B. Nr. 608, Nr. 3081. „Wered ok dat 
t man in den vreden queme, de scal felig wesen.“ Friedens- 
1.4, 1 Mm. 96. 85, f. Mm. 47. MM. 00, | Anm, 37, 


9. Auch die Stadtrechte kennen eine Verweilung aus der 
vierffy a. a. ©. ©. 208, Note W. UB, Nr. 1141 (R. 1351) 


4; 181 (Lep. I, 4) f. Anm. 32. Auch die Praris beftätigt 
7,B Nr. Nr. 2920, 2490. 





265 


3. Brivilegierte Tötungen. | 
a. Straflos blieb die Tötung eines Friedlofen, eines 


- PFriebebrecher auf der Flucht, fowie die Tötung in Nothwehr, 


doch war der Beweis der Letzteren an beflimmte Formen ge- 
bunden. Berfäumte der Thäter diefe, d. h. wurde er verflagt, 
bevor er ſelbſt dem Gericht Anzeige vom Totfchlag gemacht hatte, 
ſo traf ihn die an das älteſte Ritterrecht erinnernde Landesver⸗ 
weifung auf Jahr und Tag 09). 

b. Für die Tötung eines Kindes ſoll volles Werhel ge⸗ 
zahlt werden, ohne daß dabei eine kriminelle Strafe erwähnt 
wird 209), 

c. Die Tötung im ordnungsmäßigen Zweikampf blieb 
offenbar ftraflos, denn im Jahr 1418 bittet der Ordensmeiſter 
felbft den Revaler Rath, geeignete Vorkehrungen zu einem be- 
‚vorftebenden Zweikampf zu treffen. Er, der Ordensmeiſter 
würde auch» feinerfeit8 für die Aufrechterhaltung ‚der Ruhe und 
Ordnung Sorge tragen. &8 tft alfo nicht anzunehmen, daß die 
eventuellen Folgen einer Handlung, die von den höchften Auto- 
ritäten des Landes unterftügt wurde, mit Strafe bedroht gewe- 
fen feten ?'9%), 

d. Im Vertrage mit den Defelern v. J. 1241 findet ſich 
die einzige Beſtimmung über Kindestötung. Die Strafe befteht 
in 3 Dferingen und Züchtigung. Die Mutter fol nämlich an 
9 Sonntagen nadt auf dem Kirchhof gezlichtigt werden?''). 

e. Der Selbſtmord ſoll nad) einem ſpäteren Vertrage mit 
den Defelern vom J. 1255 ftraflos bleiben. Im Grunde er- 


/ x 
208) M. 134, ſ. Anm. 74. M. 182 ſ. Anm. 3l. Bunge, Geſchichte 
des Gerichtsweſens, ©. 159. Note 726, |. Anm. 85. ' 
209) M 179 (Lsp. U 57) $ 4. Sleit överst ein man ein kint dot, 
he schall sin vulle weregelt geven. 
210) UB. Nr. 2233. Bunge, Geld. d. Berichtemefent ©. 72 ff. 
211) UB. Nr. 169. |. Anm. 94. 
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e doch als ein Verbrechen, da der Anftifter zum 
vohl einer Beſtrafung unterliegt 212). 

lich wird ebendaſelbſt noch ein Fall erwähnt, der 
qualifizirte Tötung iſt, als derjenige, welcher feinen 
n ber Erbſchaft willen umgebracht hat, außer ber 
ch das betreffende Erbrecht zu Gunften des Lan- 
teft haben foll. Eine Beſtimmung, die an ben 
l (III, 84 $ 3) erinnert. Außerdem verboten bie 
n&hefondere die in der Schlacht Verwundeten zu 


V. Körperverlegungen. 


erlegungen unterlagen nach altlivlaͤndiſchem Recht 
licher Strafe, fonderu mußten alle, auch die ſchwer⸗ 
x Geldbuße gefühnt werben. Im älteſten Ritter- 
ixierung berfelben, fowie überhaupt die Schlichtung 
vegen Wunden und Lähmungen ganz. den Parteien 
‚ während fi im Spiegel Land- und Lehnrechts 
enauere Bußtage findet, deren einzelne Anfäge teil- 
‚achfenfpiegel entftammen, zum größten Teil aber 
indiſch find. 

> ift für die Unbrauchbarmachung von Mund, Augen, 
Ohren, der männlichen Geſchlechtstheile, der Hände 
3 halbe Wergeld zu entrichten. Für das Abhauen 
‚ oder Behes 6—2 Mark, je nachdem es fih um 
veiten, dritten u. |. mw. Singer ober Zeh handelt, 
h für das Ausfchlagen von Badenzähnen 6 und 


‚ Nr, 285, {. Ann. 47. 
B. Nr. Nr. 700, 737, 778, 

83 (aBR 55) $ 2. Ume dotschlach unde wunden, de un- 
» erret de vader up den sone, unde de broder up den bro- 
ı sind dewile se ungescheiden weren. M. 87, |. Anm. 17. 
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der vorderen Zähne 3 Mart?1), Die erfte tiefe Wunde (dat men 
beine darinne vünde) wurde mit 3 Mark gebüßt, jede folgende- 
“mit einer, doch durfte die Geſammtſumme 10 Mark nicht 
überfteigen. Der einfache Bußfat für Wunden fam auch in 
dem Fall zur Anwendung, daß zwar eine Verſtümmelung vor= 
lag, der Verletzte aber für das betreffende Glied bereit8 Buße 
erhalten hatte 210). Auch. geringfügigere Wunden und Schläge 
mußten „gebeffert” werden, doch ift die Höhe der Buße für die- 
jelben nicht angegeben ?'9%. In der fpäteren Zeit aber wichen 
diefe Bußſätze höheren Summen, die offenbar wilffürlich je nach 
Umjtänden zugemeffen wurden 219), 


VI. Gewaltthätigfeit. 


Die landrechtlichen Quellen enthalten über die ſtrafrecht⸗ 
liche Behandlung der Gewaltthätigkeit als folcher außerordentlich 
wenige Beitimmungen, da dieſer Begriff fich wohl meift mit dem 
bes Friedensbruches deckt und bie in casu verübte Gewaltthä- 
tigkeit in der Regel als ſelbſtſtändiges Verbrechen erjcheint. Im 
den germanifchen Rechtsbüchern wird befonder8 der Hausfriedens⸗ 
bruch hervorgehoben, den auch das älteſte Ritterrecht mit ber 
Enthauptung bedroht. Was aber legtgenanntes Rechtsbuch unter 
„Hausgewalt“ (huswelde) verfteht, bleibt völlig dunkel, zumal 


215) M. 136 f. Ann. 187. Ueber die im Text angenommene Wieder- 
gabe des Worted „beleidiget“ (Ssp. I, 16, $ 5 „gelemt*) durch „unbraud: 
bar“ machen, vergl. Wilda a. ca. D. ©. 734. 

216) M. 137 |. Anm. 86. Buddenbrod in jeiner Heberjeßung 
und Helmerjen a. a O. ©. 225 fafjen diefe Stelle jo auf, als ob die 
Buße nad) der Zahl der Knocheniplitter, die fich in der Wunde finden, be: 
rechnet werden jol. Vergl. Anm. 129 und 164. 

217) M. 215 (Lsp. III. 30). We den andern veit unde em nichtes 
nimt, edder en wundet, edder sleit, ane dotslach, edder ane lemende, sine 
erven hebben dar nicht to antworden, ift he stervet, de jenne hebben denn 


- der klage begunt vor gerichte eer he stervet, 





218) 3. B. 100 und 200 Darf, B. I, Rr, 749 u. 822, |, Anm. 134. 
Außerdem werden bier noch Wachöfpenden an die Kirche oder an den Ver: 
legten verhängt. 

Zeitfchrift f. Rechtswifſ. Ig. IX, H. 2 u. 3. 18 
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VII Berbreden gegen die Ehre und Freiheit, 


1. Gegen die Ehre. . 

Obgleich die Ehrenfränfung im engeren Sinn dem germa⸗ 
niſchen Recht durchaus bekannt tft, läßt ſich Doch aus den ülte- 
ren Quellen des livländiſchen Landrechts, für die Verbalinjurie 
wenigſtens, keinerlei ſtrafrechtliche Ahndung nachweiſen. Im Ge- 
genteil wird ſogar vom harriſch-wieriſchen Rat noch im Jahre 
1515 eine Klage wegen höhntfcher und fpdttifcher Briefe als 
„nicht von Würden“ unbeachtet gelafjen 22). In dieſer Zeit 
hatte freilich ſchon Die Geſetzgebung ſich der Ehrverlegung ange- 
nommen und zwar verfolgte fie dieſelbe vorherrfchend nach 2 Rich- 
tungen hin, fofern es ſich nämlich um eine, bie Obrigkeit treffende 
Injurie oder um eine Verleumbung handelte. - Und zwar wir 
in beiden Fällen mit Todesſtrafe gedroht 22%). | 

Außerdem werden in den Landtagsfchlüffen von 1537 und 
1543 auch Schmähungen und Perunglimpfungen durch Wort 
und Schrift als ftrafwürbige Handlungen bingeftellt, ohne daß 
die Strafe genauer beftimmt if. In dem letztgenannten Receß 
von 1543 findet fich ferner die exceptio veritatis anerfannt, denn 
ber Injuriant fol dem Beſchmähten, vor die Augen gefeßt wer⸗ 
den, damit nach erfundigter Wahrheit der Unfchuldige entlaffen, 


233) B. L. Nr. 813. In M. 212 (Anm. 100) ift zwar vom Bor: 
mwurf der Unehelichkeit die Nede, die Stelle enthält aber nur die bezüglichen 
Beweisregeln. 

224) Brief Plettenbergd v. 1510. bi Ewerda. a. S. 69f. Thom 
andern, So jemand up unsz edder unser gebediger unlämplik effte unbörlik 
spreckende schuldig gefunden würde, warmede unsz edder unsern Gebedi- 
gern to kort geschehe, edder nicht leidlich wäre — soll man richten an dat 
höchste. Thom dritten, so jemand wäre de up ehrlike frome frawen Jung- 
frawen effte gude Manne mit sprekende betastede, wormede erer Ehren 
mochten gekortet werden, berovet effte süszto nahe were — sal men geliker 
maszen richten an dat höchste. — Confirmation Brüggeneid von 1538, ©. 256. 
Anm. 97. B. L. 632. Der harriſch-wieriſche Rat erfennt (1500) eine uns 
ter dem Eheverſprechen verführte Zungfrau ald Ehefrau an und jeßt hinzu 
-  „ift Semand der an ihre Ehre fpricht, den wollen wir richten an das höchſte!“ — 
18* 
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Tangennehmung in ber Fehde wird von einem ganz andern Ge 
fichtspunft aus behandelt und hat vielmehr in der Regel eine 
Löfegeltzahlung ſeitens de8 Gefangenen zur Folge 2°"). In glei- 
her Weife blieb das Verbieten eined Landes, fo wie Die Bedro- 
hung mit Fehde, fo lange dieſe überhaupt zu Recht beitand, 
ftraflos 222), und war nur als Notwehr begründendeg Moment 
von rechtlicher Bedeutung. Nur Geiftlichen durfte nach einer 
Wrordnung Kaifer Karla IV. v. J. 1395 bei Androhung der 
Ehr⸗ und Rechtlofigfeit die Fehde nicht angefagt werben 2°°). 


VII. Berbreden gegen das Eigenthum. 
l. Der Diebftahl. ® 


Mebereinftimmend mit dem ältejten germanifchen Recht läßt 
fih bei genauerer Betrachtung der einfchlägigen Duellenftellen, 
auch nach altlivländifchem Recht, als erſtes Requiſit des “Dieb- 
ſtahls die Wegnahme einer fremden Sache aus fremden Gewahr⸗ 
ſam aufftellen ?*), Wie aber der Mord. durch die Heimlichkeit 
der Begehung vor den andern Tötungsfällen ausgezeichnet und 
mit der ſchwerſten Strafe bevroht war, fo bildet auch das we- 
fentlich charakteriſtrende und die Strafe qualifizirende Merkmal 
des Diebſtahls die Heimlichkeit. Und zwar erjcheint fie jo un- 
trennbar mit dem Begriff deſſelben verknüpft, daß ſogar eine jede 
Handlung, durch welche der Thäter eine dem Diebe gleiche Ge— 
finnung verrät, wie wenn‘er den Beſitz gefundener Sachen ab— 
leugnet, oder faljche® Maß und Gewicht benußt, ebenfalls «als 
Diebitahl bezeichnet wird 275), Der Diebftahl erfcheint nun je 


⸗ 


231) M. 221 $ 3 |. Anm. 18. M. 223, |. Anm. 68. 

232) U. B. IH. Nr. 713 B. Anm. 13 u. 82, 

233) U, B. Nr. 1029 ſ. Anm. 51. 

234) M. 190 (Lsp. IT 1). $ 1. Wat man einem manne lenet edder 
deit to beholdende apenbar, mach he dat betügen sülf drüdde, men mach 
noch düfte noch rof daran nich teen. Wil'da a. a. Orten, ©. 864. 

235) M. 131. (Lsp. II, 2) j. Anm. 32. M. 141 (Lep. U, 18). $ 1. 
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ſchiedenen Beftimmungen über die Wiederholung des Diebftahls 
find nur für den Beweis von Bedeutung 2”), und fchließlich ift 
noch zu bemerken, daß der Diebitahl ſowohl al8 der Raub, jchon 
dann als handhafte That erfchienen, wenn Diebs- oder Raubgut 
in dem verfchloffenen Gewahrſam jemandes gefunden wurde 299), 

2. Der Raub. 

Neben dem Diebſtahl iſt der Raub das einzige Verbrechen 
gegen das Eigentum, welches mit einer öffentlichen Strafe be— 
droht iſt. Was aber eigentlich zum Thatbeſtand des Raubes 
nach älterem Recht erforderlich war, kann nicht genau feſtgeſtellt 
werden. Jedenfalls gehört zum Begriff desſelben die widerrecht⸗ 
liche Aneignung beweglicher Sachen 220), welche im Gegenſatz 
zum Diebitahl in nichtheimlicher Weiſe erfolgen muß; und weis 


237) M. 79. |. Anm. 88, M. 131 (Lep. n, 1yf Anm. 32. M. 145 
(Lsp. 11 24) $ 1. Anm. 63. — Die Brandmartungfolnah Wilda (aa. O. 
©. 515 u. 882) zugleich den Zweck haben, den Dieb als ſolchen kenntlich zu 
machen, da ihn, falld er zum zweiten oder dritten Male ftahl, eine jchwerere 
Strafe treffen follte. Dagegen ift es nad) der Faſſung unſerer Rechtöquellen 
kaum anzunehmen, daß der Rückfall beim Diebftahl auch bier eine ftrafichär: 
fende Wirkung gehabt habe. Da die einzige Stelle die diejed, und zwar nur 
für den Heinen Diebftab) zu bejagen. ſcheint: M. 181 (Lep U, 1. 8 7.) 
Bernet he sik, men schal en hangen ; wert he överst schir, de kleger gere 
ein mark sülvers vor sin ungemak — ſich grade auf den all der dritten 
Anklage wegen Diebftahle, wo die facktiſche Wiederholung nicht erwieſen ift, 
bezieht. Im Zujammenbang betrachtet, erjcheinen die angeführten Worte, als 
die fortgejeßte Schilderung des Hergangd bei einem derartigen Proceß, und 
da iſt es um fo wahrfcheinlicher, daß der BVerfafler des Nechtöbuches nur an 
den großen Diebftahl, der jchon als erfimaliger mit den Galgen beftraft 
wurde, denkt, und die joeben vorgetragene Unterfcheidung zwiſchen dem großen 
und kleinen Diebftahl nicht wiederholen will. Vergl. au) M. 38. Anm. 56. 
Freilich befiehlt der Komtur zu Memel im Jahr 1408, den ftehlenden Kuren, 
N fo zu halten, dag feine Klagen mehr fommen, werden si dar begriffen, 
man sulle si in die thymnitz setzen und an die helse richten, wolden si dor 
obir nicht abe lasen, würden si denne begriffen, man solde si an di bome 
hbengen. Doc, erjcheint diefer Befehl mehr eine adminiftrative Mafregel zu 
fein. U. B, Nr. Nr. 1778, 1782. 

238) M.. 144 (Lep. I, 23). De handhaftige dat is, wor men einen 
begripet mit der dat edder in der vlucht, edder düfte edder rof vindet in 
siner were, dar he den slötel to drecht, 

239) M. 190 $ 1. |. Anm, 234. 
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mit Gewaltthätigfeit gegen eine Perſon und Plünderung verbun- 
bene Ueberfall beſonders erwähnt und als Straßenraub bezeich⸗ 
net, ber fich jedoch hinfichtlich der Beftrafung vom semößnlichen 
Raube nicht unterfcheidet ?**), | 


Die Firchlichen Autoritäten verbieten in wiederholten Pri- 
vilegien an, die Kaufleute Die widerechtliche Aneignung geftran- 
beten Gutes, als Strandraub, indem fie die Urheber, Theilneb- 
mer und Begünftiger eines folchen Verbrechens mit Exkommuni⸗ 
fation bedrohen. Selbjt die Richter, die bei Verfolgung folcher 
Dinge, ſäumig find, foll dieſelbe Strafe oder Doch Amtsentjegung 
treffen 2°). Aber auch im weltlichen Recht wird die Strafbar- 
feit de8 Strandraubes anerfannt. Sp heißt es 3. B. in den 
Freiheiten, die die königl. dänischen Räte 1369 den Hanfaftädten 
erteilen: (pet. 2) Wer im Reich oder Land fich fchiffbrüchiges 
Gut zueignen und den Berechtigten nicht herausgeben wollte, 
ſoll am Leben geftraft werden und diefe Strafe weder mit Gut 
geldft, noch der Schuldige ohne des Kläger Einwilligung be- 
gnadigt werden 2%). 

3. Die Entwendung. | 

Es ift bereit8 oben darauf hingewiefen worden, daß die 
Rechtsbücher noch eine dritte Art der widerrechtlichen Wegnahme 
einer fremden beweglichen Sache aus fremdem Gewahrfam fen- 
nen, welche als die allgemeinjte Form der Eigentumsverbrechen 
erfcheint, und Daher als Entwendung bezeichnet werben fann. 
Denn durch die Heimlichkeit der Begehung wird die Entwendung 


244) U. B. Nr. 713 a. Der Straßenräuber der den Lukowe angefals 
len, wird in Pernau enthauptet (1325). U. B. Nr. Nr. 1187. 2385. 

245) UB. Nr. Nr. 251. ſ. Anm. 46, 49. — 289. 291,368. 392. 2879. 

*246) UB. Nr. 1064 (R. 1262) |. Anm. 159. Nah Buddenbrod 
(Ueberjegung) und Helmerfena. a. O. ©. 195 gehört bierber au M. 
141. Anm. 235. Einen andern Sinn bat wohl das Erkenntniß des Harrijch- 
Wieriſchen Rats v. 1508. (B. L. Nr. 728) „was an eined jeden Strand 
ſchlägt, ſoll jeder genießen.“ 
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mit Heimlichfett verbundene Unterfchlagung, wie Die Verleugnung 
des Beſitzes angeſchwemmter oder gefundener Sachen wird als 
Diebftahl behandelt ?°%) und von fonftigen Fällen ift nur die un- 
rechtmäßige Vorenthaltung eines Erbteild erwähnt nnd mit Wedde 
und Bußzahlung bebroht 2°). | 

5. Anmaßung unbeweglicher Sachen. 

Den Rechtsbüchern laſſen ſich zwei hierhergehörige, freilich 
ſehr allgemein gehaltene Beſtimmungen entnehmen: Wer mit ſeiner 
Klage um ein (Lehn⸗) Gut nicht durchdringt, von dieſem aber bereits 
Befig ergriffen hat, muß Buße und Wedde zahlen ?°2) und wer 
fremde8 Land gegen ein ausdrückliches Verbot, oder fonft in un- 
rechtmäßiger Weife bebaut, muß „die Gewalt befjern“, wobei 
die etwa errichteten Käufer und Zäune niebergeriffen werben 
ſollen 29 2 


6. Sachbeſchädigung. 
Abgefehen von dem wiederholt anerkannten Grundſatz, Daß 
ein jeber unprovozierte, nicht zufällig entſtandene Schaden, ver- 


250) Siehe Anm. 235. 

251) M. 199 (Lsp. III, 12). We herweide edder rade, len edder 
erve na dem dörtigesten dage weigert mit unrechte uttogevende, beschuldi- 
get men en darumme vor gerichte, he mot darumme wedden unde bote ge- 
ven. Zwar gejchieht (M. 193) der Beruntreuung durdy Dienftboten Erwäh- 
nung, aber ed ift dort nur von den rein privatrechtlicherr Folgen die Rede. 

252) M. 96 (Lep. I, 38). Spreket ein man gut an, unde klaget he 
darup, unde wert he mit rechte dar van gewiset, he blift des ane bröke 
unde ane wedde, dewile he sik des nicht underwinnet. — M.207 (Lep. !J, 
.21). Ok mot ein man sik wol underwinden sines gudes mit rechte, wor he 
süt, dat men it em mit unrechte vörentholde. 

253) M. 205 }. Unm. 65. M. 229 (Lsp. II, 44). $ 1. We dem 
andern sin land afbuwet mit drouwen, mit unrechte, edder in welker maten 
it ei, klaget de jenne darup, unde vorrolget dat jenne mit rechte bet in des. 
richters hant, unde holt men it em vör weldichliken, so schal it de richter 
richten. $ 2. De richter schal ok tom ersten mit einem bile slan dre slege- 
an de husinge edder an den tune, dar schollen de lantlüte to helpen nedder- 
breken ; ok en schal men dat nicht bernen, noch van dar vören, dat darup- 
is, van der husinge edder van dem tune, 
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golten werben fol 2°%), heben die Rittern 
wirthſchaft betreffende Fälle, wie die Bei 
Wieſen und Vieh befonders hervor. So 
ein Kornfeld oder eine ungemähte Wiefe 
Fahren in gleichem Fall, mit je einem 2 
büßt ‘werben 2%). Weidet Jemand fein V 
und Boden, fo hat er, wenn e8 fih um 
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Weife auf der Hütung verloren hatte, eı 
her ift bemerft worden, daß ber rechtlich 
. für Thiere auch nach livländiſchem Recht 
wurde 299), Dagegen find die ins Einzel 


254) |. Seite 213 ff 239 fi 

255) M. 189. j. Anm. 199, 

256) M. 157. $ 1. |. Anm. 66. M. 15 
veo drift up ein ander marke up gemeine weide 
sös pennige vor dat höret, 

257) Siehe Seite 215 fi. 

258) M. 159 |. Anm. 38 a. €. 165. |. Anm. 

259) Indem das Wergeld den Preis de 
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gen des Sachjenfpiegeld über das Thierwergeld in den Spiegel J 
Land und Lehnrechts nicht uͤbergegangen, wohl aber die Bemer⸗ 

kung, daß ſingende oder gezähmte Vögel, ſowie Jagdhunde durch 
ihres Gleichen erſetzt werden ſollen, alſo fein Wergeld haben 20), 


IX. Betrug und Fälſchung. 


Die nunmehr aufzuzählenden Verbrechen find in den land⸗ 
rechtichen Quellen wenig entwickeli. Wo ihrer aber Erwähnung 
geſchieht, find fie ſtets mit ſtrengen Strafen bedroht, weil jedes 
betrügliche Handeln den Character der Heimlichkeit an ſich trägt. 
Daher ſollen auch diejenigen, die mit falſchem Maß und Gewicht 
umgehen, als Diebe angeſehen werden 26) und die doppelte Ver⸗ 

pfändung eines Guts wird gleichfalls mit dem Tode bedroht 2%2), 
1. Der Meineid. 

Zunächſt iſt darauf hinzuweiſen, Daß nach dem Sprachge- 
brauch jener Zeit unter Meineid nicht nur ber vor Gericht ab- 
gelegte wifjentliche Falſcheid, fondern auch jeder Bruch eines eid- 
lich gegebenen Verſprechens verjtanden wird 26%), Sp häufig aber 
auch, der Eid in den Rechtsbüchern erwähnt, und die Erfüllung 
von Gelöbnifjen eingefchärft wird 29%), findet fich doch feine ein- 


jo begreift es fi, wie au von einem Wergeld der rauen, ja jelbft der 
Bögel und Thiere die Rede fein fonntee Grimm, Redtöaltertümer S. 650. 

260) M. 225. (Lsp. III, 40.) Singende vögel edder tame vögel und 
de winde unde haszhunde unde braken mach men gelden mit einem erem 
geliken, de also gut si, ift men it swere up den hilligen. Ueber den Thier⸗ 
ſchaden vergl. Anm. 38. 

261) M. 131 (Lap. I, 2) |. Anm. 32. Kop= Getränfemaß ſchwe⸗ 

dilche Taſſe. UB. R. 754. 

262) Beliebung Johann Freitags v. Loringhoff v. 3.1500in Hupel, 
n. n. M. St. 11, 12, ©. 371. Und wer zwei Briefe in ein Pfand verfie- 
gelt, den foll man richten an das Höchſte. Receß von 1543 in Hupeln.. 
n. M. ©t. 7. 8. ©. 318. Und wo befunde worde dat welk gelt lenen unn 
twe edder dre mall in ein pant vorsegelen, de szollen lives und Ehrenlosz. 
na Inhalte der olden Recesse erkandt und geholden werden. 

263) U. B. Nr. 654 (j! Anm. 111. B. L. Nr. 2. 

264) M 81. |. Anm. 17. M. 221 (Lep. II, 36) $ 1. f. Anm. 68.. 
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einzelne Arten der Münzvergehen hervorgehoben: Das Einfüh- 
ren fchlechten Geldes, das unerlaubte Prägen, ſowie das Be- 
ſchneiden (Wippen) und Wiedereinfchmelzen echten Geldes und 
brgl. m. Sn allen diefen Fällen fol der Schuldige Leib und 
Gut verwirkt haben 269). Schon das bloße Befiten von falichem 
Gelde veranlafte eine richterliche Verfolgung und vermuthlich 
firenge Beftrafung, da man fich von einem folchen Verdacht durch 
die Eifenprobe reinigte 2). 


x Untreue. 


Der Mißbrauch des Vertrauens fettend des Lehnsmannes, 
fofern er einen fpeciellen Auftrag feines Herm in eigennüßiger 
Weiſe zum Nachteile des Lebteren. ausgeführt hatte, war gleich 
dem Verrat mit ber fchwerften Strafe, dem Rädern bebroht 27"), 
Bernachläffigte aber der Lehnsmann in weniger gravierender 
Weiſe die Intereſſen feine Herrn, verließ er ihn in der Not 
oder wurde er fonft einer Treulofigfeit überführt, ſo ftrafte man 
ihn nicht an feinem Leben, fondern er verlor blos fein Lehen 
und wurde ehrlos 272), Von ſonſtigen Fällen wird noch erwähnt, 





269) U. B. Nr. 1096, de snode und quat geld in desse lande brochte, 
de sal lif und gut vorboret hebben. UB. Nr. Nr. 2478, 2632, Neceß des 
Landtags zu Wenden 1422. Und dusse vorscrevene munte nicht to vor er- 
gerende efte to voranderende ifte to wandelende sunder endrechtliken rat 
und vulbort der vorscrevenen heren dusser munte und lande, Ok der olden 
munte nicht mer to slande noch an artigen noch an Lubischer bi eren und 
bi truwen and dar to bi dem ketele. Item sal ok nement he si geistlik edder 
wertlick he si van wat state he si desulve vorscrevene munte ud wippen be- 
sniden, wedder vorbernen ofte in genigerle wise krenken. -We dat dede 
des men mit der warheit overkomen mochte, den sal men boven den ban dar 
wi praelaten vorscreven se an don in dusser schrift richten gelik enen vor- 
velscher, he si praelate, ridder ete. etc. nemand ud gescheiden. 

270) U. B. Nr. 2589. Hannus, der im Verdacht fteht falſches Geld 
gehabt und verkauft zu haben, erbietet ſich zur Eifenprobe, um feine Unfchuld 
Darzuthun (anno 1422) „na utwisinge siner lantrechte“. 
271) M. 131 (Lsp. I, 3.) j. Anm. 32. 
272) M. 39, ſ. Anm. 103 vergl. Buddenbrocks Ueberſetzung a. a. 
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’ XII. Unzuchtsdeliete. 


Die ſpärlichen Beſtimmungen des Landrechts über dieſe 
Verbrechen zeichnen fich meiſtens durch große Strenge aus. 

1, Die Verführung. 

Die Strafe der Verführung war der Tod. Hatte ein Edel⸗ 
mann eine abelige Jungfrau verführt, jo mußte er fie heirathen 
that er es aber nicht, io jollte man beide „richten“ und ihre 
Güter fielen den betreffenden Erben zu. — Die Unzucht aber 
zwifchen einem Unabligen („einem fchlechten Knecht”) und einer 
abligen Sungfrau, follte an Beiden mit dem Hungertode beftraft | 
werden 2’). 

2. Die Entführung. 

Es läßt fich vermuthen, daß entſprechend ber eben erwähn- 
ten ftrengen Beftrafung des leichteren Deliets auch die gewalt- 


-fame Entführung mit dem Tode bedroht worden fei, und ber 


Receß von 1543 beftätigt dieſe Bermuthung für das Bauerredit 
ausbrüdlich 278), War die Entführung aber mit Einwilligung 
ber Entführten gefchehen, fo feheint die Strafe blos in Gelb be⸗ 
ſtanden zu haben 70). 


277) Gnadenbrief Plettenbergs von 1507 bei Ewers a. a. O. S. 63. 
Item efft een gut mann efite wohlgebahren Knecht ein Iugfrau bedröge mit 
gelöfiten edder mit behenden Reden und dar klagt von, edder anders vor 
Ogen käme, de dat deit, soll se echtigen (beirathen); will he dar nich dohn, 
so sall men se beyde richten, unde ere beyde güder, sollen vervallen syn 
an ere negesten F'reunde, und efft ydt geschehn von schlechten Knechten, 
so soll man se beyde verschmechten. Faſt gleichlautend ift der Receß von 
1545 in Hupel n. n. M. St. 7.8 ©. 315. BL. Nr. 632. Wenn jes 
mand fich mit foldyen Dingen befledt, jo jol man Fein Geſchlecht fchonen 
und hinrichten an dem Höchffen. 

278) Yupeln.n M. St. 7. 8. ©. 315. Und welk Bhur eine 
Derne entforeth, ahne willen and Vulbordt, der vrunde den szoll men rich- 


'ten an den halsz ; entforeth he sze overst mit willen szo szoll men sze 


beide elichen, 
279) U. B. Nr. 1865. Der Komtur zu Sellin Ichreibt an den Reva⸗ 
ler Rat 1410. Der Meberbringer des DBriefed jei verllagt, dat he binnen 
Zeitſchrift f. Rechtswifſ. Ig. IX, 9. 2u. 3. 19 


—— 


der Ehebruch. 

Ehebruch wird mit Enthau⸗ 
die Notzucht 2%), 
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Zuſammenſtellung der einander entjprechenden Artifel der 
Holänbtfchen Nechtöblicher und des Sachienfpiegels, foweit fie in 
vorſtehendem berüdfichtigt worden, nah Bunges „Concordanz⸗ 





tafeln“. [Altlivlands Rechtsbücher. 1879. ©. 4553]. 
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auf ©. 206 Anm. 18 Zeile 7 v. 


Abgeſehen von einer Reihe geringfügiger Verſehen, die biermit ges 
neigter Nachſicht empfohlen fein mögen, eriheinen nachſtehende Berichti— 
gungen unerläßlid: 
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„11 v. u.,„ ©. 221, 254 
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„1v. u „ ©. 240 
„23»u „ ©. 255 
„22 v. „ © 259 f 
„ II v. o. 2 de 
„13.0. , Befriedung 
„Ddu.6v. u. ,, ewige 
„14 v. u ,„  bewisen 
„ 1v. o. „ 5. 266 
„Alv u .,, bannen 
„ 16.0. ‚  welker saken 
„ 8er. u „ jeweliken 
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„10 v. u.„ n. n. M. 
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